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Am 26. September 2021 findet die Wahl zum 20. Deutschen Bundestag statt. Während Parteien und Kandidatinnen und Kan-
didaten im Vorfeld um den Einzug in das Parlament konkurrieren, bestimmen auch Faktoren wie die Corona-Pandemie den 
Ablauf der Wahl.

 Deutscher Bundestag / Achim Melde
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Am 26. September 2021 findet die Wahl zum 20. Deut-
schen Bundestag statt. Mit dieser Wahl stellen die Wähle-
rinnen und Wähler die Weichen für die politischen Macht-
verhältnisse auf Bundesebene voraussichtlich bis zum Jahr 
2025. Die Wahl 2021 ist aus verschiedenen Gründen 
spannend: Die Ära Merkel geht zu Ende, nach vier Regie-
rungsperioden trit t die Bundeskanzlerin nicht erneut zur 
Wahl an. Wer wird sie beerben? Zum ersten Mal haben 
eine Spitzenkandidatin und zwei Spitzenkandidaten die 
Chance auf den Einzug ins Kanzleramt, ein Novum in der 
Geschichte der Bundesrepublik. Mit Annalena Baerbock 
für die Grünen ist dies auch die erste Wahl, bei der die Par-
tei Chancen auf eine Regierungsführung hat. Wie könnten 
sich die veränderten Verhältnisse in der Koalitionsbildung 
ausdrücken? Welche Themen werden entscheidend sein? 
Und nicht zuletzt: Wie beeinflusst die Corona-Pandemie 
Themen und Abläufe der Wahl?
Unter diesen Vorzeichen, aber auch mit den langfristigen 
Entwicklungen einer sinkenden Wahlbereitschaft, einer 
sich ausdifferenzierenden Gesellschaft und der anhalten-
den Transformation der Parteienlandschaft lässt sich der 
Ausgang dieser Wahl nur schwer vorhersagen. Es lohnt 
sich daher, einen Blick auf vergangene (Bundestags-)Wah-
len sowie auf zentrale Elemente, Themen und Akteure der 
kommenden Bundestagswahl zu werfen.
Wenn Wahlen seismografisch Momentaufnahmen zur 
Lage des Landes offenbaren, so hatte Deutschland 2017 
gleich mehrfach die Möglichkeit zur Nabelschau. Von vier 
Landtagswahlen gesäumt, unterschied sich der Bundes-
tagswahlkampf aufgrund des übergeordneten Flücht-
lingsthemas von den vorhergehenden vor allem in der 
 Themenzentrierung und Polarisierung. Letztere führte im 
Ergebnis auch zu einer weiteren Fragmentierung im Parla-
ment. Die repolitisierte Gesellschaft machte erstmals wie-
der steigenden Gebrauch von ihrem Wahlrecht, fügte den 
Regierungsparteien erhebliche Verluste zu und stärkte 
Neu- und Wiedereinsteiger in den Deutschen Bundestag. 
Als ungewöhnlich wird die Dauer der Regierungsbildung in 
Erinnerung bleiben, insbesondere aufgrund der geschei-
terten Verhandlungen über eine „Jamaika“-Koalition so-
wie wegen des historisch bisher einmaligen Eingreifens 
des Bundespräsidenten in den Prozess der Regierungsbil-
dung. Karl-Rudolf Korte versetzt sich in seinem Beitrag in die 
Konstellation der damaligen Zeit.
Parteien sind essentieller Bestandteil der repräsentativen 
Demokratie, ihr Ruf ist aber denkbar schlecht. In den letz-
ten Jahren ist die Skepsis und Ablehnung ihnen gegenüber 
sogar noch gestiegen. In seinem Beitrag geht Klaus Detter-
beck daher den Ursachen dieses schlechten Images von 
Parteien nach, und beleuchtet dafür ihre Funktionen und 
Aufgaben. Parteien erfüllen mehrere wichtige Funktionen, 
von der Willensbildung und Kondensierung politischer In-
teressen über die Mobilisierung und Anregung zur politi-
schen Partizipation bis hin zur Arbeit in Regierung oder 
Opposition. Je nachdem, wie gut oder schlecht sie diesen 
Aufgaben nachkommen, erklärt sich die Zustimmung oder 
Ablehnung ihnen gegenüber. Ihre Bedeutung für die De-
mokratie darf jedoch nicht unterschätzt werden. Gleich-
zeitig sind sie dazu aufgefordert, ihre Aufgaben besser 
wahrzunehmen und dabei auch ihr Verhältnis zu den Bür-
gerinnen und Bürgern stärker zu berücksichtigen. Diese 

sind wiederum in der Pflicht, ihre Erwartungen an die Par-
teien angesichts einer komplexen und von Kompromissen 
geprägten Politik anzupassen.
Glaubt man den Demoskopen, so wird die Bundestags-
wahl diesmal von einer merklichen Aufbruchs- und Wech-
selstimmung begleitet. Wird dies zu einem Regierungs-
wechsel führen? Welche Parteien werden eine Koalition 
eingehen? Mit dem Rückzug von Angela Merkel und dem 
anhaltenden Niedergang der Volksparteien Union und 
SPD konzentriert sich in dieser Wahl vieles auf die Rolle der 
kleineren Parteien. Gleichzeitig sind die Möglichkeiten zur 
Koalitionsbildung so vielfältig wie nie zuvor, was sich auch 
in den neuen Regierungsbündnissen auf Landesebene 
zeigt. Frank Decker analysiert mit einem Rückblick auf ver-
gangene Wahlen, welche Rolle Kandidatinnen und Kandi-
daten, Parteiprogramme und aktuelle Themen für den 
Wahlkampf spielen. Besonders der Aufstieg der Grünen 
und die Profilierung der FDP während der Corona-Pande-
mie könnten neue Machtverteilungen ergeben, die eine 
Reihe von Koalitionsmöglichkeiten eröffnen. Der Rückblick 
auf vergangene Koalitionsverhandlungen offenbart je-
doch auch, welche Regierungsbündnisse traditionell we-
nig Zustimmung haben, sei es aufgrund von gegensätzli-
chen Programmatiken, Differenzen in der (Regierungs-)Zu-
sammenarbeit oder Konflikten an der Parteibasis.
Die Wahl am 26. September markiert auch die neunte Bun-
destagswahl im wiedervereinigten Deutschland. Zwar 
wurde das Parteiensystem der alten Bundesländer schnell 
auf die neuen übertragen, aber trotzdem trat eine Reihe 
von Veränderungen in der bundesrepublikanischen Partei-
enlandschaft auf. Die Parteiidentifikation ist in den neuen 
Bundesländern oft weniger ausgeprägt, dafür spielen 
Spitzenkandidatinnen und -kandidaten häufig eine grö-
ßere Rolle. In den neuen Bundesländern sind die Randpar-
teien Die Linke und die AfD erheblich stärker als in den al-
ten. Das beeinträchtigt die Koalitionsbildung und bedingt 
oft ein Koalitionsgefüge aus drei – bisweilen heterogenen 
– Parteien. Auch in den alten Bundesländern sind solche 
Bündnisse keine Ausnahme mehr. Da die Parteien sich vor 
der Bundestagswahl 2021 erneut nicht auf einen bestimm-
ten Koalitionspartner festlegen, dürfte am Wahlabend 
nach der Auszählung der Stimmen noch keineswegs sicher 
sein, wer mit wem regiert. Wer nach Kontinuität und Wan-
del mit Blick nach Ost und West fragt, so Eckhard Jesse, der 
erhält Antworten, die zu einem Teil in dieselbe Richtung 
weisen (etwa mit Blick auf Schwächen der Volksparteien) 
und die zu einem anderen Teil eine gegenläufige Tendenz 
erkennen lassen (etwa mit Blick auf die Stärke der Rand-
parteien). Unterschwellig spielt bei Vergleichen die An-
nahme eine Rolle, eine ähnliche Entwicklung in beiden Lan-
desteilen sei besser. Das muss jedoch nicht der Fall sein, 
ganz unabhängig vom folgenden Befund: Zwischen dem 
Norden und dem Süden Deutschlands gibt es ebenso be-
trächtliche Unterschiede beim Parteienwettbewerb und 
Wahlverhalten, ohne dass dies häufig zur Sprache kommt.
Bei der Bundestagswahl spielt auch immer die vergangene 
Legislaturperiode eine Rolle. Wie schauen die Wahlbe-
rechtigten auf die vergangenen vier Jahre? Ist die Wahl 
eine Bestätigung oder eine Abwahl der alten Regierung? 
Axel Murswieck zieht in seinem Beitrag eine Bilanz der Gro-
ßen Koalition von 2018 bis 2021. Nachdem diese mit eini-
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gen Schwierigkeiten in die Regierungsarbeit startete, kann 
sie doch zum Ende Ihrer Regierungszeit durchaus Erfolge 
verbuchen, etwa in den mehrheitlich eingelösten Vorha-
ben ihres Koalitionsvertrags. Allerdings führte dies nicht zu 
gesteigerten Zustimmungswerten in der Bevölkerung. An-
dere Herausforderungen, allen voran die Corona-Pande-
mie, setzten die Regierung und ihre Institutionen zudem 
unter Druck und führten zu Kompetenz- und Richtungsstrei-
tigkeiten. Während institutionelle Vetospieler die Arbeit 
der Regierung eher unterstützten als behinderten, waren 
es vor allem parteipolitische Auseinandersetzungen, die 
zu Kontroversen und Personalwechseln führten. Insgesamt 
scheint sich zum Ende der Legislaturperiode eine Wechsel-
stimmung abzuzeichnen, weil die Wählerinnen und Wäh-
ler nicht nur nach neuen Programmen, sondern auch nach 
neuen Persönlichkeiten fragen.
Der Ausgang von Wahlen wird eben auch häufig dadurch 
entschieden, wer politischen Botschaften ein „Gesicht“ 
gibt. Obwohl sie formal nicht notwendig sind, spielen die 
Spitzenkandidatinnen und Spitzenkandidaten um das 
Kanzleramt in der Bundestagswahl eine entscheidende 
Rolle. Diese Personalisierung von Wahlkämpfen, die sich 
auch in anderen Bereichen bemerkbar macht, ist schon seit 
Längerem Gegenstand politikwissenschaftlicher Untersu-
chungen. In ihrem Beitrag beleuchtet Andrea Römmele, wie 
Wahlkämpfe, Wahlentscheidungen und Berichterstattun-
gen zur Wahl immer mehr auf Personen zugeschnitten wer-
den. Der mögliche Erfolg lässt sich dabei vor allem aus 
dem „Dreiklang von Spitzenkandidatin bzw. Spitzenkandi-
dat, Programm und Partei“ ableiten. Da in dieser Bundes-
tagswahl drei statt zwei Spitzenkandidatinnen und Spit-
zenkandidaten zur Wahl stehen, stellt sich die Frage von 
Stärken und Schwächen der einzelnen Personen umso stär-
ker. Wie bewerten Anhängerschaft und unentschlossene 
Wählerinnen und Wähler die drei Kandidierenden? Und 
welche Themen und Medien sind entscheidend für die je-
weilige Wahrnehmung?
Bei Wahlkämpfen wird selten etwas dem Zufall überlassen, 
und gerade in den vergangenen Jahrzehnten haben sich 
Management- und Kommunikationsstrategien noch einmal 
weiter professionalisiert. Frank Brettschneider untersucht 
entlang der Schritte von Analyse, Planung, Umsetzung und 
Evaluation eines Wahlkampfes, wie das Management ei-
nes modernen Wahlkampfes durch Strategien und Taktiken 
der Kommunikation und Themenplatzierung geprägt ist. 
Dabei sind Wahlkampfteams in der Analysephase immer 
mehr mit fragmentierten Zielgruppen und sinkender Partei-
bindung konfrontiert. In der Planungsphase muss daher ein 
passendes Gleichgewicht zwischen Personen, Themen und 
Richtungen eines Wahlkampfes gefunden werden. In der 
Umsetzung gehen Parteien neben den etablierten Wegen 
von Plakat- und Informationskampagnen auch verstärkt 
neue Wege der Vermittlung, etwa über die Sozialen Me-
dien. Die diesjährige Bundestagswahl wird voraussichtlich 
nicht nur durch diese dynamische digitale Informations-

landschaft, sondern umgekehrt auch durch die Einschrän-
kungen der Corona-Pandemie geprägt sein.
Die Prognose des Wahlausgangs, aber ebenso seine Er-
klärung gehören routinemäßig zu jeder Bundestagswahl 
dazu. Zugleich aber wachsen die Herausforderungen, 
sind doch Wahlentscheidungen in jüngerer Vergangen-
heit viel dynamischer geworden. Wie nähert sich die 
Wahlforschung den Fragen, mit welchem Ergebnis in der 
Wahlnacht zu rechnen ist und warum? Wie geht sie mit ei-
nem sich ausdifferenzierenden Feld von Wahlberechtigten 
um? Thorsten Faas und Aiko Wagner präsentieren in diesem 
Beitrag die verschiedenen Instrumente der Wahlforschung. 
Die Wahlforschung greift auf amtliche Statistiken und Da-
ten, kommerzielle Umfragen sowie akademische (Lang-
zeit-)Befragungen zurück. Wenn es um die Beschreibung, 
Erklärung und Prognose von Wahlausgängen geht, weisen 
die einzelnen Instrumente verschiedene, häufig zueinan-
der komplementäre Vor- und Nachteile auf. Insgesamt hat 
die Wahlforschung in Deutschland in all ihren Facetten ein 
Höchstmaß an Professionalität erreicht. Und trotzdem 
steht sie vor großen Herausforderungen.
In der repräsentativen Demokratie stellen die Bundestags-
wahlen das zentrale Organ der politischen Partizipation 
der Bevölkerung dar. Daher sind sie auch immer wieder 
Indikatoren von politischen wie gesellschaftlichen Brü-
chen, Konstanten und Veränderungen in der deutschen 
Geschichte. Uwe Andersen gibt einen zeitgeschichtlichen 
Überblick über die Bundestagswahlen von 1949 bis 2017. 
Dabei analysiert er die jeweiligen historischen Hinter-
gründe und Machtverhältnisse sowie gesellschaftliche 
Trends und Umbrüche, die die jeweilige Wahl begleiteten. 
Sein Beitrag beleuchtet die Veränderungen der Parteien-
landschaft ebenso wie das Wahlverhalten, und er gibt Ein-
blick in die unterschiedlichen Prozesse von Koalitions- und 
Regierungsbildung. Neben einem kurzen Blick auf aktuelle 
Trends, die die Bundestagswahl 2021 beeinflussen könn-
ten, benennt er abschließend langfristige Tendenzen der 
Bundestagswahlen in der deutschen Geschichte: Wahlbe-
teiligung und Wahlverhalten, die Veränderung der Partei-
enlandschaft, die Sitzverteilung im Deutschen Bundestag 
und Entwicklungslinien der Regierungsbildung.
Allen Autorinnen und Autoren, die mit ihren Beiträgen zur 
Entstehung dieses Hefts beigetragen haben und damit 
wichtige Impulse zur Beschäftigung mit der Bundestags-
wahl geben, sei an dieser Stelle gedankt. Dank gebührt 
auch den Kooperationspartnern in Druckvorbereitung, 
Druck und Versand für die unkomplizierte und effektive Zu-
sammenarbeit. Meinen Kolleginnen und Kollegen der Lan-
deszentrale für politische Bildung möchte ich für den herz-
lichen Einstand danken, und ganz besonders meinem Vor-
gänger Prof. Siegfried Frech, der mir durch seine 
umsichtigen Vorbereitungen und zahlreichen Ratschläge 
und Hinweise einen problemlosen Einstieg in die Redak-
tion von „Bürger & Staat“ ermöglicht hat. 
 Maike Hausen
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DIE BUNDESTAGSWAHL 2017 IM RÜCKBLICK

Die Bundestagswahl 2017: 
Ein Plebiszit über die Flüchtlingspolitik
Karl-Rudolf Korte

Wenn Wahlen seismografisch Momentaufnahmen zur 
Lage des Landes offenbaren, so hatte Deutschland 2017 
gleich mehrfach die Möglichkeit zur Nabelschau. Von 
vier Landtagswahlen gesäumt, unterschied sich der Bun-
destagswahlkampf aufgrund des übergeordneten Flücht-
lingsthemas von den vorhergehenden vor allem in der 
Themenzentrierung und Polarisierung. Letztere führte 
im Ergebnis auch zu einer weiteren Fragmentierung im 
Parlament. Die repolitisierte Gesellschaft machte erst-
mals wieder steigenden Gebrauch von ihrem Wahlrecht, 
fügte den Regierungsparteien erhebliche Verluste zu 
und stärkte Neu- und Wiedereinsteiger in den Deutschen 
Bundestag. Als ungewöhnlich wird die Dauer der Re-
gierungsbildung in Erinnerung bleiben, insbesondere 
aufgrund der gescheiterten Verhandlungen über eine 
„Jamaika“-Koalition sowie wegen des historisch bisher 
einmaligen Eingreifens des Bundespräsidenten in den 
Prozess der Regierungsbildung. Karl-Rudolf Korte ver-
setzt sich in seinem Beitrag in die Konstellation der da-
maligen Zeit. 

Besonderheiten

Bundestagswahlen enthalten immer Elemente von Kontinu-
ität und Diskontinuität. Gegenwartseitelkeiten führen allzu 
schnell zu voreiligen Beschreibungen von Krisenszenarien 
und qualitativen Bewertungen (Weissenbach/Korte 
2006): Abstrafung der Volksparteien, Aufstieg radikaler 
Parteien, Unmöglichkeiten von Regierungsbildungen, Un-
tergang der Demokratie. Wählerische Wählerinnen und 
Wähler potenzieren Volatilität. Insofern sind die nachfol-
gend aufgelisteten Besonderheiten zunächst Momentauf-

nahmen, die zu weiteren Spekulationen einladen. Ob sich 
aus den Befunden Trends entwickeln, bleibt abzuwarten. 
Gewissheitsschwund ist nicht nur ein Kennzeichen der 
 Moderne. Er gilt auch für das Wahlverhalten und Regie-
rungsbildungen. Folgende markante Besonderheiten lie-
ßen sich bei der Bundestagswahl 2017 beobachten (Hil-
mer/Gagné 2018; Jesse 2018; Niedermayer 2018; Korte/
Schoofs 2019):
 l Die Wahlbeteiligung stieg erstmals seit der Bundes-

tagswahl 1998 wieder an (um 4,6 Prozentpunkte auf 
76,2 %). Fast drei Millionen Wählerinnen und Wähler 
ließen sich im Vergleich zur Wahl von 2013 zusätzlich 
mobilisieren. Die seit Sommer 2015 deutlich politisierte 
Gesellschaft nutzte den Wahlzettel zur politischen Par-
tizipation.
 l Die politisierte Gesellschaft ist auch polarisierter unter-

wegs. Mit der AfD ist erstmals seit 1961 wieder eine Par-
tei deutlich rechts von der Union in den Bundestag ein-
gezogen. Mit 12,6 Prozent ist die AfD Ausdruck einer 
rechten Konsensverschiebung in Deutschland. Wähle-
rinnen und Wähler erhielt die Partei nicht nur aus dem 
Protest- und Nichtwählerlager, sondern auch aus allen 
anderen parteipolitischen Lagern.
 l Die Fragmentierung hat zugenommen: Wie zuletzt 1953 

zogen sieben Parteien, in sechs Fraktionen, in den 
19. Deutschen Bundestag ein. Da es sich um die erste 
Bundestagswahl ohne eine Koalitionsaussage han-
delte, gestaltete sich die Regierungsbildung mit einer 
Dauer von insgesamt 170 Tagen als schwierig. Nach 
70 Jahren wurde der Bundespräsident zum Kanzler-
macher – durch Ausnutzung seiner verfassungsrechtlich 
vorgegebenen Reservemacht. Die breite politische 
Mitte (73,1 %) – alle Parteien außer AfD und Linke – 
schien über Monate unfähig und unwillig zur stabilen 
Regierungsbildung.

Quelle: Der Bundeswahlleiter

Abbildung 1: 
Ergebnis der Bundestags-
wahl 2017 (Zweitstimmen, 
in Prozent)
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 l Wie nach der Großen Koalition von 2009 schnitten vor 
allem die Volksparteien 2017 in der Gunst der Wähle-
rinnen und Wähler sehr schlecht ab. Die parlamenta-
rische (56,3 % der Bundestagsmandate) und die elekto-
rale (53,4 % der Stimmen) Dominanz der Union und der 
SPD waren in fast 70 Jahren nie so gering.
 l Die FDP zog nach einer einmaligen Auszeit wieder in 

den Deutschen Bundestag ein. Die Opposition ist mit 
vier Parteien (AfD, FDP, Linke, Grüne) gegenüber einer 
Großen Koalition stärker und vielfältiger denn je.
 l Das Wahlrecht blähte erwartungsgemäß den Bundes-

tag erstmals über die symbolische Grenze von 700 Ab-
geordneten auf.

Strukturmuster der Wahlentscheidung

„Obwohl unser Land (…) gut dasteht, (…) machen sich viele 
Menschen Sorgen um die Zukunft, ist der Ton der Ausein-
andersetzung rauer geworden, ist der Respekt vor unter-
schiedlichen Meinungen zurückgegangen, ist die Angst 
vor falschen Informationen gewachsen, sind die Sorgen 
um den Zusammenhalt unserer Gesellschaft größer gewor-
den“ (Merkel 2018). Nie zuvor hatte die Bundeskanzlerin 
so selbstkritisch ihre jeweilige Kanzlerschaft begonnen. 
Nach sechs Monaten des Verhandelns stellte Merkel am 
21. März 2018 ihre erste Regierungserklärung – der zwei-
ten Großen Koalition in Folge – im Bundestag zur Ausspra-
che. Vielfältige Gründe gehörten zu den Ursachen des 

komplizierten Regierungsbildungsprozesses. Aber maß-
geblich änderte vor allem, geradezu überwölbend, die 
Flüchtlingspolitik die Koordinaten der deutschen Politik ab 
2015: Einwanderung, Flüchtlinge, Integration, Zusammen-
halt. Merkel ergänzte gleich zu Beginn ihrer Regierungser-
klärung: „vielmehr hat (…) die Debatte über den richtigen 
Weg (…) wie wir langfristig die Integration bewältigen, 
unser Land bis heute gespalten und polarisiert, und zwar 
so sehr, dass ein an sich unglaublich banaler Satz, wie 
‚Wir schaffen das!‘, den ich im August 2015 gesagt habe 
und den ich zuvor mehr oder weniger wortgleich in meinem 
ganzen politischen Leben, (…) schon unzählige Mal ge-
sagt hatte, zu einer Art Kristallisationspunkt dieser Ausein-
andersetzung werden konnte“ (Merkel 2018).1

Flüchtlinge bestimmten den Ausgang der Bundestagswahl 
2017.2 Die folgenreiche Flüchtlingsentscheidung der Bun-
deskanzlerin vom 4. September 2015 – über die begrenzte 
Aufnahme syrischer Flüchtlinge aus Ungarn – war der Prä-
gestempel der Großen Koalition.3 Der Sommer 2015 ge-
hörte zu den Kipppunkten des Regierens, der die Bundes-
tagswahl entschieden hat. Der Globalisierungsschub für 
die deutsche Einwanderungsgesellschaft wirkte als exter-
ner Schock nach. Kaum ein Thema ist so lebensnah und 
emotional im Alltag der Bürgerinnen und Bürger verankert 
wie der Umgang mit den neuen Fremden. Es ist eine Mixtur 

Ich mache mir große Sorgen, 
dass…

Abbildung 2a, b, c: 
Wichtigste Themen und 
 zentrale Sorgen der 
 Wählerinnen und Wähler 
(in Prozent)

Sehr wichtig für meine 
Wahlentscheidung
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aus Verteilungs- und Gerechtigkeitsfragen, aus Identität 
und Sicherheit. Es ist die Übersetzung des sperrigen Be-
grif fs der Globalisierung in den familiären Alltag. Es um-
fasst die interpersonale Kommunikation und die Richtung 
der wahlentscheidenden Anschlussgespräche (Podschu-
weit/Geise 2015). Und es prägte die Ausdifferenzierung 
des Parteienspektrums ebenso wie die Regierungsbildung. 
Die Flüchtlingspolitik markiert bis heute die Machtfragen 
bei der Ausdifferenzierung des gesamten Parteienwettbe-
werbs.4 
Die Bundestagswahl war ein für Schlüsselentscheidungen 
typisch nachgelagertes Plebiszit über die Grenzöffnung im 
Sommer 2015. Für viele Bürgerinnen und Bürger war die 
Bundeskanzlerin persönlich verantwortlich, mithin ursäch-
lich haftbar für den zeitweiligen Kontrollverlust an den 
Grenzen. Ihr Popularitätspanzer schrumpfte binnen weni-
ger Wochen. Merkel schien seit dem Sommer 2015 nicht 
mehr unbesiegbar. Für andere wiederum wurde Merkel zur 
Ikone des humanitären Helferstolzes. Die Flüchtlingspolitik 
prägte die Zäsur: Einzug einer rechtspopulistischen, rechts-
konservativen und in Teilen rechtsextremen Partei nach 
rund 60 Jahren und damit die Rechtsverschiebung der 
Achse im Parteiensystem. 
Hinter der Chiffre „Flüchtlingspolitik“ verbarg sich ein poli-
tisches Amalgam: Wo endet das gemeinsame Wir? Wer 
hält sich an welche Regeln? Wer lindert die wachsenden 
Gefühle der Unsicherheit und des Unbehagens? Die Ethni-
sierung vieler politischer Diskurse nahm zu. Die bis dahin 
bleierne integrationspolitische Debatte eines faktischen 
Einwanderungslandes öffnete sich in Richtung von Identi-
tätsnachfragen und Zugehörigkeitsdefinitionen. Die Chif-
fre „Flüchtlingspolitik“ löste eine Veränderungskraft im Par-
teienwettbewerb aus. Sie stabilisierte sich über eine 
Rechtsverschiebung in den Parlamenten mit ebenso großer 
Vehemenz wie vormals die Umwelt- und Ökologiebewe-
gung über eine Linksverschiebung (Korte et al. 2018). 
Durch die neue Themensetzung auf Sicherheit und Identität 
und die damit einhergehende Repolitisierung der Gesell-
schaft sortierte sich die politische Mitte neu, und mit der 
AfD zog eine Protestpartei in die Parlamente. Abweichend 
von den vorhergehenden beiden Bundestagswahljahren 
führte der emotionale Klimawandel der Republik wieder zu 
einer polarisierenden Auseinandersetzung um Mobilisie-
rungsthemen. Privat wie öffentlich lieferten bis heute die 

Herausforderungen der deutschen Einwanderungsgesell-
schaft den Stoff für laute, emotionale, rationale, irrationale 
und diskursive Auseinandersetzungen. Das Krisenmomen-
tum vom Sommer 2015 war somit ein komplexes und emer-
gentes Großereignis – ein folgenreiches Signum der Gro-
ßen Koalition.5 
Eine neue Konfliktlinie der Demokratie zwischen Begren-
zung und Öffnung zeichnet sich ab. Die Bruchlinien verlau-
fen zwischen Globalisierungsskeptikern und ungebunde-
nen Kosmopoliten. Diese neue gesellschafts- und parteipo-
litische Konfliktlinie hat mit den alten Links-Rechts-Antago-
nismen praktisch keine Überschneidungen.6 Die Angst vor 
Entgrenzung stieg seit dem Sommer 2015. Eine Sehnsucht 
nach Begrenzung, nach Grenzen, nach territorialer und 
normativer Übersichtlichkeit ergrif f die stets skeptische po-
litische Mitte. Die Wahltagserhebung der Forschungs-
gruppe Wahlen im September 2017 zeigte, dass das The-
menfeld „Flüchtlinge/Ausländer/Integration“ für 44 Prozent 
der Befragten das wichtigste Problem darstellte. Erst mit 
erheblichem Abstand folgten andere Themen wie Rente 
(24 %) und soziale Gerechtigkeit (16 %). Seit Sommer 2015 
hatte sich nichts an dieser Priorisierung geändert (Debus 
2017; Schoofs 2017). 
Der besondere Aufregungszyklus dieses medialen Groß-
themas unterminierte die Zustimmungswerte zur Bundesre-
gierung. Diese erhielt in anderen Politikfeldern und auch in 
der Leistungsbewertung einzelner Regierungsmitglieder 
durchaus positive Werte. Doch das Flüchtlings- und Migra-
tionsthema avancierte zum Inbegriff einer angeblichen 
staatlichen Ohnmacht.7 Davon profitierte die AfD als Pro-
test- und Anti-Flüchtlingspartei. Die politische Mitte zeigte 
sich strukturell nervös und zukunftssensibel. Sie forderte 
bei der Bundestagswahl und bis weit ins Jahr 2018 hinein 
eine Rückgewinnung nationaler Souveränität, Entschla-
ckung des europäischen Apparates und kontrollierte Zu-
wanderung. 
Wie unsicher die Zeiten sein können, war vielen Bundesbür-
gerinnen und -bürgern bis zum Sommer 2015 nicht mehr be-
wusst. Sicher gab es Kriege in europäischer Nähe oder ex-
treme Turbulenzen mit dem Euro. Doch den konkreten Alltag 
der Bürgerinnen und Bürger erreichten diese medial vermit-
telten Krisen nicht. Auch faktisch befand sich die deutsche 
Demokratie nicht in einer Krise, wie politikwissenschaftlich 
vergleichende empirische Studien belegen (Merkel 2015). 

Quellen: Infratest dimap

Ansichten zum 
Thema Flüchtlinge
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Doch durch den neuen und plötzlichen Zustrom von über 
einer Million Flüchtlinge nach Deutschland stand das poli-
tische System unter erheblichem Belastungsdruck. Angst be-
herrschte über Monate erstmals die öffentliche Stimmung. 
Viele Bürgerinnen und Bürger sahen sich mit Unsicherheit 
konfrontiert: bei den Spitzenpolitikerinnen und Spitzenpoli-
tikern, den Parteien, der öffentlichen Verwaltung. 
Für die Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger hatte Bun-
deskanzlerin Merkel im Sommer 2015 „die Grenzen geöff-
net“. Merkels Migrationsmisere, ihr Merkel-Malus im Wahl-

jahr, haben diesen thematischen Ausgangspunkt. „Staats-
versagen“ – lautete der Vorwurf, trotz glänzender Erfolge 
im Katastrophenschutz-Management, den hun dert tau sen-
den Menschen in Not professionelle Hilfe anzubieten. 
CSU-Chef Seehofer beschwor die „Herrschaft des Un-
rechts“. Merkels Politikmanagement – die begrenzte Auf-

Abbildung 3a, b, c: 
Parteikompetenzen 
im Vergleich (in Prozent)

Quelle: Forschungsgruppe Wahlen: Umfrage vor der Bundestagswahl 09/17
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nahme syrischer Flüchtlinge – ordnet die Publizistin Ursula 
Weidenfeld in Merkels Handlungslogik von „radikalen 
 Interventionen“ ein: „Die Bundeskanzlerin scheint gera-
dezu auf Ereignisse zu warten (gemeint waren die Kata-
strophe von Fukushima und die Pleite der Lehman-Bank, d. 
Verf.), die politisches Handeln erfordern, um sie anschlie-
ßend durch allgemeine politische Erwägungen anreichern 
zu können, die dem Gebot der Zeit, nicht dem eventueller 
eigener Vorstellungen folgen“ (Weidenfeld 2016: 120; 
Glaab 2017).8 Demnach beherrscht die Kanzlerin nicht nur 
den erklärungsarmen Pragmatismus, sondern auch die ab-
rupte Kehrtwende. Doch bei der Flüchtlingspolitik schien 
dieses Prinzip erstmals überreizt. Es stieß an seine Gren-
zen. Merkel hatte große Mühe, die Mehrheit in ihrer Partei 
und – je nach Fragestellung der Umfragen – auch in der 
Bevölkerung zu halten. Merkels Macht erodierte ebenso 
wie ihr öffentliches Ansehen.
Flüchtlinge haben somit über den Ausgang der Bundes-
tagswahl 2017 entschieden. Das Superwahljahr 2017 
kannte aber auch andere Wahlereignisse: Zur Wahl stan-
den der Bundespräsident und drei Ministerpräsidenten 
(Saarland, Schleswig-Holstein, Nordrhein-Westfalen). 
Der Parteienmarkt war gefordert. Noch immer gruppiert 
sich das Parteiensystem in Deutschland um drei wichtige 
große gesellschaftspolitische Konfliktlinien (Eith/Mielke 
2017): um die Verteilung des gesellschaftlichen Reichtums, 
um kulturelle Differenzen der politischen Partizipation so-
wie um das relative Gewicht von Staat und Markt.
Doch seit einiger Zeit kommt eine neue, vierte wichtige ge-
sellschaftspolitische Konfliktlinie wirkungsmächtig hinzu. 
Es ist das ideologische Konfliktpotenzial zwischen kosmo-
politischen und kommunitaristischen Werten (Merkel 
2015:  492; Eith/Mielke 2017). Gemeint ist das Spannungs-
feld zwischen globalisierten Weltbürgerinnen und -bür-
gern und nationalkonservativen Gemeinschaften. Kommu-
nitaristische Einstellungen favorisieren die Zugehörigkeit 
und Mitgliedschaft in nationalen und kommunalen Kontex-
ten. Kosmopolitische Einstellungen betonen hingegen uni-
verselle Verpflichtungen. 

Personalisierung und Stilpluralität

Status-quo-Wählerinnen und -Wähler stärken immer das 
Bekannte vor dem Unbekannten. Die Vorstellungen darü-
ber, wie politisches Spitzenpersonal zu agieren hat, waren 
über viele Jahre relativ konstant. Anders wären die Wie-
derwahlen von Angela Merkel – mit ihrem politischen Füh-
rungspersonal der bürgerlichen Mitte – nur schwer zu er-
klären. 
In Zeiten von dramatischen Risikoentscheidungen kommt 
dieses Personal größtenteils unaufgeregt, nüchtern, ge-
schäftsmäßig und unprätentiös, eher schlicht daher. Merkel 
lebt eine Empörungsverweigerung vor. Ihre permanente 
Deeskalation gleicht einem Ruheregiment. Kalkuliert un-
auffällig und mit erklärungsarmem Pragmatismus ausge-
stattet, arbeitet es effektiv und geschäftsmäßig Probleme 
stellvertretend für die Bürgerinnen und Bürger ab, die sie 
gewählt haben. Die Wählerinnen und Wähler wollen da-
mit möglichst nicht belangt werden, sobald der Wahltag 
vorbei ist. Weit und breit grassiert Risikounlust. Status-quo-
Wählerinnen und -Wähler stärkten Merkel.
Die deutschen Wählerinnen und Wähler favorisierten 
auch 2017 keine Power-Entscheider, die kraftstrotzend und 

darstellungsreich wegentscheiden (Korte 2015a). Statt-
dessen bevorzugen die Deutschen Politikerinnen und Poli-
tiker, die den Bescheidenheitsimperativ vorleben. Sie die-
nen problemlösend, ohne sich selbst zu inszenieren. Sie 
sind eher Amtsinhaber als Staatsfrauen und -männer 
(Kirsch/Mackscheidt 1985). In Zeiten der täglich medial 
vermittelten Krisendynamik goutieren die Deutschen mehr-
heitlich diesen Politikstil, der auf Problemlotsen abzielt. Es 
sind im besten Fall Orientierungsautoritäten, die als Solidi-
tätsgaranten für uns als Bürgerinnen und Bürger außenpo-
litische Probleme abarbeiten. Früher passte das Führungs-
charisma zum Bild des Steuermanns, der hierarchisch mit 
viel Überblick navigierte. Noch 2017 galt es, sich post-
heroisch im Verbund mit vielen anderen permanent und 
gipfelbeseelt abzustimmen: Kleinteiliges Vielfaltsma-
nagement. Die politische Lage änderte sich so rasch, 
dass  Risikokompetenz als Führungsressource unersetzbar 
wurde: eine Sensibilitätsschulung für das Eintreten uner-
warteter Ereignisse (Korte 2011; Korte 2014). 
Doch die Begeisterung weicht sukzessive einem Trend zur 
heroischen Führung – zu durchsetzungsstarken Führungsfi-
guren. Weltweit gewinnt ein Führungstypus an Zustim-
mung, der weniger auf Kompromisse als auf unilaterale 
Durchsetzung pocht. Wenn sich diese Sehnsucht nach nar-
zisstischen Populisten durchsetzen sollte, könnte die Bun-
desregierung schnell wie aus der Zeit gefallen wirken. Die 
Neugierde der Wählerinnen und Wähler an anderen Füh-
rungstypen nimmt ebenso zu wie die Emotion im politi-
schen Geschäft (Korte 2015b). Das ist zunächst ein interna-
tional sichtbares Phänomen, was sich an der Renaissance 
von autokratischen, autoritären und populistischen Regi-
men zeigt, die mit identitärer Stärke und halbstarken Typen 
voller Rauflust und Eskalationsgehabe punkten – immer mit 
absichtsvoller demokratischer Regelverletzung (Müller 
2016). Charismatische Züge trägt aber auch der Typus von 
sogenannter „muskulärer Politik“. Dieser Stil stellt emotio-
nale Leidenschaft laut, polarisiert und angriffsbereit ins 
Zentrum der eigenen Darstellungspolitik.
Auch in Deutschland zeigen sich Varianten unterschied-
licher Führungsstile, die in der politischen Mitte demokra-
tisch verortet sind. Mit Martin Schulz hatte die SPD einen 
Kandidaten für das Bundeskanzleramt benannt, der auf 
die Wählerinnen und Wähler als Stilkontrast zu Merkel 
wirkte (Korte 2017a). Er kam als vertrauter Nachbar daher: 
Würselen ist überall! Das kommunale Basislager der De-
mokratie hatte ihn geprägt. Im Blick auf die Bundespolitik 
verfügte der Brüssel-Rückkehrer über den Charme des 
Anti-Etablierten. Er hatte in der Berliner Republik nie einen 
öffentlich sichtbaren politischen Job.9 Er konnte konfrontie-
ren, musste nicht kooperieren. Schulz weckte in der SPD 
Hoffnungen, und er formulierte erstmals auch offensiv den 
Anspruch, Bundeskanzler zu werden. Innerhalb der SPD 
löste er damit nicht nur Erwartungen und Sehnsüchte aus, 
sondern auch leidenschaftliche Bekenntnisse. Nüchtern, 
kühl und pragmatisch konterte er mit Ideologie, Emotion 
und lauter, zivilisierter Streitkultur. Die innerparteilichen 
und öffentlichen Zustimmungswerte für Martin Schulz zu 
Beginn des Jahres 2017 dokumentieren die Mischung aus 
Autosuggestion der SPD und öffentlicher Neugierde. Stil-
Pluralität war somit im Superwahljahr zumindest über ei-
nige Monate im Frühjahr erkennbar. Am Ende siegte wie-
der das bewährte Nüchtern-Abarbeitende-Deeskalie-
rende-Sichernde und nicht das Leidenschaftlich-Gestal-
tende-Gerechtigkeitsgetriebene.
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Thematisierung und Agenda Setting

Bislang galt für die zurückliegenden Wahlkämpfe: Nicht 
Gerechtigkeits- und Bürgerrechtsthemen, sondern Wohl-
fahrtsversprechen dominierten. Sicherheit ist in der Wahl-
arena wichtiger als Gerechtigkeit. Nicht wer am meisten 
Veränderungen versprach – rechts wie links – wurde seit 
2005 gewählt, sondern wer am plausibelsten machen 
konnte, die Bürgerinnen und Bürger vor den Unbilden der 
Zukunft zu schützen. Bürgerliche Wählerinnen und Wähler 
fordern Stabilitätsgarantien (Korte 2016b). Sie möchten, 
dass die Politik den Status quo sichert. Angesichts einer 
Wählerklientel, die bei der Bundestagswahl 2017 mehr-
heitlich älter als 56 Jahre alt ist, bleibt dies nachvollziehbar. 
Noch immer führt darüber hinaus die Schnittmenge aus drei 
Bereichen zum Wahlerfolg: ökonomische Effizienz, soziale 
Gerechtigkeit, kulturelle Modernisierung. Wer in allen drei 
Bereichen über zugeschriebene Problemlösungskompe-
tenz und personelle Sichtbarkeit verfügt, steigt in der Wäh-
lergunst. Nicht direkte Verteilungsfragen sind besonders 
wichtig, sondern eher Ligaturen, die ein Minimum an sozia-
ler Sicherheit und Planbarkeit der eigenen Biografie für das 
Familien- und Arbeitsleben garantieren und gleichzeitig 
den Charme von Modernität versprühen.
Mit Schulz änderten sich nicht nur das öffentliche Agenda 
Setting, sondern auch die Betroffenheitsszenarien. Das 
Navigieren dicht am Alltagsleben spielte in der Projekti-
onsfläche des Schulz-Hypes eine große Rolle. Schulz navi-
gierte mit seinen Projektionen im unmittelbaren Wohn- und 
Lebensumfeld der Bürgerinnen und Bürger. Zudem vergrö-
ßerte er seine Perspektive durch ein Eintreten für Europa als 
Herz- und Leidenschaftsthema, was wie ein Kontrastpro-
gramm zum rationalen Duktus der Kanzlerin in Sachen eu-
ropäischer Integration daherkam – zumindest kurzzeitig.
Das Primat der Sicherheit stand auch 2017 im Zentrum, 
aber mit veränderten Ausprägungen. Innere und äußere 
Sicherheit waren den Bürgerinnen und Bürgern extrem 
wichtig, ohne in Panikstimmung angesichts von drohenden 
terroristischen Gewalttaten zu verfallen.10 Soziale Sicher-
heit als Absicherung des sozialen Status spielte eine viel 
größere Rolle als in zurückliegenden Wahlkämpfen. Der 
gesellschaftliche Deutungskonsens, in einer Abstiegsge-
sellschaft zu leben, hatte die sogenannte Mittelschicht 
über Ungleichheitsdiskurse erreicht (van Treeck 2016; 
Nachtwey 2016; Smith Ochoa/Yildiz 2018). Die Diskussio-

nen über Ungerechtigkeiten und extreme Verzerrungen im 
Bereich von Einkommen und Vermögen prägten die öffent-
liche Arena. Die SPD fühlte sich deshalb berufen, einen 
stärker an traditionellen und neuen Gerechtigkeitsthemen 
orientierten Wahlkampf zu führen. Aus Sicht der SPD sollte 
mehr Gerechtigkeit auch zu mehr Sicherheit führen – um 
beide Themenbereiche zusammenzuführen. Sie schaffte es  
damit in der frühen Phase des Wahlkampfs, die Agenda-
2010-Thematik „abzuräumen“ und eröffnete sich neue 
Themen korridore für die Hauptphase des Wahlkampfs. 
Der Schulz-Schub korrespondierte über zwei Monate mit 
einer Merkel-Müdigkeit.
Neue Akzente setzte der Begriff der kulturellen Sicherheit. 
Hier werden Identitätsfragen mit Sicherheitsvariablen an-
gereichert. Wer gehört zu uns? Solidarität und Zugehörig-
keiten stehen auf dem Prüfstand. Wie viel Heterogenität 
verträgt eine globalisierte Nation? Wie viel Vielfalt ist dys-
funktional? Diese Thematisierungen greifen die Impulse 
auf, die sich im Kontext der Einwanderungsgesellschaft 
stellen und seit dem Sommer 2015 die Diskussion um Flücht-
linge und Asyl in Deutschland öffentlich charakterisieren 
(Korte 2016c).

Die Gleichzeitigkeit von Ungleichzeitigkeiten

Wahlen entscheiden nicht nur über Machtverteilungen 
und rechnerische Optionen für Koalitionsbildungen. Wah-
len legen immer auch Identitätsfragen offen, beschreiben 
neue soziale Räume und Werte, bilden Meinungsströme 
und Lebensformen ab. Insofern sind gerade Bundestags-
wahlen Einschnitte, die seismografisch auch Momentauf-
nahmen zur Lage des Landes offenbaren (Korte 2017c). Der 
Wählermarkt zeigte sich 2017 geteilt. Fast ein Drit tel der 
Wählerinnen und Wähler (28,6 %) sind inzwischen Brief-
wählerinnen und -wähler (Jesse 2018). Für die Spätwähler 
gilt: Die von der Demoskopie transportierten Trenddaten 
zeigen sehr deutlich, dass über Wochen Aufholjagden von 
zehn bis 15 Prozent möglich sind. Unabhängig davon, wie 
valide diese Daten sind, spielen sie in der Autosuggestion 
der Parteien im Wahlmodus eine sehr große Rolle im 
Hinblick auf Motivation bzw. Demotivation des eigenen 
Lagers.
Die Wahlbeteiligung stieg. Die Repolitisierung der Mitte 
kennzeichnete die Wahlarena 2017. Die öffentliche Polari-

Abbildung 4: 
Wen hätten Sie lieber als Bundeskanzler/-in?

Quelle: Forschungsgruppe Wahlen: Umfrage vor der Bundestagswahl 09/17
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sierung führte zur Fragmentierung im Parlament. Der Bun-
destagswahlkampf unterschied sich durch das übergeord-
nete Flüchtlingsthema von den vorhergehenden: themen-
zentrierter, polarisierter, emotionaler, lauter, lagerzent-
rierter. Viele Bürgerinnen und Bürger wollten wieder eine 
Wahl haben und entschieden sich gegen die Berliner 
Machtmonotonie. Anders sind die herben Verluste für die 
Regierungsparteien nicht zu erklären. Gleichzeitig sympa-
thisierte man mit dem Bekannten, nicht dem Unbekannten. 
In dieser Ambivalenz bleibt der Spielraum der Wahlkam-
pagnen. Begrenzte Aggressivität, Sicherheitsbotschaften 
und Zukunftskompetenz bleiben die Variablen auf der An-
gebotsseite der Parteien.
Die Gleichzeitigkeit von Ungleichzeitigkeiten wurde zum 
Signum dieses multidimensionalen Wahljahres. Trends 
und Gegentrends gelten zeitgleich: Globalisierungsfurcht 
und Entgrenzungssorgen befeuerten eine Diskussion um 
Identität und Sicherheit. Gleichzeitig wuchs der Zulauf für 
Europabefürworter und es zeigten sich neue Fans des in-
ternationalen Freihandels. Nüchterne Weiter-So-Politiker 
(„Keine Experimente“) konkurrierten mit leidenschaftlichen 
Gestaltern. Protest- und Empörungspotenziale, vor allem 
im Hinblick auf anti-elitäre Wut blieben in einer Einwande-
rungsgesellschaft virulent. Gleichzeitig erstarkte die politi-
sche Mitte, allerdings in Form von Vielparteienparlamen-
ten und degradierten Volksparteien. Globale kommunika-
tive und politische Ereignisse bestimmten wirkungsmächtig 
die öffentliche Agenda, gleichzeitig blieben große Spiel-
räume für regionale Besonderheiten und Einstellungen.
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 • die Stellung der Parteien, 
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PARTEIEN: ZENTRALE AKTEURE REPRÄSENTATIVER DEMOKRATIEN

Parteien und ihre Aufgaben in der Demokratie 
Klaus Detterbeck

Parteien sind essentieller Bestandteil der repräsentati-
ven Demokratie, ihr Ruf ist aber denkbar schlecht. In den 
letzten Jahren ist die Skepsis und Ablehnung ihnen ge-
genüber sogar noch gestiegen. In seinem Beitrag geht 
Klaus Detterbeck daher den Ursachen dieses schlechten 
Images von Parteien nach, und beleuchtet dafür ihre 
Funktionen und Aufgaben. Parteien erfüllen mehrere 
wichtige Funktionen, von der Willensbildung und Kon-
densierung politischer Interessen über die Mobilisierung 
und Anregung zur politischen Partizipation bis hin zur 
Arbeit in Regierung oder Opposition. Je nachdem, wie 
gut oder schlecht sie diesen Aufgaben nachkommen, er-
klärt sich die Zustimmung oder Ablehnung ihnen gegen-
über. Ihre Bedeutung für die Demokratie darf jedoch 
nicht unterschätzt werden. Gleichzeitig sind sie dazu 
aufgefordert, ihre Aufgaben besser wahrzunehmen und 
dabei auch ihr Verhältnis zu den Bürgerinnen und Bür-
gern stärker zu berücksichtigen. Diese sind wiederum in 
der Pflicht, ihre Erwartungen an die Parteien angesichts 
einer komplexen und von Kompromissen geprägten Po-
litik anzupassen. 

„Modern democracy is unthinkable save in terms of political 
parties.“ (Schattschneider 1942: 1)

Einleitung

Moderne, repräsentative Demokratien sind ohne Parteien 
undenkbar. Das alte Diktum des amerikanischen Parteien-
forschers Elmer Schattschneider findet seinen Widerhall 
im deutschen Parteiengesetz von 1967. Parteien werden 
dort als „verfassungsrechtlich notwendiger Bestandteil 
der freiheitlichen demokratischen Grundordnung“ be-
zeichnet, die „mit ihrer freien, dauernden Mitwirkung an 
der politischen Willensbildung des Volkes“ (§1, Parteien-
gesetz) zentral seien für die Ausgestaltung des Demo-
kratie prinzips des Grundgesetzes. 
Und auch in der politischen Praxis führt, in Deutschland wie 
in anderen Demokratien, kaum ein Weg an den Parteien 
vorbei. Sie sind überall dort bei Wahlen präsent, wo poli-
tische Herrschaft vom Volk auf Zeit an Abgeordnete verge-
ben wird – dem Kernmerkmal repräsentativer Demokra-
tien. Kaum eine Kandidatin oder ein Kandidat kommt ohne 
Unterstützung einer Partei ins Parlament. Nur in kleinen 
Gemeinschaften, etwa auf lokaler Ebene, oder in politi-
schen Systemen, wo nicht frei gewählt werden kann, geht 
es (teilweise) auch ohne Parteien (Ware 1996: 1).
Über die Wahlfunktion hinaus erfüllen Parteien in vielen 
Demokratien weitere Aufgaben, ob es sich um die Reprä-
sentation gesellschaftlicher Interessen, die Bildung von Re-
gierungen oder um die Organisation der parlamentari-
schen Arbeit handelt. Wo es politische Streitpunkte gibt, 
etwa bei der Ausgestaltung der Energiewende, der Inte-

gration von Einwanderern oder dem Umgang mit der Co-
rona-Pandemie, sind es die Positionen der verschiedenen 
Parteien, die die öffentliche Debatte prägen. Parteien sind 
so zu zentralen Akteuren repräsentativer Demokratien ge-
worden.
Schaut man jedoch auf die Wertschätzung, die Bürgerin-
nen und Bürger den Parteien entgegenbringen, trübt sich 
das Bild stark ein. Trotz, oder zum Teil auch gerade wegen, 
ihrer starken Machtstellung in der Demokratie erfreuen 
sich Parteien keiner großen Beliebtheit. In nahezu allen 
westlichen Demokratien zeugen Meinungsumfragen von 
einer generellen Skepsis gegenüber Parteien, die oftmals 
als eigennützig und machtversessen wahrgenommen wer-
den. Bindungen an Parteien nehmen ab, was sich auch 
in sinkenden Mitgliederzahlen, einem vermehrt instabilen 
Wahlverhalten und einer Erschütterung der Vormacht-
stellung etablierter Parteien ausdrückt (Detterbeck 2020: 
33–47).
 Der Glaube an die Fähigkeit der Parteien, Probleme zu lö-
sen und gesellschaftliche Prozesse zu steuern, hat signifi-
kant nachgelassen. Verdrossenheit und Krise sind zu be-
ständigen Begleitworten in Diskussionen über Parteien ge-
worden (Dalton 2006; Mair 2008). Historisch betrachtet ist 
ein solcher Anti-Parteien-Affekt nichts Neues. Er hat je-
doch, nach einer Phase der stärkeren öffentlichen Aner-
kennung von Parteien, in den letzten Jahrzehnten wieder 
deutlich an Vehemenz zugelegt (Lösche 1994; Detterbeck 
2011).

Abbildung 1: 
Demokratische Funktionen 
politischer Parteien
Quelle: Eigene Darstellung, 
Klaus Detterbeck
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Ich möchte in diesem Beitrag der Frage nachgehen, warum 
Parteien häufig einen so schlechten Leumund haben. 
Hierzu werde ich zunächst genauer darstellen, welche 
Aufgaben Parteien in der Demokratie eigentlich haben. 
Bei der Betrachtung, wie gut oder schlecht Parteien die 
 ihnen zugedachten Funktionen erfüllen, werden sich An-
haltspunkte für die Hintergründe der Vertrauenskrise fest-
stellen lassen. Zugleich aber, und da sind wir wieder 
bei Schattschneider, können wir feststellen, dass Demokra-
tie ohne Parteien schwer vorstellbar ist. Daraus ergibt sich 
die Forderung an die Parteien, sich bestimmten Aufgaben 
wieder stärker zuzuwenden; aber auch die Forderung an 
die Bürgerinnen und Bürger, besser zu verstehen, wie die 
Vielzahl an Erwartungen das Handeln der Parteien er-
schwert.

Die demokratischen Funktionen von Parteien

Parteien stehen zwischen Gesellschaft und Staat. Parteien 
verklammern die beiden Sphären, indem sie einerseits ge-
sellschaftliche Anliegen bündeln und durch ihre gewählten 
Vertreterinnen und Vertreter in die staatlichen Institutionen 
tragen. Andererseits prägen sie die staatlichen Entschei-
dungsprozesse in Parlamenten und Regierungen mit und 
vermitteln deren Resultate, befürwortend oder ablehnend, 
an ihre gesellschaftliche Basis zurück. Diese Vermittlungs-
rolle der Parteien ist elementar für die Legitimation reprä-
sentativer Demokratien. Erst dadurch entsteht eine „stän-
dige lebendige Verbindung zwischen dem Volk und den 
Staatsorganen“, wie es das deutsche Parteiengesetz in §1 
ausdrückt. 
Parteien tragen somit, neben den Interessenverbänden 
und anderen zivilgesellschaftlichen Gruppen, erheblich 
dazu bei, dass Gesellschaft und Staat miteinander ver-

flochten sind. Probleme können dann auftreten, wenn die 
Erwartungen und Erfordernisse der einen Sphäre kollidie-
ren mit denen der anderen Sphäre. In Krisendiagnosen von 
Parteien wird oft angenommen, dass Schwierigkeiten, 
 gesellschaftliche Interessen zu vertreten, zu einer stärke-
ren Hinwendung zu staatlichen Aufgaben führen, mit der 
Folge, dass die Verankerung der Parteien in sozialen Grup-
pen noch weiter erodiert (Katz/Mair 1995). Gerade Par-
teien in Regierungsverantwortung stehen vermehrt im Spa-
gat zwischen gesellschaftlicher Interessenvertretung und 
staatlicher Politikformulierung (Wiesendahl 2006).
Betrachten wir dies etwas näher (Vgl. Abb. 1). Für Parteien 
können auf der einen Seite Ansprüche seitens der Gesell-
schaft formuliert werden, die hier als repräsentative Funktio-
nen bezeichnet werden. Parteien sind in diesem Sinne Aus-
druck sozialer Kräfte, ideologischer Positionen und pro-
grammatischer Forderungen. Sie ermöglichen den Bürgerin-
nen und Bürgern eine Stimme in der Demokratie und somit 
eine Mitbestimmung des politischen Kurses. Auf der ande-
ren Seite kommen auf die Parteien wichtige Aufgaben in der 
staatlichen Sphäre zu, an deren Erfüllung Parteien ebenfalls 
gemessen werden können. Diese werden hier als govern-
mentale Funktionen betrachtet. Parteien sind dabei Instru-
mente der Herrschaftsausübung, die in der Politik personelle 
wie sachbezogene Entscheidungen herbeiführen (Steffani 
1988; Mair 1997). 
Ich will im Folgenden den Kerngehalt der einzelnen demo-
kratischen Funktionen von Parteien etwas näher beleuch-
ten, dabei aber zugleich auf Probleme hinweisen, die sich 
bei der Erfüllung dieser Aufgaben im Kontext von gesell-
schaftlichem und politischem Wandel ergeben. 

Interessenvertretung
Parteien sind Organisationen, die sich in der Gesellschaft 
formieren, um bestimmten Interessen und Ansichten Aus-
druck zu verleihen. Sie sind verankert in einem bestimmten 
sozialen Umfeld und artikulieren für diesen Teil der Gesell-
schaft politische Forderungen. Parteien drücken gesell-
schaftliche Gegensätze aus, diktieren aber durch die 
Wahl bestimmter Themen auch, worum es in der politi-
schen Auseinandersetzung geht und wo politische Alter-
nativen liegen. Die Interessenvertretung ist somit keine 
passive Abbildung sozialer Zustände, sondern eine aktive 
Interpretation der Parteien über gesellschaftliche Kon-
flikte, die den politischen Wettbewerb strukturiert (Lipset/
Rokkan 1967). 
Neben die Artikulation trit t die Aggregation von Interes-
sen. Parteien bündeln Einzelinteressen zu politisch vertret-
baren Handlungsvorschlägen, führen verschiedene ge-
sellschaftliche Gruppen zusammen und organisieren Kom-
promisse zwischen widerstreitenden Positionen. Dies gilt 
besonders für Parteien mit einer hohen Repräsentations-
breite, wie den großen Volksparteien der Nachkriegszeit 
(Kirchheimer 1965; Wiesendahl 2006: 16–18). Die Aggre-
gation wirkt nach innen, indem unterschiedliche ideolo-
gische Flügel, regionale Gruppen und soziale Interessen in 
innerparteilichen Willensbildungsprozessen versuchen, zu 
einem Konsens über das öffentliche Handeln der Partei zu 
kommen. Aber auch nach außen hin werden Interessen ag-
gregiert, indem Parteien danach streben, Wahlberech-
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tigte aus unterschiedlichen sozialen Schichten zu gewin-
nen (Lösche 1994: 14–16).
Gesellschaftlicher Wandel hat die Aufgabe der Interes-
senvertretung für die Parteien komplizierter gemacht. 
In  sozialstruktureller Hinsicht sind Gruppen, wie die Ar-
beiter- oder die Bauernschaft, die über relativ klare partei-
politische Präferenzen verfügen, kleiner geworden, wäh-
rend der Anteil an Angestellten und Beamten mit eher he-
terogenen politischen Orientierungen stark gewachsen 
ist. Ökonomische Prosperität, bessere Bildungschancen 
und wohlfahrtsstaatliche Leistungen haben frühere Klas-
sengegensätze entschärft. Hinzu kommen soziokulturelle 
Veränderungen, wie der Rückgang an kirchlichen Bindun-
gen und die Erstarkung postmaterieller Werte, mit denen 
auch ein höherer Anspruch an direkter politischer Partizi-
pation verbunden ist (vgl. Detterbeck 2020: 48–51).
Einst festgefügte soziale Lager mit gemeinsamen politischen 
Anliegen haben sich fragmentiert. Die zunehmende Indivi-
dualisierung der Lebensverläufe führte zu einer stärkeren 
Differenzierung und Pluralisierung politischer Orientierun-
gen. Loyalitäten zu bestimmten Parteien werden in Folge des 
gesellschaftlichen Wandels immer stärker individuell defi-
niert und weniger durch soziale Verortungen vorgeformt. 
Die politischen Lager haben ihre innere Kohärenz verloren.

Zielfindung
Parteien geben über ihre generelle Weltanschauung, über 
Grundsatz- und Wahlprogramme sowie durch das Han-
deln ihrer führenden Vertreterinnen und Vertreter politi-
sche Ziele vor. Sie schlagen für anstehende Probleme Lö-
sungen und Maßstäbe der Beurteilung vor. Parteien spei-
sen dabei ihre Standpunkte in die politische Kommunikation, 
die primär über die Medien abläuft, ein. Sie tragen da-
durch wesentlich zur öffentlichen Meinungsbildung bei. Im 
Wettstreit mit anderen Akteuren versuchen Parteien auch, 
bestimmte Themen stärker in die politische Debatte zu 
bringen (agenda setting), oftmals in Bereichen, für die ihnen 
eine besondere Kompetenz zugeschrieben wird. Parteien 
bieten den Bürgerinnen und Bürgern Deutungsmuster für 
Streit fragen an und können bei komplexen Themen Orien-
tierung geben (Wiesendahl 2006: 18). 
Parteien vereinfachen damit auch die Entscheidungsfin-
dung der Wahlberechtigten. Aus der Vielzahl möglicher 
Positionen wird eine überschaubare Anzahl an politischen 
Alternativen und Richtungen geschaffen, zwischen denen 
eine Wahl fallen kann. Dabei ist die Integrationskraft der 
Parteien gefragt, die Fähigkeit, allen relevanten Interessen 
und Werthaltungen in der Bevölkerung Repräsentation zu 
verleihen (von Beyme 2000). 
Die notwendige Reduktion von Komplexität wird dann pro-
blematisch werden, wenn sich größere Gruppen in der Be-
völkerung nicht mehr angesprochen fühlen von den Ange-
boten der Parteien. Die in der Forschung im Zusammen-
hang mit dem Aufstieg rechtspopulistischer Parteien oft 
thematisierte „Repräsentationslücke“ kann zum einen da-
rauf zurückgeführt werden, dass Parteien Interessen und 
Meinungen nicht mehr abbilden, die es in der Bevölkerung 
gibt; zum anderen, dass es ihnen nicht mehr gelingt, die 
Bürgerinnen und Bürger davon zu überzeugen, dass es bei 
intensiverem Nachdenken – der „Veredelung des empi-
risch vorfindbaren Volkswillens“, wie Ernst Fraenkel es einst 
mit Blick auf parlamentarische Aushandlungsprozesse aus-
drückte – Sinn macht, eine bestimmte Entscheidung zu tref-
fen (Jun 2011; Patzelt 2018). 

Die Veränderung der Medienlandschaft spielt für eine grö-
ßere Skepsis gegenüber den Parteien und ihren program-
matischen Angeboten eine wichtige Rolle. Das höhere 
Tempo der Berichterstattung über Politik, die stärkere jour-
nalistische Distanz gegenüber den politischen Akteuren, 
die Suche nach Skandalisierung im medialen Wettbewerb 
und die Verlagerung hin zu online-basierten Sozialen Me-
dien, bei denen Qualitätsfilter entfallen und sich parallele 
Realitäten entwickeln können, gehören zu den zentralen 
Merkmalen dieses Wandels der politischen Kommunika-
tion (Jun/Borucki/Reichard 2013; Dohle/Jandura/Vowe 
2014).
Das geringere Durchdringen zu den Bürgerinnen und Bür-
gern ist aber auch als eine Folge schwächer gewordener 
organisatorischer Präsenz der Parteien und weniger ein-
deutiger Programmatiken zu verstehen, die beide in Zu-
sammenhang stehen mit der oben beschriebenen Erosion 
sozialer Milieus (vgl. Detterbeck 2020: 48–54). Der norma-
tive Appell an eine verschworene Schicksalsgemeinschaft, 
für deren partikulare Interessen die Partei und ihr subku-
lturelles Umfeld einstand, wurde zunehmend ersetzt 
durch die Berufung auf eine Politik, die Wohlstand und Si-
cherheit zum Vorteil aller Bürgerinnen und Bürger mehren 
wollte. Für das Ausmaß politischen Konfliktes kann es gut 
sein, wenn es im politischen Wettbewerb statt um Ideolo-
gie um die besseren Managementqualitäten der politi-
schen Führung geht. Der Nachteil aber liegt auch auf der 
Hand: Die Unterscheidbarkeit der Parteien schwindet, die 

Der Straßenwahlkampf (wie hier in Berlin zur Bundestags-
wahl 2013) dient der Mobilisierung von Wählerinnen und 
Wählern. Gleichzeitig ermöglicht dieses Engagement auch 
die politische Partizipation der eigenen Parteimitglieder. Die 
lokale Mitarbeit in Parteigremien und die Übernahme von 
Parteiämter ermöglicht Bürgerinnen und Bürgern Zugang 
zum politischen Geschehen. 

picture alliance/dpa | Kay Nietfeld
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politische Wahl zwischen demokratischen Alternativen 
wird verengt.

Mobilisierung und Partizipation
Parteien kommt die Aufgabe zu, Bürgerinnen und Bürger 
für die Teilnahme an Wahlen und auch für eine weiterge-
hende politische Partizipation, etwa durch eine aktive Mit-
arbeit in einer Partei, zu motivieren. Die elektorale Mobili-
sierung dreht sich zum einen darum, die bereits überzeugte 
Stammwählerschaft zu den Wahlurnen zu bringen (brin-
ging out the vote), zum anderen darum, die noch unent-
schlossenen Wahlberechtigten im Konkurrenzkampf mit 
den Mitbewerbern zu gewinnen. Während für die erste 
Gruppe die Traditionen und Werte der Partei eine größere 
Bedeutung haben, wird die zweite Gruppe eher an den 
aktuellen Positionen und den Spitzenkandidaten der Partei 
interessiert sein. Strategisch fällt es den Parteien oft 
schwer, beide Zielgruppen gleichermaßen zu erreichen 
(Saalfeld 2007: 116–119). 
Die Mobilisierung wird in der Forschung vielfach mit der 
Funktion der politischen Partizipation verknüpft. Dabei 
geht es um die lokale Mitarbeit in Parteigremien und die 
Übernahme von Parteiämtern, die Bürgerinnen und Bür-
gern Zugang zum politischen Geschehen ermöglicht. Hier 
kann auch der Beitrag der Parteien zur politischen Bildung 
ihrer Anhängerschaft gesehen werden, der bessere Ein-
blick in die politische Praxis. Parteien können hier also 
auch als Sozialisationsinstanzen verstanden werden, die 
Menschen an demokratisches Handeln heranführen (von 
Beyme 2000).
Die Probleme im Feld der Mobilisierung sind mannigfaltig 
(vgl. Dalton 2006). Rückläufige Wahlbeteiligungen, die 
Schwierigkeiten, Stammwählerinnen und -wähler zu halten 
und zur Wahl zu bewegen, das Phänomen der Protestwahl, 
die partielle Abkehr sozial benachteiligter Gruppen von 
der etablierten Politik und die damit verbundene soziale 

Ungleichheit politischer Beteiligung, der Niedergang der 
Mitgliederzahlen und die spezifischen Probleme von Par-
teien, Frauen, junge Menschen und Vertreterinnen und Ver-
treter gesellschaftlicher Minderheiten für die Mitarbeit zu 
gewinnen zeigen, dass es bei der Repräsentation gesell-
schaftlicher Interessen erhebliche Defizite gibt. 

Rekrutierung der politischen Elite
Parteien wählen Kandidatinnen und Kandidaten für inner-
parteiliche Spitzenpositionen und für öffentliche Ämter 
aus. Sie sind somit für die Rekrutierung der politischen Elite 
von zentraler Bedeutung. In den meisten Demokratien, so 
auch in der Bundesrepublik, besitzen die Parteien eine mo-
nopolartige Kontrolle über den Zugang zu Parlamenten 
und Regierungen. Sie sind gatekeepers für das politische 
Personal. Mit der Auswahl von Kandidierenden innerhalb 
der Parteien wird den Wählerinnen und Wählern der Pool 
vorgegeben, aus dem nahezu ausschließlich Abgeordnete 
und Regierungsmitglieder gezogen werden. Die partei-
interne Nominierung für ein „sicheres“ Direktmandat oder 
einen guten Listenplatz ist vielfach gleichbedeutend mit 
dem Einzug ins Parlament (Hazan/Rahat 2010).
Die Parteien haben auf diese Weise einen starken Einfluss 
darauf, wer in führende politische Ämter im Staat gelangt. 
Die Chancen von Frauen in der Politik etwa hängen auch 
von den Rekrutierungsmustern der Parteien ab. Karrieren in 
der Politik – ob es um den Fraktionsvorsitz, um die Berück-
sichtigung für einen Kabinettsposten oder um den Chef-
sessel geht – sind abhängig von innerparteilichen Selekto-
ren, also den Mitgliedern der Parteigremien, die über die 
Nominierungen entscheiden. Dies wir ft die Frage nach 
den Kriterien auf, die die Selektoren in ihren Entscheidun-
gen lenken (vgl. Borchert/Stolz 2003; Höhne 2017). 
Zugleich ist aber auch zu prüfen, wer sich solchen inner-
parteilichen Auswahlprozessen überhaupt stellt. Die zu 
geringe politische Repräsentation von Frauen, ethnischen 
Minderheiten oder unteren sozialen Schichten hängt eben 
auch damit zusammen, dass sich zu wenige Vertreterinnen 
und Vertreter dieser Gruppen dem innerparteilichen Wett-
bewerb stellen, auf welch nachvollziehbaren Gründen 
dies auch immer beruhen mag (Norris/Lovenduski 1995).
Die Erfüllung der Rekrutierungsaufgabe ist von den Par-
teien im Lauf der Zeit, teils bis hin zur lokalen Ebene, na-
hezu perfektioniert werden. Aus ihrer Dominanz im Aus-
wahlprozess der politischen Elite ergeben sich aber Prob-
leme gesellschaftlicher Akzeptanz. Wenn Demokratie 
doch die Herrschaft des Volkes, und damit die Mitwirkung 
aller Bürgerinnen und Bürger verspricht, wie kann es dann  
sein, dass parteipolitische Karrieren über Jahrzehnte ver-
laufen, somit also einzelne Repräsentanten dauerhaft poli-
tische Entscheidungen mitbestimmen? Die Skepsis gegen-
über den Berufspolitikerinnen und Berufspolitikern, die mit 
der Politik langfristig ihren Lebensunterhalt verdienen, ist 
trotz des Versuchs der frühen Rationalisierung des Phäno-
mens durch Max Weber in „Politik als Beruf“ (1919) nie wirk-
lich überwunden worden. Was für andere Berufsfelder 
selbstverständlich ist, dass es nämlich Zeit, Er fahrung und 
Expertise braucht, um eine Tätigkeit sinnvoll ausüben zu 
können, scheint für demokratische Mandate immer noch 
anrüchig (vgl. Borchert 2003). 
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Die Linie zwischen einer berechtigen Kritik an der Art und 
Weise, wie politische Rekrutierung von den Parteien be-
trieben wird (etwa die Vermeidung innerparteilicher Kon-
kurrenz um Ämter), und einer pauschalen Verurteilung der 
„Beutementalität“ von Parteien (von Arnim 1993) ist fein 
und wird nicht von allen Beobachtenden fair und objektiv 
gezogen. Das Verständnis in der Bevölkerung für die Not-
wendigkeit professioneller Politik ist letztlich auch aus die-
sem Grund immer begrenzt geblieben.

Regierungsbildung/Oppositionsarbeit
Parteien sind durch die Bildung von Regierungen und die 
Organisation parlamentarischer Prozesse fest in der staat-
lichen Sphäre verankert. Parteien sollen dafür sorgen, dass 
aus Wahlen stabile und handlungsfähige Regierungen 
hervorgehen. Die Besetzung von Regierungsämtern mit 
Parteivertreterinnen und -vertretern und die Ausrichtung 
der Regierungsarbeit an parteipolitischen Zielsetzungen 
gelten als die wichtigsten Merkmale von Parteiendemo-
kratien (party government). Den Wahlberechtigten kommt 
in diesem Modell die Aufgabe zu, zwischen konkurrieren-
den Parteien auszuwählen und damit ein politisches Man-
dat für eine bestimmte Richtung der Regierungsarbeit zu 
erteilen, das dann von den Mehrheitsparteien mit Leben 
erfüllt wird (Katz 1987).
Die Organisation parlamentarischer Prozesse wird durch 
Fraktionen geleistet, zu denen sich die Abgeordneten ei-
ner Partei zusammenschließen. Diese bilden nach den Prin-
zipien von Hierarchie und Spezialisierung handlungsfä-
hige Einheiten aus, die durch ihr geschlossenes Auftreten 
im Parlament die für parlamentarische Regierungssysteme 
grundlegende Trennung zwischen Regierungsmehrheit 
und Opposition begründen. Dadurch wird für die Wahlbe-

rechtigten auch klarer nachvollziehbar, wer für welche Ent-
scheidungen verantwortlich zeichnet (Saalfeld 2007: 12–
13).
Der Opposition kommt im parlamentarischen Raum eben-
falls eine wichtige Funktion zu. Sie ist für die Kontrolle des 
Regierungshandelns zuständig und soll eine personelle 
und politische Alternative zu den jeweils Regierenden dar-
stellen. Erst durch die Option des Machtwechsels kann er-
reicht werden, dass die Wünsche und Forderungen der 
Wahlberechtigten politisches Gehör finden. Der „soziale 
Mehrwert“ des elektoralen Wettbewerbs ist somit die Res-
ponsivität der Parteien, also ihre Offenheit für gesellschaft-
liche Anliegen (Bartolini 2002). Zugleich stellt die Chance 
der Abwahl der Herrschenden ein Charakteristikum der 
Demokratie dar, die den Missbrauch politischer Macht 
verhindern und politische Erneuerung ermöglichen soll (Lö-
sche 1994: 10). 
Parteien streben somit nach „Zugang zu den Schaltstellen 
staatlicher Macht in Parlament und Regierung“ (Wiesen-
dahl 2006: 4). Es ist wenig sinnvoll, den Parteien Machtstre-
ben an sich anzukreiden. Wahlerfolg und Ämtergewinn 
sind zentrale Beweggründe für die Schaffung von Parteien. 
Zudem ist Macht die Voraussetzung dafür ist, dass Parteien 
die politischen Vorstellungen ihrer Anhänger in die Tat um-
setzen können. Das Machtstreben dient in diesem Sinne 
keinem Selbstzweck, sondern der Gestaltung von Politik 
und der Durchsetzung inhaltlicher Forderungen.
Hier liegt dann aber auch der kritische Punkt. Sind Parteien 
alleine auf der Suche nach einer maximalen Stimmenzahl 
und dem Erhalt wichtiger Posten in staatlichen Institutio-
nen, oder nutzen sie die gewonnene Macht auch für die 
Verwirklichung politischer Zielvorstellungen? Wann wird 
aus dem Machtstreben inhaltsleere Machtversessenheit? 

Parteien sind durch die Bildung 
von Regierungen und die 
Organisation parlamentari-
scher Prozesse fest in der staat-
lichen Sphäre verankert. Die 
Organisation parlamentari-
scher Prozesse wird durch 
Fraktionen geleistet, zu denen 
sich die Abgeordneten einer 
Partei zusammenschließen.
 Deutscher Bundestag / Achim Melde
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Policy-Entscheidungen
Parteien stellen durch ihre Dominanz im parlamenta-
rischen Raum wichtige Akteure bei der politischen Ent-
scheidungsfindung in den einzelnen Politikfeldern (poli-
cies) dar. Ob es sich um die Außenpolitik, die Wirtschafts- 
und Sozialpolitik oder andere Politikfelder handelt – die 
Herstellung allgemeinverbindlicher Entscheidungen wird 
im systemfunktionalen Verständnis als generelle Aufgabe 
der Politik begriffen: In den verschiedenen Politikfeldern 
laufen innerhalb bestimmter politischer Strukturen (polity) 
politische Prozesse (politics) ab, die zu Gesetzen, Verord-
nungen und anderen Formen der staatlichen Regelsetzung 
führen, die das gesellschaftliche Zusammenleben ordnen 
(Easton 1965). 
Parteien sind für die demokratische Legitimation solcher 
Entscheidungen von besonderer Bedeutung, da sie sich zu-
vor mit ihren programmatischen Vorstellungen dem Votum 
der Wählerschaft gestellt haben. Ihre Stärke im Parlament 
lässt sich daher als Auftrag der Bürgerinnen und Bürger 
verstehen, für bestimmte inhaltliche Ziele in den einzelnen 
Politikfeldern einzutreten. Daraus lassen sich dann aber 
auch die Fragen ableiten, ob sich die Parteien in ihren 
sachpolitischen Angeboten tatsächlich unterscheiden und 
welche Relevanz solche Differenzen für ihr parlamentari-
sches Handeln haben (Saalfeld 2007: 299–316).
Die Relevanz politischer Parteien für politische Problemlö-
sungen muss jedoch sicherlich differenziert betrachtet 
werden. Die Entscheidungen über policies fallen heute, 
stärker als in früheren Zeiten, in Verhandlungsnetzwerken, 
in denen neben staatlichen Akteuren (Regierung, Ministe-
rialbürokratie, Parlamente) auch gesellschaftliche Akteure 
(Interessengruppen, wissenschaftliche Expertinnen und 
Experten, zivilgesellschaftliche Organisationen) vertreten 
sind. Gerade in einem komplexen politischen System wie 
dem der Bundesrepublik mit seinen vielen Vetospielern und 
Mitregenten – denken wir an den Bundesrat oder das Ver-
fassungsgericht –, ist die Macht der einzelnen Beteiligten, 
verfassungspolitisch sehr wohl gewollt, begrenzt (Schmidt 
2002; Lehmbruch 2003). 
Hinzu kommt, das zeigt die Europäische Union besonders 
deutlich, die erhöhte Bedeutung des Zusammenspiels meh-
rerer politischer Ebenen. Parteien sind in diesen komplexen 
Netzwerken, die sich je nach Politikfeld anders darstellen, 
nur einer von vielen Akteuren. Zugleich können sie aber 
durch ihre Dominanz staatlicher Positionen und die organi-
satorische Verknüpfung der verschiedenen Ebenen auch 
wichtige Knotenpunkte für Entscheidungsprozesse liefern.
Dennoch wäre es aber vermessen anzunehmen, dass Par-
teien „durchregieren“ und ihre programmatischen Vorstel-
lungen oder ihre Wahlversprechen, selbst nach einem gro-
ßen Wahlsieg, eins zu eins umsetzen könnten. Die Komple-
xität heutiger Mehrebenenpolitik mindert damit die 
Aussagekraft von Wahlergebnissen für politische Entschei-
dungen – sie hebt sie aber nicht auf.

Fazit

Der Überblick über die wichtigsten Aufgaben der Parteien 
zeigt, dass Parteien mit einer Vielzahl an Erwartungen kon-
frontiert werden, die nicht leicht unter einen Hut zu bringen 
sind. So wird eine entschlossene Vertretung bestimmter ge-
sellschaftlicher Interessen eingefordert, zugleich aber ein 
gemeinwohlverträgliches Handeln in den staatlichen Insti-

tutionen erwartet, welches den Bedürfnissen aller Bürge-
rinnen und Bürger entspricht. Oder wir werfen den Par-
teien wahlweise ideologische Verbohrtheit oder opportu-
nistische Prinzipienlosigkeit vor. Das rigide Beharren auf 
eine programmatische Festlegung scheint uns für demokra-
tische Aushandlungen der falsche Weg zu sein, aber der 
„Wendehals“, der sich immer auf neue politische Positionen 
einlässt, der kommt uns dann doch auch verdächtig vor. 
Innerhalb der Parteien mögen wir weder hierarchische 
Strukturen, bei denen eine kleine Führungsschicht das al-
leinige Sagen hat, noch basisdemokratischen Streit, der 
aus dem Wettbewerb verschiedener Gruppen und Flügel 
entsteht. Kurzum: Parteien können es eigentlich nieman-
dem recht machen. Es gibt für Parteien kaum einen Weg, 
der nicht einen Teil der Anhängerschaft frustriert zurück-
lässt. 
Der erste Schrit t zu einer fairen Würdigung der Parteien-
demokratie wäre es, sich diesen Widersprüchen in den ei-
genen Erwartungshaltungen stärker bewusst zu werden. 
Die von den Parteien ausgeübte Verklammerung von Ge-
sellschaft und Staat birgt Probleme und führt zu Enttäu-
schungen. Dies gilt speziell in einem Umfeld gewachsener 
sozialer Heterogenität, wie es durch den gesellschaft-
lichen und politischen Wandel hervorgebracht worden ist. 
Die entscheidende Frage bleibt jedoch, ob es Alternativen 
zu den Parteien gibt, will man die repräsentative Demokra-
tie nicht aufgeben. Dies heißt nicht, dass man nicht berech-
tigte Forderungen an die Parteien stellen kann, sich wieder 
besser auf ihre Aufgabenvielfalt zurück zu besinnen. Kon-
kret braucht es wohl einer Rekalibrierung im Verhältnis von 
gesellschaftlichen und staatlichen Funktionen. 
Da das zentrale Problem in den Zweifeln an den Repräsen-
tationsleistungen der Parteien liegt, sollte hier der Schlüs-
sel zur Verbesserung des Verhältnisses zu den Bürgerinnen 
und Bürgern liegen. Parteien müssen wieder klarer mit kon-
kreten politischen Projekten in Verbindung gebracht wer-
den können, sei dies die Stärkung sozialer Gerechtigkeit, 
die Gestaltung von Klimapolitik oder die gesellschaftliche 
Integration von Vielfalt. Solche Projekte sind programma-
tisch wie personell zu unterfüttern. Man mag die Persona-
lisierung der Politik ja bedauern, viele Beispiele, etwa der 
Höhenflug der Grünen im Bund oder in einem Land wie 
Baden- Württemberg, belegen aber doch, dass Zustim-
mung bis hin zu Begeisterung dann gelingt, wenn es die 
entsprechenden Gesichter und Stimmen für ein politisches 
Projekt gibt. 
Diesen Trend hin zu politischer Führung können Parteien 
übrigens dann besonders gut austarieren, wenn sie zu-
gleich neue Formen der Beteiligung und Mobilisierung für 
Parteimitglieder ermöglichen. Offene innerparteiliche De-
liberation wie auch Urwahlen zu personellen und sach-
politischen Fragen können die Elitenlastigkeit von Parteien 
verringern (vgl. Detterbeck 2013; Cross/Katz 2013).
Doch nicht nur die Parteien sind gefordert. All ihre Bemüh-
ungen um eine bessere Repräsentation gesellschaftlicher 
Interessen, sofern es sie denn gibt, werden vergeblich sein, 
wenn sich nicht auch die Bürgerinnen und Bürger im Staat 
um ein besseres Verständnis bemühen. Denn es gibt 
Gründe für die Schwierigkeiten der Parteien. Den Parteien 
fällt es schwer, klare Ziele zu formulieren, weil die gesell-
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schaftlichen Lager so unübersichtlich und fluide geworden 
sind. Auch die Umsetzung von politischen Zielen ist nicht 
einfach, weil das Regieren im deutschen Bundesstaat wie 
im europäischen Mehrebenensystem zu komplex für ein-
fache Lösungen ist. Zu wünschen wäre folglich eine bes-
sere Akzeptanz der Tatsache, dass Politik Kompromisse 
braucht, dass demokratisches Streiten ein Wert ist, der 
nicht mehr als die Einhaltung der Spielregeln erfordert, 
dass es längere Wege braucht, um ein politisches Projekt 
voranzubringen – und eine möglichst aktive Bürgerschaft, 
die sich in und außerhalb von Parteien engagiert, um ihre 
politischen Ziele zu befördern.
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PARTEIENLANDSCHAFT ZUR BUNDESTAGSWAHL: PROGNOSEN UND SZENARIEN

Das Parteiensystem vor der 
Bundestagswahl 2021
Frank Decker

Glaubt man den Demoskopen, so wird die Bundestags-
wahl diesmal von einer merklichen Aufbruchs- und Wech-
selstimmung begleitet. Wird dies zu einem Regierungs-
wechsel führen? Welche Parteien werden eine Koalition 
eingehen? Mit dem Rückzug von Angela Merkel und dem 
anhaltenden Niedergang der Volksparteien Union und 
SPD konzentriert sich in dieser Wahl vieles auf die Rolle 
der kleineren Parteien. Gleichzeitig sind die Möglichkei-
ten zur Koalitionsbildung so vielfältig wie nie zuvor, was 
sich auch in den neuen Regierungsbündnissen auf Landes-
ebene zeigt. Frank Decker analysiert mit einem Rückblick 
auf vergangene Wahlen, welche Rolle Kandidatinnen 
und Kandidaten, Parteiprogramme und aktuelle Themen 
für den Wahlkampf spielen. Besonders der Aufstieg der 
Grünen und die Profilierung der FDP während der Co-
rona-Pandemie könnten neue Machtverteilungen erge-
ben, die eine Reihe von Koalitionsmöglichkeiten eröff-
nen. Der Rückblick auf vergangene Koalitionsverhand-
lungen offenbart jedoch auch, welche Regierungsbünd-
nisse traditionell wenig Zustimmung haben, sei es 
aufgrund von gegensätzlichen Programmatiken, Diffe-
renzen in der (Regierungs-)Zusammenarbeit oder Kon-
flikten an der Parteibasis. 

Eine offene Wahl

Am 26. September wird der Deutsche Bundestag zum 
20. Mal gewählt. Die Bundestagswahl findet gleich in 
mehrfacher Hinsicht unter außergewöhnlichen Vorausset-
zungen statt und dürfte eine der spannendsten in der Ge-
schichte der Bundesrepublik werden.
 l Die erste Besonderheit betrif f t die personelle Ausgangs-

lage. Noch nie zuvor hat ein amtierender Bundeskanz-
ler – in diesem Fall eine Bundeskanzlerin – darauf ver-
zichtet, bei einer Wahl als Kandidat/-in erneut anzutre-
ten. Dieser Umstand bringt die Unionsparteien im 
Wahlkampf in eine undankbare und schwierige Situa-
tion. Sie gehen mit einem neuen Kandidaten – dem 
CDU-Vorsitzenden Armin Laschet – in die Wahlausein-
andersetzung, die gleichzeitig ein Votum über die Re-
gierungsbilanz der abtretenden Amtsinhaberin Angela 
Merkel sein wird.
 l Zweitens wird der Wahlkampf von einer der größten Kri-

sen überschattet, die das Land in der über 70 Jahre wäh-
renden Nachkriegszeit zu bewältigen hatte: der Co-
rona-Pandemie. Mit dieser Krise verändern sich nicht 
nur die thematischen Vorzeichen des Wahlkampfs, son-
dern zugleich seine technischen und organisatorischen 
Voraussetzungen. Auch die Parteitage und Kandidaten-
nominierungen liefen und laufen unter Pandemiebedin-
gungen anders ab als gewohnt.

 l Drittens haben sich in der 19. Legislaturperiode drama-
tische Veränderungen der Parteienlandschaft ergeben. 
Während der Niedergang der Sozialdemokraten wei-
ter anhielt, geriet nun auch die Union als noch verblie-
bene Volkspartei in den Abwärtssog. Gleichzeitig ge-
lang es den Grünen, sich als zweitstärkste Kraft dauer-
haft vor die SPD zu setzen. Machten Union und SPD das 
Rennen um die Kanzlerschaft bisher stets unter sich aus, 
trit t mit Annalena Baerbock jetzt zum ersten Mal die 
Vertreterin einer drit ten Partei als gleichberechtigte 
Kanzlerkandidatin an.
 l Last but not least und viertens wird die Themenagenda 

der Wahlauseinandersetzung eine andere sein als bei 
früheren Wahlen. Dass hier der Klimaschutz zum ersten 
Mal ganz oben steht, stellt eine der Ursachen wie auch 
eine Folge des Aufschwungs der Grünen dar. Daneben 
dürften die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Aus-

Mit der Corona-Pandemie verändern sich nicht nur die the-
matischen Vorzeichen des Wahlkampfs, sondern zugleich 
seine technischen und organisatorischen Voraussetzungen.

picture alliance/ZB | Z6944 Sascha Steinach
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wirkungen der Corona-Pandemie eine wichtige Rolle 
spielen und – je nach Verlauf und Erfolg der Impfkam-
pagne – zugleich der Rückblick auf das Pandemie-
management der Regierung.

Entschieden wird die Wahl durch das Zusammenspiel 
dreier Faktoren: den Kandidierenden, den Themen und 
den Koalitionsbeziehungen. Was die letztgenannten be-
trif f t, besteht im Parteiensystem inzwischen eine große Fle-
xibilität, da sich sowohl SPD und Grüne für eine Koalition 
mit der Linken als auch die FDP für eine Koalition mit der 
SPD und den Grünen geöffnet haben. Galt Anfang des 
Jahres eine Regierung der Union mit den Grünen noch als 
wahrscheinlichster Wahlausgang, wiesen die Umfragen 
im Mai auch eine Ampelkoalition oder ein Linksbündnis als 
mehrheitsfähig aus. 

Parteiensystem und Koalitionsbeziehungen seit 
der deutschen Vereinigung

In den 30 Jahren seit der Vereinigung hat sich das Parteien-
system in Deutschland dramatisch verändert. Aus dem bipo-
laren Parteiensystem mit zwei Parteien im sogenannten bür-
gerlichen Lager auf der einen Seite – den Christdemokraten 
und den Liberalen – und zwei Parteien im linken Lager auf 
der anderen Seite – den Sozialdemokraten und den Grünen 
– ist ein komplexes Sechsparteiensystem geworden.
Die Komplexität rührt zum einen daher, dass die beiden 
neu hinzugekommenen Parteien – Die Linke und die 
rechtspopulistische Alternative für Deutschland (AfD) – als 
ideologische Randparteien von den anderen Parteien nur 
bedingt oder gar nicht als mögliche Regierungspartner 
betrachtet werden. „Bedingt“ gilt dabei für Die Linke und 
„gar nicht“ für die AfD. Insofern gibt es kein gemeinsames 
linkes oder rechtes Lager mehr. Der andere Grund verweist 
auf die veränderten Koalitionsbeziehungen innerhalb des 
von Union, SPD, Grünen und FDP gebildeten Zentrums, wo 
die einseitige Orientierung der Grünen auf die SPD heute 
ebenso der Vergangenheit angehört wie jene der FDP auf 
die Union. Koalitionspolitik und -strategien werden damit 
zu einem Schlüsselfaktor für die Regierungsbildung.

Bis Ende der 1970er Jahre hatte die Bundesrepublik ein 
hochkonzentriertes Zweieinhalbsystem mit zwei großen 
Parteien – Union und SPD –, die man deshalb als „Volkspar-
teien“ bezeichnet hat, und einer kleineren Partei, der FDP. 
Die großen Parteien konnten in ihrer besten Zeit bis zu 90 
Prozent der Wählerinnen und Wähler und – aufgrund der 
hohen Wahlbeteiligung – 80 Prozent der Wahlberechtigten 
auf sich ver einen. Dieser Wert hat sich bis heute mehr als 
halbiert. Die FDP übte bis zum Hinzutreten der Grünen als 
vierter Partei in den 1980er Jahren eine Scharnierfunktion 
im Parteiensystem aus – sie konnte entweder mit der Union 
oder den Sozialdemokraten zusammen die Regierung bil-
den. Eine Regierung ohne Koalition hat es in der gesamten 
Geschichte der Bundesrepublik noch nie gegeben.
Das bipolare System der 1980er Jahre mit den beiden klar 
abgegrenzten Lagern geriet durch das Hinzutreten der 
postkommunistischen PDS nach der deutschen Vereini-
gung ins Wanken. Die PDS war das einzige erfolgreiche 
Überbleibsel der untergangenen DDR. Alle anderen Par-
teien, die in der Wendezeit – das ist die Periode vom Mau-
erfall im November 1989 bis zur förmlichen staatlichen 
Vereinigung knapp ein Jahr später – in der DDR entstan-
den waren, wurden von den Parteien der alten Bundesre-
publik schnell marginalisiert und aufgesogen. Der Weg 
der Sozialdemokratisierung, den die kommunistischen Par-
teien in den meisten anderen Neudemokratien Mittelost-
europas beschrit ten, blieb der PDS versperrt, weil ja mit 
der SPD eine sozialdemokratische Partei bereits vorhan-
den war. Die PDS verharrte deshalb in orthodoxen Positio-
nen, blieb eine quasi-kommunistische Partei. Dennoch 
konnte sie als Regionalpartei des Ostens auch gesamt-
deutsch überleben, indem sie die massive Unzufriedenheit 
der dortigen Bürgerinnen und Bürger mit den ökonomi-
schen Folgen des Einigungsprozesses in den 1990er Jah-
ren auf ihre Mühlen lenkte. In Ostdeutschland wurde und 
blieb sie so stark, dass man sie dort auf der Länderebene 
schon bald in die Regierungen einbezog.
Stellte die PDS die Gesetzmäßigkeiten der Koalitionsbil-
dung noch nicht in Frage, so änderte sich dies mit der Ent-
stehung der gesamtdeutschen Linkspartei, der heutigen 
Partei Die Linke. Zu ihr kam es infolge einer Fusion der PDS 
mit einer Abspaltung von der SPD, die sich in der alten Bun-

Abbildung 1: 
Bindungskraft der Volkspar-
teien (gemeinsamer Stim-
menanteil von CDU/CSU 
und SPD bei Bundestagswah-
len bezogen auf die Zahl der 
Wahlberechtigten)

Quelle: Eigene Berechnung auf Basis der amtlichen Wahldaten, Frank Decker
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desrepublik im Jahre 2005 aus Protest gegen die von der 
sozialdemokratisch geführten Bundesregierung unter 
Kanzler Gerhard Schröder durchgesetzten Sozial- und Ar-
beitsmarktreformen gebildet hatte. An deren Spitze setzte 
sich der frühere SPD-Vorsitzende Oskar Lafontaine. Die 
Partei war bereits beim ersten Anlauf 2005 so erfolgreich, 
dass sie die Bildung einer Koalition nach dem normalen 
Muster – Rot-Grün oder Schwarz-Gelb – durchkreuzte. 
Deshalb mussten Union und SPD zum ersten Mal seit 1966 
eine Große Koalition bilden – unter der seither amtieren-
den Kanzlerin Angela Merkel.
Deutschland hatte also seit 2005 ein Fünfparteiensystem. 
Was auffällig war, wenn man es mit der Entwicklung der 
Parteiensysteme in anderen europäischen Ländern ver-
gleicht, war das Fehlen einer Partei am rechten Rand. Wa-
rum blieb Deutschland auf der Landkarte des Rechtspopu-
lismus bis zur Gründung der AfD im Jahre 2013 ein weißer 
Fleck, wo doch solche Parteien seit den 1980er Jahren in 
fast allen Nachbarländern entstanden waren? 2012 führte 
der Verfasser in einem Aufsatz drei Gründe für die Erfolg-
losigkeit an. Erstens diskutierte man in Deutschland nicht 
wirklich streitig, auch parteipolitisch streitig über Einwan-
derung und Integrationspolitik; das Thema sollte tunlichst 
unter der Decke gehalten werden. Zweitens waren die Uni-
onsparteien als führende Kraft im Mitte-Rechts-Lager in 
der Lage, die Wählerinnen und Wähler am rechten Rand 
durch konservative Positionen zu binden. Und drit tens lit t 
die Organisationsfähigkeit rechtspopulistischer Parteien 
an der Stigmatisierung des Rechtsextremismus – dem 
sprichwörtlichen Schatten Hitlers. 
Von diesen drei Gründen haben sich die beiden zuerst ge-
nannten seit Mitte der 2000er Jahre nach und nach erle-
digt. Die Sarrazin-Debatte im Jahre 2010 über die angeb-
lich gescheiterte Integration der türkischen Zuwanderer 
machte deutlich, dass das Migrationsthema von den Par-
teien nicht länger ignoriert werden konnte. Gleichzeitig 
eröffnete sich durch die zunehmende Liberalisierung der 
Unionsparteien in gesellschaftspolitischen Fragen eine 
Nische im Parteiensystem, in die die AfD später hineinsto-
ßen konnte. Dasselbe galt für die Europapolitik, die den 
unmittelbaren Entstehungsanlass der Partei bildete. Die 
AfD lehnte die von allen anderen Parteien mitgetragene 
Euro-Rettungspolitik ab. Für ihre Wählerschaft war aber 
bereits 2013, als sie nur knapp den Einzug in den Bundes-
tag verpasste, das Migrationsthema wichtiger. Als die 

Flüchtlingskrise 2015 einsetzte, konnte sie hier ihre Anti-
Positionen voll ausspielen und eilte bei den Wahlen von 
Erfolg zu Erfolg. Ihre Stimmenanteile waren und sind dabei 
in Ostdeutschland etwa doppelt so hoch wie im Westen. 
Dort übernimmt sie heute die Funktion einer Protestpartei, 
die vorher Die Linke ausgeübt hatte. 
Mit der Etablierung der AfD verschoben sich die Kräftever-
hältnisse im deutschen Parteiensystem nach rechts. 1998, 
2002 und 2005 hatten die drei linken Parteien zusammen-
genommen noch einen klaren Vorsprung vor Union und FDP, 
bevor sich das Verhältnis 2009 erstmals umkehrte. 2013 la-
gen die drei rechten Parteien (jetzt mit der AfD) dann um 
acht, 2017 sogar um 18 Prozentpunkte vor SPD, Grünen und 
Linken. Das lag auch daran, dass es den Rechtspopulisten 
in Deutschland genauso wie in anderen Ländern gelang, 
neben früheren Nichtwählerinnen und -wählern eine be-
trächtliche Zahl von früheren Wählerinnen und Wählern 
von SPD und Linke zu sich herüberzuziehen.
Durch die Erweiterung der Fünf- zu einer Sechsparteien-
struktur sind Mehrheiten für die klassischen „lagerin ternen“ 
schwarz-gelben und rot-grünen Bündnisse auf Bundes-
ebene in weite Ferne gerückt. Auch in den Bundesländern 
kommen sie heute nur noch in Ausnahmefällen zustande. 
Die Parteien haben darauf mit einer Öffnung ihrer Koali-
tions strategien reagiert, die die frühere „Ausschließeritis“ 
– der Begriff stammt von dem hessischen Grünen-Politiker 
Tarek Al-Wazir – in der politischen Mitte, also im Verhältnis 
von Union, SPD, Grünen und FDP, nahezu vollständig und 
im Verhältnis von SPD und Grünen zur Linken teilweise 
überwunden hat. Allein Koalitionen oder sonstige Formen 
der Zusammenarbeit mit der AfD bleiben für alle anderen 
Parteien ein Tabu.
Lagerinterne Bündnisse bestehen heute nur noch in sechs 
der 16 Bundesländer. In den drei Stadtstaaten sowie in 
Thüringen regieren linke, in Nordrhein-Westfalen und in 
Bayern „bürgerliche“ Koalitionen. Die übrigen Länder so-
wie der Bund werden von lagerübergreifenden Koalitio-
nen regiert. In Westdeutschland hat sich dabei neben der 
klassischen eine zweite Variante der Großen Koalition von 
Union und Grünen herausgebildet, nachdem die letztge-
nannten in Hessen und Baden-Württemberg zur zweit-

Tabelle 1: 
Koalitionsmodelle in den 
Ländern (seit 2001)

Quelle: Eigene Darstellung, Frank Decker
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stärksten bzw. sogar stärksten Kraft aufgestiegen sind. In 
Ostdeutschland scheint wiederum das „Kenia“-Bündnis 
von Union, SPD und Grünen zur neuen Standardformation 
zu avancieren. Weil CDU und SPD hier auch zusammen 
nicht mehr in der Lage sind, eine regierungsfähige Mehr-
heit hinter sich zu bringen und die FDP als parlamenta-
rische Kraft zu schwach bleibt oder ganz ausfällt, müssen 
die Grünen als Partner zusätzlich mit ins Boot.
Die Länder haben koalitionspolitisch die Funktion eines 
Testlabors für die Bundesebene. In den 1960er Jahren war 
das bereits bei der sozialliberalen Koalition der Fall; in den 
1980er Jahren bei Rot-Grün. 2008 und 2012 wurden in 
Hamburg und im Saarland die ersten schwarz-grünen 
bzw. „Jamaika“-Koalitionen gebildet, die aber beide vor-
zeitig scheiterten. Ihre erfolgreicheren Nachfolger in Hes-
sen (ab 2013) und in Schleswig-Holstein (ab 2017) nahmen 
die „Jamaika“-Verhandlungen nach der Bundestagswahl 
2017 vorweg. Schon 2013 hatte es im Bund schwarz-grüne 
Sondierungsgespräche gegeben, doch fehlte den Grünen 
damals der Mut, das Bündnis zu wagen. 

Union und SPD in der Dauerkrise

Bei der Bundestagswahl 2017 mussten die beiden Regie-
rungsparteien mit einem Minus von 8,6 (bei den Unions-
parteien) und 5,2 Prozentpunkten (bei der SPD) herbe Ver-
luste einstecken. Bei der Union waren diese vor allem dem 
parteiinternen Streit über die Flüchtlingspolitik geschuldet, 
die seit 2015 die innenpolitische Agenda geprägt hatte 
und deshalb auch im Wahlkampf eine wichtige Rolle 
spielte. Die SPD musste wiederum erneut die Erfahrung ma-
chen, dass sich ihre Funktion als Juniorpartner in der Regie-
rung nicht auszahlte – trotz unbestreitbarer Erfolge wie 
dem von ihr durchgesetzten gesetzlichen Mindestlohn. Mit 
der Bestellung von Martin Schulz zum Parteivorsitzenden 
und Kanzlerkandidaten erlebte die Partei zu Beginn des 
Wahljahres einen unverhofften Höhenflug in den Umfra-
gen, der die Möglichkeit eines Wahlsiegs zu eröffnen 
schien. Der „Schulz-Zug“ kam aber bereits nach wenigen 
Wochen zum Stehen, was zum einen an der Schwäche des 
zu wenig Machtwillen ausstrahlenden Kandidaten und 
zum anderen an der fehlenden programmatischen Akzen-
tuierung und handwerklichen Professionalität der Wahl-
kampagne lag.
Gewinner der Wahl waren die AfD und die FDP, die mit 
zweistelligen Ergebnissen in den Bundestag einzogen 
bzw. wieder einzogen, während die Ergebnisse der Linken 
und der Grünen hinter deren Erwartungen zurückblieben. 
Die SPD zog aus der Wahlschlappe die Konsequenz, in-
dem sie noch am Wahlabend erklärte, in die Opposition 
gehen zu wollen. Als einzig gangbares Bündnis verblieb 
damit eine sogenannte „Jamaika“-Koalition aus Union, FDP 
und Grünen unter Führung der bisherigen Kanzlerin An-
gela Merkel. Die Sondierungsgespräche der potenziellen 
Partner gestalteten sich von Beginn an schwierig und wur-
den von der FDP schließlich nach vier Wochen für geschei-
tert erklärt. Auf Wunsch der Union und unter tatkräftiger 
Mithilfe des Bundespräsidenten ließ sich die SPD darauf-
hin – wenn auch widerwillig – erneut in die Pflicht nehmen 
und erklärte ihre Bereitschaft zu einer Neuauflage der 
Großen Koalition, der vierten in der Geschichte der Bun-
desrepublik. Verbunden war dies mit einem personellen 
Neuanfang. Anstelle von Martin Schulz und Sigmar Ga-

briel übernahmen jetzt Andrea Nahles (als neue Parteivor-
sitzende) und Olaf Scholz (als Finanzminister und Vize-
kanzler) die Führung der Partei.
Da es der SPD in den Sondierungen nicht gelang, Forde-
rungen wie die Einführung einer Bürgerversicherung oder 
eine Erhöhung des Spitzensteuersatzes, die für die eigene 
programmatische Identität wichtig waren, gegen die 
Union durchzusetzen, konnte die Parteiführung eine Partei-
tagsmehrheit (56,4 %) für die Aufnahme von Koalitionsver-
handlungen nur durch das Versprechen weiterer Nachbes-
serungen sicherstellen. Drei Punkte wurden ausdrücklich 
benannt: der Familiennachzug von subsidiär geschützten 
Flüchtlingen, die Befristung von Arbeitsverträgen und die 
Beendigung der „Zwei-Klassen-Medizin“. So wie 2013 lag 
das letzte Wort über den Koalitionsvertrag auch dieses 
Mal bei den SPD-Mitgliedern, deren Zustimmung trotz des 
starken Gegenwinds überzeugender ausfiel als erwartet 
(66 % Ja-Stimmen bei einer Beteiligung von 78,4 %).
Kaum hatte die neue Regierung ihr Amt angetreten, bra-
chen Innenminister Horst Seehofer und die CSU einen 
Streit über die Flüchtlingspolitik vom Zaun, der die Frakti-
onsgemeinschaft von CDU und CSU – nach den Worten 
Wolfgang Schäubles – an den „Rand des Abgrunds“ 
brachte. Verwunderlich war dies nicht nur wegen des eher 
geringfügigen Anlasses – es ging um die Zurückweisung 
von Einreisewilligen an der deutsch-österreichischen 
Grenze –, sondern auch deshalb, weil die Unionsparteien 
ihren seit 2015 bestehenden Zwist in dieser Frage im Zuge 
der „Jamaika“-Sondierungen anscheinend beigelegt hat-
ten. Die Auseinandersetzung bedeutete zugleich eine 
 weitere Belastung für die ohnehin schwierige Zusammen-
arbeit mit der SPD – die Große Koalition sollte sich von 
diesem Schlag bis zum Ende der Wahlperiode nicht mehr 
erholen. Nahezu die gesamte Legislaturperiode wurde 
von den internen Führungsstreitigkeiten überlagert, mit 
denen beide Parteien zu kämpfen hatten. In der SPD sa-
hen sich die Kritikerinnen und Kritiker des erneuten Regie-
rungseintrit ts durch die Umfragewerte bestätigt, die auch 
unter Andrea Nahles und Olaf Scholz im Keller blieben. 
Die nach einer Reihe von missglückten öffentlichen Auftrit-
ten und ihrem heftig kritisierten Agieren in der Nachfolge-
frage des entlassenen Verfassungsschutzchefs Hans- 
Georg Maaßen stark unter Druck stehende Vorsitzende 
Nahles zog nach der Niederlage der SPD bei der Europa-
wahl im Juni 2019 die Konsequenzen und erklärte ihren 
Rücktrit t.
Für die Neubesetzung des Vorsitzendenamtes betrat die 
Partei Neuland, indem sie zum ersten Mal die Wahl einer 
geschlechterparitätisch besetzten Doppelspitze ermög-
lichte. In der sich über mehrere Monate hinziehenden Pro-
zedur unterlag dabei das von der Parteiführung favori-
sierte Duo aus Finanzminister Olaf Scholz und der bran-
denburgischen Landtagsabgeordneten Klara Geywitz 
überraschend dem früheren nordrhein-westfälischen Fi-
nanzminister Norbert Walter-Borjans und der Bundes-
tagsabgeordneten Saskia Esken. Die in der Öffentlichkeit 
kaum bekannten neuen Vorsitzenden konnten das Füh-
rungsvakuum freilich nicht ausfüllen. Die von ihnen zumin-
dest angedeutete Möglichkeit eines vorzeitigen Regie-
rungsaustrit ts stand spätestens nach dem Ausbruch der 
Corona-Pandemie nicht mehr zur Debatte. Stattdessen be-
mühten sich Walter-Borjans und Esken jetzt um ein mög-
lichst einvernehmliches Auftreten der Führungsspitze, in-
dem sie ausgerechnet Olaf Scholz schon im August 2020, 
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also mehr als ein Jahr vor der Bundestagswahl, zum Kanz-
lerkandidaten ausriefen. 
Noch turbulenter sollte sich die Entwicklung in der Union 
gestalten. Bei ihr waren die Konflikte durch Angela Mer-
kels Ankündigung vorgezeichnet, bei der Bundestagswahl 
2021 nicht mehr antreten zu wollen. Zu einem vorzeitigen 
Amtsverzicht, der einem Nachfolger die Möglichkeit gege-
ben hätte, sich einzuarbeiten und mit einem Amtsbonus in 
die Wahl zu ziehen, war die Kanzlerin nicht bereit. Merkels 
Machtverfall innerhalb ihrer Partei und der von ihr geführ-
ten Regierung begann im Herbst 2018, als es ihr nicht ge-
lang, die Abwahl Volker Kauders als Fraktionsvorsitzenden 
zu verhindern. Die Stimmenverluste bei den Landtagswah-
len in Bayern und Hessen veranlassten die Kanzlerin kurz 
darauf, ihren Rücktrit t vom Parteivorsitz zu verkünden – 
nach 18 Jahren. Dass Generalsekretärin Annegret Kramp-
Karrenbauer sich in der Nachfolgeentscheidung knapp 
gegen Friedrich Merz durchsetzte, war gewiss in Merkels 
Sinne. Indem die Kanzlerin der Nachfolgerin aber keinen 
Raum ließ, sich neben ihr zu entfalten, trug sie maßgeblich 
zum Scheitern Kramp-Karrenbauers bei.
Nachdem „AKK“ ihren innerparteilichen Rückhalt und die 
öffentliche Unterstützung auch dank vieler selbstverschul-
deter Fehler immer mehr eingebüßt hatte, gab sie den Vor-
sitz und den damit verbundenen Anspruch auf die Kanzler-
kandidatur bereits nach 15 Monaten auf. Das Rennen um 
die Nachfolge, für die sich erneut mehrere Kandidaten be-
warben, zog sich coronabedingt fast ein Jahr hin. In der 
Stichwahl unterlag Friedrich Merz wieder nur knapp – 
diesmal gegen den Parteivize und nordrhein-westfälischen 
Ministerpräsidenten Armin Laschet. Wie sehr es auch La-
schet an innerparteilichem Rückhalt mangelte, zeigte sich 
in der Auseinandersetzung um seine Kanzlerkandidatur, 
die er in einem erbitterten, öffentlich ausgetragenen 
Machtkampf gegen den an der Parteibasis und bei den 
Wählern deutlich populäreren CSU-Vorsitzenden Markus 
Söder nur mühsam durchsetzen konnte. Ob sich die Grä-
ben bis zur Wahl wieder zuschütten lassen, bleibt zweifel-
haft. Dies gilt umso mehr, als die abnehmende Zustimmung 
zur Regierungspolitik und die als skandalös empfundenen 

Nebengeschäfte von einzelnen ihrer Abgeordneten die 
Umfragewerte der Union schon vorher nach unten getrie-
ben hatten. Waren CDU und CSU nach dem vergleichs-
weise erfolgreichen Krisenmanagement in der ersten 
Phase der Corona-Pandemie in der Sonntagsfrage auf 
über 40 Prozent nach oben geschnellt, lagen sie im Mai 
2021 wieder bei unter 30 Prozent.

Der Aufstieg der Grünen

Wenn die Regierungsparteien an Zuspruch verlieren, ist der 
Nutznießer fast automatisch die Opposition. In der zu Ende 
gehenden Wahlperiode hat sich dieser Effekt auf die vier 
Oppositionsparteien aber höchst unterschiedlich verteilt. 
Während die AfD, Die Linke und bis zum Beginn der zweiten 
Phase der Pandemie auch die FDP auf der Stelle traten, 
konnten die Grünen ihre Werte im Vergleich zur Bundes-
tagswahl 2017 mehr als verdoppeln und sich seit Herbst 
2018 als zweitstärkste Kraft dauerhaft vor die SPD setzen. 
Im Mai 2021 lagen sie in Umfragen sogar vor der Union. 
Neben der schlechten Performance der beiden Regie-
rungsparteien waren und sind es vor allem drei Faktoren, 
die den erstaunlichen Aufstieg erklären. Erstens wurden 
die Grünen für ihre konstruktive Rolle bei den „Jamaika“-
Verhandlungen belohnt, die nicht an ihnen, sondern an der 
FDP gescheitert waren. Dies hat aus Sicht der Wählerinnen 
und Wähler ihre uneingeschränkte und in den Bundeslän-
dern ohnehin längst bewiesene Regierungsfähigkeit unter-
mauert. Zweitens ist es der Partei unter ihrem seit 2017 am-
tierenden Führungsduo Annalena Baerbock und Robert 
Habeck gelungen, innerparteiliche Konflikte geräuschlos 
zu lösen und eine bei den Grünen bis dahin nicht gekannte 
Geschlossenheit herzustellen – der Kontrast zu den Füh-
rungsstreitigkeiten in der Union und SPD könnte nicht grö-
ßer sein. Und drit tens spielte der Bedeutungsgewinn des 

Abbildung 2: 
Sonntagsfrage September 
2017 bis Mai 2021

Quelle: Infratest dimap
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Klimaschutzthemas im Zuge der Fridays-for-Future-Proteste 
den Grünen seit März 2019 massiv in die Hände. Als Um-
weltpartei genießen sie hier ohnehin einen Kompetenzvor-
sprung vor der Konkurrenz, den sie durch ihre Konzepte für 
eine wohlstandsverträgliche Reduktion der CO2-Emissio-
nen jetzt weiter ausbauen konnten. 
Ähnlich wie Union und SPD und im Unterschied zu den 
Grünen vermittelten auch die übrigen Vertreter der 
Opposition kein sonderlich attraktives Bild. Der FDP wurde 
der Ausstieg aus den „Jamaika“-Verhandlungen noch 
lange verübelt. Gleichzeitig fehlte es der Partei an The-
men, mit denen sie gegenüber den Regierungsparteien 
und den erstarkenden Grünen hätten punkten können. Das 
sollte sich erst während der zweiten Phase der Pandemie 
ändern, als die FDP ihre Doppelkompetenz als wirtschafts-
freundliche Partei und Anwältin der Bürgerrechte glaub-
würdig ausspielen konnte. Ihre Umfragewerte gingen seit-
her wieder nach oben. Die größte Oppositionspartei, die 
AfD, machte seit 2017 vor allem durch heftige innerpartei-
liche Richtungsstreitigkeiten und ihre weiter voranschrei-
tende Radikalisierung von sich reden. Ihr Zuspruch nahm 
daher vor allem im Westen ab, allerdings nicht soweit, 
dass die Partei auf der Bundesebene um ihre parlamenta-
rische Existenz fürchten müsste. Bedrohlicher stellt sich die 
Lage für Die Linke dar, die einerseits weiter unter ihren un-
gelösten innerparteilichen Konflikten lit t und andererseits 
mit den eigenen Themen gegen Union, SPD und Grüne we-
nig ausrichtete. Letzteres galt auch für die Corona-Politik, 
bei der sie – im Unterschied zur AfD – eine konstruktive 
Rolle einnahm.

Mögliche Regierungsbündnisse

Wie die Parteien abschneiden, hängt von mehreren mit-
einander verbundenen Faktoren ab: der – eben beschrie-
benen – Ausgangslage des Parteiensystems zu Beginn des 
Wahlkampfes, den Kandidierenden um Spitzenämter, den 
Themen, die die Wahlauseinandersetzung prägen, der 
Kampagne selbst und den Auswirkungen möglicher oder 

erwartbarer Regierungsbündnisse. Mit Ausnahme der 
Ausgangslage sind alle zuerst genannten Faktoren hoch-
gradig volatil und lassen daher nur Wahrscheinlichkeits-
aussagen zu. Relativ treffsichere Prognosen sind dagegen 
über die Regierungsbündnisse möglich, die bei einem ge-
gebenen Abschneiden gebildet werden könnten oder 
würden. Das liegt einerseits daran, dass die Parteien 
selbst Koalitionspräferenzen haben, die sich zugleich aus 
ihrem bisherigen Verhalten ableiten lassen. Hätten die 
Grünen z. B. die Wahl, eine Zweierkoalition entweder mit 
den Unionsparteien oder SPD zu bilden, würden sie sich 
aufgrund der größeren politikinhaltlichen Schnittmengen 
wahrscheinlich für die SPD entscheiden. Zum anderen gibt 
es ungeschriebene Gesetze der Koalitionsbildung. Am 
wichtigsten ist die Regel, dass das Amt des Regierungs-
chefs von der stärksten Partei innerhalb einer Koalition be-
setzt wird. Das Ämterstreben (office-seeking) der Parteien 
kann hier mit den stärker von policy-seeking-Aspekten 
 diktierten inhaltlichen Koalitionspräferenzen unter Um-
ständen kollidieren. 
Nach der nur knapp gewonnenen Bundestagswahl 2005 
ging die Union aus allen drei nachfolgenden Wahlen als 
mit Abstand stimmenstärkste Partei hervor und konnte des-
halb sichergehen, dass eine Mehrheitsbildung gegen sie 
nicht möglich war. Das hat sich mit dem Erstarken der Grü-
nen inzwischen geändert – und das nicht erst seit der Co-
rona-Krise. Zwei Alternativen zu einer unionsgeführten Re-
gierung stehen im Raum: ein grün-rot-rotes Bündnis oder 
eine Ampelkoalition aus Grünen, SPD und FDP.
An der Parteibasis gäbe es sowohl bei den Grünen als 
auch bei der SPD vermutlich eine Präferenz für das Links-
bündnis, die von den Wählerinnen und Wählern beider 
Parteien allerdings nicht im selben Maße geteilt wird. Ob 
es für eine solche Koalition rechnerisch reichen würde, 
wenn diese vor der Wahl als wahrscheinlichste Variante 
tatsächlich ins Spiel kommt, bleibt zweifelhaft. Anders ver-
hält es sich mit der Ampelkoalition. Auch deren Unterstüt-
zung in der Wählerschaft mag zwar im Moment noch ge-
ring sein. Das dürfte aber vor allem damit zu tun haben, 
dass die Bürgerinnen und Bürger sie bisher kaum auf dem 

Mögliche Regierungsbündnisse 
vorherzusagen ist aufgrund 
verschiedener volatiler Fakto-
ren wie dem Kampagnenver-
lauf schwierig, allerdings las-
sen Koalitionspräferenzen und 
ungeschriebene Gesetze der 
Koalitionsbildung Prognosen 
zu.
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Schirm haben und es in den Ländern mit Rheinland-Pfalz 
nur ein Beispiel für ein solches Bündnis gibt. 
Wenn der Eindruck nicht trügt, gibt es bei den Parteispitzen 
sowohl der Grünen als auch der SPD inzwischen eine kla-
res Prä für die „Ampel“. Sendet man im Wahlkampf ent-
sprechende Signale aus, ließen sich in der Tat mehrere Pro-
bleme gleichzeitig lösen. Erstens würde man zusätzliche 
Wahlberechtigte in der Mitte ansprechen, zumal aus dem 
Unionslager, für die dann mit der FDP eine bürgerliche Al-
ternative bereitstünde. Dass die seit Januar 2021 rückläu-
figen Umfragewerte der Union mit Zuwächsen für die Libe-
ralen einhergehen, deutet diesen Effekt an. Zweitens 
müsste man die unüberbrückbaren Differenzen mit der Lin-
ken in der Außenpolitik im Wahlkampf nicht verbrämen, die 
nach wie vor der größte Stolperstein für eine Zusammen-
arbeit sind. Und drit tens könnte die Aussicht auf eine Am-
pel das rot-rot-grüne „Schreckgespenst“ bannen und War-
nungen der Union und der FDP vor einer Linkskoalition ins 
Leere laufen lassen. Den Wahlstrategen im Konrad-Ade-
nauer-Haus dürfte bei einem solchen Szenario nicht sehr 
wohl sein.
Eine arithmetische Mehrheit für eine Ampel bedeutet aber 
noch nicht automatisch, dass es auch zu einer solchen Ko-
alition kommt. Das hängt zum einen davon ab, ob es an-
dere, ebenfalls mehrheitsfähige Bündnisse gibt, die für die 
beteiligten Parteien womöglich attraktiver sind. Das gilt 
vor allem für Schwarz-Grün oder Grün-Schwarz, aber 
auch für eine „Jamaika“-Koalition. Zum anderen spielt das 
Ämterstreben eine Rolle. Der Blick auf dasselbe Bündnis 
kann sich gewaltig ändern, je nachdem, ob man in diesem 
als stärkste Partei die Regierungschefin bzw. den Regie-
rungschef stellen kann oder nicht. Relativ klar liegt der Fall, 
wenn die Grünen in einem Bündnis mit der Union der 
Junior partner wären, in einer Ampelkoalition hingegen als 
stärkste Partei die Regierung anführen könnten: Hier wäre 
ihre Präferenz für das womöglich kompliziertere Dreier-
bündnis gewiss. Müssten sie in einer Ampelkoalition der 
SPD und Olaf Scholz den Vortrit t lassen, würde die Ent-
scheidung davon abhängen, ob man politikinhaltlichen Er-
wägungen (was eher für die Ampel spräche) oder Ämter-
streben (was eher für das Bündnis mit der Union spräche) 
den Vorzug gibt. 
Welches Szenario eintrit t, hängt vor allem davon ab, wie 
die Unionsparteien und die Grünen abschneiden. Verharrt 
die Union bei um oder unter 30 Prozent und liegen die Grü-
nen über der 20-Prozent-Marke, wäre es möglich, dass 
zum ersten Mal seit 2005 wieder eine Regierung ohne 
CDU und CSU gebildet werden kann. Anders als 2009, 

2013 und 2017 ist das Rennen dieses Mal offen. Denn noch 
bevor den Wahlberechtigten das Abtreten der nach wie 
vor populären Bundeskanzlerin Merkel wirklich ins Be-
wusstsein trit t, hat seit März eine Wechselstimmung einge-
setzt, die zu wenden für den Unionskanzlerkandidaten Ar-
min Laschet eine schwierige Aufgabe wird. Wie die ver-
gangenen Wahlkämpfe gezeigt haben, ist sein Scheitern 
damit aber längst nicht programmiert – dafür ist die Wäh-
lerschaft viel zu volatil. Dasselbe gilt für den Siegeszug der 
Grünen, der keinesfalls anhalten muss. 
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ZWISCHEN KONTINUITÄT UND WANDEL

Parteien und Wahlen im Osten und 
im Westen Deutschlands
Eckhard Jesse

Am 26. September 2021 findet im wiedervereinigten 
Deutschland zum neunten Mal eine Bundestagswahl 
statt. Zwar wurde das Parteiensystem der alten Bundes-
länder schnell auf die neuen übertragen, aber trotzdem 
trat eine Reihe von Abweichungen auf. Mit einer weniger 
ausgeprägten Parteiidentifikation bei den Bürgerinnen 
und Bürgern in den neuen Bundesländern geht eine hö-
here Volatilität einher. Spitzenkandidatinnen und -kan-
didaten spielen bei Wahlen oft eine größere Rolle als 
Parteien. Allerdings hat die Parteiidentifikation im Wes-
ten nachgelassen. In den neuen Bundesländern sind die 
Randparteien Die Linke und die Alternative für Deutsch-
land (AfD) erheblich stärker als in den alten. Das beein-
trächtigt die Koalitionsbildung und bedingt oft ein Koa-
litionsgefüge aus drei – heterogenen – Parteien. Auch in 
den alten Bundesländern sind solche Bündnisse keine 
Ausnahme mehr. Da die Parteien sich vor der Bundes-
tagswahl 2021 erneut nicht auf einen bestimmten Koali-
tionspartner festlegen, dürfte am Wahlabend nach der 
Auszählung der Stimmen noch keineswegs sicher sein, 
wer mit wem regiert. Das ist fürwahr ein Strukturdefekt. 
Wer nach Kontinuität und Wandel mit Blick nach Ost und 
West fragt, so Eckhard Jesse, der erhält Antworten, die 
zu einem Teil in dieselbe Richtung weisen (etwa mit Blick 
auf Schwächen der Volksparteien) und die zu einem an-
deren Teil eine gegenläufige Tendenz erkennen lassen 
(etwa mit Blick auf die Stärke der Randparteien). Unter-
schwellig spielt bei Vergleichen die Annahme eine Rolle, 
eine ähnliche Entwicklung in beiden Landesteilen sei 
besser. Das muss jedoch nicht der Fall sein, ganz unab-
hängig von dem folgenden Befund: Zwischen dem Nor-
den und dem Süden Deutschlands gibt es ebenso be-
trächtliche Unterschiede beim Parteienwettbewerb und 
Wahlverhalten, ohne dass dies häufig zur Sprache 
kommt. 

Das Beispiel Sachsen-Anhalt

Politische Beobachterinnen und Beobachter erwarteten 
den Ausgang der Landtagswahlen am 6. Juni in Sachsen-
Anhalt, dem Beginn der achten Landtagswahlserie in den 
neuen Bundesländern, aus einer Reihe von Gründen mit 
besonderer Spannung. Erstens war es die letzte Landtags-
wahl vor der Bundestagswahl am 26. September, die we-
gen ihrer Signalfunktion als eine Art Stimmungstest Auf-
merksamkeit erregte. Zweitens standen inzwischen bei den 
Parteien alle Spitzenkandidaturen für die Bundestagswahl 
fest. Manch einer sprach von Testwahlen für die Kanzler-
kandidatin Annalena Baerbock und die Kanzlerkandida-
ten Armin Laschet und Olaf Scholz. Drit tens ist in diesem 
Bundesland, in dem eine extrem hohe Volatilität grassiert, 

die AfD überproportional stark (2016: 24,3 %). Gemutmaßt 
wurde sogar ein Kopf-an-Kopf- Rennen zwischen der CDU 
und der AfD, deren hiesigen Landes verband der Verfas-
sungsschutz als rechtsextremistischen Verdachtsfall ein-
schätzt. Viertens haftete dem Ausgang dieser Wahl wegen 
der Corona-Pandemie eine zusätzliche Unsicherheit an. 
Gerade die AfD prangerte die Schutzmaßnahen als stark 
übertrieben an („Schluss mit dem Lockdown-Irrsinn“). Fünf-
tens hatten bei der letzten Landtagswahl AfD und Die Linke 
knapp besser abgeschnitten als CDU und SPD. Nur des-
halb, weil die Grünen mit 5,2 Prozent der Stimmen im Ge-
gensatz zur FDP (4,9 %) die Fünfprozenthürde überwinden 
konnten, gelang die Bildung einer „Kenia“-Koalition. An-
sonsten wäre eine Mehrheit von einem einzigen Mandat 
für die AfD und Die Linke die Folge gewesen – mit unvorher-
sehbaren Konsequenzen für die Regierungsbildung. 
Sechstens platzten mitten in den Wahlkampf Furore ma-
chende Äußerungen von Marco Wanderwitz, des Ostbe-
auftragten der Bundesregierung und sächsischen Spitzen-
kandidaten der CDU für die kommende Bundestagswahl. 
In einem FAZ-Podcast hieß es von ihm: „Wir haben es mit 
Menschen zu tun, die teilweise in einer Form diktatursozia-
lisiert sind, dass sie auch nach dreißig Jahren nicht in der 
Demokratie angekommen sind.“1 Da nur ein geringer Teil 

Die Spitzenkandidatinnen und 
Spitzenkandidaten der Land-
tagswahl in Sachsen-Anhalt. 
Die Wahl war aufgrund einer 
Reihe von besonderen Fakto-
ren mit Spannung erwartet 
worden. Zudem erhofften sich 
die Parteien einen guten Aus-
gangspunkt für die Bundes-
tagswahl im Herbst.
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des AfD-Elektorats „potentiell rückholbar“ sei, müsse man 
„auf die nächste Generation“2 hoffen. Solche Aussagen, 
die sich als Kritik an „den“ Ostdeutschen interpretieren lie-
ßen, lösten ein großes, meist zwiespältiges Echo aus.3 Was 
oft übersehen wird: Die Wählerinnen und Wähler ab 
60 Jahren votieren nicht nur im Westen, sondern auch im 
Osten unterdurchschnittlich stark für die AfD, wie die re-
präsentative Wahlstatistik erhellt.4 Es sind die mittleren 
Jahrgänge, die im Arbeitsleben stehen und Angst vor Ar-
beitslosigkeit hegen. Und wer schon den Ost-West- 
Gegensatz betont, sollte bei der Ursachenforschung nicht 
nur auf die Zeit vor 1990 blicken, sondern auch die Phase 
seit der deutschen Einheit einbeziehen.
Zwar gingen manche Umfragen von einem knappen Ren-
nen zwischen der CDU und der AfD aus, aber es kam ganz 
anders, vielleicht auch aus Angst vor dem ersten Platz für 
die AfD. Das Bollwerk der CDU „gegen rechts“ hat nicht 
zuletzt dank der hohen Popularitätswerte des „Landesva-
ters“, der seit zehn Jahren amtiert, in einer fulminanten 
Weise gehalten. Wieder einmal gab es einen überra-
schenden Ausgang der Wahlen in Sachsen-Anhalt. Um nur 
zwei Wahlen zu erwähnen: 1998 bekam die hart rechtsex-
tremistische DVU dort 12,9 Prozent und die CDU verlor 
12,2 Punkte; 2002 steigerte sich die CDU um 15,3 Prozent-
punkte, während die SPD um 15,9 Punkte fiel.
Reiner Haseloff, dem Markus Söder als Kanzlerkandidat 
lieber gewesen wäre, bekommt selbst bei Wählerinnen 
und Wählern, die nicht für seine Partei votiert haben, hohe 
Zustimmung. Die Parallelen zu den drei ostdeutschen Wah-
len mit den Siegen der ebenfalls wiedergewählten Minis-
terpräsidenten Michael Kretschmer, Dietmar Woidke und 
Bodo Ramelow liegen auf der Hand. Angesichts der nur 
schwachen Parteiidentifikation spielt die Persönlichkeit 
des Ministerpräsidenten eine Rolle. Haseloff ist mit einem 

Ergebnis von 37,1 Prozent der Triumphator, und Armin La-
schet kann dank dieses Ministerpräsidenten gestärkt in 
den Bundestagswahlkampf ziehen. Ein blaues Wunder 
blieb aus. Das ist die eine Seite. Die andere: Die beiden 
Volksparteien CDU und SPD verfehlten wie bei den letzten 
Wahlen in allen neuen Bundesländern die absolute Stim-
menmehrheit, erreichten allerdings eine hauchdünne Man-
datsmehrheit.
In Sachsen-Anhalt stößt die Fortsetzung des Notbündnis-
ses der CDU mit der SPD und den Grünen, das schon mehr-
mals fast zerbrochen wäre, auf wenig Gegenliebe. Das 
Land wählte 2016 Mitte-Rechts, und die Regierung war 
Mitte-Links. Das provoziert Frust! Ein „Deutschland“-Bünd-
nis (CDU, SPD, FDP) würde die politischen Strömungen im 
Land nun angemessener widerspiegeln. Zum dritten Mal 
beträte Sachsen-Anhalt damit Neuland: erst mit dem „Mag-
deburger Modell“ 1994 (Tolerierung der Regierung durch 
die PDS), dann mit der „Kenia“-Koalition von 2016. Diese 
Variante ist die wahrscheinlichste. Eine „Deutschland“-Koa-
lition könnte eine Vorreiterfunktion für den Bund sein.
Wenn die AfD unter ihrem farblosen Spitzenkandidaten 
Oliver Kirchner trotz ihrer Verluste mehr als jede fünfte 
Stimme (20,8 %) auf sich vereinigen und fast doppelt so gut 
abschneiden konnte wie Die Linke als drit tstärkste Partei, 
hat dies den Etablierten ein Weckruf zu sein. Indirekte 
Wählerbeschimpfung à la Wanderwitz führt nicht weiter, 
ist geradezu kontraproduktiv. Und dass Die Linke erneut, 
wie bei allen ostdeutschen Landtagswahlen zuvor, mas-
sive Stimmeneinbußen erleiden musste und auf 11,0 Pro-
zent abrutschte, belegt ihre nachlassende Verankerung in 
den neuen Bundesländern. „Nehmt den Wessis das Kom-
mando“, hieß es im Wahlkampf – dieser Slogan, der auf 
Spaltung setzt, verhallte bei den „Ossis“.
Die SPD, die FDP und Bündnis 90/Die Grünen fuhren nur 
einstellige Ergebnisse ein, wobei die 8,4 Prozent für die 
SPD das drit tschlechteste Resultat der Partei seit 1949 in 
einem Bundesland sind. Auch wenn sich jede Hochrech-
nung von Sachsen-Anhalt (sie hatten hier zusammen mit 
20,7 % etwas weniger als die AfD mit 20,8 %) auf den Bund 
verbietet, gilt mit Blick auf die Bundestagswahl im Herbst: 
Eine „Ampel“-Koalition findet im Osten keine Mehrheit.

Volksparteien in der Krise

Wohl kein Beispiel verdeutlicht gegenüber früher den Un-
terschied stärker als die Landtagswahlen 2021 vor der Bun-
destagswahl im September. Wären nicht kurzfristig 
die thüringischen Landtagswahlen, angesetzt auf den 
25. April, wegen der Corona-Pandemie verschoben wor-
den, hätte sich bei den vier Wahlen jedes Mal eine Minis-
terpräsidentin bzw. ein Ministerpräsident einer anderen 
Partei zur Wiederwahl gestellt: in Baden-Württemberg 
Winfried Kretschmann (Bündnis 90/Die Grünen), in Rhein-
land-Pfalz Marie-Luise „Malu“ Dreyer (SPD), in Thüringen 
Bodo Ramelow (Die Linke) und in Sachsen-Anhalt Reiner 
Haseloff (CDU). Bis zum Jahr 2009, also in den ersten 
60 Jahren der Bundesrepublik Deutschland, behaupteten 
sich Union oder SPD in allen Bundesländern stets als 
stärkste Kraft.5 
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Da der Osten nach der friedlichen Revolution mehrheitlich 
eine schnelle deutsche Einheit gewünscht hatte, profi-
tierten zunächst besonders die Protagonisten dieser Ent-
wicklung, also CDU und FDP. Die Krise der Volksparteien,6 
die für beide Landesteile zutrif f t, im Osten freilich stär-
kere  Ausmaße annimmt als im Westen, ist in verschiedenen 
Formen erkennbar.7 Die Volksparteien sind gesellschaftlich 
nicht mehr (im Westen) oder noch nicht (im Osten) ver-
ankert. Der Wähler- wie der Mitgliederschwund ist ekla-
tant.

Zum Wählerschwund
Noch bei den ersten vier gesamtdeutschen Bundestags-
wahlen hatten Union und SPD stets mehr als 75 Prozent der 
Stimmen erhalten. Zuletzt, 2017, erreichten die beiden Par-
teien gemeinsam bloß 53,4 Prozent.8 Im Osten erzielten sie 
zusammen gar nur 41,5 Prozent,9 wobei die CDU mehr als 
das Doppelte des Anteils der SPD „einfuhr“. Wer einen 
Blick auf die Meinungsumfragen wir ft, erkennt schnell das 
rapide Voranschreiten dieses Trends. Die beiden Parteien 
dürften weder im Osten noch im Westen an ihr ohnehin 
schon schwaches Ergebnis von 2017 heranreichen. Was 
damit offenkundig der Vergangenheit angehört: die Zwei-
parteiendominanz!
Die Gründe für das Schwächeln der Volksparteien sind 
vielfältiger Natur: Das Abschmelzen des gewerkschaft-
lichen Milieus, der sozialdemokratischen Hochburg, ist 
ebenso unübersehbar wie das des konfessionellen, der 
Hochburg der Union. Neben diesen strukturellen Ursa-
chen gibt es situative. So haben die großen Parteien ihren 
Markenkern aus den Augen verloren – damit ist eine Re-
präsentationslücke am rechten10 und am linken11 Rand ent-
standen. Allerdings rangiert die Union weiterhin deutlich 
vor der SPD. Diese hat einen Teil ihrer Stammwählerschaft 
an die AfD (vor allem in den neuen Bundesländern) und an 
die Grünen (vor allem in den alten) verloren. 
In den einzelnen Bundesländern sind wenig schmeichel-
hafte Ergebnisse für die Union und die SPD zu verzeichnen. 
Konnten die beiden großen Parteien bei der jeweils letzten 
Landtagswahl nur fünfmal ihren Anteil steigern, mussten 
sie in 27 Fällen Verluste hinnehmen, zum Teil starke, selbst 
in den alten Bundesländern. Am 14. Oktober 2018 büßte 
die SPD in Hessen und Bayern jeweils 10,9 Prozentpunkte 
ein, die CDU in Hessen 11,3 und die CSU in Bayern 
10,5 Punkte. In den neuen Bundesländern brachen die 
einst Großen geradezu ein. Sie erzielten nirgendwo die 
Hälfte der Stimmen. In Mecklenburg-Vorpommern betrug 
der Anteil 49,6, in Sachsen-Anhalt 45,5 Prozent, in Bran-
denburg 41,8, in Sachsen 39,8 und in Thüringen gar nur 
29,9 Prozent. Aber selbst in einem westdeutschen Bundes-
land wie  Baden-Württemberg lag der Stimmenanteil für 
die einstigen Großparteien zusammengenommen ledig-
lich bei 34,1 Prozent. Die Grünen und die Liberalen schnit-
ten mit 43,1 Prozent deutlich besser ab. 
Zum Wählerschwund gesellt sich eine rückläufige Wahl-
beteiligung, die zuletzt allerdings gestoppt wurde. Sie be-
trug im Osten bei der Bundestagswahl 2017 73,2 Prozent 
(2013: 68,1 %), im Westen 76,8 Prozent (2013: 73,6 %). Die 
gesunkene Wahlbeteiligungsquote ist nicht nur auf die 
Vertrauensverluste der Bürgerinnen und Bürger gegen-
über den großen Parteien zurückzuführen. Aber deren 
mangelnde Integrationskraft trägt dazu bei. Die bisher 
niedrigste Wahlbeteiligung: in Sachsen-Anhalt mit 
44,4 Prozent bei der Landtagswahl 2006.

Zum Mitgliederschwund
Hatten im Vereinigungsjahr 1990 Union 975.807 (CDU: 
789.609; CSU: 186.198) und SPD 943.402 Mitglieder,12 so 
schrumpfte die Zahl Jahr für Jahr nahezu kontinuierlich. 
Ende des Jahres 2020 hat die CDU 399.110 Mitglieder, die 
CSU 136.014 und die SPD 404.305. Auch andere Großor-
ganisationen wie Kirchen und Gewerkschaften haben sol-
che Abgänge zu verzeichnen. Dies ist eine Reaktion auf 
veränderte Verhaltensweisen wie Individualisierung. Zu-
dem sind die Volksparteien überaltert. Das Durchschnitts-
alter der CDU- und der SPD-Mitglieder beträgt 61 Jahre, 
das der CSU-Mitglieder 60. Zu den drastischen Unter-
schieden zwischen Ost und West: Ende des Jahres 2019 
lag die Quote der Parteibeitrit tsberechtigten bei der CDU 
im Osten bei 0,34 Prozent, im Westen bei 0,75 Prozent. Die 
Diskrepanz ist bei der SPD noch größer: 0,19 gegen 
0,65 Prozent. Sie hat in den drei ostdeutschen Flächenlän-
dern Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und Thü-
ringen weniger Mitglieder als im Stadtstaat Bremen, dem 
kleinsten Bundesland. Die schwächere Rekrutierungsfä-
higkeit dieser Partei basiert vornehmlich auf ihrer Nicht-
existenz in der DDR.
Damit gehört nicht einmal ein Prozent der Parteibeitrit tsbe-
rechtigten einer der beiden Volksparteien an. Eine Studie 
gelangt zu dem folgenden Ergebnis: „SPD und CDU wer-
den einerseits einen weiteren Schwund ihrer Mitgliederba-
sis hinnehmen müssen. Sie können aller Voraussicht nach 
aber andererseits mit einer Stabilisierung ihrer Mitglieder-
zahlen auf einem stark abgesenkten Niveau rechnen. Par-
teien sind in Bewegung. Mitglieder gehen, neue kommen. 
Den reinen Zahlenverhältnissen nach spricht die Entwick-
lung, auch im europäischen Vergleichsmaßstab, eher für 
Normalisierung unter dramatisch veränderten Umweltbe-
dingungen als für Niedergang.“13 Das mag insgesamt leid-
lich beruhigend sein, aber es macht auf ein gravierendes 
Defizit in den neuen Bundesländern aufmerksam.

Bundestagswahlen seit 1990 und Europawahlen 
seit 1994

Vergleiche zwischen dem Wahlverhalten im Osten und im 
Westen sind dann am ergiebigsten, wenn Wahlen am sel-
ben Tag statt finden, also bieten sich die acht Bundestags-
wahlen seit 1990 und die sechs Wahlen zum Europäischen 
Parlament seit 1994 an. Der Vergleich von Landtagswahlen 
kann verzerren, da spezifische bundes- und landespoliti-
sche Vorgänge zu Ausschlägen führen (können).
Bei den Bundestagswahlen seit 1990 (vgl. Tabelle 1) trit t 
eine Vielzahl an Parallelen auf, die sich von Wahl zu Wahl 
wiederholen.14 Stets erzielte die Union im Westen bessere 
Ergebnisse als im Osten. Gleiches gilt, meist auf einem 
niedrigeren Niveau, für die SPD (bis auf 2002). Der seiner-
zeitige Vorsprung der SPD im Osten gegenüber dem 
 Westen basierte wesentlich auf dem folgenden Umstand: 
Damals hatte sich Bundeskanzler Gerhard Schröder wäh-
rend der Flutkatastrophe, die vor allem Brandenburg, 
Sachsen und Sachsen-Anhalt Wochen vor der Wahl heim-
suchte, als zupackender „Macher“ und unbürokratischer 
Helfer in Finanzdingen erwiesen. Noch stärkere „West-
parteien“ sind die Liberalen und die Grünen. Zum Teil liegt 
der prozentuale Anteil im Westen doppelt so hoch wie 
im  Osten. Die Ausnahme bei der ersten, stark von situativen 
Bedingungen geprägten gesamtdeutschen Bundestags-
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wahl beruhte bei der FDP stark auf dem „Genscher-Effekt“: 
Der Außenminister, der aus Halle stammte, hatte am 
30. September 1989 auf dem Balkon der Prager Botschaft 
verkündet, die Ausreise der geflüchteten DDR-Bürger in 
die Bundesrepublik sei möglich. Das bessere Abschnei-
den von Bündnis 90/Die Grünen im Osten hing zum einen 
mit dem Mut der aus diesen Reihen stammenden Bürger-
rechtler im Revolutionsherbst 1989 zusammen, zum ande-
ren mit dem wenig populären Slogan der Westgrünen: 
„Alle reden von Deutschland. Wir reden vom Wetter.“ 
 Anders als die genannten vier Parteien sind Die Linke 
 (früher: die PDS) und die AfD weitaus stärker im Osten be-
heimatet als im Westen. Mehr noch als für die AfD gilt dies 
für Die Linke: Keine Partei ist in einem Landesteil so stark 
überrepräsentiert wie diese. Das schwächste Ergebnis 
der Partei Die Linke in einem ostdeutschen Bundesland 
(Sachsen: 16,1 %) bei der Bundestagswahl 2017 übertraf 
ihr bestes in einem westdeutschen (Bremen: 13,4 %). Für die 
AfD trif f t dies ebenso zu: Erzielte sie bei der letzten Bun-
destagswahl in Mecklenburg-Vorpommern, ihrer ostdeut-
schen „Diaspora“, 18,6 Prozent, erreichte die Partei in ihrer 
westdeutschen Hochburg Bayern nur 12,4 Prozent.

Wer nicht nur nach Unterschieden in den Präferenzen zwi-
schen Ost und West fragt, sondern auch nach Wandel und 
Kontinuität im Zeitablauf, erhält weniger eindeutige Er-
gebnisse. So lässt sich weder für die CDU und die SPD 
noch für die Liberalen und die Grünen eine klare Tendenz 
ausmachen. Hingegen springt bei der postkommunisti-
schen Kraft ein eindeutiger Trend ins Auge: Das Verhältnis 
zwischen dem Ost- und dem West-Elektorat gleicht sich 
zwar nicht an, aber der Westen holt stark auf. Betrug es 
1990 37,0:1, liegt es heute bei 2,4:1. Hingegen zeichnet 
sich bei der AfD-Wählerschaft eine umgekehrte Tendenz 
ab. Kamen 2013 auf eine Wählerin bzw. einen Wähler im 
Westen 1,3 Wählende im Osten, so waren es 2017 ein we-
nig mehr als zwei.
Eine ganz ähnliche Ost-West-Tendenz spiegelt sich bei 
den Wahlen zum Europäischen Parlament wider (vgl. Ta-
belle 2). Stets behauptete sich die Union bundesweit als 
stärkste Partei, im Osten wie im Westen. Diese westliche 

Tabelle 1: Wahlverhalten im Wahlgebiet Ost (mit Berlin-Ost) und im Wahlgebiet West (mit Berlin-West) 
bei den Bundestagswahlen 1990 bis 2017 im Vergleich (in Prozent)

Bundestagswahlen 1990 Gesamt Ost West

SPD 33,5 24,3 35,7
CDU/CSU 43,8 41,8 44,3
FDP 11,0 12,9 10,6
B 90/Gr. 5,0 6,1 4,8
PDS 2,4 11,1 0,3
Sonstige 4,3 3,8 4,3

Bundestagswahlen 1994 Gesamt Ost West

SPD 36,4 31,5 37,5
CDU/CSU 41,5 38,5 42,1
FDP 6,9 3,5 7,7
B 90/Gr. 7,3 4,3 7,9
PDS 4,4 19,8 0,9
Sonstige 3,5 2,4 3,9

Bundestagswahlen 1998 Gesamt Ost West

SPD 40,9 35,1 42,3
CDU/CSU 35,1 27,3 37,0
FDP 6,2 3,3 7,0
B 90/Gr. 6,7 4,1 7,3
PDS 5,1 21,6 1,2
Sonstige 6,0 8,6 5,2

Bundestagswahlen 2002 Gesamt Ost West

SPD 38,5 39,7 38,3
CDU/CSU 38,5 28,3 40,8
FDP 7,4 6,4 7,6
B 90/Gr. 8,6 4,7 9,4
PDS 4,0 16,9 1,1
Sonstige 3,3 6,7 2,8

Quelle: Zusammenstellung nach den amtlichen Wahlstatistiken

Bundestagswahlen 2005 Gesamt Ost West

SPD 34,2 30,4 35,1
CDU/CSU 35,2 25,3 37,5
FDP 9,8 8,0 10,2
B 90/Gr. 8,1 5,2 8,8
PDS/Die Linkspartei 8,7 25,3 4,9
Sonstige 3,9 5,7 3,5

Bundestagswahlen 2009 Gesamt Ost West

SPD 23,0 17,9 24,1
CDU/CSU 33,8 29,8 34,6
FDP 14,6 10,6 15,4
B 90/Gr. 10,7 6,8 11,5
Die Linke 11,9 28,5 8,3
Sonstige 6,0 6,4 6,1

Bundestagswahlen 2013 Gesamt Ost West

SPD 25,7 17,9 27,4
CDU/CSU 41,5 38,5 42,2
FDP 4,8 2,7 5,2
B 90/Gr. 8,4 5,1 9,2
Die Linke 8,6 22,7 5,6
Alternative für Deutschland 4,7 5,9 4,5
Sonstige 6,3 7,3 5,8

Bundestagswahlen 2017 Gesamt Ost West

SPD 20,5 13,9 21,9
CDU/CSU 32,9 27,6 34,1
FDP 10,7 7,5 11,4
B 90/Gr. 8,9 5,0 9,8
Die Linke 9,2 17,8 7,4
Alternative für Deutschland 12,6 21,9 10,7
Sonstige 5,0 6,4 4,7
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Überrepräsentation trit t auch bei der SPD auf. Allerdings 
war sie in den neuen Bundesländern nur 1994 und 1999 
die zweitstärkste Kraft. Zunächst rangierte Die Linke an 
dieser Stelle, später die AfD (2017). Bei der letzten Wahl 
gelangte die SPD im Osten lediglich auf den vierten Platz 
und im Westen auf den drit ten. Die Liberalen und die Grü-
nen schnitten bei allen Wahlen im Westen deutlich besser 
ab als im Osten, wobei die Ost-West-Differenz bei den 
Grünen mehr zu Buche schlägt, anders als bei den Bun-
destagswahlen: Auf eine/-n Ost-Wähler/-in fielen zwei 
West-Wählerinnen bzw. -Wähler. Die Diskrepanz zwi-
schen Ost und West findet sich auch beim Elektorat für die 
PDS bzw. Die Linke und die AfD. Diese Parteien sind „Ost-
parteien“. Das trif f t, wie bei Bundestagswahlen, auf die 
postkommunistische Kraft noch mehr als auf die AfD zu. Ist 
die Differenz zwischen Ost und West bei der Partei Die 
Linke kontinuierlich zurückgegangen, stieg sie bei der AfD 
von den Wahlen 2014 auf die von 2019. Damit verbesserte 
sie ihren Stimmenanteil im Osten um mehr als das 2,5fache, 
im Westen hingegen nur um rund ein Viertel. Für die ande-
ren Parteien bestehen solche Verschiebungen zwischen 
Ost und West nicht. – Das Thema Europa hat für die Präfe-
renzen der Bürgerinnen und Bürger weder im Osten noch 
im Westen eine nennenswerte Rolle gespielt.15

Union und SPD – Grüne und FDP – AfD und Die Linke

Was sind die Gründe für diese Fakten? In Deutschland be-
stimmen mittlerweile zwei Hauptkonfliktlinien maßgeblich 
den Parteienwettbewerb und das Wahlverhalten.16 Sie ha-
ben die alten, lange dominierenden Cleavages, die sozia-
len und die religiösen, wenn nicht weithin abgelöst, so 
doch modifiziert.17 Die sozio-ökonomische Konfliktlinie be-
trif f t die Frage nach der Verteilungsorientierung. Auf dem 
einen (rechten) Pol ist eine Partei angesiedelt, die das weit-
hin freie Spiel der Kräfte bevorzugt, auf dem anderen (lin-
ken) Pol eine Partei, die möglichst viele staatliche Eingrif fe 
anstrebt. Die sozio-kulturelle Konfliktlinie zielt auf die 
Frage der Wertorientierungen. Auf der einen Seite steht 
eine libertäre Position, die etwa Multikulturalismus bejaht, 
auf der anderen eine autoritäre, die ihn eher ablehnt.18 
Dies deckt sich prinzipiell mit dem Dualismus von Kosmo-
politismus und Kommunitarismus, von dem heute viel die 
Rede ist.19 Was in der Regel nicht zur Sprache kommt, ist die 
sozio-politische Konfliktlinie: demokratisch versus nicht-
demokratisch. Sind die meisten Parteien klar demokratisch, 
gilt das für die AfD und Die Linke nicht im gleichen Maße.
Die Union und die SPD nehmen bei keiner der beiden Kon-
fliktlinien den einen oder anderen Pol ein, nicht in den 
neuen, nicht in den alten Bundesländern. Die Konsequenz: 
„Hauptverlierer des Parteiensystems sind die Volkspar-
teien. Weil sie auf beiden Konfliktachsen ‚mittige‘ und zum 
Teil voneinander wenig unterscheidbare Positionen vertre-
ten, leiden sie unter der Polarisierung, während die ideolo-
gisch radikaleren Vertreter, die näher an den Enden der 
jeweiligen Pole angesiedelt sind – also auf der ökonomi-
schen Achse besonders FDP und Linke, auf der kulturellen 
Achse Grüne und AfD – profitieren.“20 Wegen dieser 
Sichtweisen müsste eine Wählerwanderung zwischen den 
Grünen und der AfD ebenso ausbleiben wie eine solche 
zwischen der FDP und der Partei Die Linke. Die Wahlpraxis 
bestätigt eine derartige Annahme.

Tabelle 2: 
Wahlverhalten im Wahlgebiet Ost (mit Berlin-Ost) 
und im Wahlgebiet West (mit Berlin-West) 
bei den Europawahlen 1994 bis 2019 
im Vergleich (in Prozent)

Europawahlen 1994 Gesamt Ost West

CDU/CSU 38,8 32,9 40,3
SPD 32,2 25,3 33,9
FDP 4,1 3,6 4,2
B 90/Gr. 10,1 5,8 11,2
PDS 4,7 20,6 0,6
Sonstige 10,2 11,8 9,8

Europawahlen 1999 Gesamt Ost West

CDU/CSU 48,7 40,6 50,8
SPD 30,7 23,6 32,6
FDP 3,0 2,2 3,3
B 90/Gr. 6,4 2,9 7,4
PDS 5,8 23,0 1,3
Sonstige 5,4 7,7 4,8

Europawahlen 2004 Gesamt Ost West

CDU/CSU 44,5 34,2 46,9
SPD 21,5 15,6 22,9
FDP 6,1 4,7 6,4
B 90/Gr. 11,9 6,6 13,2
PDS 6,1 25,2 1,7
Sonstige 9,8 13,7 8,9

Europawahlen 2009 Gesamt Ost West

CDU/CSU 37,9 30,2 39,6
SPD 20,8 15,9 21,9
FDP 11,0 8,4 11,5
B 90/Gr. 12,1 7,3 13,2
Die Linke 7,5 23,2 3,9
Sonstige 10,8 15,0 9,9

Europawahlen 2014 Gesamt Ost West

CDU/CSU 35,3 30,1 36,5
SPD 27,3 20,1 28,9
FDP 3,4 2,3 3,6
B 90/Gr. 10,7 6,4 11,6
Die Linke 7,4 20,6 4,5
AfD 7,1 8,3 6,8
Sonstige 8,9 12,2 8,2

Europawahlen 2019 Gesamt Ost West

CDU/CSU 28,9 21,5 30,5
SPD 15,8 12,2 16,6
FDP 5,4 4,4 5,6
B 90/Gr. 20,5 11,6 22,5
Die Linke 5,5 13,4 3,8
AfD 11,0 21,1 8,8
Sonstige 12,9 15,8 12,3

Quelle: Zusammenstellung nach den amtlichen Wahlstatistiken
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Diese Konfliktlinien erklären wesentlich das deutlich 
schwächere Ergebnis der FDP und der Grünen in den neuen 
Bundesländern. „Die“ ostdeutsche Bevölkerung, insgesamt 
kulturell konservativer und wirtschaftspolitisch staatsfi-
xierter eingestellt, kann mit dem „weltoffenen“ Libertaris-
mus der Grünen ebenso wenig viel anfangen wie mit dem 
stärker marktliberalen Verständnis der Liberalen. Postma-
terialistisches Denken ist im Westen stärker, auch die Ab-
sage an staatliche Eingrif fe in die Wirtschaft.
Das bessere Resultat für Die Linke und für die AfD beruht 
umgekehrt darauf, dass die Staatsfixierung bei vielen Ost-
deutschen der Partei Die Linke ebenso nützt wie die grö-
ßere Reserviertheit gegenüber Multikulturalismus der AfD. 
Wenn Die Linke im Osten allmählich schwächer wird und 
die AfD stärker, geht das nach der einstigen Fraktionsvor-
sitzenden Sahra Wagenknecht auf eine falsche Schwer-
punktsetzung in den eigenen Reihen zurück. Soziale Ge-
rechtigkeit sei wichtiger als ein Lifestyle-Kulturkampf um 
das Gendersternchen, wie sie jüngst eindringlich beschrie-
ben hat.21 Die größere Unzufriedenheit im Osten erklärt 
wesentlich das dort bessere Ergebnis der beiden Randpar-
teien.22 Freilich ist die postkommunistische Partei mittler-
weile, zugespitzt formuliert, „selbst Teil des ‚Establish-
ments‘ geworden“23, jedenfalls in den neuen Bundeslän-
dern. Aber selbst im kleinen westlichen Bundesland Bremen 
gehört sie seit 2019 der Regierung an.
Allerdings sind andere Aspekte für den Parteienwettbe-
werb und das Wahlverhalten ebenso wichtig, etwa die 
Rolle der für ein Spitzenamt Kandidierenden – jede Verall-
gemeinerung verbietet sich. Weder die Wählerschaft im 
Osten noch die im Wesen bildet eine Einheit (in Branden-
burg stellt die SPD seit 1990 stets den Ministerpräsidenten, 
in Sachsen die CDU), wie allein schon die „Durchmischung“ 
in mehr als drei Jahrzehnten und die Einwirkung durch Me-
dien augenfällig erhellt. Jedoch sind ost- und westdeut-
sche Spezifika erkennbar: mehr Protest-, Wechsel- und 
Nichtwählerinnen und -wähler im Osten. Was 20 Jahre 
nach der Einheit zutraf,24 gilt weitere zehn Jahre später, 
kaum abgeschwächt, weiterhin.
Dieser Befund ist nichts Schlimmes. Unterschwellig 
schwingt allerdings oft eine negative Konnotation mit. Es 
gibt auch Nord-Süd- sowie Stadt-Land-Disparitäten, um 
nur einige zu nennen. Die regionalen Unterschiede in 
Deutschland arten nicht in separatistische Tendenzen aus, 
anders als in manchen europäischen Demokratien wie Bel-
gien und Spanien. Dort könnte „die territoriale Integrität 
der betreffenden Staaten scheitern“25.

Probleme bei der Koalitionsbildung

Da sich das Parteiensystem diversifiziert hat, im Osten 
mehr als im Westen, ist die Koalitionsbildung immer schwie-
riger.26 Dies geht auch auf das Verhalten der Parteien zu-
rück: Sie legen sich vor der Wahl nicht auf eine bestimmte 
Koalition fest, um den eigenen Handlungsspielraum nicht 
einzuschränken. Das birgt gravierende Schwächen. Die 
Wahlberechtigten wissen nicht, was mit ihrer Stimme ge-
schieht. Noch bei den Wahlen 1990 bis 2002 reichte es im 
Bund für eine lagerinterne Koalition: zunächst für eine 
schwarz-gelbe (1990, 1994), später für eine rot-grüne 
(1998 und 2002). Danach (2005, 2013 und 2017) wurden 
jeweils Große Koalitionen notwendig – lediglich 2009 
sorgten die Wählerinnen und Wähler für eine schwarz-

gelbe Mehrheit auf Bundesebene. Mittlerweile ist eine sol-
che weder für Schwarz-Gelb noch für Rot-Grün in Sicht. 
Die herkömmliche Koalitionsbildung scheidet damit fak-
tisch aus. Ob Minderheitsregierungen das Problem lö-
sen?27 Unabhängig davon: Die alten Lager haben sich in 
den letzten Jahren zum Teil aufgelöst, zum Beispiel durch 
Annäherung von Union und Grünen. Dies wiederum er-
leichtert die Koalitionsbildung. Das ist die Kehrseite.
Auf der Landesebene sind Spitzenkandidatinnen und -kan-
didaten für den Ausgang der Wahl wichtig, vor allem im 
Osten mit einer deutlich geringeren Parteiidentifikation als 
im Westen. So lassen sich die absoluten Stimmenmehrhei-
ten für die CDU in Sachsen unter Kurt Biedenkopf (1990, 
1994, 1999) und in Thüringen unter Bernhard Vogel (1999) 
sowie in Brandenburg unter Manfred Stolpe (1994) erklä-
ren. Heutzutage vermögen selbst weit über das eigene 
Parteienlager anerkannte Politikerinnen und Politiker sol-
che Ergebnisse nicht mehr zu erzielen. 
In den Ländern existiert eine ausgesprochene Vielfalt von 
Koalitionsmustern. Einparteienregierungen gehören seit 
2018 der Vergangenheit an. Bei der Wahl im Oktober je-
nes Jahres verlor die CSU ihre absolute Regierungsmehr-
heit. Diese Tendenz hat sich im letzten Jahrzehnt verstärkt, 
seit einigen Jahren durch das Reüssieren der nicht als koa-
litionsfähig geltenden AfD – vor allem im Osten, mittler-
weile auch im Westen. Wer die Regierungsbildung in den 
Bundesländern nach der vorletzten und nach der letzten 
Wahl miteinander vergleicht (vgl. Tabelle 3), nimmt eine Art 
Flickenteppich wahr. 
Zu den alten Bundesländern:28 Sieben der Koalitionen 
 bestehen aus zwei Parteien, vier aus drei Parteien. Von 
den sieben „Zweierkoalitionen“ sind es nur in drei Fällen 
lagerinterne: in Bayern, in Nordrhein-Westfalen, und in 
Hamburg. In Bayern regiert die CSU mit den Freien Wäh-
lern, in Nordrhein-Westfalen die CDU mit der FDP und 
in Hamburg die SPD mit den Grünen. Die vier weiteren 
„Zweierkoalitionen“: Grün-Schwarz (Baden-Württem-
berg), Schwarz-Grün (Hessen), Rot-Schwarz (Niedersach-
sen) und Schwarz-Rot (Saarland). Die vier „Dreierkoali-
tionen“ sind zweimal lagerinterne Bündnisse (Berlin und 
Bremen), zweimal lagerexterne (Rheinland-Pfalz und 
Schleswig-Holstein).
Zu den neuen Bundesländern: Neben einer – lagerüber-
greifenden – Koalition aus zwei Parteien (in Mecklenburg-
Vorpommern) sind vier aus der Not geborene „Dreierkoali-
tionen“ entstanden, davon drei lagerübergreifende: in 
Sachsen ein schwarz-grün-rotes, in Sachsen-Anhalt ein 
schwarz-rot-grünes,29 in Brandenburg ein rot-schwarz-
grünes Bündnis, in Thüringen ein rot-rot-grünes, wie schon 
zuvor, seit 2019 als Minderheitsregierung.30 Während die 
PDS bzw. Die Linke bei der nächsten Wahl überall dort 
massive Verluste erlit ten hatte, wo sie als Juniorpartner in 
einer Regierung fungierte (Mecklenburg-Vorpommern 
2002, Berlin 2006, Brandenburg 2014), war dies in Thürin-
gen nicht der Fall. Sie konnte unter dem Ministerpräsident 
Bodo Ramelow ihren Anteil von 28,2 auf 31,0 Prozent stei-
gern. Dies sind mehr als die Stimmenanteile von CDU und 
SPD (29,9 %). Offenbar hat der leutselige Politiker, der nicht 
den stramm linken Ideologen herauskehrte, vom Bonus als 
„Landesvater“ profitiert.
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Auf zwei Paradoxien sei aufmerksam gemacht. Die eine 
betrif f t vor allem den Osten, die andere die beiden Lan-
desteile gleichermaßen. Erstens: Obwohl die Wahlbe-
rechtigten die SPD bei der letzten, der siebten, Landtags-
wahlserie überall abstraften (mit einstelligen Ergebnissen 
in Sachsen, 7,7 %, und in Thüringen, 8,2 %), regiert sie 
überall mit. Der Grund: Sie wird für eine parlamentarische 
Mehrheit benötigt, um eine Einbeziehung der AfD (und der 
Partei Die Linke) in die Regierung zu vermeiden. Zweitens: 
Nach der Wahl steht längst nicht immer die jeweilige Koa-
litionsvariante fest. So setzten in Baden-Württemberg die 
Grünen die Koalition mit der schwächelnden CDU fort (ein 
Minus von 2,9 Prozentpunkten). Dabei hätte ein Bündnis mit 
der SPD und der FDP, die gegenüber der letzten Wahl ein 
knappes Plus erzielten, insgesamt ebenfalls eine klare 
arithmetische Mehrheit erreicht. Nicht nur das: Auch die 
politischen Schnittmengen dürften größer sein.
In jedem Land ist ein anderes Koalitionsmuster erkennbar, 
berücksichtigt man die Parteien und ihre Größenordnung. 
Im Vergleich zur letzten Landtagswahl differierte in mehr 
als der Hälfte der Bundesländer das Koalitionsmuster. Da 
die Parteien sich vor der Wahl kaum mehr koalitionspoli-
tisch positionieren, sind die Wahlberechtigten im Grunde 
entmachtet. Das stellt zwar kein ostspezifisches Phänomen 
dar, ist aber hier stärker ein Problem.

Rolle der neuen Länder bei der Bundestagswahl 2021

Den Ausgang von Wahlen zu prognostizieren wird ange-
sichts der hohen Wählerflexibilität (im Osten mehr als im 
Westen) in den letzten Jahren immer risikoreicher.31 Zudem 
fallen diesmal neue Aspekte an. Zum ersten Mal trit t keine 
Person an, die für sich den Kanzlerbonus in Anspruch neh-
men kann. Und durch die anhaltende Corona-Pandemie 
sind Aussagen ohnehin schwieriger geworden. Profitieren 
die Parteien davon, die „das Sagen“ gehabt haben – oder 
gerade umgekehrt jene mit einem Oppositionsstatus? Die 

Antwort dürfte wesentlich davon abhängen, wie die Bür-
gerinnen und Bürger zum Zeitpunkt der Wahl das Krisen-
management betrachten. Außerdem: Welche Tragweite 
spielt Covid-19 für die Stimmen der Wahlberechtigten? 
Bei den Bundestagswahlen 2002, 2005 und 2013 gaben 
die neuen Bundesländer den Ausschlag für die jeweilige 
Regierungskoalition. Ohne das dortige Wahlergebnis zu 
berücksichtigen und dasselbe Wahlverhalten unterstellt: 
Im Westen hätte es 2002 arithmetisch für eine schwarz-
gelbe Koalition gereicht (vor allem wegen der guten Resul-
tate für die Union),32 ebenso 2005 (wegen des knappen 
Scheiterns der Linkspartei an der Fünfprozentklausel) und 
2013 (wegen des Überwindens dieser Hürde durch die 
FDP).
Diesmal fällt den neuen Bundesländern keine wahl-
entscheidende Rolle zu. Denn alle realistischen Koalitions-
konstellationen (ein schwarz-grünes, ein schwarz-grün-
gelbes, ein grün-rot-gelbes, ein grün-rot-rotes und ein 
schwarz-rot-gelbes Bündnis) dürften im Westen über eine 
deutlichere Mehrheit verfügen als im Osten. Anders sähe 
dies bei einer angestrebten Koalition der Union mit der 
AfD (und gegebenenfalls den Liberalen) aus. Aber ein sol-
ches Szenario steht nicht ernsthaft zur Diskussion, wenn 
selbst in Sachsen-Anhalt kein einziger CDU-Politiker von 
Rang dafür auch nur im Ansatz geworben hat. Insofern ist 
das folgende Diktum keineswegs kühn: Der Osten bestimmt 
nicht die Art der Koalition! – Unabhängig davon: Es verbie-
tet sich, den Ost-West-Gegensatz zu kultivieren.

ANMERKUNGEN

1 Zitiert nach Steppat, Timo (2021): Ostbeauftragter über AfD-Wähler: 
„Nach 30 Jahren nicht in der Demokratie angekommen“. In: FAZ-Podcast, 
28.05.2021, URL: https://www.faz.net [01.06.2021]. 
2 Zitiert nach ebd.
3 Vgl. etwa Locke, Stefan (2021): Das wird man ja wohl noch kritisieren 
dürfen. In: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 27.05.2021, S. 3; ders. (2021): 
Der Osten hat kein mentales Defizit. In: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 
04.06.2021, S. 1; Bingener, Reinhard/Lohse, Eckart (2021): Streit über 

Tabelle 3: Regierungsbildung in den Bundesländern nach der vorletzten und nach der letzten Landtagswahl 
(jeweils geordnet nach der Stärke der Parteien)

Nach der vorletzten Wahl Nach der letzten Wahl

Baden-Württemberg B 90/Gr. – CDU (13.6.2016) B 90/Gr. – CDU (14.3.2021)
Bayern CSU (15.9.2013) CSU – Freie Wähler (14.10.2018)
Berlin SPD – CDU (18.9.2011) SPD – Die Linke – B 90/Gr. (18.9.2016)
Brandenburg SPD – Die Linke (14.9.2014) SPD – CDU – B 90/Gr. (1.9.2019)
Bremen SPD – B 90/Gr. (10.5.2015) SPD – B 90/Gr. – Die Linke (26.5.2019)
Hamburg SPD – B 90/Gr. (15.2.2015) SPD – B 90/Gr. (23.2.2020)
Hessen CDU – B 90/Gr. (22.3.2013) CDU – B 90/Gr. (28.10.2018)
Mecklenburg-Vorpommern SPD – CDU (4.9.2011) SPD – CDU (4.9.2016)
Niedersachsen SPD – B 90/Gr. (20.1.2013) SPD – CDU (15.10.2017)
Nordrhein-Westfalen SPD – B 90/Gr. (13.5.2012) CDU – FDP (14.5.2017)
Rheinland-Pfalz SPD – FDP – B 90/Gr. (13.6.2016) SPD – B 90/Gr. – FDP (14.3.2021)
Saarland CDU – SPD (25.3.2012) CDU – SPD (26.3.2017)
Sachsen CDU – SPD (19.9.2014) CDU – B 90/Gr. – SPD (1.9.2019)
Sachsen-Anhalt CDU – SPD – B 90/Gr. (13.3.2016) CDU – SPD – FDP (6.6.2021)
Schleswig-Holstein SPD – B 90/Gr. – SSW (6.5.2012) CDU – B 90/Gr. – FDP (7.5.2017)
Thüringen Die Linke – SPD – B 90/Gr. (14.9.2014) Die Linke – SPD – B 90/Gr. (27.10.2019)

Quelle: Eigene Zusammenstellung, Eckhard Jesse
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REGIEREN IN KRISENZEITEN

Vier Jahre Schwarz-Rot: 
Bilanz der Regierung Merkel IV
Axel Murswieck

Bei der Bundestagswahl spielt auch immer die vergan-
gene Legislaturperiode eine Rolle. Wie schauen die 
Wahlberechtigten auf die vergangenen vier Jahre? Ist 
die Wahl eine Bestätigung oder eine Abwahl der alten 
Regierung? Axel Murswieck zieht in seinem Beitrag eine 
Bilanz der Großen Koalition von 2018 bis 2021. Nach-
dem diese mit einigen Schwierigkeiten in die Regierungs-
arbeit startete, kann sie doch zum Ende Ihrer Regierungs-
zeit durchaus Erfolge verbuchen, etwa in den mehrheit-
lich eingelösten Vorhaben ihres Koalitionsvertrags. 
Allerdings führte dies nicht zu gesteigerten Zustimmungs-
werten in der Bevölkerung. Andere Herausforderungen, 
allen voran die Corona-Pandemie, setzten die Regierung 
und ihre Institutionen zudem unter Druck und führten zu 
Kompetenz- und Richtungsstreitigkeiten. Während insti-
tutionelle Vetospieler die Arbeit der Regierung eher un-
terstützten als behinderten, waren es vor allem partei-
politische Auseinandersetzungen, die zu Kontroversen 
und Personalwechseln führten. Insgesamt scheint sich 
zum Ende der Legislaturperiode eine Wechselstimmung 
abzuzeichnen, weil die Wählerinnen und Wähler nicht 
nur nach neuen Programmen, sondern auch nach neuen 
Persönlichkeiten fragen. 

Eingeschränkt regierungsfähig – Eine umtriebene 
Regierungsbildung 

In ihrer ersten Regierungserklärung nach ihrer vierten 
Wahl zur Bundeskanzlerin am 21. März 2018 verwies die 
Kanzlerin selbst darauf, wie die vielfältigen Herausforde-
rungen der letzten Jahre die Koalitionsverhandlungen um-
getrieben haben.
Erneut war der Regierungsbildungsprozess von einigen 
besonderen Merkmalen geprägt. Konnte schon 2013 von 
der längsten Regierungsbildung in der Geschichte der 
Bundesrepublik gesprochen werden, steigerte sich nun der 
Prozess auf 171 Tage, nahezu ein halbes Jahr. Noch nie 
war eine geschäftsführende Regierung nach einer Wahl so 
lange im Amt. 
Dem neuen Bundestag nach der Wahl 2017 gehören so 
viele Parteien an wie seit 1953 nicht mehr. Zum ersten Mal 
seit 1968 ist die Wahlbeteiligung bei einer Bundestags-
wahl wieder deutlich angestiegen (76,2 %). Profitiert ha-
ben davon vor allem die AFD und FDP. Die nun stärkere 
Fragmentierung des Bundestags mit sechs Parteien er-
schwerte damit aus sich heraus die Regierungsbildung 
(Jung/Schoth/Wolf 2019). 
Bereits im Wahlkampf hatten sich Vertreterinnen und Ver-
treter sowohl der Union als auch der SPD gegen eine Fort-
führung der Großen Koalition ausgesprochen. Am Wahl-
abend selbst erklärte die SPD durch ihren Vorsitzenden 

Martin Schulz abermals, dass sie für eine Fortsetzung der 
Großen Koalition nicht zur Verfügung stände. Aber auch 
die Wähler lehnten am Wahltag mehrheitlich eine Große 
Koalition ab (Jesse 2016). Als einzige gangbare Möglich-
keit der Regierungsbildung ergab sich so ein „Jamaika“-
Bündnis von CDU, CSU, FDP und Grünen. Kanzlerin Merkel 
war erstaunlicherweise bereit, ein derartiges Bündnis an-
zustreben. Die zähen „Jamaika“-Sondierungen wurden 
aufgrund schwer überbrückbarer Positionsunterschiede 
(Klima- und Flüchtlingspolitik) schließlich von der FDP been-
det, ehe es zu formalen Koalitionsverhandlungen kam (De-
cker 2019). Es blieben drei Optionen: eine Fortsetzung der 
Großen Koalition, eine unionsgeführte Minderheitsregie-
rung (die von Merkel abgelehnt wurde) oder Neuwahlen, 
die fast alle Parteien nicht wollten. Nun kam es zu einem 
Novum in der Geschichte der Regierungsbildung. Es wurde 
die Stunde des Präsidenten. Bundespräsident Steinmeier 
unternahm den schließlich erfolgreichen Versuch, durch 
Gespräche mit den Parteivorsitzenden von CDU/CSU und 
SPD eine Regierungsbildung zu ermöglichen (Siefken 2018). 
Inwieweit hierdurch ein Präzedenzfall für zukünftige Regie-
rungsbildungen geschaffen wurde, wäre kritisch zu hinter-
fragen, denn neben der Wahrnehmung formaler Kompe-
tenzen bei der Möglichkeit einer Minderheitsregierung 
und bei denkbaren Neuwahlen agierte der Bundespräsi-
dent in diesem bisher einmaligen Fall als politischer Akteur 
in parteipolitischen Aushandlungsprozessen.
Nach langen Sondierungsgesprächen und Koalitionsver-
handlungen sowie einem Mitgliedervotum der SPD wurde 
am 14. März 2018 die dritte Große Koalition unter der 
Kanzlerin Angela Merkel gebildet. Die zahlreichen Gre-
mien der Koalitionsverhandlungen waren in den Fraktionen 
des Bundestags verankert, jedoch weniger stark als früher. 
Hingegen haben die Vertreter der Länder überproportio-
nal an Gewicht gewonnen, insbesondere durch die Beteili-
gung von Ministerpräsidenten in den Verhandlungsrunden 
(Siefken 2018: 421).
Im Koalitionsvertrag wurden insgesamt 296 konkrete Maß-
nahmen und Ziele vereinbart. Viele der Vorhaben gingen 
stark ins Detail, ohne dass ein großes, übergreifendes Pro-
jekt entwickelt wurde. Die Interessenkonflikte der Koaliti-
onspartner lagen in den Bereichen Arbeitsmarkt, Migra-
tion und Soziales. Die Einigung bei den strit tigen Themen 
wurde maßgeblich zum Nachteil der SPD ausgetragen. 
Beispielsweise konnte sie ihre Forderung nach einer pari-
tätischen Bürgerversicherung nicht im Koalitionsvertrag 
festschreiben (Blinzler et al. 2019, Kap. 7.4). Auffallend ist 
ferner die Ankündigung von 13 Expertenkommissionen und 
zwei neuen Enquêtekommissionen zur weiteren Entschei-
dungsvorbereitung für Problemlösungen. Neu ist auch die 
Vereinbarung über eine dreimal jährlich statt findende di-
rekte Kanzlerbefragung (Siefken 2018: 425 ff.). Dieser rhe-
torische Schlagabtausch („Merkel an der Ballwurfma-
schine“) im Rahmen der Regierungsbefragung hat Merkel 
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bislang meisterlich beherrscht. Wie immer wurde auch ein 
Koalitionsausschuss als Konsens- und Konfliktlösungs-
gremium eingerichtet, der einmal monatlich tagen soll. Als 
weitere Neuerung wurde erstmals vereinbart, eine Halb-
zeitbilanz zur Umsetzung des Koalitionsvertrages vorzu-
legen. Die SPD hatte die Überprüfung der Regierungsar-
beit in den Vertrag hineingeschrieben.
Allgemein wurde der Großen Koalition ein mühsamer, 
holpriger Auftakt bescheinigt. Insgesamt 77 Prozent der 
Befragten und Mehrheiten in allen Parteianhängergrup-
pen stellten der neuen Bundesregierung einen eher 
schlechten Start aus; nur für 17 Prozent war der Anfang po-
sitiv. 43 Prozent erwarteten jetzt, dass CDU/CSU und SPD 
in den nächsten Jahren eher gut zusammenarbeiten wer-
den; 50 Prozent gingen von einer eher schlechten Zusam-
menarbeit der Koalitionspartner aus. Dennoch glaubten 
die meisten (65 %), dass die Große Koalition bis zur nächs-
ten regulären Bundestagswahl 2021 bestehen bleiben 
wird; 30 Prozent bezweifelten das. Kritik gab es auch an 
der Regierungschefin. Nur für 33 Prozent zeigte die Bun-
deskanzlerin in den letzten Wochen Führungsstärke (Poli-
tikbarometer April I 2018 Forschungsgruppe Wahlen).

Regierungsprogramm – Zielsetzungen und 
Durchführung

Im Rückblick auf die vier Amtszeiten von Kanzlerin Merkel 
lassen sich einige besondere Merkmale hervorheben. In 
allen vier Koalitionen seit 2005 lassen sich jeweils zwei 
Phasen der Regierungstätigkeit unterscheiden. Zum einen 
die Phase der Erledigung normaler Regierungsgeschäfte, 
vor allem zur Umsetzung des Koalitionsvertrages, und zum 
anderen eine Phase des Krisenmanagements von exogen 
aufgezwungenen Ereignissen: die Finanzkrise in der ersten 
Regierung Merkel, die Eurokrise in der zweiten Regierung 
und die Flüchtlingskrise in der drit ten Regierung (Saalfeld/
Zohlnhöfer 2019: 9). Auch die vierte und letzte Regierung 
Merkel ist von dieser zweigeteilten Agenda geprägt: eine 
erste Phase zur Erfüllung des Koalitionsvertrages und eine 
zweite Periode der Bewältigung der Corona-Krise. Die 

vierte Amtszeit, zieht man die Zeit der Regierungsbildung 
und die Zeit des im Mai 2021 beginnenden Wahlkampfes 
ab, war nahezu eine auf drei Jahre beschränkte Zeit der 
Regierungstätigkeit. Es war nicht nur ein holpriger Regie-
rungsstart, sondern die geringe Zufriedenheit der Wähle-
rinnen und Wähler mit der Regierung und den Koalitions-
partnern prägte die gesamte erste Phase der Koalition bis 
März 2020, als das Vertrauen in das Corona-Krisenmana-
gement zunahm (Abbildung 1). 
Bereits im ersten Regierungsjahr gab es destabilisierende 
Ereignisse, so der Streit im Sommer 2018 zwischen den Uni-
onsparteien über die Flüchtlingspolitik. Im September gab 
es eine schwere Regierungskrise um den Fall Hans-Georg 
Maaßen (Präsident des Bundesamtes für Verfassungs-
schutz), so dass die Große Koalition kurzfristig bei Umfra-
gen ihre Mehrheit verlor (Politbarometer September II 
2018). Hinzu kam die Verunsicherung über das Mandat po-
litischer Führung in der CDU durch die Abwahl des Merkel-
Vertrauten Volker Kauder als Fraktionsvorsitzender im 
 September 2018 (Bubrowski et al. 2018) und der Verzicht 
von Merkel auf den Parteivorsitz im Dezember 2018. In 
2019 gab es ähnliche Führungsprobleme in der SPD durch 
den Rücktrit t der Parteivorsitzenden Andrea Nahles. Von 
dem im November 2019 neu gewählten Führungsduo, Sas-
kia Esken und Norbert Walter-Borjans, die zuvor Kritik an 
der Großen Koalition geübt hatten, erwarteten in einer Be-
fragung nur 23 Prozent, dass sie die SPD erfolgreich in die 
Zukunft führen werden (Politikbarometer Dezember 2019).
Insgesamt galt die Große Koalition auch in 2019 als ein 
destabilisiertes Bündnis (Lohse 2019a), ein „Chaos-Koaliti-
onsclub“ mit Kakophonie statt Geschlossenheit (Lohse 
2019b), der sich nur mühsam etwa Ende 2019 auf einen 
Kompromiss zur Einführung einer Grundrente einigen 
konnte (Frasch et al. 2019). 
Trotz des in Umrissen gezeichneten Bildes einer anfälligen 
und unbeständigen Regierungskoalition in der ersten 
Phase ist es erstaunlich, dass die Regierung eine erfolgrei-

Abbildung 1: 
Zufriedenheit mit Regierung 
und Koalitionspartnern 
(seit April 2018)

Quelle: Forschungsgruppe Wahlen: Politbarometer, 13.04.2018–21.05.2021
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che Halbzeitbilanz zur Umsetzung des Koalitionsvertrages 
2018 vorweisen kann (Bertelsmann Stiftung 2019; ferner 
Bundesregierung 2019).
In ihrem Koalitionsvertrag von 2018 hatte die Große Koali-
tion 296 konkrete Maßnahmen und Ziele vereinbart. Bis 
Ende September 2019 hatte die Bundesregierung davon 
bereits 154 vollständig oder teilweise umgesetzt, weitere 
40 wurden zumindest in Angriff genommen. Zur Halbzeit 
der  Regierungszeit hatte sie also zwei Drittel ihrer Koaliti-
onsversprechen umgesetzt oder zumindest auf den Weg 
gebracht. Nach Stand April 2021 konnten 21 weitere Vor-
haben als umgesetzt registriert werden (eigene Überprü-
fung).
Fast 70 Prozent aller vereinbarten Versprechen im neuen 
Koalitionsvertrag verteilen sich auf nur sechs von insge-
samt 15 Ressorts: Absolut die meisten Versprechen entfal-
len auf das Ressort Inneres, Bau und Heimat (49), gefolgt 
von den Ressorts Arbeit und Soziales (33), Gesundheit (32), 
Verkehr und digitale Infrastruktur (30), Justiz und Verbrau-
cherschutz (29) sowie Umwelt, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit (27). Die wenigsten Koalitionsversprechen wur-
den in den Bereichen Kultur (7), Wirtschaft und Energie (7), 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (5) 
 sowie Auswärtiges Amt (2) geschlossen.

Beunruhigend ist jedoch die Skepsis in der Bevölkerung 
gegenüber von Zusicherungen der Regierungsarbeit. Der 
Anteil derjenigen, die nicht an den Willen und das Können 
der Politik zur Einlösung von Versprechen glauben, ist in 
den letzten Jahren sogar noch größer geworden: Nur 
noch jeder Zehnte ist der Meinung, dass die in einem Koa-
litionsvertrag vereinbarten Versprechen zumindest „zu ei-
nem großen Teil“ auch tatsächlich eingelöst werden. Trotz 
einer vergleichsweise guten Performanz ist die Lücke zwi-
schen tatsächlicher und wahrgenommener Einlösung von 
Versprechen also noch größer geworden (Bertelsmann 
2019: 8). Die Schaffung von Vertrauen als Legitimationsres-
source bleibt fragil.
Die zweite Phase der schwarz-roten Koalition wurde von 
der Corona-Krise dominiert. Oft schien es, als wäre der 
Kampf gegen Corona das einzige Großprojekt, auf das 
sich die Koalitionspartner einigen konnten. Seit März 2020 
wird die Corona-Pandemie von der Bevölkerung als wich-
tigstes Problem Deutschlands eingestuft (Abbildung 3).
Die Corona-Krise hat Politik und Gesellschaft unvorberei-
tet getroffen und als Krise erstmals alle Bürgerinnen und 
Bürger gleichzeitig und unmittelbar tangiert. Auf Erkennt-
nisse zur möglichen Vorausplanung etwa mithilfe der 
Risiko analyse zur Pandemie durch Virus „Modi-SARS“ 
durch das Bundesinnenministerium von Dezember 2012 
konnte nicht zurückgegriffen werden (Bundestagsdrucksa-
che 17/12051 vom 03.01.2013, Anhang 4).
Die Regierungspolitik sah sich mit einer einmaligen Aus-
nahmesituation konfrontiert. Es hat sich eine existentielle 
Unsicherheit global und gleichzeitig verbreitet. „So viel 
Wissen über unser Nichtwissen und über den Zwang, unter 
Unsicherheit handeln und leben zu müssen, gab es noch 
nie“ (Habermas 2020). In der Tat gab es keine Konzepte 
einer mittel- und längerfristigen politischen Planung, die 
für die Krisenbewältigung hätten dienlich sein können. Die 
ausführliche Debatte in der ersten Großen Koalition und 
dann ausweitend in der Sozialliberalen Koalition ab 1969 
zu Möglichkeiten von politischer Planung zur Zukunftsge-
staltung blieb folgenlos (Süß 2003). Die zwischenzeitliche, 
jüngere Diskussion über strategisches Regieren (Tils 2013), 
die als Fortführung der damaligen Planungsdiskussion be-
trachtet werden kann, hat bislang auch noch nicht zu einer 
strukturellen Reform im Regierungsbereich geführt. Zu be-
obachten war vielmehr eine Auseinandersetzung zwi-
schen den politischen Regierungs- und Parteiakteuren 

Abbildung 2: Koalitionsversprechen 2018 
(in Prozent der insgesamt 296 Koalitionsversprechen 2018)

Quelle: Bertelsmann Stiftung 2019, S. 11

Abbildung 3: 
Was ist Ihrer Meinung nach 
gegenwärtig das wichtigste 
Problem in Deutschland? 
(seit Januar 2018)

Quelle: Forschungsgruppe Wahlen: Politbarometer, 19.01.2018–21.05.2021
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über notwendige politische Strategien einer erfolgreichen 
Corona-Politik, die es als eine Gesamtstrategie nicht, son-
dern höchstens kleinteilig gab (Schmoll 2021). Unterdes-
sen gab es vermehrt den Ruf nach übergreifenden Gre-
mien, etwa einer Corona-Taskforce (Fuest/Lohse 2020), 
einem Pandemierat (Streeck 2021), oder die Orientierung 
an Resilienz als Leitbegriff einer Neuausrichtung des Wis-
senschaftssystems (Wissenschaftsrat 2021: 65).
Die Regierungspraxis war von daher im Wesentlichen 
durch ein schrit tweises, sich adaptierendes Krisenmana-
gement geprägt (Korte 2021) und stützte sich im Kern auf 
die beiden Führungsressourcen Verwalten und Politikbera-
tung. Diese beiden Ressourcen waren als Bestand für das 
Regieren vorhanden. Zum einen erlaubte das Infektions-
schutzgesetz von 2001 das Regieren mit Verordnungen 
und durch die Bundesforschungseinrichtungen den Rück-
grif f auf wissenschaftlichen Rat. Das Robert Koch-Institut 
und das Paul-Ehrlich-Institut gehören zum Geschäftsbe-
reich des Bundesministeriums für Gesundheit. Die eigenen 
institutionalisierten Beratungsressourcen der Regierung 
reichten aber alleine nicht aus, um mit der Krise umgehen 
zu können (Murswieck 2018). Es ergab sich nahezu ein 
Nachfrageboom in Bund und Ländern nach wissenschaft-
lichen Expertinnen und Experten (Bewarder/Nabert 2021). 
Es entstand eine übermäßige Abhängigkeit von dem Wis-
sen der Wissenschaft für die Politik, insbesondere von den 
wenigen Fachleuten, die sich mit Virusinfektionen ausken-
nen. Politikberatung in Krisenzeiten steht unter Zeitdruck, 
ist vielfach öffentlich und von medialem Interesse (Wein-
gart 2021). Die Nutzung der Wissenschaft durch die Politik 
(Speaking Truth to Power) bleibt zwiespältig, denn die 
„Wirksamkeit wissenschaftlicher Politikberatung findet ihre 
Grenze in der prinzipiell nicht lösbaren Spannung zwi-
schen dem Sachbezug und dem Machtbezug politischen 
Handelns“ (Mayntz 2009: 5). Der Wissenschaft ist in der 
Corona-Krise oft politische Macht zugeschrieben worden, 
die sie nicht besitzt. Entscheidungen werden in der Politik 
getroffen (Sienknecht/Vetterlein 2020). 
Die Corona-Krise hat durch das Regieren mit Verordnun-
gen die Exekutivdominanz verstärkt und die Mitentschei-
dungsfunktion der Parlamente in Bund und Ländern ge-
schwächt (Zeh 2020). Neben dem Merkmal eines auf wis-
senschaftlichen Sachverstand beruhenden Regierens 
bestand das zweite Merkmal des Corona-Krisenmanage-
ments im informalen Regierungshandeln. Die „Entformali-
sierung staatlichen Handelns (ist) zunächst einmal nichts 
anderes als ein Verwirklichungsmodus praktischer Politik“ 
(Schoch 2005: 143). Formalität und Informalität des Regie-
rens sind komplementäre Elemente (Grunden 2011). Das 
bekannteste und älteste Gremium informaler Politik im Re-
gierungsbereich ist der Koalitionsausschuss. Ungleich zur 
Großen Koalition von 2013 bis 2017 spielte der Koalitions-
ausschuss in der ersten Phase der jetzigen Regierung eine 
regelmäßige Rolle als konfliktlösendes Entscheidungsgre-
mium. In der Krisenphase wurde hingegen die Ministerprä-
sidentenkonferenz unter Beteiligung der Bundeskanzlerin 
zum zentralen Ort informaler Politik. Am 3. März 2021 fand 
bereits die zwanzigste Ministerpräsidentenkonferenz 
statt. Es waren mühsame und skurrile Sitzungen der Ent-
scheidungsfindung, immer wieder begleitet von Machtdu-
ellen der Ministerpräsidenten Armin Laschet und Markus 
Söder und der Kanzlerin (Alexander 2021: 18 ff. und 24 ff.). 
Anderseits war es der maßgebliche Entscheidungsort einer 
durch die Länder vollzogenen Verordnungspolitik zur Pan-

demiebekämpfung. Die vielfach unterschiedliche Verord-
nungspraxis in den Ländern und Kommunen sollte schließ-
lich durch eine Kompetenzausweitung des Bundes regu-
liert werden. Im April 2021 trat die sogenannte bundesweite 
Notbremse in Kraft (Novellierung des Infektionsschutzge-
setzes durch § 28b). Aufgrund der zurückgehenden Fall-
zahlen lief sie am 30. Juni aus, könnte jedoch je nach Ent-
wicklung der Pandemie erneut beschlossen werden. Das 
Durcheinander in der Verordnungspolitik konnte dadurch 
teilweise beseitigt werden. Gleichzeitig sollte aber auch 
im internationalen Vergleich beachtet werden, dass das 
Krisenmanagement durch einen funktionierenden Verwal-
tungsstaat in Ländern und Kommunen bestmöglich gelun-
gen ist (Korte 2020: 122). Dem entspricht ebenfalls der Be-
fund, dass der Föderalismus in der Corona-Krise mehr Zu-
spruch erhält als vor der Pandemie (Köcher 2021) und die 
gestiegene Zustimmung für den Föderalismus durchaus 
auch als Misstrauensvotum gegen die Bundesregierung 
verstanden werden kann (Rásonyi 2021).

Politische Führung und Regierungstätigkeit

Die Regierungstätigkeit der Koalition lässt sich in vier Be-
reiche unterteilen:
 l Maßnahmen zur Umsetzung des Koalitionsvertrages, 

was mehr oder weniger erst ab Mai/Juni 2018 begann. 
Dies erfolgte vornehmlich durch Rechtsverordnungen des 
Bundes, zumeist auch durch Anpassungsgesetze, etwa 
das Familiennachzugsneuregelungsgesetz vom Juli 2018, 
das sogenannte Starke-Familien-Gesetz vom Mai 2019 
oder das Gesundheitsversorgungs- und Pflegeverbesse-
rungsgesetz vom Dezember 2020. Der geringere Teil fiel 
auf neue Gesetze, etwa das Gesetz zur Errichtung der 
Bundesstiftung Gleichstellung von Mai 2021 oder das 
Grundrentengesetz von August 2020. Insgesamt waren 
die Maßnahmen zur Umsetzung von Koalitionsverspre-
chen, wie oben beschrieben, durchaus erfolgreich.
 l Maßnahmen, ausgelöst durch nicht vorhersehbare Er-

eignisse. Hierzu gehören die Vielzahl von Anpassungs- 
und Neuregelungen im Rahmen der Corona-Krise, die 
frühzeitig bereits zu Beginn des Jahres 2020 begannen. 
Etwa das Covid-19-Krankenhausentlastungsgesetz 
von März 2020 sowie die unzähligen Rechtsverordnun-
gen, einsehbar im Bundesministerium für Gesundheit.
 l Maßnahmen zur Neuformulierung von Politikzielen, die 

nicht im Koalitionsvertrag enthalten waren, so etwa das 
Lobbyregistergesetz vom 16. April 2021. Hierzu gehö-
ren auch Neuformulierungen im Sinne politischer Kehrt-
wenden, so etwa die im März 2020 vollzogene Ausset-
zung der im Grundgesetz verankerten Schuldenbremse. 
Das wurde in der Regierungserklärung vom März 2018 
noch ausgeschlossen. Diesbezüglich wäre auch die 
europapolitische Kehrtwende Merkels zu erwähnen, in-
dem sie einer gemeinsamen Verschuldung der Europäi-
schen Union im August 2020 zustimmte (Lohse 2020). Zu 
erwähnen ist auch die nicht geplante Novellierung des 
Bundes-Klimaschutzgesetzes (Gesetzesentwurf vom 
12.05.2021), die Ende Juni 2021 von Bundestag und 
Bun des rat verabschiedet wurde. 
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 l Maßnahmen zur Aufschiebung von Politikentscheidun-
gen im Sinne gescheiterter Gesetzesvorhaben, für die in 
der Großen Koalition kein Kompromiss gefunden wurde. 
Dazu gehören u. a. das Arbeitszeitgesetz, Rentenver-
sicherungspflicht für Selbstständige, Gesetz zur Regu-
lierung sachgrundlos befristeter Jobs, Gesetz zur Stär-
kung der Integrität der Wirtschaft und eine Reform der 
Riester-Rente (Anger et al. 2021).

Es ergibt sich Anfang Juni 2021 der Befund einer in Bezug 
auf Zielerreichung, Leistungs- und Problemlösungsperfor-
manz ambivalenten Bilanz zwischen erfolgreichem Regie-
ren und turbulenter Krisenpolitik.
All das erfolgte bis 2020 auf Grundlage günstiger wirt-
schafts- und sozialpolitischer Rahmenbedingungen, wie in 
Tabelle 1 und Abbildung 4 dargelegt. Ende 2019 konnte 
noch mit Blick auf die ökonomischen Daten seit 2005 von 

Tabelle 1: Wirtschaftliche Rahmendaten

Arbeitslosenquote in Prozent bezogen auf

Monat, Jahr alle zivilen 
Erwerbspersonen

abhängig
 zivile 
Erwerbs-
personen

insgesamt Jugend-
liche unter
20 Jahren

Januar 2016 6,7 3,6 7,4
Dezember 2017 5,3 3,2 5,9
Dezember 2019 4,9 3,1 5,4
Januar 2020 5,3 3,2 5,9
Dezember 2020 5,9 3,5 6,5
Januar 2021 6,3 3,5 7,0
April 2021 6,0 3,3 6,6

Quelle: Statistisches Bundesamt

Entwicklung der Staatsquote

Jahr
insgesamt

darunter
Gebietskörperschaften Sozialversicherung
in Relation zum BIP in %

2013 44,9 26,0 19,0
2017 44,2 25,0 19,2
2019 45,2 25,5 19,7
2020 51,1 28,9 22,2

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Entwicklung der Steuer- und Abgabenquoten (Steuer- und Sozialbeitragseinnahmen des Staates)

Jahr
Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen

Abgabenquote Steuerquote Sozialbeitragsquote
2005 38,8 21,1 17,5
2013 39,5 23,0 16,6
2017 40,4 23,5 16,9
2019 41,3 24,0 17,03
2020 41,5 23,2 18,2

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Beitragsentwicklung in der Sozialversicherung

Jahr
Renten-

versicherung
Kranken-

versicherung
Arbeitslosen-
versicherung

Pflege-
versicherung

insgesamt

2005 19,5 13,7 6,5 1,7 41,4
2013 18,9 15,5 3,0 2,05 39,45
2017 18,7 15,7 3,0 2,55 39,95
2021 18,6 15,8 2,4 3,05 39,85

Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg

Staatsschuldenquote in % des BIP

2020 70,0
2019 59,7
2018 61,8
2017 65,1
2013 78,8

Quelle: Deutsche Bundesbank
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einem spektakulären Erfolg der Kanzlerschaft Merkels ge-
sprochen werden (Fuest 2019). Am Ende der Ära Merkel 
gibt es nun vermehrt Anzeichen für eine Gefährdung der 
wirtschaftlichen Prosperität, der Leistungsfähigkeit der So-
zialsysteme und des gesellschaftlichen Zusammenhalts 
(Kleinert 2020, Kap. 8). Für die Zukunft mit am beunruhig-
testen ist der Anstieg der deutschen Staatsschulden. Seit 
Ausbruch der Corona-Pandemie sind die deutschen 
Staatsschulden um 275 Milliarden Euro auf 2,332 Billionen 
Euro (abgegrenzt gemäß Maastricht-Vertrag) gestiegen. 
In den Jahren zuvor waren dagegen insgesamt Schulden 
getilgt worden.
Die Schuldenquote, das heißt der Schuldenstand im Ver-
hältnis zum nominalen Bruttoinlandsprodukt (BIP), stieg im 
Jahr 2020 um 10,3 Prozentpunkte auf 70 Prozent. Dies ist 
der stärkste Anstieg der Schuldenquote innerhalb eines 
Jahres seit der Wiedervereinigung. (Deutsche Bundes-
bank 2021; Greive 2021).
Im Sozialsystem sind vielfache Weichenstellungen erfor-
derlich, um insbesondere die Zukunftsfähigkeit der Rente 
zu sichern (Specht 2021). Nach Ansicht des Bundesrech-
nungshofes werden die Tragfähigkeitsrisiken in der Ren-
tenversicherung immer offenkundiger (Bundesrechnungs-
hof 2020: 27). Die Löcher im Staatshaushalt und den 
Sozial kassen machen die Steuerpolitik im Wahljahr 2021 
zu einem zentralen Streit thema (Greive 2021a).
Zum Ende der Großen Koalition gibt es neuerlich eine poli-
tische Wechselstimmung in Deutschland. In einer aktuellen 
Umfrage wünschen sich 61,5 Prozent der Bundesbürgerin-
nen und -bürger einen Wechsel der Bundesregierung. Zu-
dem gibt es erstaunliche Ergebnisse in Bezug auf den 
Wunsch (67,7 %) nach Politikwechseln. Für eine neue Re-
gierungspolitik plädieren 55,4 Prozent im Politikfeld Um-
welt- und Klimaschutz, 54,9 Prozent im Bereich Flüchtlings-
politik, 53,9 Prozent in der Renten- und 52,4 Prozent in der 
Bildungspolitik (Bertelsmann Stiftung 2021). Das bedeutet 
zum einen, dass, wie oft vorhergesagt, die Flüchtlingspoli-
tik ein ungelöstes Konflikt feld bleibt, und dass zum ande-
ren mit Rente und Bildung zwei Probleme der Verteilungs- 
und Generationengerechtigkeit in einmaliger Weise in 
dem Mittelpunkt rücken und den Parteienwettbewerb fol-
genreich beeinflussen werden. 

Institutionelle Einschränkungen durch Vetospieler

Im deutschen politischen System gibt es eine Vielzahl von 
Vetospielern, die aber wie bereits in der drit ten Großen 
Koalition auch diesmal nicht zu schwerwiegenden Ein-
schränkungen des Handlungsspielraumes der Politikge-
staltung führten. Das Bundesverfassungsgericht hat so-
wohl unterstützend als auch hemmend gewirkt. In dem Ur-
teil vom 27. April 2021 (2 BvE 4/15) über die Pflicht zur um-
fassenden und frühestmöglichen Unterrichtung des 
Bundestages über EU-Verhandlungen wurden abermals 
die Parlamentsrechte durch  das Gericht gestärkt. Oft geht 
es um die Korrektur von  Entscheidungen, Ausgestaltungs-
erfordernisse von Politikfeldern oder politisches Agenda-
Setting. In diesen Bereich gehört auch der Beschluss des 
Gerichts vom 24. März 2021 zur Weiterentwicklung der 
Klimaschutzgesetz ge bung (1 BvR 2656/18) aufgrund einer 
Verfassungs be schwerde. Als verfassungskonform hat das 
Gericht die  gesetzlichen Regelungen zur sogenannten 
Mietpreisbremse erklärt (1BvL 1/18 vom 18.07.2019), also 
das Regierungshandeln nicht eingegrenzt. Als einschrän-
kende Beispiele lassen sich die Urteile über die Kompetenz-
wichtigkeit des Staatsanleihen-Kaufprogramms der EZB 
vom 5. Mai 2020 (2 BvR 859/15) und das Urteil über die 
Verfassungswidrigkeit wesentlicher Regeln zur Fern-
meldeauf klärung des Bundesnachrichtendienstes im Aus-
land vom 19. Mai 2020 (1 BvR 2835/17) nennen. In der 
 Corona-Krise stiegen Eilanträge und Verfassungs-
beschwerden gegen die Corona-Politik der Bundesregie-
rung auf Rekordwerte (beck-aktuell vom 12.01.2021). Von 
271 Eilanträgen in 2020 hatten 72 mit Corona zu tun. Die 
meisten waren erfolglos. Bei den Verfassungsbeschwer-
den wurde in 2020 keiner Corona-Klage stattgegeben. 
 Allerdings steht bei einigen Verfassungsbeschwerden die 
Prüfung noch aus, so etwa bei der Ablehnung von Eilan-
trägen zur Ablehnung nächtlicher Ausgangsperren 
(1BvR 781/21 vom 05.05.2021). 2020 gab es insgesamt 
880 Verfahren mit Bezug zur Pandemie.

Abbildung 4: 
Wie beurteilen Sie die Wirt-
schaftslage in Deutschland? 
(seit Januar 2009)

Quelle: Forschungsgruppe Wahlen: Politbarometer, 01.2009–01.2021
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Der Bundesrat hat die Gesetzgebungstätigkeit der Gro-
ßen Koalition kaum behindert. Nach Stand am 7. Mai 2021 
wurden insgesamt 378 Gesetze verkündet. In dieser Zeit 
wurde sechs Mal der Vermittlungsausschuss angerufen 
 (jeweils drei Mal von Bundesregierung und Bundesrat). Bei 
allen sechs Vorlagen wurden die Beschlussempfehlungen 
des Vermittlungsausschusses vom Bundestag angenom-
men. Insgesamt gab es 158 zustimmungsbedürftige Ge-
setze. Bei nur drei Gesetzen kam es zur Versagung der Zu-
stimmung. Außerdem gab es 294 dem Bundesrat zugelei-
tete Rechtsverordnungen, von denen nur einmal die 
Zustimmung versagt wurde (Bundesrat, Statistik der parla-
mentarischen Arbeit, Stand 07.05.2021). Für die Konsens-
gesetzgebung beispielhaft ist durchaus die vorletzte Sit-
zung des Bundesrates in dieser Legislaturperiode am 
28. Mai 2021. 44 Gesetze aus dem Bundestag fanden die 
Billigung des Bundesrates – unter anderem die Urheber-
rechtsnovelle, das Baulandmobilisierungs- und das 
Schnellladegesetz. Von den 44 Gesetzen waren zehn Zu-
stimmungsgesetze.
Neun Gesetzentwürfe aus dem Bundeskabinett berieten 
die Länder im sogenannten ersten Durchgang – unter an-
derem das geplante Bundesklimaschutzgesetz, das der 
Bundesrat in der letzten Sitzung vor der parlamentarischen 
Sommerpause bewilligte (1006. Sitzung des Bundesrates 
am 25.06.2021). Auf der umfangreichen Tagesordnung be-
fanden sich zudem acht Länderinitiativen und zwölf Ver-
ordnungen bzw. Verwaltungsvorschriften der Bundesre-
gierung – darunter die sogenannte TA Luft zum Immissions-
schutz, über die nach mehrmonatiger Beratung abgestimmt 
werden konnte (1005. Sitzung des Bundesrates am 
28.05.2021).
Der Bundespräsident als Mitregent hat die Arbeit der Koa-
lition ebenfalls nicht behindert. Nur in einem Fall im Juni 
2020 hat er das vom Bundestag und Bundesrat verab-
schiedete Gesetz zur Bekämpfung des Rechtsextremismus 
und der Hasskriminalität nicht unterzeichnet. Das ist erst 
acht Mal in der Geschichte der Bundesrepublik seit 1949 
vorgekommen. Außergewöhnlich ist, dass Steinmeier das 
Ausfertigungsverfahren nur vorläufig ausgesetzt und die 
Bundesregierung zu „punktuellen Nachbesserungen“ auf-
gefordert hat. Statt einer endgültigen Ablehnung soll mit-
hilfe von Überarbeitungsmaßnahmen das Gesetz als 
solches erhalten bleiben und nach entsprechenden 
Anpassungen schließlich in Kraft treten können.
Diese Anpassungen sind durch das Justizministerium er-
folgt und durch den Vermittlungsausschuss behandelt wor-
den. Das Gesetz trat dann am 3. April 2021 in Kraft. In ei-
nem zweiten Fall hatte das Bundesverfassungsgericht im 
März 2021 dem Bundespräsidenten untersagt, das Gesetz 
zum Corona-Aufbaufond der EU anzufertigen, bis über ei-
nen vorliegenden Eilantrag entschieden wurde. Ansonsten 
ist die bislang einmalige Einflussnahme bei der Regie-
rungsbildung 2017 zu erwähnen. Ferner ist er das erste 
Staatsoberhaupt, das sich im Mai 2021 öffentlich um die 
Wiederwahl beworben hat. Damit dürfte er kein zweites 
Mal als Vermittler einer Regierungsbildung auftreten.
Eine größere Bedeutung hatten die Parteien, die insbeson-
dere in Koalitionsregierungen als parteipolitische Veto-
spieler hervortreten. Ein Paradebeispiel für parteipoli-
tische Kontroversen und Blockadedrohungen war der mo-
natelange Streit über die Grundrente, der erst am 
10. November 2019 durch einen Kompromiss beigelegt 
wurde. Im Hintergrund stand die Frage nach dem Fortbe-

stand der Koalition. Die Einigung erfolgte nach einer mehr 
als fünfstündigen Sitzung des Koalitionsausschusses, über 
die medial berichtet wurde (FAZ vom 10.11.2019). Der Koa-
litionsausschuss ist für die parteipolitischen Auseinander-
setzungen im Koalitionsbündnis zuständig. 
Im Koalitionsvertrag blieben diesmal die Hinweise zur Ar-
beitsweise und zur Zusammensetzung sehr allgemein. „Die 
Koalitionspartner treffen sich im Konflikt fall und zur Lösung 
streitiger grundsätzlicher Probleme zu Koalitionsgesprä-
chen im Koalitionsausschuss. Darüber hinaus trit t der Koa-
litionsausschuss auf Wunsch eines Koalitionspartners zu-
sammen. Er berät Angelegenheiten von grundsätzlicher 
Bedeutung, die zwischen den Koalitionspartnern abge-
stimmt werden müssen. Die Koalitionsparteien werden sich 
einvernehmlich auf die Besetzung des Koalitionsausschus-
ses verständigen“ (Koalitionsvertrag 2018: 173). Ungleich 
zur Vorgängerregierung war jedoch der Koalitionsaus-
schuss in der Regierung Merkel IV nachgerade zentraler 
Ort für das Koalitionsmanagement. Seit Regierungsbeginn 
bis Juni 2021 gab es 27 Sitzungen des Koalitionsausschus-
ses. In der Corona-Krise hat dann die Ministerpräsi denten-
konferenz den Koalitionsausschuss als Ort des Koalitions-
managements immer öfter abgelöst. 

Politische Führung – Führungsstil und 
Kanzlerdämmerung 

Bundeskanzlerin Merkel ist bis zu Beginn der Corona-Krise 
ihrem Regierungsstil und der Art ihres Umgangs mit dem Re-
gierungsapparat treu geblieben: der abwartende, mode-
rierende und pragmatische Regierungsstil einerseits und 
ein zurückhaltendes, gegebenenfalls indifferentes Verhal-
ten gegenüber der Machinery of Government andererseits. 
Eine Besonderheit in der bisherigen Kabinettspolitik von 
Kanzlerin Merkel hat sich fortgesetzt. Auch diesmal gab es 
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bei der Regierungsbildung mehr als die Hälfte an Neube-
setzungen (acht zu sieben) auf Ministerposten ohne Res-
sorterfahrung auf Bundesebene. Von diesen acht neuen 
Ministerinnen und Ministern waren sechs jedoch vorher 
parlamentarische Staatssekretärinnen und -sekretäre, so-
zusagen Auszubildende für einen Ministerposten („Junior-
minister“), so jeweils noch die Idee bei Einführung des Am-
tes durch das Bundesgesetz von 1967. Fünf Kabinettsmit-
glieder hatten kein Bundestagsmandat. Es gab insgesamt 
drei Rücktrit te von Ministeriumsspitzen, davon zwei durch 
Positionswechsel (Justiz/Verteidigung) und einen aus poli-
tisch-privaten Gründen (Familie) (Deutscher Bundestag: 
DHB Kapitel 6.9 vom 16.09.2019; Kap. 6.2 vom 20.05.2021; 
Kap. 6.8 vom 20.05.2021; Kap. 6.12 vom 20.05.2021). Die 
fünf klassischen Ressorts, einschließlich drei Verfassungs-
ministerien, wurden bis auf das Verteidigungsministerium 
durch neue Mitglieder ersetzt. Hervorzuheben ist das Fi-
nanzministerium, vorher als CDU-Ressort durch den füh-
rungsstarken Wolfgang Schäuble geprägt, das nun zur 
SPD wechselte. Insofern gab es einen Bruch in der ressort-
politischen Regierungserfahrung. 
Die Führungsstärke der Kanzlerin ergab sich erneut, zumin-
dest bis zur Corona-Krise, durch ihr Entscheidungshandeln 
(„Methode Merkel“) auf der internationalen Bühne, durch 
das sie ihren Amtsbonus festigen konnte. Erneut wurde an-
fangs dieser Führungsanspruch durch die Machtressource 
Bundeskanzleramt gesichert. Seit 2005 war es ihr immer 
wieder gelungen, die Leitungsebene mit loyalen und kom-
petenten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu besetzen. 
Aber nur noch eine der Abteilungsleitungen ist derzeit im 
Amt: der Leiter der Abteilung 5, Uwe Corsepius, als 
europapolitischer Berater der Regierungschefin, der be-
reits unter den Kanzlern Helmut Kohl und Gerhard Schrö-
der im Kanzleramt tätig war. Er gehört zu den Beispielen 
von Beratern, die durch Loyalität und Kompetenz mehreren 
Regierungen dienen können.

Zwischenzeitlich gehören zum engsten Beratungskreis der  
Kanzlerin Lars-Hendrik Röller, seit 2011 Leiter der Abtei-
lung 4 und persönlicher Berater der G7/G20-Gipfel 
(Sherpa), und seit 2017 Jan Hecker, Leiter der Abteilung 2 
und außenpolitischer Berater der Kanzlerin. Geblieben 
sind die persönlichen Vertrauten, Beate Baumann als Lei-
terin des Kanzlerbüros und Eva Christiansen in der Funk-
tion der Medienberatung und seit 2018 außerdem Leite-
rin einer neu gegründeten Abteilung 6 für Politische Pla-
nung und Digitalpolitik. Es ist wenig über die Tätigkeit 
im Bereich der Politischen Planung bekannt, deren Versu-
che bis zur Amtszeit von Kanzler Kurt Georg Kiesinger zu-
rückreichen. Anzumerken bleibt, dass es seit 2018 auch 
eine Beauftragte der Bundesregierung für Digitalisierung 
gibt. 
Zum Erfolg der Nutzung des Kanzleramtes gehört auch die 
Kontinuität in der fachlichen Kompetenz der sogenannten 
Arbeitsebene, also der Gruppen sowie der Referentinnen 
und Referenten der Abteilungen. Im Kabinett Merkel IV 
wurden von 16 Gruppenleitungen nur vier ausgewechselt, 
eigentlich nur drei, da eine Gruppe neu geschaffen wurde. 
In den 55 Referatsleitungen gab es 25 Neubesetzungen 
(Organisationspläne Bundeskanzleramt 02.07.2018 und 
27.02.2021; ferner Murswieck 2017: 128 ff.). Weiterhin ist 
zu erwähnen, dass sich der Anteil der Frauen in den Lei-
tungspositionen (Abteilung/Gruppe/Referat) seit der Re-
gierungsbildung in 2018 von 18 auf 32 Positionen vergrö-
ßert hat. 
Eine der wichtigsten personalpolitischen Entscheidungen 
betrif ft jedoch jeweils die Auswahl des Chefs des Bundes-
kanzleramtes. Zentrale Funktion des Kanzleramtes ist ne-
ben der politisch-administrativen Unterstützung der Bun-
deskanzlerin die Koordination der Regierungsarbeit ohne 
eigenständige politikformulierende Kompetenzen. Das 
Amt hat keine Ressortfunktionen. Die Leitung sollte präzise 
und verlässlich, unauffällig und geräuschlos verlaufen. 
Kanzlerin Merkel hat für jede Ihrer Regierungen jeweils ei-
nen neuen Kanzleramtschef ernannt. Gründe für dieses auf 
Diskontinuität setzende Vorgehen sind nicht bekannt. 
Ebenso weiß man wenig über Ihre Vorstellung zur Amtsfüh-
rung dieser Machtzentrale. Es wird vermutet, dass Merkel 
den Kreis verschwiegener Vertrauter als Berater hegt. „Ver-
änderungen in diesem Nah-Feld sind der Kanzlerin ein 
Gräuel“ (Blome in Murswieck 2015: 185). Bis auf ihren ers-
ten Kanzleramtsminister Thomas de Maizière lassen sich 
alle anderen Kanzleramtschefs in die Kategorie des loya-
len Vertrauten einordnen. Im Vergleich zu vorherigen 
Kanzlerchefs gehören Merkels Kanzleramtsleiter nur be-
dingt zu jener stillen Elite, die kompetent, effektiv und ge-
räuschlos die Regierungszentrale geleitet haben (Walter/
Müller 2002). Auch der derzeitige Leiter Helge Braun be-
sucht Talkshows, äußert sich ohne Hinweise über den Auf-
traggeber zu aktuellen, politischen Fragen und sorgte für 
Irritationen beim Krisenmanagement in der Corona-Krise. 
Auch Policy-Kompetenzen zog er an sich und betrieb Digi-
talisierungspolitik vom Kanzleramt aus. 
Unsere Bilanz über die drit te Regierung Merkel endete bei 
der Frage über einen möglichen Machtwechsel mit dem 
Hinweis, dass das parteipolitische Mandat der Kanzlerin 
und der Rückhalt in der eigenen Bundestagsfraktion zu den 

Bundespräsident Frank-Walter 
Steinmeier anlässlich der 1000. 
Sitzung am 12. Februar 2021 
im Bundesrat. Beide Vetospie-
ler, Bundesrat wie Bundesprä-
sident, haben die Arbeit der 
Bundesregierung in der Legis-
laturperiode nicht behindert.

 picture alliance/dpa |

Fabrizio Bensch
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wichtigsten Ressourcen der Machtsicherung gehören 
(Murswieck 2017: 129). Im September 2018 wurde gegen 
ihren Vorschlag ihr langjähriger Vertrauter Volker Kauder 
als Fraktionsvorsitzender abgewählt. Im Oktober 2018 
gab die Kanzlerin ihren Verzicht auf den Parteivorsitz be-
kannt. Sie hatte stets betont, dass Parteivorsitz und Kanz-
lerschaft zusammengehören. Von daher war es konse-
quent, dass sie gleichzeitig verlauten ließ, dass sie 2021 
nicht erneut für das Kanzleramt kandidieren werde. In der 
Folgezeit reiht sich die Kanzlerin in die Tradition aller Vor-
gänger ein, die nicht in der Lage waren, die eigene Nach-
folge zu regeln.
Öffentlich gab es keine Einmischung ihrerseits in die Nach-
folge zum Parteivorsitz und in die Auswahl eines Kanzler-
kandidaten. Alles das waren Vorgänge, die man mit Ab-
stand als unprofessionelle, zirkushafte Inszenierungen ein-
ordnen kann. Es waren Insignien der Kanzlerdämmerung 
respektive eines Machtverfalls (Aleksander 2021, Kap. 24 
und 25). Ab Jahresbeginn 2019 begann ein Interregnum 
eines führungsschwachen, teilweise führungslosen Regie-
rens bis in die Corona-Krise hinein, einschließlich der Füh-
rungskrise in der CDU (Gaschke 2021). 
Zum Wesensmerkmal der deutschen Corona-Politik ge-
hörte, dass sie nicht zentral gemanagt wurde, sondern in 
endlosen Runden der Ministerpräsidentinnen und Minis-
terpräsidenten versucht wurde, die Maßnahmen zu koordi-
nieren. Corona-Politik wurde als kleinteilig und bürokra-
tisch wahrgenommen. Schwerwiegend war das Impfstoff-
desaster der EU, vor allem zu verantworten von Angela 
Merkel und Ursula von der Leyen (Alexander 2021: 301 ff.). 
Es gab unzählige Pannen (Masken/Corona-App/Schnell-
tests) und eine Politik der nicht einlösbaren Erwartungen 
(Brause et al. 2021). Hinzu kommen gravierende Defizite in 
der politischen Kommunikation (z. B. „Osterpause“). 

Als ihr die zunehmende Machtlosigkeit bewusst wurde, än-
derte Kanzlerin Merkel ihren Regierungsstil. Sie wählte, für
sie ungewohnt, die Leadership-Strategie des „going pub-
lic“ (Kernell 2006), um die Öffentlichkeit von ihrer Politik 
und ihrer Person zu überzeugen. So kam es zu der außerge-
wöhnlichen Fernsehansprache vom 18. März 2020 und 
den häufigen Erläuterungen auf den Pressekonferenzen. 
Alles das war neu. 

Ausblick 

Die Befindlichkeit in Politik und Gesellschaft ist am Ende 
der Legislaturperiode geprägt von Ungewissheit und Unsi-
cherheit. Das erste Mal in der Geschichte der Bundesrepu-
blik trit t ein Amtsinhaber nicht mehr zur Wahl an. Vor dem 
Hintergrund einer gegenwärtigen Stimmungslage für ei-
nen Regierungswechsel und einen Politikwechsel in wichti-
gen Politikfeldern tut sich ein führungspolitisches und pro-
grammatisches Vakuum auf. In den Parteien gibt es keine 
gefestigten Führungsstrukturen, die es gegenüber einem 
fragmentierten Parteiensystem ermöglichen würden, eine 
politische Stabilität des Regierens vorauszuzusagen. Der 
Bundestag und die Fraktionen müssen nach der Corona-
Krise zurückfinden zur Rolle des parlamentarischen Souve-
räns. Fraktionspolitik muss in der Sach- und Personalpolitik 
wieder zur maßgeblichen Legitimations- und Entschei-
dungsressource des Regierungshandelns werden. Dazu 
gehört auch ein Wiederherstellen der Rekrutierungsfunk-
tion von Exekutivpolitikerinnen und -politikern durch die 
Regierungsfraktionen. Zu erwähnen ist auch die in Politik 
und Wissenschaft neu entfachte Diskussion über eine Be-
grenzung der Amtszeit der Kanzlerin bzw. des Kanzlers auf 
zwei Mal fünf Jahre. Beruhigend bleibt, dass die nächste 

Bei einer SPD-Wahlparty 2017 
hält ein SPD-Mitglied ein „No 
more Groko“-Schild in die 
Kamera. Die diesjährige Bun-
destagswahl wird erneut 
begleitet von einer Stimmungs-
lage für einen Regierungs- und 
Politikwechsel.

picture alliance/dpa | 

Christian Charisius
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Regierungsbildung weiterhin begleitet sein wird von einer 
hohen Anerkennung der Demokratie als Ordnungsform 
und einer relativ hohen Zufriedenheit mit dem Funktionie-
ren der Demokratie (Stroppe/Mauk 2021). Andererseits 
war die klassische Frage von Robert Dahl „Who Governs?“, 
wer wird regieren, selten so offen und dramatisch wie vor 
der Bundestagswahl im Herbst 2021. 
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KÖPFE ODER THEMEN?

Konkurrenten um die Kanzlerschaft – 
Personalisierung im Kampf 
ums Kanzleramt 20211

Andrea Römmele

Der Ausgang von Wahlen wird auch häufig dadurch ent-
schieden, wer politischen Botschaften ein „Gesicht“ gibt. 
Obwohl sie formal nicht notwendig sind, spielen die Spit-
zenkandidatinnen und Spitzenkandidaten um das Kanz-
leramt in der Bundestagswahl eine entscheidende Rolle. 
Diese Personalisierung von Wahlkämpfen, die sich auch 
in anderen Bereichen bemerkbar macht, ist schon seit 
Längerem Gegenstand politikwissenschaftlicher Unter-
suchungen. In ihrem Beitrag beleuchtet Andrea Röm-
mele, wie Wahlkämpfe, Wahlentscheidungen und Be-
richterstattungen zur Wahl immer mehr auf Personen 
zugeschnitten werden. Der mögliche Erfolg lässt sich 
dabei vor allem aus dem „Dreiklang von Spitzenkan-
didatin bzw. Spitzenkandidat, Programm und Partei“ 
ableiten. Da in dieser Bundestagswahl drei statt zwei 
Spitzenkandidatinnen und Spitzenkandidaten zur Wahl 
stehen, stellt sich die Frage von Stärken und Schwächen 
der einzelnen Personen umso stärker. Wie bewerten An-
hängerschaft und unentschlossene Wählerinnen und 
Wähler die drei Kandidierenden? Und welche Themen 
und Medien sind entscheidend für die jeweilige Wahr-
nehmung? 

Personen oder Themen

In Deutschland haben Wählerinnen und Wähler keinen 
unmittelbaren Einfluss darauf, wer ins Kanzleramt einzieht. 
In parlamentarischen Demokratien wird die Regierungs-
chefin oder der Regierungschef nicht direkt gewählt. Den-
noch sind es diejenigen, die dieses Amt anstreben, die in 
der Beobachtung die Wahlkämpfe prägen. Sie haben die 
höchsten Bekanntheitswerte, sind die gefragtesten Ge-
sprächspartner in den Medien und – zumindest in pande-
miefreien Zeiten – diejenigen, die die Marktplätze füllen. 
Auf dem Wahlzettel tauchen sie aber nur bei den Allerwe-
nigsten auf. Und wer ihnen eine Stimme geben kann und 
sich auch dazu entschließt, bringt sie nicht automatisch der 
Kanzlerschaft näher, sondern zunächst „nur“ einem Man-
dat. Auch gilt dabei, dass die „entscheidende“ Stimme 
nicht die Erststimme, die wir einer Abgeordneten oder ei-
nem Abgeordneten geben, ist, sondern die Zweitstimme, 
bei der wir uns zwischen Parteien entscheiden.
Die politische Konkurrenz in Deutschland soll über Parteien 
und nicht Personen ausgefochten werden. Themen und 
Programme der Parteien sollen im Mittelpunkt der Wahl-
entscheidung stehen. Kanzlerkandidatinnen und Kanzler-
kandidaten sind formal nicht einmal notwendig. Sie wer-
den weder in der Verfassung noch im Wahlrecht beschrie-
ben. Wahlen können abgehalten werden, ohne dass eine 

Partei jemanden dazu gekürt hätte. „Es handelt sich hier 
um eine politische Kunstfigur, die im Bundestagswahl-
kampf 1961 von der SPD ins Leben gerufen wurde“ (Schmitt-
Beck 2011: 200). 
Doch ihre Etablierung macht durchaus Sinn. Denn die Tren-
nung zwischen Programm und Personal lässt sich nicht 
durchhalten. Themen sind immer mit Köpfen verknüpft. Wie 
sollte politische Kommunikation auch statt finden, wenn 
nicht transportiert über Personen? Und wer würde von po-
litischen Amtsträgern erwarten, dass sie quasi austausch-
bar sind, damit sie für die Wahlentscheidung keine Rolle 
spielen? 
Gerade wenn es um die Besetzung von Spitzenpositionen 
geht, sind nicht nur die Vorhaben entscheidend, sondern 
auch wem man zutraut, sie tatsächlich umzusetzen. Bei der 

Die politische Konkurrenz in Deutschland soll über Parteien 
und nicht Personen ausgefochten werden. Spitzenkandida-
tinnen und Spitzenkandidaten, wie hier bei der diesjährigen 
Landtagswahl in Rheinland-Pfalz, spielen jedoch eine ent-
scheidende Rolle, selbst wenn sie bei den Allerwenigsten auf 
dem Wahlzettel auftauchen.

 picture alliance | Ulrich Baumgarten
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Bundestagswahl 2021 wird dies aller Voraussicht nach 
eine noch größere Rolle spielen. 
Die Kür von Annalena Baerbock zur Kanzlerkandidatin der 
Grünen und insbesondere die offen ausgetragene Ausein-
andersetzung um den Anspruch, die Union als Kanzlerkan-
didat in den Wahlkampf zu führen, haben bereits mehr als 
deutlich werden lassen, welche Bedeutung Personen auch 
in unserer Parteiendemokratie zukommt. Andernfalls wäre 
es schwer erklärbar, mit welcher Vehemenz sich viele den 
unterlegenen Markus Söder wünsch(t)en, bevor überhaupt 
ein Wahlprogramm feststand. Die SPD hat Olaf Scholz 
zwar ohne Duell und ohne viel Aufhebens zum Kanzlerkan-
didaten ernannt, aber dadurch, dass in diesem Jahr eine 
Kandidatin und zwei Kandidaten um den Führungsan-
spruch in Deutschland streiten, erhöht sich der Druck im 
Kampf um Aufmerksamkeit enorm und zwingt sie zu noch 
mehr Profilierung. Ebenfalls dazu beitragen wird, dass die 
amtierende Kanzlerin Angela Merkel nicht erneut zur Wahl 
stehen wird. Im Vergleich zu ihr haben die jetzigen Kandi-
dierenden geringe Bekanntheitswerte und müssen erst ein 
erkennbares Profil aufbauen, das die Wählerinnen und 
Wähler mit ihnen verknüpfen können. Für sie alle wird es 
darum gehen, möglichst authentisch aufzutreten. Das be-
deutet nicht, sich so zu geben wie man ist, sondern glaub-
haft darzustellen, dass man eine geeignete Führungsper-
son ist, deren Rolle man in jeder Situation authentisch aus-
füllen kann. Mit ihr identisch werden muss man dafür nicht.
Die sozialwissenschaftliche Forschung rund um Wahl-
kämpfe und Kampagnen beschäftigt sich schon länger mit 
Personalisierung(en). Im Folgenden soll daher zunächst 
der Begriff der Personalisierung genauer beleuchtet wer-
den. Anschließend werden die drei für das Kanzleramt 
Kandidierenden genauer betrachtet. 

Was versteht man unter Personalisierung?

In den Sozialwissenschaften wird Personalisierung ent-
lang von drei Dimensionen diskutiert: (1) die Personali-
sierung der Wahlkampfführung, (2) die Personalisierung 
des Wahlverhaltens und schließlich (3) die Personalisie-
rung der Medienberichterstattung über Wahlkämpfe 
(Brettschneider 2002; Kriesi 2011; Römmele 2005).

Personalisierung des Wahlkampfs
Personalisierung in der Wahlkampfführung manifestiert 
sich in erster Linie in der zunehmenden Bedeutung der Kan-
didatinnen und Kandidaten im Vergleich zu den Parteien. 
Zwar lassen sich beide letztendlich nicht unabhängig von-
einander denken, aber heruntergebrochen lässt sich kon-
statieren, dass auch die Wahlkampfzentralen der Parteien 
das Spitzenpersonal ganz bewusst in den Vordergrund rü-
cken. Beobachten können wir das schon seit Langem. Wie 
bereits beschrieben, zog die SPD 1961 erstmals mit einem 
Spitzenkandidaten in den Wahlkampf und damit deutlich 
bevor unter dem Stichwort der „Amerikanisierung“ disku-
tiert wurde, ob Personalisierung ein aus der Kampagnen-
führung in den USA stammender Trend wäre. Zwar stimmt 
es, dass im präsidentiellen System der USA, wo die Wah-
len traditionell in erster Linie Personenwahlen sind, die 
Kandidatinnen und Kandidaten eine zentrale Rolle spie-
len, aber schnell lassen sich ebenfalls Beispiele dafür in 
anderen parlamentarischen Demokratien und auch hier-
zulande finden. 

„Auf den Kanzler kommt es an“ war das Wahlmotto der 
CDU 1969 mit dem damals amtierenden Kanzler Kurt Ge-
org Kiesinger; 1972 hieß es, den „Kanzler für Deutschland“ 
wählen; 1976 „Zieh mit, wähl Schmidt“ (Müller 1999). Er-
folgreich bestrit t Helmut Kohl 1990 als „Kanzler der Ein-
heit“ den Bundestagswahlkampf. Gerhard Schröders Pla-
kate 1998 signalisierten „Ich bin bereit“, und 2002 blickte 
Schröder als „Kanzler der Mitte“ aus den Wahlplakaten. 
Übrigens ist diese Strategie auch auf Länderebene sehr 
sichtbar – die Wahlkämpfe der Grünen in Baden-Würt-
temberg und der SPD in Rheinland-Pfalz im März 2021 wa-
ren wie nie zuvor auf den Spitzenkandidaten Winfried 
Kretschmann und die Spitzenkandidatin Marie-Luise 
„Malu“ Dreyer ausgerichtet. Auch Angela Merkel, die die 
großformatige Inszenierung nur bedingt pflegte, ließ den 
Wahlkampf ihrer Partei immer stärker auf sich selbst aus-
richten, je länger sie an der Macht war. Gewaltige Plakate 
mit der von ihr geprägten „Merkel-Raute“ und insbeson-
dere der Wahlkampfslogan „Sie kennen mich“ können als 
Paradebeispiele für hochgradig personalisierte und 
gleichzeitig von Inhalten entkernte Kampagnenformate 
betrachtet werden. Die Bedeutung, die dem richtigen Spit-
zenpersonal für erfolgreichen Wahlkampf zugesprochen 
wird, hat wohl niemand so treffend zusammengefasst wie 
der Ministerpräsident aus Sachsen-Anhalt, Reiner Ha-
seloff, als er für Markus Söder als Kanzlerkandidaten der 
Union plädierte: „Es geht nicht um persönliche Sympathie, 
Vertrauen oder Charaktereigenschaften. Es hilft nichts, 
wenn jemand nach allgemeiner Überzeugung absolut 
kanzlerfähig ist, aber dieses Amt nicht erreicht, weil die 
Wählerinnen und Wähler ihn nicht lassen.“ 
Dieses Verständnis von Spitzenpersonal ist gefährlich, da 
es die Kandidierenden gegenüber der Partei und ihren In-
halten überhöht. Das kann zwar Wahlerfolg bringen, aber 
ebenfalls das Profil einer Partei zerstören und sie völlig auf 
den Kandidierenden ausrichten, wie dies Sebastian Kurz 
in Österreich mit der FPÖ gelang. Politikerinnen und Politi-
ker, die einen personalisierten Wahlkampf führen und ge-
wählt werden, tendieren dazu, sich auch bei Abstimmun-
gen weniger parteiorientiert zu verhalten und häufig ab-
weichende Entscheidungen zu treffen (Zit tel/Nyhuis 2021). 
Die enorme Zugkraft, die eine Spitzenkandidatin oder ein 
Spitzenkandidat entwickeln kann, hat dazu geführt, dass 
auch kleine Parteien sie bestimmen, obwohl sie keinerlei 
Aussicht auf die Kanzlerschaft haben. Sie sollen das Ge-
sicht zum Angebot des Programms der Partei sein. Es ist 
deutlich einfacher, eine charismatische Person im Ge-
dächtnis zu behalten, als die Positionen einer Partei in den 
unterschiedlichen Politikfeldern. Daher werden auch die 
FDP mit Christian Lindner, die Linkspartei mit Janine Wiss-
ler und Dietmar Bartsch und die AfD mit Alice Weidel und 
Tino Chrupalla in den Wahlkampf ziehen.
Stimmt der Dreiklang aus Spitzenkandidatin bzw. Spitzen-
kandidat, Programm und Partei und lässt sich konsistent, 
gewissermaßen „wie aus einem Guß“ präsentieren, dann 
sind die Chancen auf Erfolg besonders hoch. 

Personalisierung der Wahlentscheidung
Die zweite Dimension des Personalisierungsbegriffs ist die 
des Wählerverhaltens. In der Regel werden hierunter zwei 
Tendenzen erfasst: Zum einen sei das individuelle Wahl-
verhalten immer stärker von den Einstellungen zu den Spit-
zenkandidatinnen und Spitzenkandidaten beeinflusst als 
von politischen Sachpositionen. Zum anderen würden 
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Kandidierende mehr und mehr aufgrund ihrer unpoli-
tischen Persönlichkeitsmerkmale beurteilt (u. a. Karvonen 
2010; McAllister 2007; Lass 1995; Brettschneider 2002; 
Klein/Ohr 2001). 
Gerade Personen, die nur über geringes politisches Wis-
sen und Interesse verfügen, können einfacher Präferenzen 
hinsichtlich unterschiedlicher Kandidatinnen und Kandida-
ten bilden, als hinsichtlich der Angebote verschiedener po-
litischer Parteien. Aufgrund der in den letzten Jahrzehnten 
massiv nachlassenden Parteibindung (Dalton 2011) rücken 
diese Kandidateneigenschaften vermehrt in den Vorder-
grund. Dann gilt es nicht mehr mit den besten Ideen zu 
überzeugen, sondern damit, dass man eine Persönlichkeit 
ist, die für die Herausforderung geeignet ist. Wie man sie 
angehen würde, wird dann zweitrangig.
Das sozialpsychologische Modell der Wahlforschung hat 
drei Faktoren identifiziert, die die Wahlentscheidung maß-
geblich beeinflussen: die Parteiidentifikation, Themen und 
Kandidatinnen/Kandidaten. Dieses Modell wurde von 
amerikanischen Kollegen Ende der 1950er Jahre entwi-
ckelt und wird häufig als Ann-Arbor-Modell oder Michi-

gan-Modell in der Literatur aufgeführt (Campbell et al. 
1960).
Lange Zeit galt die Parteiidentifikation als die das Wahl-
verhalten am stärksten beeinflussende Variable, flankiert 
von den im Vergleich weniger wichtigen Variablen Themen 
und Personen. Im Sozialisationsprozess erworben und 
durch Wahlen immer wieder aktualisiert, wirkt die Partei-
identifikation dabei wie ein Filter, der Wahrnehmung und 
Bewertung politischer Themen und Ereignisse strukturiert. 
Makropolitisch bildet die Parteiidentifikation eine wichtige 
Voraussetzung politischer Stabilität. Das Sinken der Par-
teien bindung macht die Kandidatinnen und Kandidaten 
umso entscheidender bei der Wahlentscheidung. Das gilt 
nicht nur bei hohen Sympathiewerten, sondern es gibt 
auch einen negativen Zusammenhang, bei einer Ableh-
nung des politischen Spitzenpersonals einer Partei (Gar-
zia/Ferreira da Silva 2021).

Abbildung 2: 
Entwicklung der Partei-
identifikation im Vergleich 
zu 1982

Quelle: PolisData, URL: https://osf.io/qgpju/ [Zugriff: 14.06.2021]

Abbildung 1: 
Das Ann-Arbor-Modell

Quelle: Eigene Darstellung, Andrea Römmele
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Der im unionsinternen Machtkampf um die Kanzlerkan-
didatur unterlegene Markus Söder gilt als besonders be-
gabt darin, seine Person zu inszenieren und in Umfragen 
davon zu profitieren. Programmatisch ist er eigentlich sogar 
verhältnismäßig schwer zu fassen, da seine politische Kar-
riere von einigen, teilweise einschneidenden Politikwech-
seln begleitet wird. Aufgrund seines Auftretens und der In-
szenierung von sich als volksnahem, modernem und in der 
Bevölkerung beliebtem Ministerpräsidenten sind seine 
Sympathiewerte dennoch sehr hoch. Zu seiner Strategie 
gehört es auch, Formate zu bedienen, die der politischen 
Debatte unverdächtig sind. So gab Söder im Mai der Bou-
levardzeitung „Bunte“ ein Interview, in dem er vor allem von 
seinen Fähigkeiten am Grill berichtete (Die Bunte 2021). 
Zwar unterlag er im Machtkampf mit Armin Laschet, aber 
dass er es geschafft hat, in der sonst so disziplinierten 
Union überhaupt einen Machtkampf gegen den frisch ge-
wählten Parteivorsitzenden zu eröffnen, ist bereits bemer-
kenswert. 

Personalisierung der Berichterstattung
Die drit te Dimension des Personalisierungsbegriffes richtet 
sich auf die Personalisierung der Medienberichterstat-
tung. Für manche Beobachtende werden Wahlkämpfe zu-
nehmend zu „themenlosen Personalplebisziten“ (Sarcinelli 
1987: 166), zu einer Show ohne Inhalt. Eine zunehmende 
Fokussierung auf die Spitzenpolitikerinnen und Spitzenpo-
litiker, und hier in erster Linie die Ministerinnen und Minis-
ter als Fachvertreter, ist ein zentrales Ergebnis in der For-
schung rund um die mediale Berichterstattung (Römmele 
2005: 428). Bestimmte Fernsehformate – allen voran die 
mittlerweile schon traditionell statt findenden TV-Duelle – 
lassen punktuell die Spitzenkandidatinnen und Spitzen-
kandidaten in den Medien besonders hochleben. In den 
USA gehören TV-Duelle seit den legendären Kennedy- 
Nixon-Debatten 1960 zum nicht mehr wegzudenkenden 
Inventar. Sie sind mediale Höhepunkte eines jeden ameri-
kanischen Wahlkampfes. 

Abbildung 4: 
Aus welchen Medien 
 beziehen Sie hauptsächlich 
Ihre Informationen über 
das politische Geschehen? 

Quelle: WDR/Infratest dimap

Abbildung 3: 
Anteil der Befragten, 
die folgenden Politiker 
für einen guten Kanzler-
kandidaten der 
CDU/CSU halten

Quelle: ARD DeutschlandTREND/Infratest dimap, 30.03.2021
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In Deutschland kennen wir diese Form des inhaltlichen 
Schlagabtausches seit 2002. Gerhard Schröder und Ed-
mund Stoiber lieferten sich zwei verbale Duelle vor der 
Bundestagswahl – und mittlerweile sind TV-Duelle fester 
Programmpunkt sowohl auf Bundes- als auch auf Länder-
ebene. Dies verwundert auch nicht, denn das Format passt 
exzellent in die mediale Nachrichtenwertlogik. Duelle lie-
fern Konflikte, sind pointiert und werden präsentiert wie 
Sportereignisse: Politikerinnen und Politiker „führen“, „ho-
len auf“, „punkten“, „liefern sich Steilvorlagen“ usw. (Brett-
schneider 2008). Aber auch den Wahlberechtigten kommt 
dieses Format entgegen: In 90 Minuten werden ihnen die 
wichtigsten Themen, Positionen und Unterschiede von Sei-
ten der Spitzenkandidaten präsentiert. Studien weisen da-
rauf hin, dass „TV-Debatten durchaus in der Lage sind, das 
Bild, das die Wähler von ihnen haben […] zu beeinflussen. 
Gelingt es ihnen zudem, die Debatte (aus Sicht der Zu-
schauer) zu gewinnen, schlägt sich dies positiv auf das in-
dividuelle Wahlverhalten nieder“ (Maier/Faas 2011: 229; 
Maier et al. 2013), auch wenn die Effekte nicht lange anzu-
halten scheinen (Lindemann/Stoetzer 2021). 
Einen enormen Bedeutungszuwachs haben die Sozialen 
Medien erfahren. Die Kommunikation auf Twitter, Face-
book oder auch Instagram gehört mittlerweile nicht nur für 
Parteien, sondern gerade für die einzelnen Politikerinnen 
und Politiker zum festen Repertoire. Dadurch verstärkt sich 
die politische Kommunikation einzelner Politikerinnen und 
Politiker, die unabhängig von ihren jeweiligen Parteien 
stattfindet. Mehr als 75 Prozent der Abgeordneten des 
Bundestages pflegen beispielsweise einen Twitter-Account 
(Faus/Schulz 2020). Die Bedeutung des Internets als zent-
rale Informationsquelle steigt an und Politikerinnen und Po-
litiker erhalten hier die Möglichkeit, mit Wahlberechtigten 
direkt in den Kontakt zu treten und sich jenseits von Partei- 
und Medienlogiken selbst zu präsentieren. Dadurch ge-
winnt die einzelne Persönlichkeit weiter an Relevanz. 

Dreikampf ohne Amtsinhaberin – 
Die Kanzlerkandidaten 2021
Betrachten wir die Ausgangslage für den diesjährigen Bun-
destagswahlkampf, dann stolpert man zunächst über das 

angekündigte „TV-Triell“. Das übliche Duell fand bislang 
zwischen Herausforderer und Amtsinhaber statt. In diesem 
Jahr haben es sich aber drei Parteien zum Ziel gesetzt, das 
Kanzleramt zu erobern. Alle drei gehen mit unterschied-
lichen Startvoraussetzungen in den Wahlkampf und alle 
drei werden sich im Laufe ihrer jeweiligen Kampagnen un-
terschiedlichen Herausforderungen gegenübersehen. So-
wohl ihre Parteien als auch sie selbst verzeichnen gute vier 
Monate vor der Wahl sehr unterschiedliche Umfragewerte. 
Nehmen wir nun die bereits genannte Prämisse, dass zum 
Wahlerfolg eine konsistente Kombination aus Spitzenkan-
didatin bzw. Spitzenkandidat, Programm und Partei not-
wendig ist, lassen sich ihre jeweiligen zentralen Herausfor-
derungen abstrahieren. Zentrale Frage der nächsten Wo-
chen und Monate wird die Personalfrage sein. Die 
Amtsinhaberin tritt nicht mehr an, was unweigerlich die Eig-
nung der Kandidierenden in den Vordergrund rückt, da kei-
ner von ihnen sie bereits unter Beweis gestellt hat. 

Olaf Scholz – Die schwierige Verbindung zwischen 
Programm und Kandidat
Die SPD hat ihren Kanzlerkandidaten deutlich früher als die 
anderen Parteien präsentiert. Anders als bei Union und Grü-
nen gab es auch keine – mal mehr, mal weniger vehement 
geführte – Auseinandersetzung um die Kandidatur. Nach-
dem die SPD lange Zeit immer diejenige Partei war, bei der 
stets nur ein Burgfrieden zu herrschen schien, gelang die 
Präsentation von Olaf Scholz beinahe erfrischend unspek-
takulär, und innerparteilicher Widerstand blieb aus. Dies 
mochte zunächst verwundern, nachdem die Parteivorsitzen-
den Saskia Esken und Norbert-Walter Borjans, die die Ent-
scheidung trafen, sich im Kampf um den Parteivorsitz als 
deutlich weiter links stehende Alternative gegen Olaf Scholz 
durchgesetzt hatten. Dafür ist ihre Handschrift im vorliegen-
den Wahlprogramm mehr als erkennbar (SPD 2021). 
Dies mag auf den ersten Blick nach einem gelungenen 
Kompromiss aussehen, stellt Scholz und die SPD aber vor 

Abbildung 5: 
Ranking der Top 10 
der beliebtesten deutsch-
sprachigen Politikerinnen 
und Politiker in  Sozialen 
Netzwerken nach 
 Social-Media-Wert im 
Juli 2020 (Summe der 
 Follower aller Social 
 Media-Plattformen)

Quelle: Pluragraph (via Statista), Stand 20.07.2020 [Zugriff 15.06.2021]
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große Schwierigkeiten, das Programm und den Kandida-
ten miteinander zu verbinden. Das Programm ist, nach den 
Jahren in der Großen Koalition, deutlich weiter links als in 
den vergangenen Jahren. Olaf Scholz ist, als langjähriges 
Mitglied der Regierung der Großen Koalition und als be-
kanntermaßen nicht dem linken Flügel zuzurechnender Ge-
nosse, nicht gerade prädestiniert dazu, ein solches Pro-
gramm zu verkörpern. Beispielhaft sei hier erwähnt, dass 
das Programm eine Abkehr von Hartz IV fordert, bei des-
sen Verabschiedung Scholz als Generalsekretär an Ger-
hard Schröders Seite stand und später als Arbeitsminister 
in der ersten Koalition unter Angela Merkel implemen-
tierte. Auch bei anderen Punkten wird er erst noch bewei-
sen müssen, dass er sie glaubwürdig vertrit t. 

Armin Laschet – Die schwierige Verbindung zwischen 
 Kandidat und Partei
Armin Laschet ist sicherlich der Kandidat, der bereits die 
größten Schwierigkeiten überwinden musste, bevor der 
Wahlkampf überhaupt losging: zunächst die Auseinander-

setzung um den Parteivorsitz, dann der plötzliche Kampf um 
die Kanzlerkandidatur mit Markus Söder. Die Union arbei-
tet zwar noch an ihrem Parteiprogramm, aber Armin La-
schet muss bereits für sich selbst kämpfen. Als erster Unions-
kandidat sind die Reihen hinter ihm nicht geschlossen, son-
dern er muss zunächst seine eigene Partei mobilisieren. 
Armin Laschet hat dadurch einen enormen Druck zu bewei-
sen, dass er der richtige Kandidat ist. Er kann sich nicht 
darauf konzentrieren, für „sein“ Programm zu werben, 
sondern wird immer wieder den Beweis antreten müssen, 
dass nicht Markus Söder, sondern er derjenige ist, der am 
besten dazu geeignet ist, es umzusetzen. Gewissermaßen 
kommt er gar nicht dazu, sich dem Land vorzustellen, da er 
noch viel zu sehr mit seiner eigenen Partei beschäftigt ist. 

Annalena Baerbock – Entspannt zurücklehnen? 
Nun könnte man meinen, dass sich Annalena Baerbock 
entspannt zurücklehnen könnte. Olaf Scholz und die SPD 
liegen in den Umfragen weit zurück und Armin Laschet hat 
große Probleme, das Machtvakuum, das Angela Merkel in 

Abbildung 6: 
ARD-Deutschlandtrend,
Sonntagsfrage zur Bundes-
tagswahl (6. Mai 2021)

Quelle: ARD DeutschlandTREND/Infratest dimap

Abbildung 7: 
ARD-Deutschlandtrend, 
Direktwahl Bundeskanzler/-in 
(6. Mai 2021)

Quelle: ARD DeutschlandTREND/Infratest dimap 
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der Union hinterlässt, zu füllen. Die Grünen haben die Kan-
didaturfrage hingegen nicht nur beeindruckend still ge-
klärt, sondern es scheint auch, als ob die eigentlich so 
streit freudige Partei geschlossen hinter dem Vorhaben ver-
sammelt ist, die politische Führung in Deutschland zu über-
nehmen. 
Auch innerhalb der Bevölkerung genießt Baerbock hohe 
Glaubwürdigkeitswerte. Der Entwurf des Wahlprogramms 
der Grünen ist insbesondere auf die Bekämpfung des Kli-
mawandels ausgelegt. Die Grünen genießen bei diesem 
Thema die höchste Glaubwürdigkeit sowie Autorität, be-
spielen es am längsten und profitieren nun von der enor-
men Relevanz, die es auch in der breiten Bevölkerung er-
fährt. 
Baerbock erfährt dafür aber auch am deutlichsten die 
Schattenseiten einer zunehmenden Polarisierung und wird 
selbst vermehrt Ziel von Attacken. Ihr wird die Eignung zur 
Kanzlerin aufgrund von fehlender Regierungserfahrung 
abgesprochen und sie wird dafür kritisiert, sich für das Amt 
zu bewerben, obwohl sie Kinder hat. Gerade letzteres Ar-

gument befindet sich völlig abseits der politischen Sphäre. 
Zuletzt sah sie sich gezwungen, ihren Bildungsweg an-
hand von Zeugnissen nachzuweisen und sich so gegen 
Vorwürfe zu wehren, etwas, das in US-amerikanischen 
Wahlkämpfen schon beinahe ritualisiert ist, aber in 
Deutschland eine unrühmliche Besonderheit darstellt. 

Fazit

Alle drei für das Kanzleramt Kandidierenden werden in 
den nächsten Monaten ganz besonders im Fokus stehen 
und versuchen, sich selbst zu profilieren. Die mediale 
 Berichterstattung wird zunehmen und es bleibt spannend 
abzuwarten, ob es bei einem Triell bleibt, oder ob (sich) 
jemand endgültig aus dem Feld möglicher neuer Kanzler 

Abbildung 9: 
Umfrage zum Vergleich 
der Kanzlerkandidatin und 
der Kanzlerkandidaten: 
Wer ist am glaubwürdigs-
ten? (6. Mai 2021) 

Quelle: ARD DeutschlandTREND/Infratest dimap

Abbildung 8: 
Umfrage unter Partei-
anhängerinnen und Partei-
anhängern: Wer ist eher 
geeignet, die Union in 
die Bundestagswahl zu 
 führen? (16. April 2021)

Quelle: ARD DeutschlandTREND/Infratest dimap

139

KONKURRENTEN UM DIE KANZLERSCHAFT –
PERSONALISIERUNG IM KAMPF

UMS KANZLERAMT 2021

bis2021_03_inhalt.indd   139bis2021_03_inhalt.indd   139 06.08.21   07:5406.08.21   07:54



und Kanzlerinnen entfernt (wird). Nach 16 Jahren unter An-
gela Merkel, den enormen Belastungen durch die Corona-
Pandemie und den Herausforderungen, vor die uns der 
 Klimawandel stellt, herrscht in Deutschland ein Mix aus 
Wechselstimmung, Bedürfnis nach politischer Führung und 
Polarisierung. Dazu kommt ein Wahlkampf unter Corona-
Bedingungen. 
Der vergangene Wahlkampf in den USA und die letzten 
Landtagswahlen hierzulande haben gezeigt: campaigns 
do matter ! Wahlkämpfe machen einen Unterschied – aber 
sie müssen auch richtig geführt werden. Man braucht die 
richtige Strategie, ein überzeugendes Narrativ, eine wir-
kungsvolle Mobilisierung – und daher gilt auch für diesen 
September: Noch ist alles offen. Die grobe Marschrich-
tung steht, aber Kampagnenarbeit ist immer von Überra-
schungen geprägt. Wenig überraschend dürften die Spit-
zenkandidatin und die Spitzenkandidaten die zentralen 
Figuren dabei werden. Zwar haben wir bei dieser Wahl 
besondere Faktoren, die die Personalisierung zusätzlich 
befeuern, aber auch bei zukünftigen Wahlen wird sich da-
ran nichts ändern. Neueste Forschungen zeigen in ganz 
Europa einen Zusammenhang zwischen der sinkenden 
Parteizugehörigkeit und der zunehmenden Personalisie-
rung in der Politik auf (Garzia et al. 2021), und diese Ent-
wicklung ist noch nicht vorbei. Politiker wie Emmanuel Ma-
cron in Frankreich oder Sebastian Kurz in Österreich for-
dern das klassische Verhältnis von Kandidierenden und 
Parteien sowie die Bedeutung von Persönlichkeiten für den 
politischen Betrieb erfolgreich heraus. Eine Entwicklung, 
die (Parteien-)Demokratien gefährlich werden kann. Ein-
fach aufhalten wird sie sich nicht lassen. Umso wichtiger 
wird es sein, sie weiterhin genau zu beobachten. 
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WAHLKAMPF: STRATEGIEN UND INSTRUMENTE

Wahlkampf: Funktionen, Instrumente 
und Wirkungen 
Frank Brettschneider

Bei Wahlkämpfen wird selten etwas dem Zufall überlas-
sen, und gerade in den vergangenen Jahrzehnten haben 
sich Management- und Kommunikationsstrategien noch 
einmal weiter professionalisiert. Frank Brettschneider 
untersucht entlang der Schritte von Analyse, Planung, 
Umsetzung und Evaluation eines Wahlkampfes, wie das 
Management eines modernen Wahlkampfes durch Stra-
tegien und Taktiken der Kommunikation und Themenplat-
zierung geprägt ist. Dabei sind Wahlkampfteams in der 
Analysephase immer mehr mit fragmentierten Zielgrup-
pen und sinkender Parteibindung konfrontiert. In der Pla-
nungsphase muss daher ein passendes Gleichgewicht 
zwischen Personen, Themen und Richtungen eines Wahl-
kampfes gefunden werden. In der Umsetzung gehen Par-
teien neben den etablierten Wegen von Plakat- und In-
formationskampagnen auch verstärkt neue Wege der 
Vermittlung, etwa über die Sozialen Medien. Die dies-
jährige Bundestagswahl wird voraussichtlich nicht nur 
durch diese dynamische digitale Informationslandschaft, 
sondern umgekehrt auch durch die Einschränkungen der 
Corona-Pandemie geprägt sein. 

Die Bundestagswahl 2021

Die Bundestagswahl 2021 ist in vielerlei Hinsicht beson-
ders. Erstens: Die Corona-Pandemie wirkt sich sowohl auf 
die Themen des Wahlkampfes, als auch auf den Einsatz 
der Wahlkampfinstrumente aus. Zweitens: Angela Merkel 
trit t nicht mehr an. Drit tens: Die Grünen befinden sich – im 

Vergleich zu 2017 – im Aufwind. Möglicherweise kann 
ohne sie keine Regierung gebildet werden. Viertens: Die 
politische Stimmung ist relativ wechselhaft.
Angesichts dieser Ausgangslage können wenige Stimmen 
über die Sitzverteilung im Deutschen Bundestag und damit 
über mögliche Koalitionen entscheiden. Es überrascht da-
her nicht, dass sich Wahlkämpferinnen und Wahlkämpfer 
um jede Stimme bemühen. Themen und Kandidierende 
sind die Zutaten des Wahlkampfes. Parteien transportie-
ren sie mittels traditioneller Wahlkampfinstrumente wie 
Medienarbeit, Straßenwahlkampf, Plakaten, Wahlwerbe-
spots, Broschüren und Homepages. Hinzu kommen Soziale 
Medien und Soziale Netzwerke. Aber was genau sind die 
Ziele von Wahlkämpfen? Welche Rolle spielen Themen-
Management, Negative Campaigning, Plakate und Online-
Wahlkampf? Diesen Fragen wird im Folgenden nachge-
gangen.

Das „Wahlkampf-Dreieck“

Wählerinnen und Wähler, Parteien und Massenmedien 
bilden ein „Wahlkampf-Dreieck“ (Abbildung 1; vgl. Brett-
schneider 2002a). Die Wahlberechtigten weisen den Par-
teien durch ihre Stimmabgabe Macht auf Zeit zu. Dabei 
spielen ihre langfristigen Bindungen an Parteien sowie 
ihre aktuellen Eindrücke von den Parteien und ihren Spit-
zenpolitikerinnen und Spitzenpolitikern eine wesentliche 
Rolle. Die Parteien wiederum müssen die Wahlberechtig-
ten im Wahlkampf erreichen und zur Stimmabgabe bewe-
gen. Dazu kommunizieren sie einerseits direkt mit ihnen, 
andererseits sind sie auf die Berichterstattung der Mas-

Abbildung 1: 
Das „Wahlkampf-Dreieck“

Quelle: Eigene Darstellung, Frank Brettschneider
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senmedien angewiesen. Diese übernehmen jedoch die 
Botschaften der Parteien meist nicht ungefiltert, sondern 
sie wählen aus (Selektion) und sie interpretieren und kom-
mentieren das Geschehen. Wie die Massenmedien über 
die Parteien und ihre Kandidierenden berichten, bleibt da-
bei nicht ohne Wirkung auf die Wählerinnen und Wähler 
(vgl. Brettschneider/Rettich 2005). Hinzu kommen Social-
Media-Kanäle. Sie werden von Parteien, Massenmedien 
und Wählerinnen und Wählern mit Inhalt gefüllt. Und sie 
werden von Parteien, Massenmedien und Wahlberechtig-
ten beobachtet.

Das Wahlkampf-Management

Im modernen Wahlkampf wird kaum etwas dem Zufall 
überlassen. Meist beginnt die Planung frühzeitig, oft be-
reits nach der vorangegangenen Wahl: „Nach der Wahl 
ist vor der Wahl.“ Die konkrete Wahlkampfplanung setzt 
spätestens mit der Auswahl der Spitzenkandidatin bzw. 
des Spitzenkandidaten und mit den Vorbereitungen für 
das Wahlprogramm ein – in der Regel etwa ein Jahr vor 
dem Wahltermin. Diese erste Phase endet mit den Wahl-
parteitagen, die vier bis fünf Monate vor der Wahl statt fin-
den. Hier präsentieren sie auch zentrale Wahlkampf-
themen: u. a. Innere Sicherheit, Soziale Gerechtigkeit, Um-
weltschutz, Wirtschaftspolitik. Es folgt die Mobilisierung 
der eigenen Anhängerinnen und Anhänger. Sie sollen die 
Wahlkampfbotschaften als Multiplikatoren in die Bevölke-
rung tragen. Mit zentralen Wahlkampfveranstaltungen 
geht diese zweite Phase in die drit te Phase über. Äußerlich 
sichtbar wird sie u. a. durch Wahlplakate. Sie signalisieren 
auch den bislang eher uninteressierten Bevölkerungs-
schichten, dass die „heiße“ Wahlkampfphase begonnen 
hat. Hier soll nicht nur die eigene Anhängerschaft zur 
Stimmabgabe für „ihre“ Partei motiviert werden, sondern 
es sollen auch Unentschiedene und parteipolitisch Unge-
bundene überzeugt werden. Zu den kommunikativen Hö-
hepunkten zählt das „TV-Duell“ zwischen den Spitzenkan-
didatinnen und Spitzenkandidaten um das Kanzleramt, 
das wenige Wochen vor der Wahl statt findet. In diesem 
Jahr wird es eine Dreier-Debatte, an der Armin Laschet für 
die Union, Annalena Baerbock für die Grünen und Olaf 
Scholz für die SPD teilnehmen werden. Es folgen weitere 
Diskussionsrunden im Fernsehen, zahlreiche Wahlkampf-
veranstaltungen, Wahlwerbespots sowie der Get out the 
Vote-Schlussspurt, also der 72-Stunden-Wahlkampf der 
letzten drei Tage mit Hausbesuchen und Telefonaktionen.
Vor der Bundestagswahl 2021 gibt es einige Besonder-
heiten. Erstens: Die Parteitage und die großen Wahlveran-
staltungen können coronabedingt nicht oder nur in einge-
schränkter Form mit persönlich Anwesenden statt finden. 
Stattdessen werden sie als Online-Veranstaltungen live im 
Internet gestreamt. Auch der Haustürwahlkampf ist einge-
schränkt. Zweitens: Das Thema Corona-Management hat 
zahlreiche andere Themen von der politischen Tagesord-
nung verdrängt. Selbst das Thema Klimaschutz ist kurzfris-
tig in den Hintergrund geraten; vor der Europawahl 2019 
hatte es noch die politische Agenda dominiert. Drit tens: 
Wie schon bei den Landtagswahlen in diesem Jahr dürfte 
auch bei der Bundestagswahl der Anteil der per Brief 
Wählenden deutlich steigen. Damit werden aus dem 
Wahltag zunehmend Wahlwochen. Weil viele Wählerin-
nen und Wähler ihren Stimmzettel bereits Wochen vor der 

Wahl abgeben, müssen die Parteien schon frühzeitig mit 
dem Wahlkampf beginnen. Sie versuchen, möglichst viele 
Stimmen so früh wie möglich für sich zu sichern. Aber: Je 
früher Wahlberechtigte ihren Stimmzettel abgeben, desto 
weniger können sie auf Ereignisse im Wahlkampf reagie-
ren und ihre Wahlabsicht ändern.
Je komplexer Wahlen sind, desto wichtiger wird ein syste-
matisches Wahlkampf-Management. Zwar hat sich in 
Deutschland noch keine so spezialisierte Wahlkampfindu-
strie etabliert wie in den USA, aber auch hier haben Par-
teien ihren Wahlkampf professionalisiert (vgl. die Beiträge 
in Althaus 2001; Holtz-Bacha 2019). Systematisches Wahl-
kampfmanagement setzt sich aus den Phasen Analyse, Pla-
nung, Umsetzung und Evaluation zusammen. Es soll die 
zwei wesentlichen Grundsteine für den Wahlerfolg legen 
(vgl. Brettschneider 2002b):
 l Die eigene Anhängerschaft muss mobilisiert werden. 

Die Mobilisierung hängt unter anderem davon ab, wie 
stark eine Partei ihre Grundüberzeugungen und ihre 
Wertebasis im Wahlkampf vermitteln kann und wie stark 
die für eine Partei zentralen Themen in die öffentliche 
Diskussion gelangen. Hinzu treten das geschlossene 
Auftreten der Partei, ihre Abgrenzung zur Hauptkonkur-
renz (Richtungswahlkampf) und die Überzeugungskraft 
des politischen Führungspersonals (Problemlösekompe-
tenz, Vertrauenswürdigkeit und Leadership-Qualitäten).
 l Die parteipolitisch ungebundenen Wählerinnen und 

Wähler müssen überzeugt werden. Verfügen sie über 
eine hohe formale Bildung und ein ausgeprägtes poli-
tisches Interesse, so gelingt dies mittels der im Wahl-
kampf dominanten Themen und der den Parteien bei 
diesen Themen zugeschriebenen Kompetenz. Die unge-
bundenen Wählerinnen und Wähler mit einer niedrigen 
formalen Bildung und einem geringen politischen Inter-
esse werden hingegen eher durch Einzelthemen beein-
flusst, die sie unmittelbar betreffen, oder durch Stimmun-
gen direkt vor der Wahl (vgl. ausführlich Brettschneider/
Rettich 2005).

Analyse: Wählerinnen und Wähler und Themen

Der „gläserne Wähler“ ist der Traum eines jeden Wahl-
kampfteams. Zu wissen, wie eine Person in der Vergangen-
heit gewählt hat, welcher Konfession sie angehört, wie viel 
sie verdient, welchen Lebensstil sie pflegt und wofür sie sich 
interessiert – all dies sind für Wahlkämpferinnen und Wahl-
kämpfer wichtige Informationen. Denn aus ihnen lässt sich 
rekonstruieren, welcher politischen Richtung ein Mensch 
zuneigt, ob er wählen gehen wird und ob er noch unent-
schieden ist. Und diese Informationen bieten die Grund-
lage für die Wahlkampfplanung, mitunter sogar für das im 
Direktmarketing für Konsumgüter gebräuchliche Micro-Tar-
geting. In den USA ist es weit verbreitet; dort sind aus „Ziel-
gruppen“ längst „Zielpersonen“ geworden. Botschaften 
und Werbekanäle werden nicht mehr nach groben Ziel-
gruppen – etwa die 40- bis 50-jährigen Männer oder die 
Geringverdiener in den Vororten von Städten – ausge-
wählt, sondern anhand der Kenntnisse, die man über ein-
zelne Personen hat. Mehr „Micro“ geht nicht. Möglich wird 
dies durch lasche Datenschutzbestimmungen und eine 
große Freigiebigkeit der Bürgerinnen und Bürger, wenn es 
um persönliche Informationen geht. Hinzu kommt eine ver-
feinerte Analysetechnik für Millionen von Daten (Big Data).
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Für Wahlkampfteams hat diese Analyse viele Vorteile: Sie 
können Personen wirkungsvoller mit maßgeschneiderten 
Botschaften ansprechen. Zudem können sie Geld sparen, 
indem sie dort auf Wahlkampf verzichten, wo er sowieso 
nichts bringen würde. Und sie können ganz präzise jene 
Personen mit Wahlwerbung überziehen, die noch unent-
schieden oder wechselbereit sind. Perfektioniert wurde 
dieses Micro-Messaging im Präsidentschaftswahlkampf 
2012 von Barack Obama und 2016 von Donald Trump.
In Deutschland sind solche Praktiken in diesem Umfang 
und in dieser Tiefe nicht möglich. Die Datenschutzbestim-
mungen sind hierzulande strenger. Daten werden trotz-
dem eifrig gesammelt. Direktmarketing ist inzwischen auch 
in deutschen Wahlkämpfen üblich (vgl. Hegelich/Serrano 
2019). Und Wahlkämpferinnen und Wahlkämpfer enga-
gieren sich – ressourcen- und zeitschonend – überwie-
gend in jenen Stadtteilen oder Vierteln, in denen sie einen 
hohen Anteil noch unentschiedener Wahlberechtigter ver-
ortet haben. Dafür werden repräsentative Bevölkerungs-
umfragen ebenso genutzt wie Daten aus der Wahlstatistik 
zurückliegender Wahlen. Auch kommen Fokusgruppen 
zum Einsatz. In ihnen diskutieren acht bis zwölf Personen 
unter Leitung einer Moderation über die Slogans der Par-
teien, Plakatentwürfe oder über Themen. So gewinnen die 
Parteien detailliertere Einblicke in die Denkweise verschie-
dener Wählergruppen.
Darüber hinaus beobachten Parteien die Entwicklung der 
Themenlandschaft. Mit Themenmonitoring wird festge-
stellt, wie sich die eigenen Wahlkampfthemen in den Wäh-
lergruppen und in der öffentlichen Diskussion ent wickeln. 
Dafür werden mehrere Messinstrumente miteinander ver-
knüpft: Die Medienresonanzanalyse zeigt, wie häufig und 
mit welcher Tonalität klassische Massenmedien über wahl-
relevante Themen berichten. Das Online-Monitoring lie-
fert diese Informationen für Online-Medien wie Spiegel on-
line oder Bild.de . Aber auch die Diskussionen in Online-
Platt formen, Blogs und Foren und in Sozialen Netzwerken 
werden verfolgt (Social Listening). Und aus Umfragen ist 
bekannt, welchen Wählergruppen welche Themen wichtig 
sind und wie sie die Problemlösekompetenz der Parteien 
bewerten.

Zu den Erkenntnissen der Wahlforschung zählt, dass die 
Wählerschaft immer stärker fragmentiert ist und dass der 
Anteil der Stammwählerinnen und -wähler schrumpft. Das 
liegt vor allem daran, dass aufgrund des sozialen Wan-
dels die langfristigen Bindungen von Menschen an Par-
teien nachlassen bzw. nicht mehr in dem Umfang entwi-
ckelt werden, wie dies früher der Fall war. Diese langfristig 
stabilen psychologischen Bindungen werden als Partei-
identifikation bezeichnet und bilden – sofern vorhanden – 
das Grundgerüst des Wahlverhaltens. Sie werden wäh-
rend der Sozialisation erworben und verfestigen sich mit 
wiederholter Stimmabgabe für eine Partei. Weil die Partei-
identifikation fest im individuellen Orientierungssystem 
verankert ist, wird sie von äußeren Einflüssen – etwa der 
Medienberichterstattung oder den Wahlkampfaktivitäten 
– nur selten verändert.
Daneben sind kurzfristigere Faktoren wirksam: die Einstel-
lungen der Wählerinnen und Wähler gegenüber den Par-
teien und den Spitzenkandidatinnen und -kandidaten (Ab-
bildung 2; vgl. Brettschneider 2002a). Welcher Partei bzw. 
welchen Kandidierenden trauen die Wahlberechtigten die 
Lösung der als wichtig erachteten Probleme zu? Welche 
Kandidatin bzw. welcher Kandidat wird als führungsstär-
ker wahrgenommen, welche Partei erscheint geschlosse-
ner und verlässlicher? Solche Fragen sind vor allem für jene 
Wahlberechtigten wichtig, die über keine starke Parteibin-
dung verfügen. Die Medienberichterstattung hat bei ihnen 
nicht nur eine mobilisierende Wirkung, sondern auch eine 
meinungsbildende. Denn ein Großteil der zur Beantwor-
tung der oben genannten Fragen notwendigen Informati-
onen oder Eindrücke wird über die Medienbericht-
erstattung vermittelt. Zudem bestimmt die Medienbericht-
erstattung zu einem erheblichen Teil mit, welche Themen 
als lösungsbedürftig angesehen werden und welches Ge-
wicht die den Parteien und Kandidierenden zugeschriebe-
nen Kompetenzen bei der Stimmabgabe haben (vgl. Brett-
schneider/Rettich 2005).

Abbildung 2: 
Gründe für das Wähler-
verhalten und der Einfluss 
des Wahlkampfes

Quelle: Eigene Darstellung, Frank Brettschneider
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Die Einstellungen gegenüber den Kandidatinnen und 
 Kandidaten und den Parteien werden jedoch nicht nur 
durch Massenmedien geprägt, sondern auch durch den di-
rekten Kontakt. Schon Lazarsfeld, Berelson und Gaudet 
(1968: 158) erkannten in ihrem Wahlkampfklassiker „The 
People’s Choice“ für die USA: „More than anything else 
people can move other people.“ Dies trifft auch für die Bun-
desrepublik zu. Deshalb setzen Parteien im Wahlkampf 
auch auf Hausbesuche, Straßenwahlkampf und direkte 
Kommunikation im Web 2.0 (vgl. Geise/Podschuweit 2017). 
Zusätzlich zu diesen direkten Kontakten werden Paid Media 
eingesetzt. Dies sind Wahlwerbemittel, für die die Parteien 
bezahlen und die daher keinem Einfluss durch die Redakti-
onen von Massenmedien unterliegen: Dazu zählen unter 
anderem Wahlplakate, Wahlwerbespots und Broschüren. 

Planung: Ziele, Wahlkampftaktik, Themen und 
Kandidaten

Auf die Analyse folgt die Planung. Das Fundament dafür 
bildet die Grundhaltung der Partei, die sich wiederum aus 
ihrer Tradition und aus ihrem Grundsatzprogramm ergibt. 
Sie wird mit der aktuellen Themen- und Kandidatenkons-
tellation verknüpft. Im Kern muss die Frage beantwortet 
werden: Mittels welcher Wahlkampfinstrumente transpor-
tieren wir welche Botschaften an welche Zielgruppen? 
Dazu müssen die Ziele festgelegt werden, die den größten 
Wahlerfolg versprechen: Ausschöpfung der Stamm-
wähler schaft, Erreichen und Überzeugen von x Prozent der 
Wechselwählerinnen und -wähler, Steigerung des Stim-
menanteils in bestimmten Regionen um y Prozentpunkte. 
Auch müssen Grundsatzfragen geklärt werden: Welcher 
Mix aus Themen-, Personen- und Richtungswahlkampf ist 
erfolgversprechend? Führt man eher einen Leistungs-
bilanz- oder einen Angriffswahlkampf? Welche Themen 
sollen in den Mittelpunkt gerückt werden? Wie lauten die 
Kernbotschaften?
Für das Themenmanagement stehen drei Taktiken zur Ver-
fügung (vgl. Brettschneider 2002b):
 l Agenda-Setting: Beim aktiven Setzen der politischen Ta-

gesordnung wird versucht, jene Themen in der Medien-
berichterstattung und in der öffentlichen Diskussion zu 
lancieren oder sie dort zu halten, bei denen entweder 
die eigene Partei bzw. die eigene Kandidatin/der ei-
gene Kandidat von der Bevölkerung als kompetent an-
gesehen werden oder bei denen die Bevölkerung bei 
gegnerischen Parteien und Kandidatinnen und Kandi-
daten Defizite wahrnimmt.
 l Agenda-Cutting: Es wird versucht, jene Themen aus der 

Medienberichterstattung und der öffentlichen Diskus-
sion fernzuhalten oder sie von dort verschwinden zu las-
sen, bei denen entweder die eigene Partei bzw. die ei-
gene Kandidatin/der eigene Kandidat von der Bevölke-
rung nicht als kompetent angesehen werden oder bei 
denen die Bevölkerung gegnerischen Parteien und Kan-
didatinnen und Kandidaten mehr Kompetenz zuschreibt.
 l Agenda-Surfing: Wenn man das in der öffentlichen Dis-

kussion existierende Themen-Set nicht beeinflussen 
kann, wird versucht, dieses Themen-Set zum eigenen 
Vorteil zu nutzen.

Auch ist zu entscheiden, in welchem Mischungsverhältnis 
die eigenen Vorzüge gepriesen bzw. die Schwächen der 

Konkurrenz kritisiert werden sollen. In den USA ist das Ne-
gative Campaigning relativ weit verbreitet. Es basiert auf 
dem Motto: Angriff ist die beste Verteidigung. Die Angriffe 
können sich gegen programmatische Positionen richten 
oder gegen persönliche Eigenschaften des politischen Ge-
genübers. Wenn die Angriffe auf die persönliche Integrität 
des politischen Gegners zielen, Aspekte seines Privatle-
bens thematisieren und „unter die Gürtellinie“ gehen, spricht 
man auch von einer „Schlammschlacht“ (vgl. Thelen 2020). 
Auf Negative Campaigning greifen in den USA vor allem 
Kandidierende zurück, die relativ unbekannt sind, in der 
Gunst der Wahlberechtigten zurückliegen oder über relativ 
geringe Wahlkampfgelder verfügen. Aber: Negative Cam-
paigning ist eine Gratwanderung, denn die Angriffe können 
sich gegen die oder den Angreifenden selbst wenden.
Von zentraler Bedeutung für die Planung ist die Passung 
von Parteithemen und Spitzenkandidatin bzw. Spitzenkan-
didat. Den für das Spitzenamt Kandidierenden kommt bei 
der Vermittlung von Botschaften eine wichtige Aufgabe zu, 
denn sie verleihen ihrer Partei und dem politischen Pro-
gramm Gesicht und Stimme. Dies ist übrigens kein neues 
Phänomen. „Neben einer zunehmenden Personalisierung 
der Wahlentscheidung steht die anhaltende heftige Ab-
lehnung der politischen Parteien schlechthin. Alle Werbe-
aussagen sollten deshalb so stark personalisiert werden, 
wie es nur irgend möglich ist.“ Diese Strategie stammt aus 
der Wahlkampf- und Werbekonzeption der CDU für den 
Bundestagswahlkampf 1965. Allerdings waren die 
Wahlkämpfe der Union bereits seit 1953 stark auf die 
Person des Spitzenkandidaten zugeschnitten. Und 1969 
warb sie mit dem Slogan „Auf den Kanzler kommt es an“ – 
es ging um Kurt Georg Kiesinger. Die SPD hatte erstmals 
1961 mit Willy Brandt einen „Kanzlerkandidaten“ gekürt.

Umsetzung: Die Wahlkampagne auf Hochtouren

In der Umsetzungsphase sind einige Grundregeln für den 
Erfolg von Wahlkampagnen zu beachten (vgl. Radunski 
1980; Beiträge in Althaus 2001): Themen müssen einfach 
kommuniziert werden. Kandidatinnen und Kandidaten 
produzieren zu diesem Zweck Soundbites, also kurze, präg-
nante Aussagen, die eine Chance haben, von den Medien 
zitiert und von den Menschen erinnert zu werden. Diese 
Botschaften werden nach Möglichkeit visualisiert. Wo dies 
nicht möglich ist, greifen Politikerinnen und Politiker zu ei-
ner bildhaften Sprache. Bilder eignen sich dazu, im Wahl-
kampf zu emotionalisieren. Denn es gilt, Herz und Verstand 
anzusprechen. Ferner sollten die Aussagen immer auf die 
Kernbotschaften bezogen sein, und sie müssen permanent 
wiederholt werden. Die Wahlkampfzentrale versucht, eine 
durchgängige Kommunikation über alle Parteigliederun-
gen hinweg sicher zu stellen. Dazu gehört auch das Festle-
gen der „Botschaft des Tages“, also jener Aussage, die von 
möglichst vielen in der Partei an ein und demselben Tag 
kommuniziert werden soll, damit die Wahrnehmungs-
schwelle in der öffentlichen Diskussion überschrit ten wird. 
Zudem ist es wichtig, flexibel und anpassungsfähig zu blei-
ben, um auf ein sich änderndes Umfeld reagieren zu kön-
nen. Auch sind die Wahlkampfinstrumente orchestriert, 
d. h. aufeinander abgestimmt einzusetzen. Zwei Fragen 
werden dabei immer wieder kontrovers diskutiert: 1) Wel-
che Bedeutung haben Wahlplakate? 2) Was ist wichtiger: 
der Online- oder der Offline-Wahlkampf?
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Wahlplakate
Wahlplakate verschlingen einen erheblichen Teil der 
Wahlkampfbudgets. In der Öffentlichkeit ist ihre Wirkung 
umstrit ten. Häufig ist daher vor Wahlen der Vorschlag zu 
hören, auf die Plakatierung ganz zu verzichten. Allerdings 
will keine Partei damit anfangen. Denn für Plakate spre-
chen gewichtige Gründe: Erstens werden Wahlplakate 
von vielen Menschen wahrgenommen. Das zeigt sich auch 
in einer repräsentativen Umfrage vor der Landtagswahl 
2021 in Baden-Württemberg. Dort gaben gut zwei Drit tel 
der Befragten an, Informationen mittels Wahlplakaten 
wahrgenommen zu haben (Abbildung 3). Damit lagen sie 
an der Spitze aller Wahlwerbemittel der Parteien – noch 
vor dem Infomaterial der Parteien, TV-Spots und Anzeigen 
in der Presse (vgl. ähnlich Schulz 2015). Zweitens signali-
sieren Plakate durch ihre massive Präsenz im öffentlichen 
Raum auch politisch weniger interessierten Menschen, 
dass sich der Wahlkampf in seiner heißen Phase befindet. 
Auch können sie die Involvierung und Mobilisierung der 
Wählerinnen und Wähler fördern. Und schließlich können 
Parteien die ihnen wichtigen Themen „plakativ“ bekannt 
machen. Dies setzt allerdings gut gemachte, glaubwür-
dige und überzeugende Plakate voraus.
Die meisten Plakate genügen jedoch nicht den Qualitätsan-
forderungen. Dies gilt vor allem für die standardmäßig auf-
gestellten Kopfplakate, auf denen ein Porträtfoto der 
Wahlkreiskandidatin bzw. des Wahlkreiskandidaten zu 
sehen ist, nebst Namen und entsprechender Parteizugehö-
rigkeit. Auf das Plakatieren dieser Variante könnten Par-
teien tatsächlich verzichten. Das Gleiche gilt für die meis-
ten Textplakate. Sie werden kaum wahrgenommen, ge-
schweige denn erinnert. Negativ bewertet werden auch 
überfrachtete Plakate. Damit Plakate wirkungsvoll sind, 
müssen sie folgende Voraussetzungen erfüllen: Es sollte 
sich um Bildplakate handeln. Bildelemente werden häufi-
ger, schneller, unmittelbarer und positiver wahrgenommen 
als Textelemente. Sie werden auch besser erinnert als Text-
elemente und können besser wiedergegeben werden. 
Dazu müssen assoziationsreiche, positiv-emotionale und 

klare Bildmotive verwendet werden (vgl. Geise 2011). Vor 
allem aber müssen Bildplakate einen klaren thema tischen 
Bezug des Motivs und einen kurzen, eindeutigen Slogan 
aufweisen. Dann kann es ihnen gelingen, die Aufmerksam-
keit auf ein Thema zu lenken, das für die Partei wichtig ist.

Online-Wahlkampf
Die Bedeutung des Internets wächst von Wahlkampf zu 
Wahlkampf. Das Internet ist vor allem für Erst- und Jung-
wählerinnen und -wähler die bevorzugte Informations-
quelle (vgl. von Pape/Quandt 2010). Auch für Parteien ist 
das Internet ein günstiges und schnelles Informationsme-
dium. Damit können Parteien die Massenmedien umgehen 
und Wählerinnen und Wähler direkt ansprechen. Zudem 
erleichtert das Internet die interne Koordination. Das ei-
gene Wahlkampfteam lässt sich mit seiner Hilfe perfekt 
vernetzen. Mobil und schnell sein, das ist das Erfolgsre-
zept. Via Smartphone erhalten die Wahlkämpferinnen und 
Wahlkämpfer aus der Zentrale die „Botschaft des Tages“. 
So wissen sie, über welches Thema sie reden sollten und 
welche Argumente dabei einzusetzen sind. Kein Wunder 
also, dass Parteien immer mehr in den Online-Wahlkampf 
investieren.
Von Barack Obama wird behauptet, er sei der erste ameri-
kanische Präsident gewesen, der seinen Wahlerfolg auch 
dem gezielten Einsatz des Internets zu verdanken hatte. 
Campaign 2.0 – das ist weit mehr als nur eine Homepage, 
auf der sich die Wahlberechtigten über die Kandidieren-
den und ihre Positionen informieren können. Campaign 2.0 
– das ist der koordinierte Einsatz von Messenger-Diensten 
und E-Mail, von Blogs, von Sozialen Netzwerken (wie Fa-
cebook) und von Videoportalen (wie YouTube). So wird 
Wahlkämpferinnen und Wahlkämpfern der Schrit t von der 
Einwegkommunikation hin zur interaktiven Kommunikation 
erleichtert: Wer im Internet unterwegs ist, empfängt nicht 

Abbildung 3: 
Kontakt zu Wahlwerbe-
mitteln der Parteien vor 
der Landtagswahl 2021 
in Baden-Württemberg

Quelle: Brettschneider/Güllner/Matuschek 2021
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nur passiv Botschaften, sondern wird in ein Netzwerk inte-
griert und kann Ideen beitragen. Beispielsweise kann sich 
jede und jeder auf den Wahlkampfseiten der Kandidieren-
den bzw. der Parteien zur ehrenamtlichen Mitarbeit eintra-
gen. Diese Involvierung ist aus Sicht der Parteien wichtig: 
Denn involvierte Wählerinnen und Wähler sind sichere 
Wählerinnen und Wähler.
Nicht nur coronabedingt steigt die Nutzung von Social 
Media in Wahlkämpfen. Vor der Landtagswahl in Baden-
Württemberg nahmen 27 Prozent der Wählerinnen und 
Wähler Parteipositionen via Social Media wahr – am häu-
figsten via Facebook (20 %). Es folgen YouTube und Insta-
gram. WhatsApp, andere Messenger, Twitter und TikTok 
spielen hingegen für deutlich weniger als zehn Prozent 
eine Rolle. Und: Die 18- bis 29-Jährigen nehmen den Wahl-
kampf zum einen am häufigsten von allen Altersgruppen 
via Social Media wahr. Sie nehmen ihn aber zum anderen 
auch über andere Social-Media-Kanäle wahr: Für sie spie-
len die bildorientierten Kanäle Instagram und YouTube die 
größte Rolle. Für die 30- bis 44-Jährigen ist es hingegen 
Facebook (Abbildung 4).
Allerdings erreichen die Parteien via Social Media oft nur 
die eigenen Anhänger. So entstehen die sogenannten 
„Echokammern“ der einzelnen Parteien. Das heißt, es kom-
munizieren vor allem diejenigen miteinander, die ohnehin 
einer Meinung sind. Ein Austausch unterschiedlicher Argu-
mente findet hingegen in den Sozialen Netzwerken kaum 
statt. Sie eignen sich daher eher zur Mobilisierung der ei-
genen Anhängerschaft, statt zur Überzeugung von Unent-
schiedenen (vgl. Schulz 2019).

Evaluation

Bei allen Anstrengungen, den Wahlkampf systematisch zu 
planen, entwickelt er doch oft seine eigene Dynamik. Da-
her ist schließlich permanent zu prüfen, ob der Einsatz von 
Wahlkampfinstrumenten, Themen und Personen auch die 
erhoffte Wirkung erzielt. Gegebenenfalls müssen Bot-
schaften und Auftreten nachjustiert werden.

Zusammenfassung

Wahlkämpfe können vorhandene Einstellungen der Wäh-
lerinnen und Wähler aktivieren, sie können mobilisieren 
und überzeugen. Dies alles sind Voraussetzungen für den 
Wahlerfolg. Dabei kommt insbesondere der Medienbe-
richterstattung eine große Bedeutung zu. Sie prägt die 
Wahrnehmung, die viele Menschen von den Parteien und 
ihren Spitzenkandidatinnen und -kandidaten haben. Und 
sie prägt die Themen-Agenda – also die Wichtigkeit, die 
einzelnen Wahlkampfthemen beigemessen wird. Es ver-
wundert daher nicht, dass Wahlkampfteams dem Medien-
wahlkampf eine besondere Aufmerksamkeit zuteil werden 
lassen. Auftritte in Nachrichtensendungen, „gute Bilder“, 
einprägsame Aussagen – all das wird im Rahmen des 
Themen managements zu planen versucht. Über welche 
Wahlkampfauftritte berichtet wird und wie diese bewertet 
werden, entscheiden aber nicht die Wahlkampfbüros, son-
dern die Redaktionen der Massenmedien. Daher versuchen 
Wahlkampfteams, neben dem Medienwahlkampf auch di-
rekte Kontakte zu den Wählerinnen und Wählern aufzu-
bauen. Sie bedienen sich dabei zahlreicher Wahlkampf-
instrumente. Damit diese erfolgreich sind, müssen sie gut 
aufeinander abgestimmt sein. Wichtiger noch als die In-
strumente sind jedoch die Inhalte und die Kandidierenden. 
Alleine mit der Person des Kanzlers oder der Kanzlerin wird 
kein Wahlkampf gewonnen. Entscheidend ist die Verbin-
dung der Kandidatinnen und Kandidaten mit wahlrelevan-
ten Themen. Dementsprechend besitzt das Themenmana-
gement den größten Stellenwert im Rahmen der Polit-PR.
Wahlkämpfe folgen aber keinem Standardrezept. Dafür 
sind die jeweiligen Konstellationen von Parteien, Kandi-
dierenden, Themen und Ereignissen meist zu einzigartig. 
Wer hat überhaupt Chancen auf den Einzug in den Deut-
schen Bundestag? Unterscheiden sich die Parteipro-
gramme deutlich voneinander? Verkörpern die Kandida-
tinnen und Kandidaten glaubwürdig die Schwerpunkte ih-
rer Parteien? Unter anderem von diesen Faktoren hängt es 
ab, wie Wahlkämpfe verlaufen – und wer am Ende ge-
winnt.

Abbildung 4: 
Wahlkampfwahrnehmung 
in Social Media vor der 
Landtagswahl 2021 in 
Baden-Württemberg 
(nach Kanal und Alter) 

Quelle: Brettschneider/Güllner/Matuschek 2021
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WAHLPROGNOSEN: WIE LÄSST SICH WAHLVERHALTEN ERFASSEN?

Wahlforschung und ihre Instrumente 
Thorsten Faas, Aiko Wagner

Die Prognose des Wahlausgangs, aber ebenso seine Er-
klärung gehören routinemäßig zu jeder Bundestagswahl 
dazu. Zugleich aber wachsen die Herausforderungen, 
sind doch Wahlentscheidungen in jüngerer Vergangen-
heit viel dynamischer geworden. Wie nähert sich die 
Wahlforschung den Fragen, mit welchem Ergebnis in der 
Wahlnacht zu rechnen ist und warum? Wie geht sie mit 
einem sich ausdifferenzierenden Feld von Wahlberech-
tigten um? Thorsten Faas und Aiko Wagner präsentieren 
in diesem Beitrag die verschiedenen Instrumente der 
Wahlforschung. Die Wahlforschung greift auf amtliche 
Statistiken und Daten, kommerzielle Umfragen sowie 
akademische (Langzeit-)Befragungen zurück. Wenn es 
um die Beschreibung, Erklärung und Prognose von Wahl-
ausgängen geht, weisen die einzelnen Instrumente ver-
schiedene, häufig zueinander komplementäre Vor- und 
Nachteile auf. Insgesamt hat die Wahlforschung in 
Deutschland in all ihren Facetten ein Höchstmaß an Pro-
fessionalität erreicht. Und trotzdem steht sie vor großen 
Herausforderungen. 

Bewegliche Wählerinnen und Wähler, bewegliche 
Umfragen

Mit den Landtagswahlen in Baden-Württemberg, Rhein-
land-Pfalz und Sachsen-Anhalt liegen drei Wahlen in die-
sem sogenannten „Superwahljahr 2021“ hinter uns. Schaut 
man auf die jeweiligen Staatskanzleien und ihre parteipoli-
tische Besetzung, so haben diese drei Wahlen überhaupt 
nichts gemein: In Stuttgart regiert weiterhin Winfried 
Kretschmann für die Grünen an der Spitze einer grün-
schwarzen Koalition. In Mainz führt Marie-Luise „Malu“ 
Dreyer für die SPD eine rot-grün-gelbe Landesregierung 
fort. In Magdeburg wird Reiner Haseloff für die CDU in je-
dem Fall in der Staatskanzlei bleiben, auch wenn seine Re-
gierungskoalition – Stand Anfang Juli 2021 – noch unklar 
ist.
Natürlich ist diese Wiedergabe der Geschehnisse ver-
kürzt, denn natürlich gibt es über diese drei Länder und 
ihre Landtagswahlen hinweg auffallende Gemeinsamkei-
ten: Die regierende Ministerpräsidentin und die zwei re-
gierenden Ministerpräsidenten wurden in ihren Ämtern mit 
überaus überzeugenden Ergebnissen für ihre jeweiligen 
Parteien bestätigt. Dabei gab es genau daran zumindest 
in Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz in den Mona-
ten vor der Wahl noch erhebliche Zweifel: Zu Beginn des 
Jahres gab es in Baden-Württemberg Hinweise auf ein 
Kopf-an-Kopf-Rennen zwischen den Grünen und der CDU. 
In Rheinland-Pfalz stand zu diesem Zeitpunkt sogar im 
Raum, dass die CDU deutlich vor der SPD liegen könnte. In 
Sachsen-Anhalt stand zwar nicht in Frage, ob Reiner Ha-
seloff würde weiterregieren können, allerdings stellte sich 
auch dort die Frage, ob oder zumindest wie weit er und 
seine CDU vor der AfD landen würden.

Über die drei Länder hinweg sind dabei besonders die Ent-
wicklungen der CDU bemerkenswert: Die Union im Süd-
westen hatte zwischenzeitlich beflügelnden Rückenwind, 
was zu guten Ausgangslagen in beiden Ländern führte. 
Der CDU in Sachsen-Anhalt dagegen blies der Wind eher 
ins Gesicht. Ihren Ausgangspunkt hatten all diese Winde 
weniger in den jeweiligen Bundesländern, sondern auf der 
Bundesebene. Bedenkt man, dass nur drei Monate zwi-
schen den Wahlterminen in Baden-Württemberg und 
Rheinland-Pfalz (März) auf der einen, in Sachsen-Anhalt 
(Juni) auf der anderen Seite lagen, ist das alleine schon 
bemerkenswert: Innerhalb kurzer Zeit hatte sich – wenn wir 
in der Welt der meteorologischen Metaphern bleiben – 
die bundespolitische Großwetterlage komplett gedreht.
Der Rückenwind für die CDU in Baden-Württemberg und 
Rheinland-Pfalz war dabei eine Folge der Corona-Pande-
mie, die die Zustimmung für die Bundesregierung, insbeson-
dere für die Bundeskanzlerin und ihre Partei, in lange Zeit 
ungekannte Höhen hatte steigen lassen. Aus einer zuvor äu-
ßerst unbeliebten Bundesregierung war binnen kurzer Zeit 
eine äußerst beliebte geworden, was sich auch in den Uni-
onswerten in den Ländern niederschlug. Als dann aber die 
Zufriedenheit mit dem Corona-Management der Bundesre-
gierung nachließ, schmolzen auch die pandemie bedingten 
Zugewinne der Union. In Kombination mit der ungeklärten 
Führungsfrage innerhalb der Union entstand genau daraus 
der Gegenwind für die CDU in Sachsen-Anhalt.
Die landespolitischen Entwicklungen entfalteten sich dann 
ausgehend von diesen bundespolitischen Trends. Je näher 

Wie hoch ist die Beteiligung 
der Wählerinnen und Wähler? 
Wie haben sich die Stimmen 
auf die Parteien verteilt? Gab 
es Unterschiede zwischen Erst- 
und Zweitstimmen? Diesen und 
noch vielen weiteren Fragen 
zum Wahlverhalten geht die 
Wahlforschung nach. Sie 
beschreibt, erklärt und prog-
nostiziert den Ausgang von 
Wahlen.

 picture alliance/dpa | 

Daniel Bockwoldt
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der Wahltag rückte, desto stärker rückte auch für die Ent-
scheidungen der Wählerinnen und Wähler die Landespo-
litik in den Fokus – und damit die beliebte Ministerpräsi-
dentin und die beliebten Ministerpräsidenten an der 
Spitze der jeweiligen Regierungen. Anders formuliert: Die 
Entscheidungskriterien, die die Wählerinnen und Wähler 
anlegten, veränderten sich. An die Stelle der Bundes- trat 
verstärkt die Landespolitik, personifiziert durch die jewei-
lige Ministerpräsidentin bzw. den jeweiligen Ministerprä-
sidenten – durchaus typisch für diese Länder (Völkl et al. 
2008). In der Folge gingen in Baden-Württemberg und 
Rheinland-Pfalz die Werte für die CDU auf der Zielgera-
den zurück, während die Union in Sachsen-Anhalt deutlich 
zulegen konnte. 
In der Konsequenz all dessen hat sich der Eindruck festge-
setzt, dass das Wahljahr 2021 bislang von bemerkenswer-
ter Dynamik geprägt ist. Themen änderten sich zwischen 
Corona und Klima – ebenso wie die Bewertungen von Kan-
didierenden; bundes- und landespolitische Effekte überla-
gern sich und in der Konsequenz all dessen erleben wir 
spannende, für manche dramatische Wahlabende.
Aber woher wissen wir das eigentlich? Um Entwicklungen 
wie die gerade skizzierten überhaupt sichtbar machen zu 
können, braucht die Wahlforschung sensible Messinstru-
mente. Diese müssen Wahlen insgesamt, aber auch das Ver-
halten der entscheidenden Akteurinnen und Akteure, näm-
lich den Wählerinnen und Wählern, beschreiben können. 
Sie müssen deren Entscheidungen aber auch erklären kön-
nen, indem die relevanten Entscheidungsfaktoren identifi-
ziert werden (siehe auch Faas/Vollnhals 2014). Den Instru-
menten, die dafür zur Verfügung stehen, ist der vorliegende 
Beitrag gewidmet: Nach einigen Anmerkungen zur Aufga-
bentrias der Sozialwissenschaften – beschreiben, erklären, 
prognostizieren –, werden im Lichte dieser Trias verschie-
dene Datenquellen der Wahlforschung sukzessive präsen-
tiert, nämlich die amtliche Statistik, Daten der kommerziel-

len Wahlforschung sowie Daten aus der akademischen 
Wahlforschung, ehe der Beitrag mit einem Ausblick schließt.

Beschreiben, erklären, prognostizieren

Bevor wir im Detail auf die Instrumente eingehen, sei zu-
nächst noch einmal daran erinnert, welche Aufgaben die 
Wahlforschung zu erfüllen hat: Sie möchte beschreiben, 
erklären und prognostizieren. Im konkreten Fall bedeutet 
dies: Die saubere Beschreibung des Verhaltens von Wahl-
berechtigten ist der erste Schrit t: Wie hoch ist der Anteil 
der Wählerinnen und Wähler? Wie viele haben ihre Stim-
men per Brief abgegeben? Wie haben sich die Stimmen 
auf die Parteien verteilt? Gab es dabei Unterschiede zwi-
schen Erst- und Zweitstimmen? Wie hoch ist der Anteil de-
rer, die ihr Wahlverhalten verändert haben? Zu dieser Be-
schreibung gesellt sich rasch die Frage nach dem „Wa-
rum“? Warum sehen wir Unterschiede, etwa zwischen 
verschiedenen Bevölkerungsgruppen oder Gebietseinhei-
ten? Warum spielen am Wahltag plötzlich landespoli-
tische Erwägungen eine Rolle, obwohl doch zuvor lange 
Zeit bundespolitische Faktoren dominant waren?
Gerade im Kontext von Wahlen spielen auch Prognosen 
eine wichtige Rolle: Wie wird eine Wahl wohl ausgehen? 
Allerdings wird der Begriff der Prognose in der Wahlfor-
schung vielschichtig verwendet. Er wird einerseits für die 
Ergebnisse von Vorwahlumfragen zum geplanten Wahl-
verhalten der Bürgerinnen und Bürger verwendet: Was 
antworten sie auf die Frage „Was würden Sie wählen, 
wenn am kommenden Sonntag eine Wahl wäre“? In dieser 
Logik besteht eine enge Verwandtschaft zwischen Be-
schreibung und Prognose, wobei sich die Beschreibung 
eben auf für die Zukunft geplantes Verhalten bezieht (siehe 
auch Wüst 2003). Daneben gibt es aber auch Prognosen, 
die enger mit Erklärungen verwandt sind: Wenn ich in der 
Rückschau den Ausgang von Wahlen unter Rückgrif f auf 
bestimmte Faktoren erklären kann, so kann ich in gleicher 
Logik – und bei Bekanntheit der Erklärungsfaktoren und 
angenommener Stabilität der Wirkungszusammenhänge 
– auch Prognosen über Wahlausgänge abgeben. Logisch 
gesehen sind Erklärungen und Prognosen dabei äquiva-
lent. Konkret heißt das etwa: Wenn ich zurückliegende 
Wahlausgänge etwa unter Rückgrif f auf die ökonomische 
Situation im Land sowie die Amtsdauer der Regierung gut 
erklären kann, dann kann ich für eine bevorstehende Wahl 
auch den Ausgang prognostizieren, für die ich ja die Amts-
dauer der Regierung und auch die ökonomische Situation 
im Land kenne (siehe etwa Gschwend/Norpoth 2005 für 
ein frühes Prognosemodell für Bundestagswahlen sowie 
Leininger/Kayser 2017 und Munzert et al. 2017 für neuere 
Anwendungen).
In diesem Licht wollen wir uns nun verschiedene Instru-
mente, auf die die Wahlforschung routinemäßig zurück-
greift, anschauen und ihre Verfügbarkeit, ihren Anspruch 
und ihre Vor- und Nachteile beleuchten. Wir wollen mit der 
amtlichen Statistik beginnen (die nicht zuletzt für die ge-
rade skizzierten Prognosemodelle wichtige Daten liefert), 
ehe wir auf verschiedene Formen von Wahlumfragen ein-
gehen werden.
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Instrumente: Daten der amtlichen Statistik

Im Zuge des Wahlprozesses – Versand von Wahlunter-
lagen, Beantragung von Briefwahl, Abgabe und Auszäh-
lung der Stimmen – fallen naturgemäß riesige Datenmen-
gen an. Diese prozessgenerierten Daten entstehen in einer 
dezentralen Logik, da die Stimmen ja vor Ort abgegeben 
und ausgezählt werden. Die so gewonnenen Daten wer-
den der Wahlforschung über die amtliche Statistik – Bun-
deswahlleiter sowie Landeswahlleiterinnen und Landes-
wahlleiter, statistische Bundes- und Landesämter – zur Ver-
fügung gestellt. Dem beschreibenden Anspruch der 
Wahlforschung lässt sich so sehr umfassend und noch 
dazu maximal präzise nachkommen: Die Anzahl der Wahl-
berechtigten, der (Brief-)Wählerinnen und (Brief-)Wähler 
sowie der Wählerinnen und Wähler einzelner Parteien er-
geben sich unmittelbar und vollständig aus dem Prozess – 
und dies nicht nur für ein Wahlgebiet insgesamt, sondern 
auch in sehr kleinräumiger Logik. Dabei bilden einzelne 
Wahllokale (sowie Briefwahlstimmbezirke) die kleinsten 
Einheiten, die sich in der Logik einer russischen Ma-
trjoschka-Puppe zu immer größeren Einheiten zusammen-
fügen lassen: Stadtteile, Städte und Gemeinden, Kreise, 
Länder, Bund. Für all diese Ebenen sind somit nach den 
Wahlen Daten verfügbar. Und nicht nur das: Auch Be-
schreibungen über Zeit hinweg sind – zumindest bei unver-
änderten Gebietsgrenzen – leicht möglich.
Die amtliche Statistik schafft aber noch mehr, schließlich 
umfasst sie weit mehr als Wahldaten. Für Länder, Kreise, 
Städte und Gemeinden, mitunter auch Stadtteile liegt ein 
umfassender Kranz von Daten zur Sozial- und Wirtschafts-
struktur vor, die sich wiederum im Lichte bestimmter Theo-
rien des Wahlverhaltens mit Wahlergebnissen in Verbin-
dung bringen lassen. Damit aber gehen wir bereits große 
Schrit te von der Beschreibung hin zur Erklärung: Wenn 
etwa die Wahlbeteiligung in Gebieten mit hoher Arbeits-
losigkeit niedriger ausfällt als in anderen (was wir aus 
 solchen Verknüpfungen wissen, siehe Faas 2010; Schäfer 
2015), dann liegt es nahe, in der hohen Arbeitslosigkeit 
 einen Grund für die geringere Wahlbeteiligung zu ver-
muten.
Bei der Interpretation solcher Muster ist allerdings Vorsicht 
geboten: Sie sagen nur etwas über Unterschiede zwischen 
den betrachteten Ebenen aus. Würde man etwa aus einer 
Stadtteilanalyse anstelle der korrekten Aussage „In Ge-
bieten mit hoher Arbeitslosigkeit fällt die Wahlbeteiligung 
geringer aus“ das Ergebnis „Arbeitslose wählen seltener“ 
folgern, besteht die Gefahr eines ökologischen Fehlschlus-
ses. Um das zu verstehen, muss man lediglich „Arbeitslose“ 
durch „Ausländerinnen und Ausländer“ und „Wahlbeteili-
gung“ durch „Wahl rechtsextremer Parteien“ ersetzen. 
Selbst wenn man ein entsprechendes Muster auf Stadt teil-
ebene findet („In Gebieten mit hohem Ausländerinnen- 
und Ausländeranteil fällt der Stimmenanteil für extreme 
Parteien höher aus“), würde man kaum auf die Idee kom-
men zu formulieren, dass vor allem Ausländerinnen und 
Ausländer rechtsextreme Parteien wählen.
Mit Daten der amtlichen Statistik lassen sich also hervorra-
gende Beschreibungen liefern, aber auch Muster und da-
mit Erklärungshinweise identifizieren. Allerdings bleibt die 
Frage nach dem Mechanismus offen. Wer in diesen Gebie-
ten ist dafür verantwortlich, dass wir bestimmte Muster se-
hen? Welche Personen wählen? Welche nicht? Wer wählt 
rechts? Diese Fragen nach dem individuellem Verhalten von 

Wahlberechtigten kann die amtliche Statistik naturgemäß 
nicht beantworten.
Eine Ausnahme bestätigt die Regel – dieser Satz gilt auch 
hier, denn häufig werden bei Landtags-, Bundestags- und 
Europawahlen auch sogenannte repräsentative Wahlsta-
tistiken durchgeführt. Dazu schreibt der Bundeswahlleiter 
auf seiner Website : „Mit der repräsentativen Wahlstatistik
lässt sich das Wahlverhalten, und zwar die Wahlbeteili-
gung und die Stimmabgabe, nach Geschlecht und Ge-
burtsjahresgruppe analysieren.“1 In ausgewählten Stimm-
bezirken (die sowohl Präsenzwahl im Wahllokal als auch 
Briefwahl abdecken) werden Stimmzettel so markiert, dass 
das Geschlecht sowie das Alter einer Person (berichtet in 
Altersklassen, um die Anonymität der Wählerinnen und 
Wähler zu wahren) erkennbar bleibt. Auf dieser Basis las-
sen sich sehr präzise Zusammenhänge zwischen den aus-
gewählten Faktoren und dem Wahlverhalten – sowohl 
Wahlbeteiligung als auch Parteiwahl – aufzeigen. Aller-
dings muss man zugleich anerkennen, dass die Zahl und 
Art der Erklärungsfaktoren sehr begrenzt sind: Alter und 
Geschlecht einer Person zählen nicht zu den zentralen De-
terminanten des Wählens in Deutschland.
So bleibt am Ende mit Blick auf die amtliche Statistik festzu-
halten: Der große Vorteil ihrer Daten sind Verfügbarkeit 
und Präzision. Beschreibungen von Wahlen und Wählen-
den gelingen damit sehr gut. Die Möglichkeiten des Erklä-
rens bleiben allerdings, gerade bezogen auf einzelne 
Wählende, sehr limitiert, weil die Daten der amtlichen Sta-
tistik entweder nur auf (klein-)räumliche Einheiten bezogen 
sind oder aber – wie im Falle der repräsentativen Wahlsta-
tistik – die Zahl der erklärenden Faktoren auf der Ebene 
einzelner Wählerinnen und Wähler sehr begrenzt ist. 
Hinzu kommt, dass es keine Möglichkeiten zur Erklärung 

Einzelne Wahllokale (sowie Briefwahlbezirke) bilden die 
kleinsten Einheiten, die sich zu immer größeren Einheiten 
zusammenfügen lassen: Stadtteile, Städte und Gemeinden, 
Kreise, Länder, Bund. Für alle diese Ebenen sind somit nach 
den Wahlen Daten verfügbar.
  picture alliance/dpa | Rolf Vennenbernd
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von Dynamik, gerade auch kurzfristiger Dynamik gibt, da 
es dazu keine prozessgenerierten Daten gibt. Diese ent-
stehen allein am Wahltag.

Instrumente: Umfragen der kommerziellen 
Wahlforschung

Glücklicherweise erschöpfen sich die vorhandenen Mög-
lichkeiten der Beschreibung und der Erklärung des Wahl-
verhaltens aber nicht in der amtlichen Statistik – im Gegen-
teil: Das typische Instrument in der Wahlforschung sind 
 Umfragen. Bei genauerer Betrachtung zeigt sich allerdings 
eine bemerkenswerte Vielfalt, was Form und Funktion be-
trif f t, wobei wir hier in funktionaler Logik zwischen einem 
kommerziellen und einem akademischen Teil der Wahlfor-
schung differenzieren möchten.
Die sichtbarste und in der Folge wohl auch bekannteste 
Form von Wahlumfragen sind die regelmäßig durchgeführ-
ten, von Medien in Auftrag gegebenen demoskopischen 
Umfragen, etwa der von der ARD in Auftrag gegebene, 
von Infratest dimap durchgeführte Deutschlandtrend oder 
das vom ZDF beauftragte, von der Forschungsgruppe 
Wahlen durchgeführte Politbarometer. Regelmäßig – das 
heißt mindestens in monatlichem Abstand – wird dabei 
eine repräsentative Gruppe aus der deutschen Wahlbe-
völkerung, in der Regel zwischen 1.000 und 2.000 Perso-
nen, zu ihrem geplanten Wahlverhalten („Sonntagsfrage“), 
aber auch ihren Einstellungen zur Regierung, zu aktuellen 
politischen Sachfragen, zur Beliebtheit von und zur Zufrie-
denheit mit Politikerinnen und Politikern befragt.
Dabei hat sich im Laufe der Zeit, zumindest auf der Ebene 
der Bundespolitik, eine deutliche Vervielfältigung gezeigt. 
Das betrif f t zunächst die Anzahl der Umfragen: Es werden 
heutzutage mehr Umfragen von mehr Instituten durchge-
führt als früher, was man den einschlägigen Übersichten 
auf www.wahlrecht.de leicht entnehmen kann. Damit ein-
her geht auch eine Vervielfältigung der Befragungsformen: 
Wurden zu Beginn der Demoskopie in Deutschland solche 
Umfragen noch persönlich zu Hause (in Gegenwart von 
Interviewerinnen und Interviewern) durchgeführt, hatten 
sich spätestens in den 1990er Jahren Telefonumfragen als 
Standard etabliert. Der technologische Wandel hat aber 
auch die Umfrageforschung und ihre Verfahren erfasst: 
Dies betrif f t sowohl die Verbreitung von mobilen Geräten 
(und in der Folge den Einsatz von Dual-frame-Stichproben 
bestehend aus Festnetz- und Mobilnummern bei telefoni-
schen Umfragen) als auch das Aufkommen und die Akzep-
tanz von internet-basierten Umfragen.
Ein Blick auf die Übersicht etwa bei https://www.wahl-
recht.de/umfragen/index.htm zeigt, dass dort aktuell so-
wohl Institute, die mit persönlichen Interviews arbeiten (Al-
lensbach), als auch solche, die mit telefonischen Interviews 
arbeiten (Forsa, Forschungsgruppe Wahlen, GMS, Kan-
tar/Emnid), als auch solche, die mit internetbasierten Inter-
views arbeiten (YouGov), als auch solche, die mit gemisch-
ten Designs arbeiten (Infratest dimap, insa) aufgeführt 
sind. Die Debatte um Vor- und Nachteile der verschiede-
nen Modi kann und soll hier nicht geführt werden, aber die 
Vielfalt zeigt doch, dass die Herausforderungen, mit de-
nen sich die Institute konfrontiert sehen, offenkundig er-
heblich sind und nach Antworten auf die drängenden Fra-
gen (Wie erreiche ich Menschen für meine Befragung? 
Wie gewinne ich sie für Interviews?) gesucht wird.

Wirft man einen Blick auf diese Umfragen aus der Perspek-
tive von „beschreiben, erklären, prognostizieren“, so leisten 
auch diese Umfragen zweifelsfrei einen überzeugenden 
beschreibenden Beitrag, der noch dazu deutlich über die 
amtliche Statistik hinausgeht: Erstens erfahren wir auch zwi-
schen Wahlen Zustimmungswerte zu den Parteien, zwei-
tens bekommen wir beschreibende Informa tionen auch be-
züglich Einstellungen zu politischen Sachfragen und Akteu-
rinnen und Akteuren – beides leistet die amtliche Statistik 
nicht. Wenn man weiterhin unter „Erklären“ das Identifizie-
ren von Zusammenhängen zwischen verschiedenen Varia-
blen versteht, so könnten diese Umfragen auch dies leisten: 
Wer wählt eine bestimmte Partei, wer aber nicht? Wie ver-
ändert sich die Unterstützung für eine Partei, wenn diese 
einen Kanzlerkandidaten findet? Sind es die Unterstütze-
rinnen und Unterstützer just jener Kandidierenden, die bei 
der Kür nicht zum Zuge gekommen sind, die der Partei den 
Rücken zuwenden? Verdrängen landespolitische Erwägun-
gen tatsächlich bundespolitische Einflüsse, wenn der Tag 
der Landtagswahl näher rückt?
Solche Fragen ließen sich mit den erhobenen Umfrage-
daten grundsätzlich beantworten, allerdings geschieht 
dies vergleichsweise selten. Stattdessen werden in der me-
dialen Präsentation bestimmte Aspekte in ihrer Bevölke-
rungsverteilung nebeneinander gestellt (eine Kandidatin 
oder ein Kandidat verliert an Zustimmung, die Partei ver-
liert an Zustimmung), um dann eine interpretative Verbin-
dung zwischen beiden herzustellen. Wirklich gezeigt wird 
diese Verbindung aber eben nicht, obwohl dies leicht mög-
lich wäre: Man müsste ja lediglich die gemeinsame Vertei-
lung von Kandidaten- und Parteipräferenz (sowie die zu-
gehörigen Veränderungen zur Vorerhebung) aufzeigen. 
Dies geschieht aber nicht, stattdessen werden lediglich die 
Antwortverteilungen statistisch unverbunden nebeneinan-
der gestellt, der Rest ist Deutung.2

Dies gilt letztlich auch für die Erfassung von Dynamik. Ei-
nerseits wird aufgrund der schieren Zahl an Umfragen die 
öffentliche Meinung sehr feinkörnig dokumentiert und da-
mit Dynamik erfasst (mitunter werden dabei sogar Verän-
derungen interpretiert, die nicht sinnvoll von statistischem 
Rauschen abgegrenzt werden können, etwa wenn es heißt: 
„Partei X steigt um einen Prozentpunkt“). Zugleich wird 
kaum etwas darüber berichtet, was oder wer genau für die 
Bewegungen verantwortlich ist. Als Beispiel sei an den 
„Schulz-Zug“ erinnert, jenes sagenumwobene Gefährt, 
dass im Jahr 2017 mit zunächst schier unfassbarer Ge-
schwindigkeit durchs Land raste, um dann recht abrupt zum 
Stehen zu kommen. Sowohl die genauen Gründe für die 
Beschleunigung als auch für den Stillstand sind bis heute 
unbekannt. Das zweifelsfrei vorhandene Potenzial solcher 
Umfragen wird in Deutschland in der öffentlichen Darbie-
tung der einschlägigen Ergebnisse nicht ausgeschöpft.
Eine Diskussion kommerzieller Wahlforschung in Deutsch-
land wäre ohne eine Erwähnung der sogenannten Wahl-
tagsbefragungen unvollständig, deren sichtbarstes Ergeb-
nis die 18-Uhr-Prognose an Wahltagen ist. Auch dabei 
handelt es sich im Kern um eine Umfrage, in deren Rahmen 
viele Tausend Wählerinnen und Wähler am Wahltag un-
mittelbar nach dem Verlassen der Wahllokale vor eben je-
nen befragt werden. Neben der 18-Uhr-Prognose (die im 
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hier verstandenen Sinne eigentlich eine Beschreibung be-
richteten Wahlverhaltens ist), dient dieser Datenfundus 
auch für eine umfassende Analyse und Interpretation des 
Wahlergebnisses: Wie sah das Wahlverhalten in bestimm-
ten Gruppen aus? Was waren wahlentscheidende The-
men? Von wo nach wo sind Wählerinnen und Wähler ge-
wandert? Die Präzision der 18-Uhr-Prognosen zeugt von 
der hohen Datenqualität dieses Instruments – allerdings 
geht es auch hier nicht gänzlich ohne Herausforderungen: 
Wahltagsbefragungen von Wählerinnen und Wählern, 
die gerade aus dem Wahllokal kommen, können naturge-
mäß nichts über Nicht-Wählerinnen und -Wähler, aber 
auch nicht über per Brief Wählende sagen – beides drän-
gende Herausforderungen unserer Zeit, die Wahltagsbe-
fragungen nur unter Zuhilfenahme weiterer Datenquellen 
(z. B. der aus Vorwahlumfragen oder der amtlichen Statis-
tik) lösen können (siehe etwa Hilmer/Kunert 2005).
Insgesamt leistet die kommerzielle Wahlforschung einen 
wichtigen Beitrag in der Begleitung und Erforschung von 
Wahlen in Deutschland. Dies tut sie trotz erheblicher me-
thodischer Herausforderungen und auch einiger „Fehlpro-
gnosen“ zum Trotz mit bemerkenswerter Präzision, insbe-
sondere in der Beschreibung von Wahlergebnissen und 
der öffentlichen Meinung zu Themen und Personen. Erklä-
rungen bietet sie häufig eher implizit oder deutend an; hier 
könnte sie sicherlich noch mehr leisten. Positiv hervorzu-
heben ist, dass viele der erhobenen Daten der Wissen-
schaft für Sekundäranalysen zur Verfügung gestellt 
 werden.

Instrumente: Umfragen der akademischen 
Wahlforschung

Auch die akademische Wahlforschung blickt in Deutsch-
land auf eine lange Tradition zurück – zu jeder Bundes-
tagswahl, aber auch zu vielen Wahlen auf anderen Ebe-
nen des politischen Systems (mit Ausnahme der kommuna-
len Ebene) liegen Wahlstudien vor, teils eingebettet in 
internationale Programme zur Erforschung von Wahlen 

weltweit (Klein et al. 2000; Schmitt-Beck 2012). Der größte 
Unterschied zum bislang Skizzierten besteht dabei vor al-
lem in der relativen Bedeutung von Beschreibung und Er-
klärung zueinander. Für die akademische Wahlforschung 
liegt der Fokus klar auf letzterem.
Um dies – kurz – zu verdeutlichen, sei hier abschließend ein 
Blick auf die German Longitudinal Election Study (GLES) ge-
worfen. Mit der GLES werden Bundestagswahlen seit 2009 
im Detail beobachtet (siehe auch www.gles.eu). Das Be-
sondere an der GLES ist ihr modularer Aufbau, in der die 
verschiedenen Perspektiven der Wahlforschung zum Aus-
druck kommen: Die tragende Säule der GLES sind Quer-
schnittserhebungen sowohl vor als auch nach der Wahl, 
die auf persönlichen Befragungen repräsentativer Stich-
proben basieren. In im Durchschnitt einstündigen Inter-
views werden Bürgerinnen und Bürger dabei sowohl nach 
politischen Grundeinstellungen und Wertvorstellungen, 
aber ebenso nach Wahrnehmungen aktueller politischer 
Themen und Kandidierenden sowie nach ihrem Wahlver-
halten befragt. Eine detaillierte Erfassung von sozialstruk-
turellen Merkmalen rundet den Fragebogen ab. Das im-
mens breite Set an Fragen soll die Überprüfung zahlreicher 
Erklärungsangebote aus den Theorien der Wahlforschung 
ermöglichen.
Demgegenüber widmen sich zwei weitere Module explizit 
der Erfassung und Analyse kurzfristiger Wahlkampfdyna-
mik: Dies gilt einerseits für eine Panel-Erhebung, in deren 
Rahmen ein identischer Kreis von Bürgerinnen und Bürgern 
im Vorfeld von Wahlen mehrfach befragt wird mit dem Ziel, 
Veränderungen auf individueller Ebene sichtbar machen 
und erklären zu können. Komplementär dazu wird eine Rol-
ling-cross-section-Befragung durchgeführt (Schmitt-Beck et 
al. 2006). Dabei werden in den letzten Wochen vor einer 
Bundestagswahl jeden Tag zufällig ausgewählte Bürgerin-
nen und Bürger interviewt, um so durch den Vergleich von 
Tagesstichproben Dynamik sichtbar machen und vor allem 
mit bestimmten Ereignissen im Wahlkampf verknüpfen zu 
können. Gerade wenn man an die eingangs skizzierten 
Beispiele der drei Landtagswahlen in Baden-Württem-
berg, Rheinland-Pfalz und Sachsen-Anhalt denkt, lassen 

Für die 18-Uhr-Prognose wer-
den Wählerinnen und Wähler 
am Wahltag unmittelbar nach 
Verlassen der Wahllokale nach 
ihrem Wahlverhalten befragt. 
 picture alliance/dpa | Georg Wendt
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sich die offenkundig auftretenden Dynamiken mit solchen 
Designs sehr sauber und aufschlussreich analysieren.
Da die GLES dabei seit 2009 mittels eines vergleichbaren 
Designs realisiert wird, kann inzwischen auch der zeitliche 
Kontext einer Wahl in seiner Bedeutung vergleichend ana-
lysiert werden. Kontexte spielen bei der GLES aber auch da-
durch eine Rolle, dass Kandidierende, die sich um ein Man-
dat im Deutschen Bundestag bewerben, im Rahmen einer 
Kandidierendenbefragung interviewt werden (und damit 
wichtige Informationen über die Angebotsseite in Wahl-
kämpfen, also die Parteien, liefern). Zudem bieten die Mo-
dule zahlreiche Anknüpfungsmöglichkeiten für Inhaltsanaly-
sen von klassischen und neuen Medien, um so auch erfor-
schen zu können, welche Bedeutung eigentlich die mediale 
Vermittlung von Informationen für die politischen Einstellun-
gen und das politische Verhalten von Menschen hat.
Die GLES ist dabei ein Infrastrukturprojekt, entsprechend 
stehen ihre Daten sehr zeitnah nach einer Wahl der wis-
senschaftlichen Community für Analysen aller Art zur Ver-
fügung. „Sehr zeitnah“ heißt aber gleichwohl, dass Analy-
sen auf Basis der GLES-Daten selten in der öffentlichen 
Betrachtung und Diskussion von Wahlen Beachtung finden 
– dafür kommen sie immer noch zu spät. 

Fazit und Ausblick

Die Wahlforschung in Deutschland hat in all ihren Facetten 
– amtliche Statistik, kommerzielle Umfrageforschung, aka-
demische Grundlagenforschung – ein Höchstmaß an Pro-
fessionalität erreicht. Und trotzdem steht sie vor großen 
Herausforderungen. Dafür gibt es inhaltliche Gründe, 
nämlich die gestiegene Dynamik und Volatilität des Wäh-
lerinnen- und Wählerverhaltens. Dafür gibt es aber auch 
methodische Gründe: Die Erfassung solcher Dynamik setzt 
sehr sensible Instrumente voraus, die vor allem auch den 
Faktor „Zeit“ präzise erfassen können. Zugleich vollzieht 
sich dies in einem Umfeld, in dem die Rekrutierung von Ziel-
personen, was Erreichbarkeit, aber auch Motivation be-
trif f t, zunehmend schwierig wird. Wenn es in der Politik 
heißt, man dürfe sich nicht auf den erreichten Erfolgen aus-
ruhen, so gilt dies nicht minder für die Wahlforschung. Die 
Dynamik in diesem Superwahljahr 2021 hat es von Anfang 
an gezeigt.
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1 https://www.bundeswahlleiter.de/europawahlen/2019/informatio-
nen-waehler/rws.html [18.06.2021].
2 Einige der genannten Daten, etwa jene der Forschungsgruppe Wah-
len, von Infratest dimap oder von Forsa, werden der Wissenschaft nach 
einer gewissen Zeit über das GESIS Datenarchiv für Sekundäranalysen zur 
Verfügung gestellt, so dass solche Analysen dann nachträglich, wenn 
auch mit erheblichem Zeitverzug, realisiert werden können.
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BUNDESTAGSWAHLEN: KONSTANTEN UND VERÄNDERUNGEN

Bundestagswahlen: 1949 bis 2017
Uwe Andersen

In der repräsentativen Demokratie stellen die Bundes-
tagswahlen das zentrale Organ der politischen Partizi-
pation der Bevölkerung dar. Daher sind sie auch immer 
wieder Indikatoren von politischen wie gesellschaft-
lichen Brüchen, Konstanten und Veränderungen in der 
deutschen Geschichte. Uwe Andersen gibt einen zeitge-
schichtlichen Überblick über die Bundestagswahlen von 
1949 bis 2017. Dabei analysiert er die jeweiligen histo-
rischen Hintergründe und Machtverhältnisse sowie ge-
sellschaftliche Trends und Umbrüche, die die jeweilige 
Wahl begleiteten. Sein Beitrag beleuchtet die Verände-
rungen der Parteienlandschaft ebenso wie das Wahlver-
halten, und er gibt Einblick in die unterschiedlichen Pro-
zesse von Koalitions- und Regierungsbildung. Neben 
einem kurzen Blick auf aktuelle Trends, die die Bundes-
tagswahl 2021 beeinflussen könnten, benennt er ab-
schließend langfristige Tendenzen der Bundestagswah-
len in der deutschen Geschichte: Wahlbeteiligung und 
Wahlverhalten, die Veränderung der Parteienlandschaft, 
die Sitzverteilung im Deutschen Bundestag und Entwick-
lungslinien der Regierungsbildung. 

Vorbemerkung

Die Bundestagswahlen haben die politische Entwicklung 
in der Bundesrepublik Deutschland sowohl geprägt als 
auch gespiegelt. Unter den fünf obersten Staatsorganen 
Bundestag, Bundesrat, Bundespräsident, Bundesregie-
rung und Bundesverfassungsgericht ist der Bundestag das 
einzige, das direkt vom Volk gewählt wird. In der repräsen-
tativ ausgestalteten Demokratie auf der Bundesebene be-
deutet dies eine herausgehobene Position des Bundesta-
ges, welche sich auch darin zeigt, dass der Bundestag an 
der Bestellung der übrigen obersten Staatsorgane – mit 
Ausnahme des Bundesrates – maßgeblich beteiligt ist. Im 
politischen Mehrebenensystem der Bundesrepublik – min-
destens mit den Ebenen Kommunen, Länder, Bund, Europä-
ische Union (EU) – gilt die Bundestagswahl nicht nur in den 
Augen der Bevölkerung als die wichtigste Parlamentswahl, 
was sich u. a. in der traditionell höchsten Wahlbeteiligung 
auf dieser Ebene äußert.
Jede Wahl bedeutet eine Machtverteilung auf Zeit, wobei 
die Dauer der Wahlperiode den Handlungsspielraum der 
Gewählten mitbestimmt. Die Wahlperiode ist in einer der 
wenigen auf Wahlen bezogenen Grundgesetzbestimmun-
gen grundsätzlich auf vier Jahre fixiert worden (Art. 39 
Abs. 1), und trotz zunehmender Diskussionen angesichts 
längerer Wahlperioden auf allen anderen politischen 
Ebenen ist sie bisher unverändert geblieben. Wahlkämpfe 
sind für die politischen Parteien als politische Hauptak-
teure Kämpfe um die Macht, die mit konkurrierenden Sach- 
und Personenangeboten ausgetragen und letztlich mit der 
Wahlentscheidung der Bürgerinnen und Bürger entschie-
den werden. 

Bei den Bundestagswahlen zeigen sich über die Zeit Kons-
tanten und Veränderungen. Im Folgenden wird in einem 
Überblick versucht, die einzelnen Bundestagswahlen kurz 
zu skizzieren. Abschließend werden einige langfristige 
Tendenzen herausgearbeitet.

Die einzelnen Bundestagswahlen

Bei der folgenden kurzen Charakterisierung der einzelnen 
Bundestagswahlen sollen das politische Umfeld, die wahl-
rechtlichen Rahmenbedingungen, die wichtigsten Gesichts-
punkte des Wahlergebnisses und die Auswirkungen, insbe-
sondere die Regierungsbildung, berücksichtigt werden.

Die Bundestagswahl 1949
Die Bundestagswahl 1949 kann zu Recht als Schlüsselwahl 
bezeichnet werden, insofern sie zu wichtigen politischen 
Weichenstellungen führte. Es handelte sich um die erste 
Wahl auf Bundesebene seit den letzten freien Reichstags-
wahlen 1932, allerdings begrenzt auf den gerade aus der 
Taufe gehobenen und mit dem Grundgesetz als vorläufi-
ger Verfassung ausgestatteten westdeutschen Teilstaat. 
Die schwierige politische und ökonomische Ausgangslage 
wurde charakterisiert durch die verheerenden Wirkungen 
des Nationalsozialismus verbunden mit dem verlorenen 
Zweiten Weltkrieg, die resultierende beschränkte Souve-
ränität unter der Oberhoheit der alliierten Besatzungs-
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mächte, die Teilung Deutschlands im Kontext des Kalten 
Krieges, die starken Flüchtlings- und Vertriebenenströme 
auf einem um rund ein Drit tel verkleinerten Territorium und 
die extremen sozialen und ökonomischen Probleme in dem 
beginnenden wirtschaftlichen Wiederaufbau des kriegs-
zerstörten Landes seit der Währungsreform 1948.
Im zugespitzten Wahlkampf war einer der beiden Haupt-
konkurrenten die neu gegründete, stark föderalistisch ori-
entierte Christlich Demokratische Union (CDU) – formal 
1949 noch eine Arbeitsgemeinschaft der juristisch selbst-
ständigen Landesverbände mit ihrer Schwesterpartei 
Christlich-Soziale Union (CSU) in Bayern. Ihre Hauptmata-
dore waren Konrad Adenauer, der 73-jährige ehemalige 
Oberbürgermeister von Köln, und Ludwig Erhard, der poli-
tische „Vater“ der Sozialen Marktwirtschaft. Der wichtigste 
Widerpart war die traditionell stärker zentralistische Sozi-
aldemokratische Partei Deutschlands (SPD) unter Führung 
des schwer kriegsversehrten Kurt Schumacher, der seine 
Partei nicht nur scharf gegen die Union, sondern noch 
schärfer gegen die Kommunistische Partei Deutschlands 
(KPD) abgrenzte. Im Wahlkampf wurden sehr unterschied-
liche Grundkonzepte sowohl in der Außenpolitik – zuge-
spitzt Westbindung versus Neutralitätspolitik im Kontext 
der angestrebten Wiedervereinigung – als auch in der In-
nenpolitik, insbesondere im Hinblick auf die angestrebte, 
im Grundgesetz als Kompromiss bewusst offen gehaltene 
Wirtschaftsordnung – Soziale Marktwirtschaft versus 
 stärker planwirtschaftliche staatliche Lenkung mit Verge-
sellschaftung von Schlüsselbereichen der Wirtschaft – ver-
treten.
Beim Wahlrecht waren nur wenige Elemente – Wahlgrund-
sätze, Legislaturperiode – im Grundgesetz verankert. Al-
lein für die Bundestagswahl 1949 war ein spezielles Wahl-
recht geschaffen worden. Während der Parlamentarische 
Rat bei der Beratung des Grundgesetzes noch eine Fünf-

prozenthürde abgelehnt hatte, sorgte die Ministerpräsi-
dentenkonferenz der Länder mit dem Segen der westlichen 
Siegermächte für die Einfügung einer Fünfprozentklausel, 
allerdings begrenzt auf die einzelnen Bundesländer. Als 
Ausnahmeregelung für die zum Einzug in den Bundestag 
erforderlichen mindestens fünf Prozent der Stimmen in ei-
nem Bundesland genügte darüber hinaus der Gewinn ei-
nes Direktmandates.
Wie das Wahlergebnis (vgl. Tabelle 1) zeigt, blieb die 
Sperrwirkung der Fünfprozenthürde auf Landesebene ge-
ring. Insgesamt gelangten zehn Parteien (die Union aus 
CDU und CSU als Einheit gerechnet) in den Bundestag – 
mehr als jemals bei späteren Bundestagswahlen bis 2017. 
Allerdings erreichten bereits 1949 nur die vier Parteien, die 
in allen Bundesländern antraten, mehr als fünf Prozent der 
Stimmen auf der Bundesebene – CDU/CSU, SPD, FDP und 
KPD. Auch für die Parteien gab es mit dem Ende des Zwei-
ten Weltkrieges und des „Drit ten Reiches“ nicht die „Gnade 
der Stunde Null“, insofern durchaus an das Parteiensystem 
der Weimarer Republik angeknüpft wurde, allerdings mit 
gewichtigen Veränderungen. Während auf dem linken 
Spektrum mit der Konkurrenz von SPD und KPD die Tradi-
tion von Weimar fortgeführt wurde, versuchte die Freie De-
mokratische Partei (FDP), die parteipolitische Spaltung des 
Liberalismus in Weimar zu überwinden, und die Union war 
eine genuine überkonfessionelle Neuschöpfung insbeson-
dere aus christlichen und konservativen Orientierungen, 

Tabelle 1: 1. Bundestagswahl am 14. August 1949 
(1949 nur Erststimmen)

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze1)

Wahlberechtigte 31 207 620
Wählerinnen und 
Wähler

24 495 614 78,5

Ungültig 763 216 3,1
Gültig 23 732 398 410 (19)
SPD 6 934 975 29,2 136 (9)
CDU 5 978 636 25,2 117 (5)
FDP 2 829 920 11,9 53 (5)
CSU 1 380 448 5,8 24
KPD 1 361 706 5,7 15
BP 986 478 4,2 17
DP 939 934 4,0 17
Zentrum 727 505 3,1 10
WAV 681 888 2,9 12
DKP/DRP 429 031 1,8 5
SSW 75 388 0,3 1
Parteilose 1 141 647 4,8 3
Sonstige 264 842 1,1 -

1) Von 1949 bis 1987 einschl. der vom Berliner Abgeordnetenhaus entsand-
ten Abgeordneten von Berlin (West); ihre Zahl ist jeweils in Klammern ge-
nannt. 1949 waren es zum Zeitpunkt der Wahl acht Berliner Abgeordnete; 
ab dem 15.01.1952 wurde ihre Zahl auf 19 und ab der Bundestagswahl 
1953 auf 22 erhöht.
Quelle: Statistisches Bundesamt

Bei der ersten Bundestagswahl 
1949 gelangten insgesamt 
zehn Parteien in den Bundes-
tag, einige von ihnen waren 
nur in einzelnen Bundeslän-
dern angetreten. Auch aus 
 diesem Grund wurden am 
 frühen 15. August die Wahl-
ergebnisse nach den Bundes-
ländern bekanntgegeben (wie 
hier vor deutschen und alliier-
ten Pressevertreterinnen und 
-vertretern in Wiesbaden).

 picture alliance/ASSOCIATED 

PRESS | Uncredited
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die sich gegenüber der Konkurrenz der traditionell auf das 
katholische Wählerspektrum orientierten Deutschen Zent-
rumspartei (DZP) schnell durchsetzen konnte. Immerhin ge-
lang der DZP in Nordrhein-Westfalen mit 8,9 Prozent ein 
Achtungserfolg, der ihr zehn Bundestagsmandate sicherte. 
Die an die Tradition der Welfenpartei anknüpfende kon-
servative Deutsche Partei (DP) kandidierte nur in den vier 
norddeutschen Bundesländern, wo sie beachtliche 
12,1 Prozent (Schleswig-Holstein) bis 18,0 Prozent (Bre-
men) verbuchte und mit 17,8 Prozent in Niedersachsen die 
CDU knapp auf den drit ten Platz verwies. Die länderbezo-
gene Mandatsverteilung führte auch dazu, dass die DP mit 
bundesweit 4,0 Prozent der Stimmen mit 17 Mandaten 
mehr Bundestagsabgeordnete stellte als die KPD mit bun-
desweit 5,7 Prozent (15 Mandate), da letztere in vier Bun-
desländern unter fünf Prozent blieb (bestes Ergebnis 8,5 % 
in Hamburg). Weitere drei Parteien kandidierten nur in ei-
nem Bundesland und sicherten sich dort mehr als fünf Pro-
zent der Stimmen. In Bayern erreichten die Bayernpartei 
(BP – 20,9 %, 17 Mandate) und die Wirtschaftliche Aufbau-
Vereinigung (WAV – 14,4 %, zwölf Mandate) beachtliche 
Ergebnisse. In Schleswig-Holstein nahm der Südschles-
wigsche Wählerverband (SSW), die Vertretung vor allem 
der dänisch orientierten Minderheit, mit 5,4 Prozent die 
Fünfprozenthürde und gewann ein Bundestagsmandat. 
Die Deutsch Konservative Partei-Deutsche Rechtspartei 
(DKP-DRP) trat zwar in drei norddeutschen Bundesländern 
und Nordrhein-Westfalen an, war aber mit 8,1 Prozent al-
lein in Niedersachsen erfolgreich (fünf Mandate). Auf Ein-
zelbewerber entfielen immerhin 4,8 Prozent aller abgege-
benen Stimmen mit Höchstwerten im Bundesland Würt-
temberg-Baden (18,0 %) – die Länder Württemberg-Baden, 
Württemberg-Hohenzollern sowie Baden wurden erst 
1952 zum Bundesland Baden-Württemberg vereinigt – 
und in Hessen (11,8 %). Als einmaliges Ereignis erwies sich, 
dass drei Einzelbewerber ein Direktmandat eroberten, al-
lerdings jeweils unter besonderen Umständen. Zugunsten 
von Eduard Eckert verzichteten CDU, FDP und DP im Wahl-
kreis Flensburg „erfolgreich“ auf einen eigenen Kandida-
ten, um im deutlichen deutsch-dänischen Nationalitäten-
konflikt den sonst möglichen Sieg des SSW-Kandidaten zu 
verhindern. Im Wahlkreis Mannheim-Land hatte die FDP/
DVP zugunsten des siegreichen Einzelbewerbers Richard 
Freudenberg keinen eigenen Kandidaten in das Rennen 
geschickt, und im Wahlkreis Esslingen siegte Franz Ott, der 
der Vertriebenenorganisation Notgemeinschaft Württem-
berg-Baden angehörte, die jedoch von den Alliierten keine 
Parteilizenz erhalten hatte. Die beiden erstgenannten „un-
abhängigen“ Einzelbewerber traten denn auch sofort der 
Unions- bzw. FDP-Fraktion bei. Mit der Parteilizensierung 
verfügten die alliierten Besatzungsmächte über ein Steue-
rungsinstrument, das insbesondere eingesetzt wurde, um 
die Wahlteilnahme von rechtsextremen und Vertriebenen-
parteien zu verhindern. Bei der Interpretation der Wahler-
gebnisse ist also zu berücksichtigen, dass das Parteien-
spektrum 1949 von den Alliierten nach rechts beschnitten 
war.
Von den ursprünglich insgesamt 410 Sitzen entfielen acht 
auf Berliner Abgeordnete mit eingeschränktem Stimmrecht, 
die aufgrund des Berliner Vier-Mächte-Status auch nicht 
direkt gewählt, sondern vom Abgeordnetenhaus entsandt 
wurden (am 01.02.1952 noch um elf Berliner Abgeordnete 
auf insgesamt 421 Mandate aufgestockt). Von den 402 in 
Volkswahl bestimmten Abgeordneten entfielen 242 auf Di-

rektmandate (einschließlich zweier Überhangmandate) in 
den Wahlkreisen, wobei zwar Union und SPD die Masse 
der Direktmandate gewannen, aber auch FDP (zwölf), BP 
(elf) und DP (fünf) Direktmandate eroberten und damit in 
diesen Wahlkreisen relativ die meisten Stimmen gewan-
nen. Die Wahlbeteiligung war mit 78,5 Prozent im interna-
tionalen Vergleich durchaus beachtlich, auch wenn sie im 
Vergleich mit späteren Beteiligungsquoten abfällt.
Sieger der Wahl war mit 31,0 Prozent die Union, die zwar 
nur relativ knapp die SPD mit 29,2 Prozent auf den zweiten 
Platz verwies, aber über weitaus bessere Koalitionsoptio-
nen verfügte. In den elf damaligen Bundesländern lag die 
Union in sieben Bundesländern vor der SPD, erreichte in 
Württemberg-Hohenzollern (59,1 %) und Baden (51,1 %) 
die absolute Mehrheit und in Bremen mit 16,1 Prozent ihr 
schlechtestes Ergebnis. Die SPD war in den vier Bundeslän-
dern Hamburg (39,6 %), Bremen (34,4 %), Niedersachsen 
(33,4 %) und Hessen (32,1 %) an der Spitze und erzielte mit 
18,9 Prozent in Württemberg-Hohenzollern ihr schlechtes-
tes Ergebnis. Die FDP kam mit bundesweit 11,9 Prozent klar 
auf Platz drei und verdrängte in Hessen mit stolzen 28,1 Pro-
zent sogar die CDU von Platz zwei und erzielte in Schles-
wig-Holstein mit 7,4 Prozent ihr schlechtestes Ergebnis.
Die Regierungsbildung mit einer Koalition aus Union, FDP 
und DP im Bundestag war schon im Vorgängergremium 
Wirtschaftsrat1 vorgeprägt worden und konnte sich auf 
eine ausreichende Mehrheit stützen, auch wenn Bundes-
kanzler Adenauer nur mit der berühmten einen Stimme 
Mehrheit ins Amt gewählt wurde.

Die Bundestagswahl 1953
Bei dieser Bundestagswahl ging es im Kern um die nach-
trägliche Billigung oder Missbilligung und Korrektur der 
von der Regierung Adenauer und ihrer Koalitionsmehrheit 
getroffenen Grundentscheidungen in der Innen- und Au-
ßenpolitik. Innenpolitisch begünstigte das einsetzende 
„Wirtschaftswunder“, das der Wirtschaftskonzeption der 
Sozialen Marktwirtschaft zugeschrieben wurde und die 
Bewältigung der Kriegslasten einschließlich der Integra-
tion der Flüchtlinge und Vertriebenen ermöglichte, die Re-
gierungsparteien. Außenpolitisch war mit der 1951 ge-
gründeten Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
(Montanunion) der Weg in die europäische Integration 
beschrit ten worden, und selbst die emotionale Diskussion 
um die Wiederbewaffnung Deutschlands wenige Jahre 
nach dem Zweiten Weltkrieg brachte unter der Rahmenbe-
dingung des Kalten Krieges trotz sowjetischer Lockungen 
mit der Möglichkeit der Wiedervereinigung (Deutschland-
noten Stalins 1952 mit umstrit tenem Verhandlungsangebot 
über ein wiedervereinigtes neutrales Deutschland) der 
Opposition angesichts der mehrheitlichen Stimmungslage 
in der Bevölkerung nicht das entscheidende Wahlkampf-
thema.
Wahlrechtlich gab es wiederum ein Wahlgesetz nur für die 
Bundestagswahl 1953 mit drei gewichtigen Änderungen: 
Die Fünfprozentklausel wurde nicht mehr auf das einzelne 
Bundesland, sondern auf das gesamte Wahlgebiet bezo-
gen – ein gravierender Nachteil für Regionalparteien – 
und erstmals das Zweistimmensystem eingeführt, das die 
Gestaltungsmöglichkeiten für Wählerinnen und Wähler 
und Parteien erhöhte. Auch wurde die Mandatszahl von 
400 auf 484 (jeweils ohne Überhangmandate und ohne 
Berlin) erhöht, wodurch sich das Verhältnis von Direkt- zu 
Listenmandaten von 60 zu 40 auf 50 zu 50 veränderte. 
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Hinzu kam, dass die Lizensierungspflicht für Parteien durch 
die Alliierten wegfiel. Stattdessen wurde die in Art. 21 
Abs. 2 GG verankerte Möglichkeit des Parteienverbots 
erstmals eingesetzt. Die Sozialistische Reichspartei (SRP), 
eine Nachfolgeorganisation der NSDAP, war vom Bundes-
verfassungsgericht 1952 als verfassungswidrig verboten 
worden, und gegen die KPD lief seit Ende 1951 ein Verbots-
antrag der Bundesregierung, über den das Bundesverfas-
sungsgericht aber erst 1956 zu einem positiven Urteil kam.
Das Wahlergebnis brachte bei mit 86,0 Prozent erheblich 
gestiegener Wahlbeteiligung der Union einen klaren 
Wahlsieg, die mit 45,2 Prozent um 14,2 Prozentpunkte zu-
legte und die absolute Mandatsmehrheit nur knapp ver-
fehlte. Die SPD – nach dem Tode Kurt Schumachers unter 
ihrem neuen Vorsitzenden Erich Ollenhauer – verlor mit 
28,8 Prozent sogar geringfügig (minus 0,4 Prozentpunkte), 
vor allem aber wuchs der Abstand zur Union auf über 
16 Prozentpunkte.
Alle anderen bereits 1949 im Bundestag vertretenen Par-
teien verloren prozentual an Stimmen und blieben mit Aus-
nahme der FDP (9,5 %) deutlich unter fünf Prozent. Dennoch 
fielen nur die KPD, die vor allem durch das Anschauungs-
beispiel DDR belastet wurde, die Bayernpartei und der 
SSW (in Schleswig-Holstein weit unter fünf Prozent) sowie 
die nicht mehr angetretene Wirtschaftliche Aufbau-Verei-
nigung (WAV) aus dem Bundestag heraus. Die Deutsche 
Partei (DP) kam auf Grund der zehn errungenen Direktman-
date mit 3,3 Prozent noch auf insgesamt 15 Mandate. Das 
Zentrum errang nur mit Hilfe der CDU bei 0,8 Prozent der 
Stimmen letztmalig drei Mandate. Sie gewann den Ober-
hausener Wahlkreis durch Verzicht des CDU-Kandidaten 
direkt, der dafür auf der Zentrums-Liste ein Mandat erhielt 
und sofort wieder der Unionsfraktion beitrat. Die einset-
zende Konzentration des Parteiensystems wurde gemildert 
durch den Erfolg einer neuen Partei. Der Gesamtdeutsche 
Block (GB)/Bund der Heimatvertriebenen und Entrechte-
ten (BHE), dessen Kernzielgruppe bereits in der Bezeich-
nung deutlich wird, erreichte beachtliche 5,9 Prozent der 
Stimmen und zog mit 27 Abgeordneten in den Bundestag 
ein. Dagegen scheiterte der als CDU-Innenminister im 

Konflikt mit der außenpolitischen Linie Adenauers zurück-
getretene spätere Bundespräsident Gustav Heinemann 
mit seiner neu gegründeten Gesamtdeutschen Volkspartei 
(GVP) mit 1,2 Prozent.
Obwohl die Union nur einen Partner für eine Mehrheit im 
Bundestag benötigte, ging Bundeskanzler Adenauer eine 
Koalition aus CDU/CSU, FDP und DP ein. Allerdings veran-
lasste der Versuch der Union, ein „Grabenwahlrecht“ 
(Nichtanrechnung der Direktmandate bei der Mandats-
verteilung nach den Zweitstimmen) einzuführen, das zu 
Lasten der kleineren Parteien gegangen wäre, die FDP 
1956, die Koalition aufzukündigen, wobei der Ministerflü-
gel der FDP in der Koalition blieb und eine eigene Partei 
gründete. Die FDP versuchte erfolgreich, die grundlegende 
Wahlrechtsänderung zu torpedieren, indem sie über die 
Länderebene neue Koalitionen einging, insbesondere in 
Nordrhein-Westfalen die Koalition wechselte.

Die Bundestagswahl 1957
Diese Bundestagwahl fand in einem für die Regierung 
Adenauer sehr günstigen Grundklima statt. Das „Wirt-
schaftswunder“ des Wiederaufbaus befand sich auf dem 
Höhepunkt, auch wenn sich mit der nunmehr stark zum 
Weltmarkt geöffneten deutschen Wirtschaft neue Heraus-
forderungen („importierte Inflation“) abzeichneten. Mit 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) wurde 
1957 ein zentraler europäischer Integrationsschrit t einge-
leitet. Außenpolitisch hatte Adenauer nach dem Beitrit t zur 
NATO mit der Rückkehr des Saarlandes in den deutschen 
Staatsverbund nach einer Volksabstimmung einen wichti-
gen Erfolg zu verzeichnen. Im durchaus hitzigen Wahl-
kampf traf die CDU mit ihrem Wahlplakat „Keine Experi-
mente“ wohl die Grundstimmung in der Bevölkerung, der 
die SPD als Hauptopposition erneut unter Führung ihres 
Partei- und Fraktionsvorsitzenden Ollenhauer wenig ent-
gegenzusetzen hatte.
Wahlrechtlich wurde eine Verschärfung eingeführt, inso-
fern als Ausnahme von der Fünfprozentklausel statt eines 
nunmehr drei Direktmandate verlangt wurden. Eine wei-
tere Neuerung war die Einführung der Briefwahl, die be-

Tabelle 2: 2. Bundestagswahl am 6. September 1953

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 33 120 940
Wählerinnen und 
Wähler

28 479 550 86,0

Ungültig 928 278 3,3
Gültig 27 551 272 509 (22)
CDU 10 016 594 36,4 197 (6)
SPD 7 944 943 28,8 162 (11)
FDP 2 629 163 9,5 53 (5)
CSU 2 427 387 8,8 52
GB/BHE 1 616 953 5,9 27
DP 896 128 3,3 15
GVP 318 475 1,2 -
Zentrum 217 078 0,8 3
Sonstige 1 484 551 5,5 -

Quelle: Statistisches Bundesamt

Tabelle 3: 3. Bundestagswahl am 15. September 1957

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 35 400 923
Wählerinnen und 
Wähler

31 072 894 87,8

Ungültig 1 167 466 3,8
Gültig 29 905 428  519 (22)
CDU 11 875 339 39,7 222 (7)
SPD 9 495 571 31,8 181 (12)
CSU 3 133 060 10,5 55
FDP 2 307 135 7,7 44 (3)
DP 1 007 282 3,4 17
Sonstige 2 087 041 7,0 -

Quelle: Statistisches Bundesamt
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reits 1957 von etwa fünf Prozent der Wählerschaft genutzt 
wurde. 
Das Wahlergebnis brachte bei einer Wahlbeteiligung von 
87,8 Prozent einen beeindruckenden Sieg für die Union, die 
in der bisherigen Geschichte der Bundesrepublik von der 
Wählerschaft zum einzigen Mal mit einer absoluten Mehr-
heit (50,2 %) ausgestattet wurde. Die SPD legte zwar um 
drei Prozentpunkte zu, blieb aber mit 31,8 Prozent im 
„Ghetto der 30 Prozent“. Die Konzentration der im Bundes-
tag vertretenen Parteien setzte sich primär zugunsten der 
Union fort. Außer der FDP, die aber weiter auf 7,7 Prozent 
schrumpfte, gelangte nur die DP mit 3,4 Prozent – wiede-
rum mit Hilfe von sechs Direktmandaten – in den Bundes-
tag. Sie verdankte ihre Direktmandate allerdings einer 
Wahlabsprache mit der CDU, die in einigen Wahlkreisen 
auf eigene Direktkandidaten zugunsten der DP verzich-
tete. Ein entsprechendes „Huckepack-Verfahren“ zuguns-
ten der Föderalistischen Union (wahlorientierter Zusam-
menschluss von Bayernpartei, der Deutschen Zentrums-
partei und der Deutsch-Hannoverschen Partei), für die die 
SPD in einigen chancenreichen Wahlkreisen keinen eige-
nen Direktkandidaten aufstellte, scheiterte dagegen.
Obwohl die Union über eine klare absolute Mandatsmehr-
heit verfügte, ging sie eine Regierungskoalition mit der DP 
ein, die sich allerdings dadurch erledigte, dass die zwei 
Minister der DP 1960 zur CDU übertraten.

Die Bundestagwahl 1961
Die Bundestagswahl 1961 fand im Schatten der Berliner 
Mauer statt, die die Teilung Deutschlands brutal forcierte. 
Bundeskanzler Adenauer wurde u. a. dafür kritisiert, dass 
er erst verspätet nach dem Mauerbau in Berlin erschienen 
war. Gegen ihn wurde von der SPD in einem modernisier-
ten, amerikanische Wahlkampfmethoden adaptierenden 
Wahlkampf als Herausforderer und erstmals als „Kanzler-
kandidat“ der Berliner Regierende Bürgermeister Willy 
Brandt ins Rennen geschickt. Die SPD hatte sich mit dem 
Godesberger Programm von 1958 von marxistischen Tra-
ditionsbeständen verabschiedet und auf den Weg zur 
prinzipiell für alle Bevölkerungsschichten wählbaren Volks-
partei gemacht, den die Union bereits so erfolgreich be-
schrit ten hatte.
Bei der Wahl mit einer erneut hohen Wahlbeteiligung von 
87,7 Prozent verlor die Union mit 45,4 Prozent 4,8 Prozent-
punkte und damit trotz fünf Überhangmandaten ihre abso-
lute Mandatsmehrheit. Der SPD gelang mit 36,2 Prozent 
(+4,4 Prozentpunkte) ein Achtungserfolg. Die Parteienkon-
zentration erreichte ihren Höhepunkt, insofern nur noch 
drei Fraktionen im Bundestag vertreten waren. Die Reste 
der DP waren in der Gesamtdeutschen Partei (GDP) aufge-
gangen, die mit 2,8 Prozent und ohne Direktmandate schei-
terte. Erstmals entfielen Direktmandate nur noch auf CDU/ 
CSU und SPD. Die FDP hatte aus der Oppositionsrolle her-
aus ihren Wahlkampf unter dem Slogan „Mit der CDU, 
aber ohne Adenauer“ geführt und kam mit 12,8 Prozent der 
Stimmen unter ihrem Parteivorsitzenden und Spitzenkandi-
daten Erich Mende auf ihr bisher bestes Bundestagswahl-
ergebnis.
Die Koalitionsverhandlungen erwiesen sich wegen der Fi-
xierung der FDP auf den populären Wirtschaftsminister 
Ludwig Erhard als Kanzler anstelle Konrad Adenauers als 
schwierig. Sie mündeten in einem zeitlichen Kompromiss 
mit der erneuten Kanzlerschaft Adenauers bis 1963, belas-
teten die FDP aber in der Öffentlichkeit mit dem Etikett 

 „Umfallerpartei“. 1962 führte dann die „Spiegel-Affäre“ zu 
einer Koalitionskrise, in der die FDP-Minister durch ihren 
kurzzeitigen Rücktrit t das Ausscheiden von Verteidigungs-
minister Franz Josef Strauß (CSU) aus dem Bundeskabinett 
erzwangen.

Die Bundestagswahl 1965
In einem relativen ruhigen politischen Umfeld bestrit t der 
1963 zum Bundeskanzler gewählte (von seinem Vorgänger 
Konrad Adenauer wenig geliebte) Ludwig Erhard seinen 
ersten Bundestagswahlkampf aus der Position des Platz-
halters. Gegen ihn kandidierte für die SPD erneut als Kanz-
lerkandidat Willy Brandt, der sich aber gegen den in der 
Bevölkerung als politischer „Vater des Wirtschaftswun-
ders“ weiterhin populären Kanzler Erhard schwertat. 
Die Wahl brachte bei einer Wahlbeteiligung von 86,8 Pro-
zent nur geringe Veränderungen. Union und SPD gewan-
nen wenige Prozentpunkte zu Lasten vor allem der FDP, die 
aber weiterhin über die Regierungsbildung entschied. Erst-
mals trat im rechtsextremen Lager die Nationaldemokrati-
sche Partei Deutschlands (NDP) an, die aber mit 2,0 Pro-
zent deutlich an der Fünfprozenthürde scheiterte.
In den Koalitionsverhandlungen ergab sich die erwartete 
Fortführung der CDU/CSU-FDP-Regierungskoalition unter 
Bundeskanzler Erhard.

Tabelle 4: 4. Bundestagswahl am 17. September 1961

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 37 440 715
Wählerinnen und 
Wähler

32 849 624 87,7

Ungültig 1 298 723 4,0
Gültig 31 550 901 521 (22)
SPD 11 427 355 36,2 203 (13)
CDU 11 283 901 35,8 201 (9)
FDP 4 028 766 12,8 67
CSU 3 014 471 9,6 50
Sonstige 1 796 408 5,7 -

Quelle: Statistisches Bundesamt

Tabelle 5: 5. Bundestagswahl am 19. September 1965

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 38 510 395
Wählerinnen und 
Wähler

33 416 207 86,8

Ungültig 795 765 2,4
Gültig 32 620 442 518 (22)
SPD 12 813 186 39,3 217 (15)
CDU 12 387 562 38,0 202 (6)
CSU 3 136 506 9,6 49
FDP 3 096 739 9,5 50 (1)
NPD 664 193 2,0 -
Sonstige 522 256 1,6 -

Quelle: Statistisches Bundesamt
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Die Bundestagswahl 1969
Die Bundestagswahl 1969 wurde nach zwanzig Jahren zur 
zweiten Schlüsselwahl in politisch turbulenten Zeiten. Bun-
deskanzler Erhard scheiterte 1966 an einer hausgemach-
ten Rezessionskrise mit erstmaligem Anstieg der Arbeitslo-
senzahl auf über eine halbe Million in seiner eigenen Do-
mäne, der Wirtschaftspolitik, und musste, nachdem die 
FDP-Minister das Kabinett aus Anlass eines aus heutiger 
Sicht bescheidenen Haushaltsdefizites verlassen hatten, 
zurücktreten. Erstmals kam es zu einer Großen Koalition 
aus Union und SPD mit dem bisherigen Ministerpräsiden-
ten Baden-Württembergs und früheren außenpolitisch 
profilierten Bundestagsabgeordneten Kurt Georg Kiesin-
ger als Bundeskanzler und Willy Brandt als Vizekanzler 
und Außenminister sowie Franz Josef Strauß (CSU) als Fi-
nanz- und Karl Schiller (SPD) als Wirtschaftsminister (in 
den Medien als „Plisch und Plum“ karikiert). Der Regierung 
der Großen Koalition gelang eine schnelle Überwindung 
der Rezessionskrise, die wesentlich zum Einzug der NDP in 
mehrere Landesparlamente beigetragen und eine Diskus-
sion ausgelöst hatte, ob Deutschland nur eine „Schönwet-
ter-Demokratie“ sei. Die Dominanz der Großen Koalition 
im Bundestag gegenüber einer relativ kleinen FDP-Oppo-

sition forcierte auch eine vor allem von der studentischen 
Jugend getragene außerparlamentarische Opposition, 
die teilweise auf „Systemüberwindung“ zielte.
Wahlrechtlich blieb es beim bisherigen Wahlrecht, ob-
wohl als eine Geschäftsgrundlage der Großen Koalition 
der Übergang zu einem „mehrheitsbildenden Wahlrecht“ 
vereinbart worden war. Der Versuch scheiterte an der SPD, 
als Modellrechnungen schlechte Chancen für die SPD er-
gaben und die FDP mit der Wahl des SPD-Kandidaten 
Gustav Heinemann zum Bundespräsidenten ihre koaliti-
onspolitische Öffnung signalisierte.
Bei einer Wahlbeteiligung von 86,7 Prozent gelangten 
wiederum, wie schon bei der Bundestagswahl 1965, nur 
CDU/CSU, SPD und FDP in den Bundestag. Allerdings 
scheiterte die rechtsextreme NDP mit 4,3 Prozent relativ 
knapp. Zwischen den drei Bundestagsfraktionen gab es 
relativ geringe Mandatsverschiebungen. Die Union, die 
mit 46,1 Prozent vorn blieb, verlor „nur“ 1,5 Prozentpunkte 
und kam auf 242 Mandate (jeweils ohne entsandte Berliner 

Abgeordnete). Die SPD gewann 3,4 Prozentpunkte, über-
sprang mit 42,7 Prozent erstmals die 40-Prozent-Grenze 
und gewann 224 Mandate. Die FDP verlor mit 3,7 Prozent-
punkten mehr als ein Drit tel ihrer Wählerschaft, erreichte 
mit 5,8 Prozent ihr bisher schlechtestes Wahlergebnis und 
nur noch 30 Mandate. Die veränderte Koalitionsneigung 
kam auch darin zum Ausdruck, dass bei den Erststimmen 
62 Prozent an die eigenen Direktkandidaten gingen, aber 
25 Prozent an die SPD-Kandidaten und nur elf Prozent an 
die Kandidierenden der Union.
Bereits in der Wahlnacht vereinbarten die Parteivorsitzen-
den und Spitzenkandidaten Willy Brandt (SPD) und Walter 
Scheel (FDP) die Aufnahme von Koalitionsverhandlungen. 
Ihr erfolgreicher Abschluss führte zur ersten soziallibera-
len Bundesregierung unter dem ersten SPD-Kanzler Brandt 
sowie Vizekanzler und Außenminister Scheel und damit zur 
schnellen Ablösung der Großen Koalition. Die von viel Eu-
phorie begleitete neue deutsche Bundesregierung mit 
neuen Impulsen in der Außenpolitik (insbesondere in der 
Ostpolitik) und Innenpolitik (Willy Brandt: „Wir wollen 
mehr Demokratie wagen!“) konnte sich auf eine knappe, 
aber unter normalen Umständen ausreichende Mandats-
mehrheit stützen.

Die Bundestagswahl 1972
Es zeigte sich allerdings, dass die koalitionspolitische 
Neuausrichtung der FDP in eine Existenzkrise der Partei 
führte. Mehrere stärker nationalliberal orientierte FDP-Ab-
geordnete, darunter der frühere FDP-Vorsitzende Erich 
Mende, wechselten mit ihrem Mandat zur CDU. Auch die 
SPD verließen mehrere als Zugpferde für die Wähler-
gruppe der Vertriebenen aufgestellte Abgeordnete, wie 
der Vorsitzende der Landsmannschaft Schlesien Herbert 
Hupka, angesichts der ostpolitischen Neuausrichtung mit 
ihrem Mandat die Partei. Diese Entwicklung kulminierte 
1972 in dem ersten Versuch eines konstruktiven Miss-
trauens votums im Bundestag nach Art. 67 GG, mit dem 
Bundeskanzler Brandt gestürzt und durch den CDU/CSU-
Fraktionsvorsitzenden Rainer Barzel ersetzt werden sollte. 
Das konstruktive Misstrauensvotum scheiterte in geheimer 
Abstimmung knapp an zwei fehlenden Stimmen (zumindest 
eine Unionsstimme wurde durch die Staatssicherheit der 
DDR gekauft). Die Folge war aber eine Pattsituation, deren 
Auflösung durch das Urteil der Wählerschaft in der ersten 
vorgezogenen Bundestagswahl 1972 gesucht wurde. 
Nach einem bewusst herbeigeführten negativen Votum 
bei einer Vertrauensabstimmung von Bundeskanzler Willy 
Brandt nutzte Bundespräsident Heinemann die in Art. 68 
GG für diesen Fall vorgesehene Möglichkeit und setzte 
Neuwahlen an. In einem sehr emotionalisierten Wahl-
kampf trat Rainer Barzel als Kanzlerkandidat der Union 
gegen den amtierenden SPD-Kanzler Brandt und die 
 sozialliberale Koalition an, wobei die neue Ostpolitik das 
wichtigste Wahlkampfthema war.
Wahlrechtlich führte die 1970 beschlossene Herabset-
zung des Wahlalters von 21 auf 18 zu einer Ausweitung der 
Wahlberechtigten und einer Stärkung der jüngeren Wäh-
lerschaft.
Das Wahlergebnis war bei einer Spitzenwahlbeteiligung 
von 91,1 Prozent eindeutig. Zwar verlor die Union nur 

Tabelle 6: 6. Bundestagswahl am 28. September 1969

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 38 677 235
Wählerinnen und 
Wähler

33 523 064 86,7

Ungültig 557 040 1,7
Gültig 32 966 024 518 (22)
SPD 14 065 716 42,7 237 (13)
CDU 12 079 535 36,6 201 (8)
CSU 3 115 652 9,5 49
FDP 1 903 422 5,8 31 (1)
NPD 1 422 010 4,3 -
Sonstige 379 689 1,1 -

Quelle: Statistisches Bundesamt
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1,2 Prozentpunkte (44,9 %); aber da die SPD gleichzeitig 
um 3,1 Prozentpunkte auf 45,8 Prozent zulegte, stellte sie 
erstmals die stärkste Fraktion im Deutschen Bundestag und 
damit auch den Bundestagspräsidenten. Die FDP kam bei 
2,6 Prozentpunkten Gewinn auf 8,4 Prozent und überwand 
damit ihre Existenzkrise. NPD (0,6 %) wie auch die „neue“ 
Deutsche Kommunistische Partei (DKP) (0,3 %) blieben be-
deutungslose Split terparteien.
Die erholte sozialliberale Koalition konnte sich nunmehr 
auf eine klare Mandatsmehrheit im Bundestag für ihren er-
neuerten Regierungsauftrag stützen.

Die Bundestagwahl 1976
Bundeskanzler Brandt übernahm 1974 die Verantwortung 
für die Spionageaffäre Guillaume (Platzierung eines DDR-
Agenten als persönlicher Referent im unmittelbaren Um-
feld des Kanzlers) und trat von seinem Amt zurück. Sein 
Nachfolger wurde der bisherige Bundesfinanzminister 
Helmut Schmidt. Im Wahlkampf wurde dieser konfrontiert 
mit dem Unions-Kanzlerkandidaten Helmut Kohl, dem Mi-
nisterpräsidenten von Rheinland-Pfalz und neuen CDU-
Vorsitzenden. Auf Seiten der FDP war nach der Wahl von 
Walter Scheel zum Bundespräsidenten Hans-Dietrich 

Genscher zum neuen Parteivorsitzenden und Spitzenkan-
didaten gewählt worden.
Bei einer erneut überragenden Wahlbeteiligung von 
90,7 Prozent konnte sich die sozialliberale Koalition unter 
Kanzler Schmidt knapp behaupten. Zwar erreichte die 
Union mit Helmut Kohl bei einem Gewinn von 3,7 Prozent-
punkten mit 48,6 Prozent das nach 1957 prozentual beste 
Wahlergebnis und gewann die Spitzenstellung zurück, 
 allein SPD und FDP konnten trotz Verlusten (3,2 bzw. 
0,5 Prozentpunkte) eine knappe Mandatsmehrheit (253 
zu 243 Sitze) behaupten.
Erwartungsgemäß wurde nach Verhandlungen die Fort-
setzung der sozialliberalen Regierungskoalition beschlos-
sen. Der CDU-Vorsitzende Helmut Kohl gab sein Amt als 
Ministerpräsident in Rheinland-Pfalz auf und übernahm 
als Oppositionsführer zusätzlich das Amt des Fraktionsvor-
sitzenden der Unionsfraktion in Bonn.

Die Bundestagswahl 1980
Nach unionsinternen Auseinandersetzungen (Verzicht 
Helmut Kohls und Konkurrenz des niedersächsischen Mi-
nisterpräsidenten Ernst Albrecht (CDU) und des bayeri-
schen Ministerpräsidenten und CSU-Vorsitzenden Franz 
Josef Strauß) wurde durch Mehrheitsvotum der Unionsfrak-
tion Strauß zum Kanzlerkandidaten der Union gekürt. Der 
Wahlkampf war besonders emotionalisiert und personali-
siert auf das Duell der Kanzlerkandidaten.

Bei einer leicht gesunkenen Wahlbeteiligung von 88,6 Pro-
zent blieb die Union zwar vor der stabilen SPD (+0,3 Pro-
zentpunkte), verlor aber 4,1 Prozentpunkte. Im unionsinter-
nen Konkurrenzkampf stärkte die Niederlage des CSU-
Vorsitzenden Strauß als Kanzlerkandidat die Position des 
CDU-Vorsitzenden Kohl. Hauptgewinner war die FDP 
(+2,7 Prozentpunkte), die mit 10,6 Prozent wieder zweistel-
lig wurde. Erstmals seit 1961 kam es auch wieder zu einem 
Überhangmandat (zugunsten der SPD in Schleswig-Hol-
stein). Die Grünen, die bereits in mehrere Landesparla-
mente eingezogen waren, traten erstmals auch zur Bun-
destagswahl an. Sie scheiterten zwar mit 1,5 Prozent vor-
erst deutlich, kamen aber als einzige der übrigen bei der 
Bundestagwahl kandidierenden Parteien auf mehr als 

Tabelle 7: 7. Bundestagswahl am 19. November 1972

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 41 446 302
Wählerinnen und 
Wähler

37 761 589 91,1

Ungültig 301 839 0,8
Gültig 37 459 750 518 (22)
SPD 17 175 169 45,8 242 (12)
CDU 13 190 837 35,2 186 (9)
CSU 3 615 183 9,7 48
FDP 3 129 982 8,4 42 (1)
NPD 207 465 0,6 -
DKP 113 891 0,3 -
Sonstige 27 223 0,1 -

Quelle: Statistisches Bundesamt

Tabelle 8: 8. Bundestagswahl am 3. Oktober 1976

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 42 058 015
Wählerinnen und 
Wähler

38 165 753 90,7

Ungültig 343 253 0,9
Gültig 37 822 500 518 (22)
SPD 16 099 019 42,6 224 (10)
CDU 14 367 302 38,0 201 (11)
CSU 4 027 499 10,6 53
FDP 2 995 085 7,9 40 (1)
Sonstige 333 595 0,9 -

Quelle: Statistisches Bundesamt

Tabelle 9: 9. Bundestagswahl am 5. Oktober 1980

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 43 231 741
Wählerinnen und 
Wähler

38 292 096 88,6

Ungültig 353 115 0,9
Gültig 37 938 981 519 (22)
SPD 16 260 677 42,9 228 (10)
CDU 12 989 200 34,2 185 (11)
FDP 4 030 999 10,6 54 (1)
CSU 3 908 459 10,3 52
Grüne 569 589 1,5 -
Sonstige 180 057 0,4 -

Quelle: Statistisches Bundesamt
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0,5 Prozent der Stimmen und damit in den Genuss der 
staatlichen Parteienfinanzierung.
Die Koalitionsverhandlungen führten erneut zur Fortset-
zung der sozialliberalen Regierungskoalition unter Bun-
deskanzler Schmidt sowie Vizekanzler und Außenminister 
Genscher. 

Die Bundestagswahl 1983
Die Bundestagswahl 1983 fand vor einem turbulenten po-
litischen Hintergrund statt. Die zunehmende Entfremdung 
zwischen den Koalitionsparteien SPD und FDP in der Wirt-
schafts- und Außen- bzw. Sicherheitspolitik – mitbedingt 
durch eine zunehmende innerparteiliche Machtverschie-
bung zu Gunsten des linken, kanzlerkritischen Flügels in 
der SPD (deutlich insbesondere bei der Umsetzung des von 
Bundeskanzler Helmut Schmidt initiierten NATO-Nach-
rüstungsbeschlusses bei den Mittelstreckenraketen) – kul-
minierte 1982 im Rücktrit t der vier FDP-Minister. 

Am 1. Oktober wurde dann Helmut Schmidt im Wege des 
konstruktiven Misstrauensvotums als Bundeskanzler abge-
wählt und durch den bisherigen Oppositionsführer Helmut 
Kohl ersetzt. Der Schwenk der FDP von der sozialliberalen 
zurück zu einer christlich-liberalen Koalition in der Mitte 
der Legislaturperiode führte wiederum zu einer Existenz-
krise der Partei, da prominente Abgeordnete (wie der Ge-
neralsekretär Günter Verheugen) die Partei verließen und 
in die SPD eintraten und die Partei z. B. in der dem Koaliti-
onswechsel folgenden Landtagswahl in Hessen eine kra-
chende Niederlage erlit t (3,1 %).
Die neue Regierungskoalition verfügte im Bundestag über 
eine stabile Mehrheit, gleichwohl war Teil der Koalitions-
absprache, mit einem zeitlichen Abstand durch eine vorge-
zogene Bundestagswahl die Legitimation durch die Wäh-
lerschaft zu suchen. Das Verfahren war umstrit ten, wurde 
aber vom Bundesverfassungsgericht gebilligt. Auf der Ba-
sis einer künstlich herbeigeführten Niederlage bei einer 
Vertrauensfrage durch Bundeskanzler Kohl löste Bundes-
präsident Karl Carstens den Bundestag auf und setzte 
Neuwahlen an. Gegen den amtierenden Kanzler Kohl trat 
nach einem Verzicht Helmut Schmidts der SPD-Fraktions-
vorsitzende und frühere Justizminister Hans-Jochen Vogel 
als Kanzlerkandidat auf.

Das Wahlergebnis war bei einer Wahlbeteiligung 
von 89,1 Prozent ein eindeutiger Sieg für die Union, die 
4,3 Prozent punkte gewann und mit 48,8 Prozent dicht an 
die absolute Mehrheit heranrückte. Dem standen Verluste 
der SPD von 4,7 Prozentpunkten gegenüber, die sie mit 
38,2 Prozent wieder unter die 40-Prozent-Linie drückten. 
Auch die FDP verlor mit 3,6 Prozentpunkten jede drit te 
Wählerin bzw. jeden drit ten Wähler, konsolidierte sich 
aber mit 7,0 Prozent deutlich über der Fünfprozentgrenze. 
Eine wichtige Neuerung war, dass die als alternative Partei 
gestartete Partei Die Grünen mit 5,6 Prozent erstmalig in 
den Bundestag einzog und damit das bisherige Drei-Frak-
tionen-Parlament um eine weitere Fraktion erweitert wurde.
Die eindeutigen Mehrheitsverhältnisse hatten der christ-
lich-liberalen Koalition die erhoffte Legitimation durch die 
Wahlberechtigten verschafft, so dass die Regierung unter 
Bundeskanzler Kohl und Vizekanzler sowie Außenminister 
Genscher fortgesetzt werden konnte.

Die Bundestagwahl 1987
Die Bundestagwahl 1987 war eine eher unspektakuläre 
Wahl. Gegen den wieder antretenden Kanzler Kohl be-
nannte die SPD den Ministerpräsidenten von Nordrhein-
Westfalen, Johannes Rau, als Kanzlerkandidaten, der sich 
innerhalb des bevölkerungsreichsten Bundeslandes als 
Wahllokomotive erwiesen hatte. 

Die Wahl bestätigte bei etwas gesunkener Wahlbeteili-
gung (84,3 %) die bisherige Regierungskoalition, aller-
dings mit leichten Verschiebungen. Beide Volksparteien 
CDU/CSU und SPD verloren Stimmen und Mandate 
(-4,5 bzw. -1,2 Prozentpunkte), während die kleineren Bun-
destagsparteien FDP (+2,1 Prozentpunkte) und Grüne 
(+2,7 Prozentpunkte) zulegten. Wie schon 1983 blieben 
alle anderen Parteien unter ein Prozent.
Entsprechend den vorherigen Ankündigungen wurde die 
christlich-liberale Regierungskoalition mit den bisherigen 
Hauptmatadoren fortgesetzt.

Tabelle 10: 10. Bundestagswahl am 6. März 1983

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 44 088 935
Wählerinnen und 
Wähler

39 279 529 89,1

Ungültig 338 841 0,9
Gültig 38 940 687 520 (22)
SPD 14 865 807 38,2 202 (9)
CDU 14 857 680 38,2 202 (11)
CSU 4 140 865 10,6 53
FDP 2 706 942 7,0 35 (1)
Grüne 2 167 431 5,6 28 (1)
Sonstige 201 962 0,4 -

Quelle: Statistisches Bundesamt

Tabelle 11: 11. Bundestagswahl am 25. Januar 1987

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 45 327 982
Wählerinnen und 
Wähler

38 225 294 84,3

Ungültig 357 975 0,9
Gültig 37 867 319 519 (22)
SPD 14 025 763 37,0 193 (7)
CDU 13 045 745 34,5 185 (11)
CSU 3 715 827 9,8 49
FDP 3 440 911 9,1 48 (2)
Grüne 3 126 256 8,3 44 (2)
Sonstige 512 817 0,9 -

Quelle: Statistisches Bundesamt
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Die Bundestagswahl 1990
Die Bundestagswahl 1990 fand vor dem Hintergrund des 
welthistorischen Systemwandels (Ende des Ost-West-Kon-
flikts) und in deren Kontext der friedlichen Revolution in der 
DDR und der deutschen Wiedervereinigung statt und ist 
deshalb als weitere Schlüsselwahl einzustufen. Die von 
Bundeskanzler Kohl geschmiedete „Allianz für Deutsch-
land“ hatte die erste freie Parlamentswahl in der DDR seit 
1947 am 18. März 1990 überraschend eindeutig gewon-
nen. In der Folge kam es zum Vertrag über die Währungs-, 
Wirtschafts- und Sozialunion und dem Beitrit t der DDR 
mit ihren wiederbelebten Ländern zum Geltungsbereich 
des Grundgesetzes und damit zur Wiedervereinigung am 
3. Oktober 1990. Ihr hatten auch die alliierten Sieger-
mächte einschließlich der Sowjetunion zugestimmt, wobei 
letztere auch den Verbleib von Gesamtdeutschland in der 
NATO am Ende akzeptierte.
Kurzfristig wurde der Bundestag um 144 von der DDR-
Volkskammer entsprechend den Mehrheitsverhältnissen 
entsandte Abgeordnete auf 663 aufgestockt. Bei der 
Volkskammerwahl war die Parteidiktatur der Sozialisti-
schen Einheitspartei Deutschlands (SED), die sich in die 
Partei des Demokratischen Sozialismus (PDS) umgewan-
delt hatte, hinweggefegt worden, wobei das Parteiensys-
tem schon stark vom westdeutschen Parteiensystem beein-
flusst worden war. Bei der Bundestagswahl 1990 setzte 
sich das westdeutsche Parteiensystem im Wesentlichen 
auch in Ostdeutschland durch. Als Kanzlerkandidat der 
SPD trat der saarländische Ministerpräsident Oskar Lafon-
taine gegen den mit dem Nimbus des „Kanzlers der Ein-
heit“ ausgestatteten Helmut Kohl an.
Wahlrechtlich waren nicht nur erstmals die Bürgerinnen 
und Bürger der früheren DDR, sondern auch die Bevölke-
rung Westberlins wahlberechtigt. Die gesetzliche Mit-
gliederzahl des Bundestages wurde von 519 auf 656 Sitze 
angehoben. Durch Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
wurde aus Gründen des fairen Wettbewerbs zudem nur für 
diese Wahl die Fünfprozentklausel nicht für das erweiterte 
Bundesgebiet insgesamt, sondern getrennt für West-
deutschland und die ehemalige DDR einschließlich des 
wiedervereinten Berlins angewandt.
Bei einer Wahlbeteiligung von „nur“ 77,8 Prozent gewan-
nen die bisherigen Koalitionsparteien CDU/CSU und FDP 
die erste gesamtdeutsche Wahl eindeutig. Zwar verlor die 
Union prozentual leicht an Stimmen (-0,5 Prozentpunkte), 
blieb aber gegenüber der stärker verlierenden SPD 
(-3,5 Prozentpunkte) mit 43,8 Prozent klarer Spitzenreiter 
und gewann zusätzlich sechs Überhangmandate in den 
neuen Bundesländern. Hauptgewinner war die FDP mit 
plus 1,9 Prozentpunkten, die mit 11,0 Prozent wieder zwei-
stellig wurde. Kurios war das Ergebnis für die Grünen, die 
bundesweit 5,1 Prozent erhielten. Da die stark von der Bür-
gerbewegung geprägte ostdeutsche Gruppierung Bünd-
nis 90/Grüne und die westdeutschen Grünen sich aber 
noch nicht vereinigt hatten, wurden sie getrennt gewertet. 
Das ostdeutsche Bündnis 90/Grüne nahm mit 6,2 Prozent 
die Fünfprozenthürde in Ostdeutschland und entsandte 
acht Abgeordnete in den Bundestag. Die westdeutschen 
Grünen scheiterten dagegen mit 4,8 Prozent knapp. Profi-
teur der getrennt kalkulierten Fünfprozentklausel war allein 
die PDS, die mit 11,1 Prozent in Ostdeutschland (Gesamt-
deutschland 2,4 Prozent) und einem Direktmandat in Berlin 
17 Mandate im Bundestag gewann. Dadurch wurde der 
Bundestag zu einem Fünf-Fraktionen-Parlament. Den als 

neue Partei im rechtsextremen Lager angetretenen Repub-
likanern blieb mit 2,1 Prozent der Einzug in den Bundestag 
klar verwehrt, allerdings übersprangen sie leicht die 
0,5-Prozent-Hürde für die staatliche Parteienfinanzierung.
Im Ost-West-Vergleich zeigt sich, dass die Koalition in bei-
den Wahlgebieten über eine klare Mehrheit verfügte. Die 
CDU schnitt in Ostdeutschland geringfügig schlechter ab 
(41,8 zu 44,3 %), die SPD mit der Konkurrenz der PDS deut-
lich schlechter (24,3 zu 35,7 %). Die FDP erhielt in Ost-
deutschland sogar mehr Stimmen (12,9 zu 10,6 %) und er-
rang aufgrund der Popularität des aus Halle stammenden 
Außenministers und FDP-Spitzenkandidaten Genscher in 
Halle ein Direktmandat. Besonders krass war das Un-
gleichverhältnis erwartungsgemäß für die PDS, die mit 
0,3 Prozent zu 11,1 Prozent eindeutig als ostdeutsche 
Regional partei wahrgenommen wurde. Trotz des pluralis-
tischer gewordenen Parteiensystems im Deutschen Bun-
destag ermöglichte die solide Mehrheit, die christlich-libe-
rale Regierungskoalition mit Bundeskanzler Kohl und Vize-
kanzler und Außenminister Genscher fortzuführen.

Die Bundestagswahl 1994
Die mit der Wiedervereinigung verbundenen Probleme, 
insbesondere die strukturelle Neuordnung und Eingliede-
rung der Wirtschaft mit der Abwicklung vieler nicht wett-
bewerbsfähiger Betriebe und resultierender hoher Arbeits-
losigkeit sowie die finanziellen und mentalen (vor allem 
von den Ostdeutschen zu tragenden) Belastungen und 
Umstellungen, erwiesen sich als schwieriger und länger-
fristiger als von der Regierung angenommen und propa-
giert. In der Folge verlor die Bundesregierung, obwohl das 
Urteil über die innerdeutsche Integrationspolitik im Aus-
land deutlich positiver ausfiel, im Inland erheblich an Rück-
halt. Im Wahljahr gelang der Regierungskoalition aller-
dings eine Aufholjagd, so dass ein knappes Wahlergebnis 
erwartet wurde. Für die Union kandidierte erneut Bundes-
kanzler Kohl, während die SPD nach innerparteilichen Aus-
einandersetzungen ihren Parteivorsitzenden, den früheren 
rheinland-pfälzischen Ministerpräsidenten Rudolf Schar-
ping, als Kanzlerkandidaten nominierte, der im Rahmen ei-

Tabelle 12: 12. Bundestagswahl am 2. Dezember 1990

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 60 436 560
Wählerinnen und 
Wähler

46 995 915 77,8

Ungültig 540 143 1,1
Gültig 46 455 772 662
CDU 17 055 116 36,7 268
SPD 15 545 366 33,5 239
FDP 5 123 233 11,0 79
CSU 3 302 980 7,1 51
Grüne 1 788 200 3,8 -
PDS 1 129 578 2,4 17
REP 987 269 2,1 -
B 90/Grüne 559 207 1,2 8
Sonstige 964 823 2,0 -

Quelle: Statistisches Bundesamt
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ner wenig harmonischen „Troika“ (zusammen mit Oskar La-
fontaine und Gerhard Schröder) den Wahlkampf bestrit t. 
Auf Seiten der FDP trat als Nachfolger des aus Altersgrün-
den zurückgetretenen Hans-Dietrich Genscher als Spit-
zenkandidat Außenminister Klaus Kinkel an.
Am Wahltag konnten sich bei einer Wahlbeteiligung von 
79,0 Prozent die Koalitionsparteien trotz Verlusten (Union 
-2,3, FDP sogar -4,1 Prozentpunkte) knapp behaupten. Alle 
Oppositionsparteien im Bundestag legten zu (SPD um 2,9, 
die inzwischen vereinigten Bündnis 90/Die Grünen um 2,2 
und die PDS um 2,0 Prozentpunkte), womit die Grünen erst-
mals den drit ten Platz vor der FDP belegten. Die PDS schei-
terte zwar mit 4,4 Prozent an der nunmehr wieder für das 
gesamte Bundesgebiet geltenden Fünfprozenthürde, ge-
langte aber über die Ausnahmeklausel (drei Direktman-
date) mit vier in Ostberlin direkt gewonnenen Wahlkreisen 
(u. a. Gregor Gysi) mit 30 Abgeordneten in den Bundes-
tag. Die sehr knappe Mandatsmehrheit für Union und FDP 
(nur zwei Mandate) wurde dadurch komfortabler, dass 
erstmals die Zahl der Überhangmandate mit 16 zweistellig 
wurde (zwölf für die CDU, vier für die SPD), wobei die 
Masse der Überhangmandate wegen der Parteienkonstel-
lation (PDS als drit te Kraft) überwiegend in Ostdeutsch-
land anfiel (13 gegenüber drei in westdeutschen Ländern). 
Die Republikaner blieben mit weiter geschrumpften 1,9 Pro-
zent bedeutungslos.
Im Ost-West-Vergleich zeigt sich, dass die Veränderungen 
der Wählerströme in Ostdeutschland sehr viel stärker aus-
fielen als in Westdeutschland (Verhältnis etwa 3:1), was 
vor allem auf die geringere traditionelle Parteienbindung 
und die extremen Veränderungen der Lebenssituation in 
Ostdeutschland zurückzuführen sein dürfte. Die stärksten 
Unterschiede ergaben sich (jeweils Ost zu West in Prozent-
punkten) bei PDS (+8,7 zu 0,7), FDP (-9,4 zu -2,9) und SPD 
(+7,2 zu +1,8).
Das Ergebnis der Koalitionsverhandlungen war eine er-
neute Regierungskoalition aus CDU/CSU und FDP unter 
Bundeskanzler Kohl und Vizekanzler und Außenminister 
Kinkel.

Die Bundestagswahl 1998
Die 14. Bundestagswahl fand statt in einem schwierigen 
wirtschaftlichen Umfeld mit stark gestiegener Arbeitslosig-
keit, die von der Bevölkerung als wichtigstes Problem ein-
gestuft wurde. Die Bundesregierung hatte versucht, mit 
vorsichtigen Reformen in der Wirtschafts- und Sozialpolitik 
zu reagieren, die zwar von Seiten der Wissenschaft über-
wiegend als unzureichend bewertet wurden, bei Gewerk-
schaften und teilweise in der Bevölkerung aber auf hef-
tigen Protest stießen (z. B. Einschränkungen der Lohnfort-
zahlung im Krankheitsfall) und in Teilen im Bundesrat an 
dem vom SPD-Vorsitzenden Lafontaine koordinierten 
Wider stand der SPD-geführten Länder scheiterten. 
Europapolitisch hatte Bundeskanzler Kohl sein ganzes po-
litisches Gewicht zu Gunsten der Euro-Einführung (1999 
bzw. als Bargeld 2002) eingesetzt, die am 2. Mai 1998 von 
den Staats- und Regierungschefs der EU beschlossen wor-
den war, in der auf die Deutsche Mark fixierten deutschen 
Bevölkerung aber auf große Vorbehalte und teilweise or-
ganisierten Widerstand stieß (z. B. neue Partei „Pro DM“). 
Personalpolitisch hatte Bundeskanzler Kohl in der Union 
seine erneute Kandidatur angemeldet und Wolfgang 
Schäuble zugleich zum „Kronprinzen“ erhoben, ihn aber 
auch in eine Warteposition geschoben. In der SPD ent-
schieden der Wahlerfolg bei der niedersächsischen Land-
tagswahl und die dabei bewiesene Attraktivität für die 
Wählerinnen und Wähler der „neuen Mitte“ den Konkur-
renzkampf zwischen dem neuen Parteivorsitzenden Lafon-
taine und dem niedersächsischen Ministerpräsidenten 
Gerhard Schröder zugunsten des letzteren als Kanzler-
kandidat. Bei Meinungsumfragen erhielt Gerhard Schrö-
der als Kanzlerkandidat deutlich bessere Werte als der 
schon 16 Jahre amtierende Bundeskanzler Kohl. Der Wahl-
kampf war auch ein „Lagerwahlkampf“, insofern Union und 
FDP auf der einen, SPD und Grüne auf der anderen Seite 
sehr deutlich machten, dass sie eine Koalition anstrebten, 
wobei auch die rot-grüne Koalition bereits in mehreren 
Bundesländern erprobt worden war.
Das Votum der Wählerinnen und Wähler war ein ein  deu-
tiger Sieg der SPD und der rot-grünen Wunschkoalition, 
und entsprechend eine Ablösung der seit 1982 amtieren-
den christlich-liberalen Koalition unter Bundeskanzler 
Kohl. Die SPD gewann 4,5 Prozentpunkte und verdrängte 
mit 40,9 Prozent zum zweiten Mal (nach 1972) die Union 
von der Spitzenposition. Sie gewann zudem alle 13 Über-
hangmandate (davon wiederum zwölf in Ostdeutschland) 
und fast zwei Drit tel der Direktmandate (212 von 328). Die 
Union verlor 6,4 Prozentpunkte und musste mit 35,1 Prozent 
das nach 1949 schlechteste Bundestagswahlergebnis und 
damit eine bittere Niederlage hinnehmen. Bündnis 90/Die 
Grünen (-0,6 Prozentpunkte) verloren ebenso wie die FDP 
(-0,7 Prozentpunkte) an Zustimmung, konnten aber ihren 
drit ten Rangplatz behaupten. Die PDS dagegen legte um 
0,6 Prozentpunkte zu und konnte mit 5,1 Prozent erstmals 
die Fünfprozenthürde nehmen. Erneut gewann sie auch vier 
Direktmandate in Berlin. Im rechtsextremen Lager erreich-
ten die Republikaner 1,8 Prozent, die DVU 1,2 Prozent und 
die NPD 0,3 Prozent (zusammen 3,3 %). Auch die Euro-kriti-
sche Partei „Pro DM“ partizipierte mit 0,9 Prozent noch an 
der staatlichen Parteienfinanzierung.

Tabelle 13: 13. Bundestagswahl am 16. Oktober 1994

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 60 452 009
Wählerinnen und 
Wähler

47 737 999 79,0

Ungültig 632 825 1,3
Gültig 47 105 174 672
CDU 16 089 960 34,2 244
SPD 17 140 354 36,4 252
FDP 3 258 407 6,9 47
CSU 3 427 196 7,3 50
Grüne 3 424 315 7,3 49
PDS 2 066 176 4,4 30
REP 875 239 1,9 -
Sonstige 823 527 1,6 -
Sonstige 964 823 2,0 -

Quelle: Statistisches Bundesamt
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Im Ost-West-Vergleich ist bemerkenswert, dass die SPD so-
wohl in Ost- wie in Westdeutschland den Spitzenplatz be-
setzte (35,1 bzw. 42,3 %). Das Ergebnis beruht neben den 
SPD-Gewinnen vor allem auf den starken Verlusten der 
Union, die in Ostdeutschland einem Absturz gleichkamen 
(-11,2 Prozentpunkte auf 27,3 % gegenüber -9,1 Prozent-
punkten auf 37,0 % in Westdeutschland).
Als Folge des Wahlergebnisses kam die erste rot-grüne 
Bundesregierung unter Bundeskanzler Schröder sowie Vi-
zekanzler und Außenminister Joschka Fischer ins Amt. Der 
in der Kanzlerkandidatenkonkurrenz unterlegene Oskar 
Lafontaine, der über die mächtige Position des Parteivor-
sitzenden verfügte, übernahm das in seinen Kompetenzen 
gestärkte Finanzministerium und damit eine Schlüsselposi-
tion im Kabinett. Er geriet allerdings mit seinen stärker tra-
ditionell sozialistisch ausgerichteten wirtschafts- und 
finanzpolitischen Vorstellungen (nachfrageorientierte Po-
litik) schnell in Konflikt mit dem eher wirtschaftsliberal ori-
entierten Kanzler Schröder und löste diesen Konflikt durch 
seinen Rücktrit t sowohl als Finanzminister als auch als 
 Parteivorsitzender (eine Position, die dann von Gerhard 
Schröder übernommen wurde). Auf der Unionsseite waren 
als Konsequenz der Wahlniederlage sowohl der CDU-
Vorsitzende Kohl als auch der CSU-Vorsitzende Theo 
Waigel zurückgetreten. Ihre Nachfolger wurden der bis-
herige Fraktionsvorsitzende Wolfgang Schäuble für die 
CDU und der bayrische Ministerpräsident Edmund Stoiber 
für die CSU. Schäuble trat allerdings wegen seiner ange-
prangerten Verwicklung in die Parteispendenaffäre von 
Helmut Kohl kurz darauf wieder zurück, und erstmals wurde 
mit Angela Merkel eine Frau und Ostdeutsche zur CDU-
Vorsitzenden gewählt.

Die Bundestagswahl 2002
Erstmals musste sich eine rot-grüne Bundesregierung er-
neut dem Urteil der Wählerinnen und Wähler stellen, 
nachdem sie mehreren Härtetests unterworfen worden 
war. So beteiligte sich Deutschland unter rot-grüner Regie-
rungsverantwortung zum ersten Mal nach dem Zweiten 

Weltkrieg an einem bewaffneten Konflikt (NATO-Einsatz 
auf dem Balkan), und bei den Grünen verließen daraufhin 
Exponenten des fundamentalistischen Flügels der Frie-
densbewegung die Partei. Im Wahlkampf spielten außen-
politisch der Irakkrieg, zu dem Bundeskanzler Schröder 
und Außenminister Fischer eine entschieden kritische Rolle 
auch gegenüber dem wichtigen traditionellen Verbünde-
ten USA einnahmen, innenpolitisch die Reformvorschläge 
der Hartz-Kommission zur Verbesserung der kritischen 
Wirtschaftslage sowie die kontroversen Diskussionen um 
die Ökosteuer eine wichtige Rolle. Alle Parteien hatten zu-
dem mit mehr oder weniger gewichtigen Skandalen zu 
kämpfen. Stichworte sind bei der CDU der nachwirkende 
Spendenskandal (anhaltende Weigerung von Altkanzler 
Kohl, die Namen der Spender zu nennen), bei der FDP eine 
im Alleingang vom nordrhein-westfälischen Landesvorsit-
zenden Jürgen Möllemann gestartete Israelkritische Flug-
blattaktion unmittelbar vor der Wahl, die auf das rechte 
Wählerspektrum zielte, bei der SPD die Kölner Spenden-
affäre im Kontext der Müllverbrennungsanlagen, und pro-
minente Grüne- und PDS-Repräsentanten wurden von der 
„Bonusmeilen-Affäre“ beschädigt. Zugunsten der rot-grü-
nen Bundesregierung dürfte sich das medienwirksame 
Agieren von Bundeskanzler Schröder in der Flutkata-
strophe der Elbe im Wahljahr ausgewirkt haben.
Als Herausforderer und Kanzlerkandidaten schickte die 
Union den CSU-Vorsitzenden und bayrischen Ministerprä-
sidenten Edmund Stoiber in den Wahlkampf, zu dessen 
Gunsten die CDU-Vorsitzende Angela Merkel in der 
unions internen Konkurrenz verzichtet hatte. Erstmals er-
nannte auch die FDP ihren neuen Parteivorsitzenden Guido 
Wester welle zum Kanzlerkandidaten, um mehr Medienre-
sonanz zu erzielen. Der Versuch, die Teilnahme an der 
zweiteiligen Fernsehdiskussion der Kanzlerkandidaten ge-
richtlich durchzusetzen, scheiterte jedoch vor dem Bundes-
verfassungsgericht.
Die Zahl der Wahlkreise war durch einen Neuzuschnitt auf 
299 und die gesetzliche Mandatszahl auf 598 und damit 
um etwa zehn Prozent verringert worden.
Das Wahlergebnis fiel bei einer leicht gesunkenen Wahl-
beteiligung von 79,1 Prozent so knapp aus, dass z. B. in ers-
ten Hochrechnungen der ARD die angestrebte Koalition 
aus Union und FDP irr tümlich als Sieger erschien. Tatsäch-
lich konnte sich die Regierungskoalition knapp behaupten 
(306 Mandate zu 295 Union/FDP und zwei PDS). Die Man-
datsmehrheit wurde dadurch etwas komfortabler, dass von 
fünf Überhangmandaten die SPD vier und die CDU nur ei-
nes gewann. SPD (-2,4 Prozentpunkte) und Union (+3,4 Pro-
zentpunkte) lagen mit jeweils 38,5 Prozent fast gleichauf 
(hauchdünner Vorsprung von rund 6000 Stimmen bei der 
SPD), blieben aber beide erstmals seit 1949 unter der 
40-Prozent-Linie. Grüne (+1,9 Prozentpunkte) und FDP 
(+1,2 Prozentpunkte) legten leicht zu. Mit Hans-Christian 
Ströbele gewannen die Grünen in Berlin erstmals ein Di-
rektmandat. Für die Koalitionsmehrheit entscheidend war, 
dass die PDS nicht nur 1,1 Prozentpunkte verlor und damit 
wieder unter die Fünfprozentgrenze rutschte, sondern auch 
nur zwei Direktmandate in Berlin gewann und damit nicht 
von der Ausnahmeklausel (drei Direktmandate) profitieren 
konnte. Im rechtsextremen Lager erreichten die Republika-
ner noch 0,6 Prozent, während die NDP mit 0,4 Prozent er-
neut nicht einmal die finanziell bedeutsame 0,5-Prozent-
Hürde nahm. Auch die in Hamburg ursprünglich furios ge-
startete „Schill-Partei“ stürzte mit 0,8 Prozent ab.

Tabelle 14: 14. Bundestagswahl am 27. September 1998

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 60 762 751
Wähler 49 947 087 82,2
Ungültig 638 575 1,3
Gültig 49 308 512 669
SPD 20 181 269 40,9 298
CDU 14 004 908 28,4 198
CSU 3 324 480 6,7 47
Grüne 3 301 624 6,7 47
FDP 3 080 955 6,2 43
PDS 2 515 454 5,1 36
REP 906 383 1,8 -
DVU 601 192 1,2 -
NPD 126 571 0,3 -
Pro DM 430 099 0,9 -
Sonstige 835 577 1,7 -

Quelle: Statistisches Bundesamt
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Erstmals wurde die Wahl in Ostdeutschland entschieden. 
Der Vorsprung von Union und FDP im Westen gegenüber 
SPD und Grünen wurde durch den Vorsprung der Regie-
rungsparteien in Ostdeutschland überkompensiert. Wäh-
rend die CDU im Osten nur einen Prozentpunkt hinzu-
gewann und sich leicht auf 28,3 Prozent verbesserte 
 (Westdeutschland 40,8 %), legte die SPD im Osten um 
4,6 Prozentpunkte auf 39,7 Prozent zu und vergrößerte den 
Vorsprung gegenüber der CDU auf satte 11,4 Prozent-
punkte. Auch die PDS, die im Westen nur 0,1 Prozentpunkte 
einbüßte, verlor die wahlentscheidenden Prozente in ihrer 
ostdeutschen Hochburg (-4,7 Prozentpunkte), wo sie in 
Berlin auch zwei ihrer vier Direktmandate an die SPD ab-
geben musste.
Nach Koalitionsverhandlungen wurde die rot-grüne Koali-
tion wie angekündigt fortgesetzt, sollte aber bald in 
schwere Wasser geraten.

Die Bundestagswahl 2005
2005 fand die vierte vorgezogene Bundestagwahl statt. 
Sie hatte wie ihre Vorgänger eine dramatische Vorge-
schichte. Bundeskanzler Schröder und die rot-grüne Koali-
tion entschieden sich nach der Bundestagswahl 2002 in 
weiterhin kritischer Wirtschaftslage Deutschlands für das 
mutige Reformprogramm „Agenda 2010“, das eine Über-
prüfung des Sozialsystems („Fördern und Fordern“) mit 
Härten z. B. bei den Sozialleistungen und der Arbeitslo-
senversicherung (Arbeitslosengeld I und II) einschloss und 
auf mehr Wettbewerbsfähigkeit als Voraussetzung für ver-
stärktes Wachstum und mehr Beschäftigung zielte. Unge-
achtet strit tiger Reformdetails wird die „Agenda 2010“ 
heute überwiegend als gelungene Reform und wichtige 
Grundlage für die spätere wirtschaftliche Aufwärtsent-
wicklung, insbesondere die rückläufige Arbeitslosigkeit, 
angesehen. Gleichwohl führte der abrupte, im Wahlkampf 
nicht thematisierte Reformkurs mit seinen sozialpolitischen 
Härten zu heftigen innerparteilichen Kontroversen in der 
SPD bis hin zu Mitgliederverlusten – insbesondere bei ge-
werkschaftsnahen Mitgliedern. Die „Agenda 2010“ stieß 

vor allem auf den erbitterten Widerstand der Gewerk-
schaften, so dass es zu einer zeitweiligen Entfremdung 
zwischen der SPD-Führung und ihrem traditionell engsten 
Verbündeten kam.
Parteipolitisch formierte sich – getragen von organisati-
onserprobten Gewerkschaftsfunktionären der mittleren 
Hierarchie – eine Wahlalternative Arbeit und Soziale Ge-
rechtigkeit (WASG), die nach ersten Achtungserfolgen 
den früheren SPD-Vorsitzenden Lafontaine als prominen-
ten Spitzenmann gewann und eine enge Zusammenarbeit 
mit der PDS einging, auf deren Listen zur Bundestagswahl 
2005 WASG-Kandidaten antraten (und die 2007 zur Fu-
sion in der Partei Die Linke führte).
Nach der schweren Niederlage der SPD bei der Landtags-
wahl im größten Bundesland Nordrhein-Westfalen am 
22. Mai 2005, die u. a. zur Abwahl des bisherigen Minister-
präsidenten Peer Steinbrück und seiner rot-grünen Landes-
regierung und der Regierungsübernahme durch den CDU-
Ministerpräsidenten Jürgen Rüttgers mit einer christlich- 
liberalen Koalition sowie zur weiteren Machtverschiebung 
im Bundesrat führte – Zweidrittelmehrheit für unions geführte 
Regierungen –, entschloss sich Bundeskanzler Schröder zu 
einer radikalen „Vorwärtsverteidigung“ und strebte vorzei-
tige Neuwahlen an. Wie schon 1983 Bundeskanzler Kohl 
führte er künstlich eine Niederlage bei einer Vertrauensab-
stimmung herbei und bat anschließend Bundespräsident 
Horst Köhler, den Bundestag aufzulösen und Neuwahlen 
anzusetzen. Der Bundespräsident entschied sich, dieser 
Bitte zu folgen, eine Entscheidung, die von zwei Bundes-
tagsabgeordneten, mehreren kleinen Parteien sowie Bürge-
rinnen und Bürgern als verfassungswidrig eingeschätzt und 
vor das Bundesverfassungsgericht gebracht, aber wie schon 
1983 von diesem bestätigt wurde.
Im Wahlkampf traten die Parteien wiederum für die bishe-
rigen Koalitionspräferenzen ein. Auf Unionsseite forderte 
die CDU-Partei- und -Fraktionsvorsitzende Angela Merkel 

Tabelle 15: 15. Bundestagswahl am 18. September 2002

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 61 432 868
Wählerinnen und 
Wähler

48 582 761 79,1

Ungültig 586 281 1,2
Gültig 47 996 480 603
SPD 18 488 668 38,5 251
CDU 14 167 561 29,5 190
CSU 4 315 080 9,0 58
Grüne 4 110 355 8,6 55
FDP 3 538 815 7,4 47
PDS 1 916 702 4,0 2
Schill 400 476 0,8 -
REP 280 671 0,6 -
NPD 215 232 0,4 -
Sonstige 562 920 1,2 -

Quelle: Statistisches Bundesamt

Tabelle 16: 16. Bundestagswahl am 18. September 2005

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 61 870 711
Wählerinnen und 
Wähler

48 044 134 77,7

Ungültig 756 146 1,6
Gültig 47 287 988 614
SPD 16 194 665 34,2 222
CDU 13 136 740 27,8 180
FDP 4 648 144 9,8 61
Die Linke 4 118 194 8,7 54
Grüne 3 838 326 8,1 51
CSU 3 494 309 7,4 46
NPD 748 568 1,6 -
REP 166 101 0,6 -
Sonstige 942 941 1,6 -

Quelle: Statistisches Bundesamt
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als Kanzlerkandidatin den amtierenden SPD-Kanzler 
Gerard Schröder heraus. Sie verfocht ein noch weiter-
gehendes wirtschafts-, finanz- und sozialpolitisches Re-
formprogramm, u. a. mit dem früheren Verfassungsrichter 
und Professor Paul Kirchhoff eine radikale Steuerreform, die 
aber in der Bevölkerung auf Vorbehalte stieß. Tendenziell 
gelang es den Parteien der bisherigen Regierungskoalition, 
im Wahlkampf in den Meinungsumfragen aufzu holen. 
Das Votum der Wählerschaft erwies sich bei einer Wahl-
beteiligung von 77,7 Prozent als schwierig. Beide großen 
Parteien verloren weiter an Rückhalt. Da die Union 
(-3,3 Prozentpunkte) aber etwas weniger verlor als die SPD 
(-4,3 Prozentpunkte), wurde sie mit 35,2 Prozent wieder 
stärkste Fraktion vor der SPD (34,2 %). Die mit 16 erneut 
zweistellige Zahl von Übergangmandaten (neun für die 
SPD und sieben für die CDU) fiel wiederum überwiegend in 
Ostdeutschland an (elf zu fünf). Da die FDP um 
2,4 Prozentpunkte auf 9,8 Prozent zulegte, während die 
Grünen 0,5 Prozentpunkte einbüßten (8,1 %, aber weiter-
hin ein Direktmandat in Berlin), eroberte sie den drit ten 
Rangplatz zurück. Schwarz-Gelb lag mit 45,0 Prozent also 
deutlich vor Rot-Grün mit 42,3 Prozent. Gleichwohl reichte 
es nicht zu einer Regierungsmehrheit, da sich die PDS in 
Verbindung mit der WASG unter dem Listennamen „Die 
Linke“ auf 8,7 Prozent mehr als verdoppelte (+4,7 Prozent-
punkte sowie drei Direktmandate) und vor den Grünen auf 
Platz vier landete. Im rechtsextremen Lager hatte es nach 
Absprache einen Wahlverzicht der Deutschen Sozialen 
Union (DSU) zugunsten der NPD gegeben, die 1,6 Prozent 
erhielt und damit auf niedrigem Niveau klar vor den Repu-
blikanern (0,6 %) lag.
Im Ost-West-Vergleich fällt auf, dass die SPD trotz starker 
Verluste (-9,3 Prozentpunkte) ihre Spitzenstellung in Ost-
deutschland behauptete (30,4 %) und die PDS auf Grund 
ihrer starken Gewinne (+8,4 Prozentpunkte) in Ostdeutsch-
land zur Union aufschloss (beide 25,3 %). Angesicht dieser 
Konstellation, die erstmals seit 1949 keine Mehrheit mehr 
für eine Zwei-Parteien-Regierung jenseits der Großen Koa-
lition ergab, erwies sich die Regierungsbildung als schwie-
rig. Da eine Koalition SPD-Grüne-PDS schon aus inhalt-
lichen Gründen sowohl von SPD und Grünen als auch von 
der PDS ausgeschlossen wurde, gab es Diskussionen um 
eine SPD-Grüne-FDP-Koalition „Ampel“ oder alternativ 
Union-FDP-Grüne-Koalition („Schwarze Ampel“ oder nach 
den Parteifarben „Jamaika-Koalition“), die aber im Sande 
verliefen. Am Ende erwies sich allein eine Große Koalition 
als machbar, wobei die SPD nach langem Zögern und nach 
Verzicht Gerhard Schröders die Kanzlerschaft Angela 
Merkels akzeptieren musste. Auch der CSU-Vorsitzende 
Stoiber verzichtete auf das ihm angebotene Amt des Wirt-
schaftsministers und blieb als Regierungschef in Bayern. 
Die Koalitionsverhandlungen mündeten in der zweiten 
Großen Koalition mit der Neuerung einer Frau und Ost-
deutschen als Bundeskanzlerin in Gestalt der CDU-Vorsit-
zenden Angela Merkel. Auf Seiten der SPD traten insbe-
sondere der Parteivorsitzende Franz Müntefering als Ar-
beitsminister und Vizekanzler und Frank-Walter Steinmeier 
als Außenminister in die Bundesregierung ein.

Die Bundestagswahl 2009
Mehr noch als 1967 erwies sich die Große Koalition als 
Notgemeinschaft, bei der beide Partner die angestrebte 
Scheidung bei der nächsten Wahl stets im Auge behielten. 
Gleichwohl ist der Großen Koalition zu bescheinigen, dass 

sie insbesondere die 2008 hereinbrechende Weltwirt-
schaftskrise besser bewältigt hat als die meisten anderen 
Industrieländer. Die krisenbedingte Ausweitung des staatli-
chen Finanzdefizits hielt sich in vergleichsweise engen 
Grenzen, und auch der Anstieg der Arbeitslosigkeit wurde 
mit Hilfe verschiedener Maßnahmen der Arbeitsmarktpoli-
tik begrenzt. Nach dem Höhepunkt der Weltwirtschafts-
krise zeichnete sich ab, dass das stark exportorientierte 
Deutschland aus der Krise eher gestärkt hervorgehen 
würde. Die Weltwirtschaftskrise und die sich anschließende 
Staatsschuldenkrise im Euro-Raum unterstrichen die ökono-
mische Schlüsselstellung der Bundesrepublik in Europa. Sie 
brachten auf den unterschiedlichen internationalen Konfe-
renzen auch Bundeskanzlerin Merkel einen deut lichen Pres-
tigezuwachs und beließen die zuständigen Fach minister, 
insbesondere die SPD-Repräsentanten Außen minister 
Frank-Walter Steinmeier und Finanzminister Peer Stein-
brück, in den Augen der Öffentlichkeit in einer sekundären 
Rolle. Der nach dem (aus privaten Gründen) zurückgetrete-
nen Franz Müntefering zum Vizekanzler aufgestiegene Au-
ßenminister Steinmeier wurde von der SPD als Kanzlerkan-
didat nominiert, so dass die Hauptmatadore – beide mit 
dem Wunsch, die Große Koalition zu beenden – aus den 
Regierungsämtern gegeneinander antraten.
Die Bundestagswahl 2009 führte zu einem Absinken der 
Wahlbeteiligung noch unter das Startniveau 1949 mit 
70,8 Prozent zu dem bisher niedrigsten Wert bei Bundes-
tagswahlen. Die regierenden Volksparteien (Union und 
SPD) verloren deutlich an Stimmen zugunsten der kleine-
ren Oppositionsparteien und erreichten zusammen mit 
56,8 Prozent nicht einmal mehr zwei Drit tel der Stimmen. 
Die Union verlor mit 1,4 Prozentpunkten (wobei die CSU 
deutlich stärkere Stimmeneinbußen verzeichnete als die 
CDU) noch relativ bescheiden (33,8 %) und konnte ihre 
Mandatsverluste durch die Rekordzahl von 24 Überhang-
mandaten (21 für die CDU – davon 17 in Ostdeutschland –, 
drei für die CSU in Bayern) sogar überkompensieren. 
Hauptverlierer war die SPD, die mit den bisher höchsten 
von einer Partei in einer Bundestagswahl erlit tenen Verlus-

Tabelle 17: 17. Bundestagswahl am 27. September 2009

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 62 168 489
Wählerinnen und 
Wähler

44 005 575 70,8

Ungültig 634 385 1,4
Gültig 43 371 190 622
CDU 11 828 277 27,3 194
SPD 9 990 488 23,0 146
FDP 6 316 080 14,6 93
Die Linke 5 155 933 11,9 76
Grüne 4 643 272 10,7 68
CSU 2 830 238 6,5 45
Piraten 847 870 2,0 -
NPD 635 525 1,5 -
REP 193 396 0,4 -
Sonstige 930 111 2,2 -

Quelle: Statistisches Bundesamt
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ten von 11,2 Prozentpunkten (und mehr als der Hälfte ihrer 
Direktmandate) auf ihr bisher schlechtestes Bundestags-
wahlergebnis von 23,0 Prozent zurückfiel (länderbezogen 
blieb sie nur noch in Bremen stärkste Partei). Alle drei bis-
herigen Oppositionsparteien im Bundestag gewannen 
deutlich prozentual an Stimmen und übersprangen die 
Zehn-Prozent-Linie. Der stärkste Gewinn ging an die FDP 
mit einem Plus von 4,7 Prozentpunkten, die mit Guido Wes-
terwelle als Spitzenkandidat 14,6 Prozent und damit ihr 
bisher bestes Bundestagswahlergebnis verzeichnete. Zu 
den Gewinnern zählte auch die aus der Fusion von PDS 
und WASG hervorgegangene Partei Die Linke mit dem 
Spitzenkandidatenduo Gregor Gysi und Oskar Lafon-
taine, die um 3,2 Prozentpunkte auf 11,9 Prozent zulegte 
und in Ostdeutschland 16 Direktmandate eroberte. Die 
Grünen belegten wiederum hinter der Linken Platz drei der 
kleineren Bundestagsparteien, gewannen aber 2,6 Pro-
zentpunkte hinzu (10,7 %) und wiederum ein Direktmandat 
in Berlin. Einen Achtungserfolg  erreichte mit 2,0 Prozent die 
neue Partei Die Piraten, die vor allem junge Wählerinnen 
und Wähler ansprach,  ihren Wahlkampf auf Internetaktivi-
täten konzentrierte und schon wegen dieser intensiven 
Nutzung neuer techno logischer Möglichkeiten von den 
„etablierten“ Parteien  genau beobachtet wurde. Im rechts-
extremen Spektrum verloren die NPD (1,5 %) und die Repu-
blikaner (0,4 %)  weiter an Wählerrückhalt.
Im Ost-West-Vergleich zeigt sich tendenziell eine Annähe-
rung der Wahlergebnisse. Die drei kleineren Bundestags-
parteien übersprangen in Ostdeutschland bzw. Die Linke 
in Westdeutschland klar die Fünfprozenthürde. Die stärkste 
Diskrepanz zeigt sich weiter bei der Linken, die in Ost-
deutschland auf 28,5 Prozent kam, in Westdeutschland 
dagegen „nur“ auf 8,3 Prozent (aber im Saarland wohl auf 
Grund der Kandidatur Lafontaines auf 21,2 %). Die SPD er-
lit t die stärksten Verluste in Ostdeutschland (-12,5 Prozent-
punkte auf 17,9 %), während die CDU dort sogar um 
4,5 Prozentpunkte zulegte (in Westdeutschland dagegen 
-2,8 Prozentpunkte).
Im Vorfeld der Bundestagswahl hatten die einzelnen Par-
teien in Hinblick auf die Bildung einer Regierungskoalition 
eine Reihe von Negativfestlegungen getroffen (insbeson-
dere keine Beteiligung der Linken, keine normale „Ampel“ 
und auch keine „Schwarze Ampel“), die in den Medien teil-
weise als „Ausschließeritis“ kritisiert wurden, da sie die Re-
gierungsbildung erschweren konnten. Das Bundestags-
wahlergebnis beendete diese Diskussion aber schlag-
artig, da es eine eindeutige Mandatsmehrheit (auch ohne 
die Überhangmandate) für eine CDU/CSU-FDP-Koalition 
brachte. Das Ergebnis der noch am Wahlabend anvisier-
ten zügigen Koalitionsverhandlungen war denn auch ein 
Koalitionsvertrag („Wachstum, Bildung, Zusammenhalt“), 
der eine schwarz-gelbe Regierungskoalition unter Bundes-
kanzlerin Merkel mit Guido Westerwelle als Vizekanzler 
und Außenminister vorsah.

Die Bundestagswahl 2013 
Zu den besonderen politischen Herausforderungen der 
17. Legislaturperiode zählten die „Eurokrise“, die Organi-
sation exorbitanter Finanzhilfe über neue Fonds, um die 
Verschuldungskrise mehrerer Euroländer, insbesondere 
Griechenlands, zu bekämpfen. Die Kritik an der Europapo-
litik war Wasser auf die Mühlen einer neuen rechtspopulis-
tischen Partei mit dem programmatischen Namen „Alter-
native für Deutschland“ (AfD). Die Reaktorkatastrophe in 

Fukushima (Japan) im März 2011 war Ausgangspunkt eines 
radikalen Kurswechsels in der deutschen Energiepolitik 
(Atomausstieg), der allerdings auch einen Grundkonflikt 
zwischen Union und Grünen entschärfte. Das Großprojekt 
der schwarz-gelben Regierung einer grundlegenden 
Steuer reform wurde dagegen nur in Spurenelementen rea-
lisiert, was zusammen mit Personalquerelen (u. a. Rücktrit t 
Guido Westerwelles als Parteichef) zu einer anhaltenden 
Negativbewertung der FDP führte. Als Kanzlerkandidaten 
nominierte die SPD mit Blick auf die Wählerinnen und 
Wähler der Mitte den früheren Bundesfinanzminister Peer 
Steinbrück, der im Wahlkampf aber ohne vollen Rückhalt 
der gesamten Partei gegen eine sehr angesehene und po-
puläre Amtsinhaberin Angela Merkel antreten musste.
Im Wahlrecht kam es zu zwei wesentlichen Änderungen. 
Nachdem das Bundesverfassungsgericht 2012 den Ein-
fluss der Überhangmandate quantitativ begrenzt hatte, 
wurden in einem Parteienkompromiss rechtzeitig zur Bun-
destagswahl 2013 wie schon in vielen Bundesländern 
„Ausgleichsmandate“ eingeführt, die den Vorteil von Über-
hangmandaten voll ausgleichen, die Gesamtzahl der 
Mandate allerdings potentiell stark erhöhen. Zudem 
wurde eine Neuregelung wirksam, die dauerhaft im Aus-
land lebenden Deutschen („Auslandsdeutsche“) unter be-
stimmten Bedingungen und auf Antrag das Wahlrecht ein-
räumt (2013 von gut 67.000 wahrgenommen). 
Im Ergebnis nahm die Wahlbeteiligung mit 71,5 Prozent nur 
geringfügig zu, wobei sie im Ländervergleich in Baden-
Württemberg mit 74,3 Prozent am höchsten und in Sachsen- 
Anhalt mit 61,2 Prozent am niedrigsten ausfiel. Die Wahl 
brachte der CDU einen erheblichen (6,8 Prozentpunkte) 
und der CSU einen geringeren (0,9 Prozentpunkte) Stim-
menzuwachs, so dass die Union wohl primär durch den Rü-
ckenwind der populären Kanzlerin wieder deutlich auf 
über 40 Prozent kam (41,5 %). Die Gewinne der Union gin-
gen allerdings nicht zuletzt zulasten des Koalitionspart-

Tabelle 18: 18. Bundestagswahl am 22. September 2013

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 61 946 900 
Wählerinnen und 
Wähler

44 309 925 71,5 

Ungü ltig 583 069 1,3 
Gü ltig 43 726 856 631 
CDU 14 921 877 34,1 255 
SPD 11 252 215 25,7 193 
Die Linke 3 755 699 8,6 64 
Grü ne 3 694 057 8,4 63 
CSU 3 243 569 7, 4 56 
FDP 2 083 533 4,8 
AfD 2 056 985 4,7 
Piraten 959 177 2,2 
Sonstige 1 759 744 4,0 

Quelle: Statistisches Bundesamt
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ners FDP, der mit 4,8 Prozent geradezu abstürzte (-9,8 Pro-
zentpunkte), zwei von drei Wählerinnen bzw. Wählern ver-
lor und erstmals an der Fünfprozenthürde scheiterte. Damit 
war auch die bei zusätzlichen 0,2 Prozent für die FDP mög-
liche Fortführung der Koalition ausgeschlossen. Von den 
Oppositionsparteien konnte nur die SPD mit 25,7 Prozent 
bescheidene Gewinne verzeichnen (+2,7 %). Die Linke 
(8,6 %) und die Grünen (8,4 %) verloren 3,3 bzw. 2,3 Pro-
zentpunkte. Die AfD scheiterte mit 4,7 Prozent wie die FDP 
knapp an der Fünfprozenthürde, so dass nur vier Fraktio-
nen im Bundestag vertreten waren. Von den 34 Parteien, 
die Wahlvorschläge eingereicht hatten, kamen außer den 
genannten Parteien nur die in mehreren Landtagen vertre-
tenen Piraten (2,2 %), die NPD (1,3 %) und die neu auf der 
Bundesebene kandidierenden „Freien Wähler“ (1,0 %) 
über die 0,5-Prozent-Grenze. Erstmals erwies sich die Fünf-
prozentklausel als so wirksam, dass 15,7 Prozent – fast ein 
Sechstel der Wählerschaft – nicht im Bundestag vertreten 
waren. 
Theoretisch wäre eine rot-rot-grüne Regierungskoalition 
der bisherigen Oppositionsparteien gegen die Union 
möglich gewesen, wurde aber aus inhaltlichen Gründen 
nicht ernsthaft diskutiert. Realistischer erschien das Aben-
teuer einer neuartigen schwarz-grünen Koalition, für das 
es aber innerparteilich noch keine Mehrheiten gab. So 
blieb einmal mehr die in der Bevölkerung durchaus mit 
Wohlwollen betrachtete Option der Großen Koalition aus 
CDU, CSU und SPD unter Bundeskanzlerin Angela Merkel 
und Vizekanzler (und Wirtschaftsminister) Sigmar Gabriel. 
Ihnen stand eine numerisch schwache Opposition aus Lin-
ken und Grünen mit weniger als 25 Prozent der Mandate 
gegenüber (wichtig für die Wahrnehmung von Minder-
heitsrechten, die daher in der Geschäftsordnung des Bun-
destages zugunsten der Opposition gestärkt wurden).

Die Bundestagswahl 2017
Zur politisch folgenreichsten Herausforderung dieser 
Legis laturperiode entwickelte sich die Flüchtlingskrise ins-
besondere Syriens, aber auch Afghanistans und afrikani-
scher Länder, von der die EU und hier wiederum Deutsch-
land als gesuchtes Asylland besonders betroffen war. Bei 
anhaltend günstiger Wirtschaftslage wurde die Asylpoli-
tik, teilweise verbunden mit Fragen der (inneren) Sicher-
heit, zum neuen zentralen Kritikpunkt der AfD und ein 
 wichtiges Thema der Wahlkampfauseinandersetzung.
Nachdem sich Bundeskanzlerin Merkel entschieden hatte, 
2017 letztmalig zu kandidieren, wählte die SPD einstimmig 
den früheren Präsidenten des Europaparlaments Martin 
Schulz zu ihrem Kanzlerkandidaten, der in einer eupho-
rischen Startphase im Frühjahr 2017 nach Meinungsumfra-
gen nicht nur vor der amtierenden Kanzlerin lag, sondern 
auch die SPD an der Union vorbeiziehen ließ.
Das Wahlergebnis im Herbst fiel anders aus und brachte 
bemerkenswerte Veränderungen. Bei einer deutlich ge-
stiegenen Wahlbeteiligung (+4,6 Prozentpunkte) und wei-
ter gewachsenem Briefwahlanteil (28,6 %) zog aufgrund 
von Überhangmandaten (46, davon 43 Union, 3 SPD) und 
Ausgleichsmandaten (65) eine Rekordzahl von 709 Abge-
ordneten (111 mehr als die gesetzliche Richtzahl von 598) 
in den Bundestag ein. Verantwortlich dafür waren vor al-
lem starke Zweitstimmenverluste der Union (-8,6 Prozent-
punkte), aber auch die SPD musste ihr schlechtestes Bun-
destagswahlergebnis (-5,2 Prozentpunkte) verkraften. 
Dennoch blieb die Union in allen Bundesländern mit Aus-

nahme von Bremen und Sachsen stärkste Partei. Alle Op-
positionsparteien legten zu, die Linke (0,6 Prozentpunkte) 
und die Grünen (0,5 Prozentpunkte) allerdings sehr be-
scheiden, während die FDP auch dank ihres hoch bewerte-
ten Vorsitzenden Christian Lindner ihre Stimmen mit 
10,7 Prozent mehr als verdoppelte (+6,0 Prozentpunkte) 
und damit den Einbruch von 2013 weitestgehend wettma-
chen konnte. Der größte Gewinner war allerdings die AfD, 
die – vorbereitet durch durchgängige Erfolge bei Land-
tagswahlen – mit 12,6 Prozent (+7,9 Prozentpunkte) beim 
ersten Einzug in den Bundestag schon die drit tstärkste 
Fraktion stellte, in Sachsen sogar drei Direktmandate er-
oberte und dort mit 27,0 Prozent die CDU knapp auf den 
zweiten Platz verwies (26,9 %). Bezogen auf den Wähler-
anteil im Ost-West-Vergleich war die AfD im Osten beson-
ders erfolgreich (20,7 zu 10,7 %); eine Differenz, wie sie so 
stark nur noch bei der Partei Die Linke auftrit t (17,8 zu 7,2 %). 
Bemerkenswert ist auch, dass die AfD mehr als ein Drit tel 
ihrer Wählerinnen und Wähler aus der Gruppe der bishe-
rigen Nichtwählerinnen und Nichtwähler gewonnen und 
damit zur höheren Wahlbeteiligung beigetragen hat. Al-
lerdings zeigen Befragungen auch ein deutlich abwei-
chendes Profil der AfD-Wählerschaft zu dem aller anderen 
Parteien, insofern die Kritik am Zustand der politischen De-
mokratie in der Bundesrepublik besonders stark ist und die 
AfD vor allem als Protestpartei wahrgenommen wird. Die 
historisch bedingte und in Europa atypische Asymmetrie 
des deutschen Parteiensystems ohne eine rechtspopulisti-
sche/rechtsextreme Partei im Bundestag ist von der Wäh-
lerschaft jedenfalls vorerst korrigiert worden. 
Die Regierungsbildung erwies sich diesmal als besonders 
schwierig und mit sechs Monaten als sehr zeitaufwendig. 
Konsultationen über die erste „Schwarze Ampel“ auf Bun-
desebene – Koalitionsregierung Union/FDP/Grüne – 
scheiterten am Ende, als die FDP den Verhandlungstisch 
verließ (Lindner: „Besser nicht zu regieren als falsch zu re-
gieren“). Damit konnte sie zwar das ihr anhängende Image, 
um jeden Preis regieren zu wollen, entkräften, aber um den 
Preis, dass ihr nun vorgeworfen wurde, sie drücke sich vor 
der Verantwortung. Das Ergebnis war schließlich, dass au-
ßer höchst unpopulären Neuwahlen nur die ungeliebte Al-

Tabelle 19: 19. Bundestagswahl am 24. September 2017

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 61.688.45 100
Wählerinnen und 
Wähler

46.976.341 76,2 

Ungü ltig 460.849 1,0
Gü ltig 46.515.492 709
CDU 12.447.656 26,8 200
SPD 9.539.381 20,5 153
Die Linke 4.297.270 9,2 69
Grü ne 4.158.400 8,9 67
CSU 2.869.688 6,2 46
FDP 4.999.449 10,7 80
AfD 5.878.115 12,6 94
Sonstige 2.325.533 5,0

Quelle: Statistisches Bundesamt
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ternative Fortsetzung der Großen Koalition blieb, die nach 
intensiven Verhandlungen und Kontroversen insbesondere 
in der SPD schließlich parteiintern mehrheitlich gebilligt 
und an der Spitze mit Bundeskanzlerin Merkel (Union) und 
Vizekanzler und Finanzminister Olaf Scholz (SPD) besetzt 
wurde.
Die Politik wurde in der 19. Legislaturperiode mit einer 
Reihe teils krisenhafter Herausforderungen konfrontiert. 
Stichworte: verschärfte Klimakrise; zahlenmäßig rückläu-
fige, aber in der EU weiterhin ungelöste Flüchtlingskrise; 
Brexit; Digitalisierung mit Auswirkungen in allen Lebensbe-
reichen, insbesondere der Wirtschaft; alles dominierend 
aber die Covid-Pandemie. Im Parteiensystem kam es zu 
Verschiebungen, insbesondere Gewinne der Grünen bei 
Verlusten der Union, aber auch der SPD, sowie innerpartei-
lich zu erheblichen Veränderungen, vor allem bei den Spit-
zenpositionen: 
 l Union: Rückzug von Bundeskanzlerin Merkel als Partei-

vorsitzende der CDU und Rücktrit t ihrer Nachfolgerin, 
Bundesverteidigungsministerin Annegret Kramp-Kar-
renbauer; Durchsetzung des NRW-Ministerpräsidenten 
Armin Laschet als CDU-Vorsitzender und in Konkurrenz 
zum CSU-Vorsitzenden und bayerischen Ministerpräsi-
denten Markus Söder als Kanzlerkandidat der Union.
 l SPD: Wechsel im Vorsitz von Sigmar Gabriel zu Andrea 

Nahles und nach deren Rücktrit t durch Mitglieder-
entscheid Doppelspitze mit Saskia Esken und Norbert 
Walter-Borjans, wobei der unterlegene Konkurrent Bun-
desfinanzminister Olaf Scholz in der Folge zum Kanzler-
kandidaten gekürt wurde.
 l AfD: Direkt nach Erringen eines Bundestagdirekt-

mandats Rücktrit t von Frauke Petry als Parteisprecherin 
und anschließend Austrit t aus der Partei; Weiter-
entwicklung nach rechts ungeachtet eines formalen Auf-
lösungsbeschlusses für die rechtsextreme innerparteili-
che Gruppierung „Flügel“.
 l Grüne: Nach starken Gewinnen bei Landtagswahlen 

und in Umfragen Entscheidung für eine eigene Kanzler-
kandidatur, wobei sich aus der Doppelspitze im Partei-
vorsitz Annalena Baerbock gegen Robert Habeck im 
Gegensatz zur Union geräuscharm durchsetzte.

Die von der Aufblähung des Bundestages und der damit 
verbundenen Gefährdung seiner Arbeitseffizienz und der 
Kosten forcierte Diskussion um eine Wahlrechtsreform 
führte nach langwierigen Verhandlungen innerhalb der 
Großen Koalition 2020 zu einem dürftigen zweistufigen 
Kompromiss. Zur Dämpfung der Mandatszahl sollen bei 
der Bundestagswahl 2021 die ersten drei Überhangman-
date nicht ausgeglichen und darüber hinaus Überhang-
mandate einer Partei in einem Bundesland mit deren Listen-
mandaten in anderen Bundesländern verrechnet werden. 
Bei folgenden Bundestagswahlen (ab 2024) wird die Zahl 
der Wahlkreise von 299 auf 280 reduziert und die Zahl der 
Listenmandate dafür auf 318 aufgestockt. Auf der Basis ak-
tueller Umfragen erscheint es sehr unwahrscheinlich, dass 
mit diesen Maßnahmen die gewünschte starke Reduzie-
rung der Mandatszahl erreicht wird. Diese Wahlrechtsän-
derungen sind gegen den Widerstand aller vier Oppositi-
onsfraktionen beschlossen worden, und FDP, Linke und 
Grüne haben Klage vor dem Bundesverfassungs gericht 
erhoben – Ausgang noch offen. Teil der Reform und Indika-
tor für deren Ungenügen war die Bildung einer „Kommis-
sion zur Reform des Bundeswahlrechts und zur Moderni-

sierung der Parlamentsarbeit“. Die erst verspätet am 
22. April 2021 durch Bundestagsbeschluss ein gesetzte 
Kommission aus Vertreterinnen und Vertretern der Fraktio-
nen und  einer gleichen Zahl von Wissenschaftlern soll bis 
zum 30. Juni 2023 Reformvorschläge vorlegen. Thematisch 
ist das Reformspektrum im wahlrechtlichen Teil deutlich er-
weitert worden, insofern neben weiteren Schrit ten zur 
Dämpfung der Mandatszahl auch die Senkung des Wahl-
alters von 18 auf 16, die Verlängerung der Wahlperiode 
von vier auf fünf Jahre (wie inzwischen in allen Bundeslän-
dern), die gleichberechtigte Repräsentanz von Frauen und 
Männern auf den Kandidatenlisten der Parteien und im 
Bundestag, die Bündelung von Wahlterminen und die 
 Begrenzung der Amtszeit der Bundeskanzlerin/des Bun-
deskanzlers untersucht werden sollen.
Vor der heißen Wahlkampfphase deuten Umfragen wie-
derum auf einen Sechs-Fraktionen-Bundestag, aber mit ei-
ner Kanzlerkandidatin und zwei Kanzlerkandidaten, ei-
nem engen Rennen an der Spitze zwischen Union und Grü-
nen und schwierigen Koalitionsmöglichkeiten, wobei allein 
die AfD als Koalitionspartner von allen anderen im Bun-
destag vertretenen Parteien ausgeschlossen wird. Die Ent-
scheidung liegt einmal mehr bei den Wählerinnen und 
Wählern, und auch ihre Beteiligungsbereitschaft ist ein 
wichtiger Einflussfaktor für den Wahlausgang.

Ausgewählte langfristige Tendenzen 

Wahlbeteiligung 
Nimmt man als erstes die Wahlbeteiligung bei Bundestags-
wahlen in den Blick, so ergibt sich eine Art Glockenform. 
Die Wahlbeteiligung steigt seit 1949 deutlich an,  erreicht 
1972 mit 91,1 Prozent ihren Höhepunkt, um dann mit leichten 
Schwankungen wieder abzunehmen und 2009 mit 70,8 Pro-
zent ihren bisherigen Tiefpunkt zu erreichen. Seitdem neh-
men die Beteiligungswerte wieder zu, der Glockenrand 
wöbt sich nach oben. Während sich geschlechtsspezifisch 
Wahlbeteiligungswerte über die Zeit angenähert haben, 
zeigt sich altersbezogen wieder eine Tendenz zur Glocken-
form mit relativ niedrigen Betei ligungswerten bei den 
Altersgruppen bis 30, dann einem kontinuierlichen Anstieg 
und – erwartungsgemäß – einem Rückgang bei der Alters-
gruppe „70 und mehr“. Länderbezogen zeigt sich insbeson-
dere, dass die Wahlbeteiligung in den ostdeutschen Bun-
desländern in der Regel niedriger ausfällt. 
Die Interpretation der rückläufigen Wahlbeteiligung ist 
umstrit ten. Während die einen sie als politisches Gefah-
rensignal nachlassender Unterstützung des demo-
kratischen Systems sehen, halten andere sie im internatio-
nalen Vergleich eher für ein Zeichen der Normalisierung 
und weisen zudem darauf hin, dass eine extrem hohe 
Wahlbeteiligung häufig mit politischen Krisen einher-
gegangen ist. Zweifellos spielen langfristige Veränderun-
gen in der Mentalität der Wählerinnen und Wähler eine 
wichtige Rolle. Während in den 1950er- und 1960er- Jahren 
die Einstellung weit verbreitet war, Wählen sei Bürger-
pflicht, wird die Wahlbeteiligung oder auch Nichtteil-
nahme heute sehr viel stärker als individuelle Entscheidung 
wahrgenommen. 
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Protest-, Nicht- und Wechselwählerinnen und -wähler 
Die Gruppe der Nichtwählerinnen und -wähler ist inzwi-
schen zur stärksten Gruppierung geworden, aber sie ist 
eben keine Partei, sondern eine statistische Zusammenfas-
sung höchst inhomogener Teilgruppen. Sie reichen von 
systemkritischen und/oder resignativen Protest-Nichtwäh-
lerinnen und -wählern über solche, die mit „ihrer“ Partei 
unzufrieden sind, aber noch nicht bereit sind, eine andere 
Partei zu wählen; Unentschiedene, die ihre fehlende Ent-
scheidungsbereitschaft in Nichtteilnahme umsetzen; „Zu-
fallsnichtwähler“, die durch persönliche Umstände wie 
plötzliche Erkrankung an der eigentlich vorgesehenen 
Wahlbeteiligung gehindert werden; bis hin zu Wahlbe-
rechtigten, die mit der politischen Entwicklung weitgehend 
zufrieden sind, aber selbst den begrenzten Aufwand der 
Wahlteilnahme (einschließlich der Möglichkeit der Brief-
wahl, deren Nutzung von 4,4 % 1957 auf 28,6 % 2017 ge-
wachsen ist) bereits als überflüssig ansehen. Zweifellos 
beruht die Legitimation politischer Entscheidungen in einer 
Demokratie auch auf einem breiten Mandat der Wähler-
schaft, kurz „Demokratie braucht Demokraten“, und Nicht-
wählerinnen und -wähler verzichten auf ein wichtiges 
 Instrument der politischen Einflussnahme und müssen die 
von den Wählenden produzierten Ergebnisse der Wahl 
akzeptieren. 
Neben der Gruppe der Nichtwählerinnen und -wähler, die 
zunehmend in den Fokus der Wahlforschung gerückt ist, hat 
auch die ebenfalls stark gewachsene Gruppe der Wech-
selwählerinnen und -wähler viel Aufmerksamkeit gefunden. 
Mit langfristigen gesellschaftlichen Trends wie der wach-
senden Individualisierung hat auch die Prägewirkung der 
Sozialstrukturen von gesellschaftlichen Großgruppen und 
Milieus nachgelassen, und die neuerdings diskutierten Le-
bensstile haben sich stark ausdifferenziert. Dies sind 
 Faktoren, die ein Wechselwählerverhalten ebenso begüns-
tigen wie eine „rationale“ Interessenabwägung für das 
 eigene Wahlverhalten und die stärkere Orientierung an 
aktuellen politischen Streitfragen und (Spitzen-)Kandi-
daten wie Stimmungslagen. Zur Gruppe der Wechselwäh-
lerinnen und -wähler zählen sowohl der „Flugsand der 
Demokratie“ – von jedem politischen Windhauch in die 

eine oder andere Richtung transportierbar – wie auch 
politisch interessierte, bei jeder Wahl sorgfältig neu 
abwägende und sich entscheidende Wählerinnen und 
Wähler. 
Den Wechselwählerinnen und -wählern steht die entspre-
chend stark geschrumpfte Gruppe der Stammwählerinnen 
und Stammwähler gegenüber, die normalerweise „ihre“ 
Partei wählen. Dabei gilt weiterhin, dass z. B. regelmäßige 
katholische Kirchgänger (und in geringerem Umfang auch 
evangelische) in hohem Maße die Union, gewerkschaftlich 
engagierte Arbeiterinnen und Arbeiter in hohem Maße die 
SPD (überproportional allerdings auch die Linke) wählen. 
Allerdings ist der numerische Anteil beider Gruppen an 
der Wählerschaft über die Zeit stark zurückgegangen und 
entsprechend ihr Einfluss auf die Wahlentscheidung. Zwar 
müssen die Parteien versuchen, im Wahlkampf wechselbe-
reite Wahlberechtigte und möglichst auch bisherige Nicht-
wählerinnen und Nichtwähler für sich zu gewinnen, aber 
sie müssen auch ihre Stammwählerschaft pflegen, um diese 
möglichst vollzählig für die Wahl zu mobilisieren. 

Veränderter Wahlkampfstil 
Die gesellschaftlichen Veränderungen und veränderten 
politischen Herausforderungen haben sich auch im Stil der 
Wahlkämpfe niedergeschlagen. Stichworte in diesem Zu-
sammenhang sind eine – wenn auch keineswegs vollstän-
dige – „Amerikanisierung“ im Sinne der Übernahme US-
amerikanischer Wahlkampfelemente, insbesondere Pro-
fessionalisierung (u. a. Einbindung externer Spezialisten 
wie Kommunikationsberater – sogenannte spin doctors) 
und Kommerzialisierung (Übernahme und Anpassung von 
Marketingmethoden und Werbestrategien in Unterneh-
men) sowie Mediatisierung (im Gefolge der technisch-
kommunikativen Weiterentwicklung Aufstieg des Fernse-
hens zum Leitmedium und seit 1998 eine wachsende Einbe-
ziehung der Internet-Möglichkeiten als unterschiedliche 
Formen des Online-Wahlkampfes) und teilweise davon 
mitbedingt Personalisierung (symbolisiert in den Fernseh-
debatten der Spitzenpolitiker der Bundestagsparteien – 
„Elefantenrunden“ – seit 1972 und den Fernsehduellen der 
Kanzlerkandidaten seit 2002). 

Abbildung 1: 
Wahlbeteiligung 1949–2017

Quelle: Der Bundeswahlleiter
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Die Entwicklung der Parteienlandschaft 
Betrachtet man die Zahl der in den Bundestag gewählten 
Parteien im bisherigen Zeitraum, so zeigt sich eher eine U-
förmige Entwicklung. Der Ausgangspunkt mit der Bundes-
tagswahl 1949 war zugleich der Höhepunkt der Pluralisie-
rung (zehn Parteien, die CDU/CSU als Einheit gerechnet). 
Der dann einsetzende Konzentrationsprozess – mitbedingt 
durch wahlrechtliche Änderungen wie die verschärfte 
Fünfprozenthürde – führte erstmals 1961 zum Minimum 
 eines nur noch Drei-Fraktionen-Parlaments. Zu einer stu-
fenweisen Erweiterung des im Bundestag vertretenen 
Parteien spektrums und damit eine Tendenz der Dekonzen-
tration kam es seit 1983 durch die Grünen, seit 1990 im 
Zuge der Wiedervereinigung nach links durch die PDS, die 
später mit der WASG zur Partei Die Linke fusionierte und 
seit 2017 nach rechts durch die AfD. Andere Parteien wie im 
rechtsextremen Lager die NPD, die Republikaner und die 
DVU sowie darüber hinaus die „Schill-Partei“ und die Pira-
tenpartei konnten zwar in mehreren Landtagswahlen Er-
folge feiern und in Landesparlamente einziehen, scheiter-
ten aber jeweils bei Bundestagswahlen, bei denen die 
Wählerschaft weniger risikobereit war, neuen Parteien 
ihre Stimmen anzuvertrauen. 
Im internationalen Vergleich ist bemerkenswert, dass das 
deutsche Parteiensystem im Bundestag zwar immer noch 
auf die Mitte orientiert ist, inzwischen aber, wenn auch 
quantitativ relativ bescheiden, einen Linksaußen-Flügel 
(seit 1990 PDS/ Die Linke) und einen Rechtsaußen-Flügel 
(seit 2017 AfD) aufweist. Eine Reihe kleinerer Parteien hat 
den vom Bundesverfassungsgericht unter Wettbewerbs-
gesichtspunkten niedrig gesetzten Schwellenwert von 
0,5 Prozent häufig erreicht, der sie an der in Deutschland 
stark ausgebauten staatlichen Parteienfinanzierung aus 
Steuermitteln partizipieren lässt. Es hat sich auch gezeigt, 
dass Protestwählerinnen und -wähler unterschiedliche 
 systemkritische Parteien weitgehend unabhängig von de-
ren ideologischer Ausrichtung unterstützt haben. Insge-
samt müssen die Parteien mit einem erheblich fluideren 
Wählerverhalten rechnen, wobei im Ost-West-Vergleich 
die Ausschläge in Ostdeutschland noch stärker ausgefal-
len sind. 

Die Sitzverteilung im Deutschen Bundestag 
Bezogen auf die Mandatszahl waren die beiden dominan-
ten Parteien die Union (CDU und CSU) und die SPD. Dies 
wird besonders deutlich, wenn man die Stimmenanteile 
von beiden addiert, wobei sich im Zeitverlauf wiederum 
eine Glockenform ergibt. 1949 entfielen auf beide zusam-
men 67 Prozent. In der Folgezeit stieg dieser Wert fast kon-
tinuierlich an und erreichte 1969 mit 94 Prozent seinen Gip-
fel. Danach gab es einen mehr oder weniger beständigen 
Rückgang mit dem vorläufigen Tiefpunkt 2017, als es mit 
56 Prozent gerade noch zur absoluten Mandatsmehrheit 
reichte. Nach Umfragen im Frühjahr 2021 ist selbst diese 
bei der Bundestagswahl 2021 unwahrscheinlich, und die 
Grünen haben die SPD als Hauptkonkurrenten der Union 
abgelöst. 
Geschlechtsbezogen ist der Anteil der weiblichen Bundes-
tagsabgeordneten im Laufe der Zeit zwar deutlich ge-
stiegen, bleibt aber weiterhin weit hinter ihrem Bevöl-
kerungsanteil zurück. Bis einschließlich der zehnten Bun-
destagswahl im Jahr 1983 lag er unter der Zehn-Pro zent-
Grenze (schwächster Wert 1972 mit 5,8 %), um dann mit 
leichten Schwankungen und unterschiedlichen Anteilen 
bei den Bundestagsparteien (mehr als 50 % bei Grünen 
und Die Linke) auf den bisherigen Höchstwert von mehr als 
einem Drittel (36,3 %) 2013 anzusteigen (2017 Rückfall auf 
31,4 %). Dabei gilt bis heute, dass der Anteil gewonnener 
Listenmandate von Frauen deutlich höher liegt als der der 
Direktmandate. 
In der Regel entfielen auf Union und SPD erheblich mehr 
Erst- als Zweitstimmen. Meinungsumfragen deuten darauf 
hin, dass die über das Direktmandat entscheidende Erst-
stimme weniger als Ausdruck der Personenpräferenz ein-
gesetzt wird, sondern überwiegend als taktisches Instru-
ment. Das Stimmensplit ting wurde bisher vor allem von An-
hängern der FDP und der Grünen genutzt, um mit der 
Erststimme Kandidierende des bevorzugten großen Koali-
tionspartners zu wählen, zumal der eigene Direktkandidat 

Abbildung 2: 
Zweitstimmenanteile der 
Parteien in Bundestags-
wahlen (in Prozent)

Quelle: Der Bundeswahlleiter
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in der Regel chancenlos war. Umgekehrt können Anhänger 
großer Parteien mit ihrer Zweitstimme auch eine als Koali-
tionspartner gewünschte kleine Partei wählen, um ihr über 
die Fünfprozenthürde zu helfen. Formelle Parteiabspra-
chen mit Empfehlungen für die Wahl von Direktkandidatin-
nen oder -kandidaten einer anderen Partei hat es seit 
den 1950er-Jahren nicht mehr gegeben, obwohl sie recht-
lich zulässig sind. 
Stimmensplit ting kann von Wahlberechtigten auch einge-
setzt werden, um die Chancen für Überhangmandate zu 
verbessern. In den elf Bundestagswahlen bis zur Wieder-
vereinigung hat es insgesamt 17 Überhangmandate gege-
ben (zwölf CDU, vier SPD, eins DP), in den folgenden acht 
Wahlen dagegen 130 (97 Union, 33 SPD), davon die 
Mehrheit (71) in Ostdeutschland. 

Regierungsbildung 
Die von der Wählerschaft bestimmte parteipolitische Zu-
sammensetzung des Bundestages hat im internationalen 
Vergleich bemerkenswert geringe Probleme bei der Regie-
rungsbildung verursacht und für relativ stabile Regierun-
gen gesorgt. Mit einer Ausnahme 1957, als die Wähler-
schaft der Union eine absolute Mandatsmehrheit be-
scherte, war allerdings für solide Mehrheiten immer der 
Zwang zur Bildung von Koalitionsregierungen gegeben. 
Von den vier jeweils um etwa ein Jahr vorgezogenen Neu-
wahlen ging nur die Wahl 1972 auf eine faktische Pattsitua-
tion im Bundestag zurück; die Wahl 1990 stand im Zeichen 
der deutschen Wiedervereinigung; und bei den Wahlen 
1983 und 2005 suchte eine durchaus über eine Mehrheit 
verfügende Regierungskoalition durch bewusst verlorene 
Vertrauensabstimmungen des Kanzlers mit Hilfe des Bun-
despräsidenten ein neues Mandat durch die Wähler-
schaft. Von den sieben Regierungswechseln gingen die 
veränderten Koalitionen 1967, 1969 und 1982 auf Neu-
orientierungen der FDP (und 2013 auf ihr Scheitern an der 
Fünfprozenthürde) zurück. Bei den Wahlen 1998 und 2009 
standen sich jeweils klare Wunschkoalitionen gegenüber, 
die 1998 zugunsten einer rot-grünen, 2009 zugunsten ei-
ner schwarz-gelben Koalition durch eindeutiges Wähler-
votum entschieden wurden. Die Wahlen 2005, 2013 und 
2017 nehmen eine Sonderstellung ein, insofern die Stim-
menverteilung der Wahlberechtigten keine von den Par-
teien gewünschte Koalition erlaubte und jeweils zu einer 
Großen Koalition als einer Art „Zwangsehe“ führte. Mit ei-
ner wachsenden parteipolitischen Pluralisierung im Bun-
destag und wechselseitigen negativen Festlegungen im 
Hinblick auf eine Regierungskoalition schrumpft allerdings 
der Verhandlungsspielraum und die Wahrscheinlichkeit 
nimmt zu, dass die Bildung einer handlungsfähigen, stabi-
len Koalitionsregierung schwierig wird, zumal wenn mehr 
Parteien involviert, weil für eine Mehrheit erforderlich sind.

ANMERKUNGEN

1 Der 1947 gegründete Wirtschaftsrat des „Vereinigten Wirtschaftsge-
biets der Bizone“ in Deutschland war ein quasi-parlamentarisches Organ 
aus 52 (später 104) Vertretern der Landesparlamente der Bizone.

Abbildung 3: 
Die Sitzverteilung im 
Deutschen Bundestag

Quelle: Der Bundeswahlleiter

Prof. em. Dr. Uwe Andersen studierte Politikwissenschaft und 
Volkswirtschaftslehre an der FU Berlin. 1970 trat er eine Assisten-
tenstelle am Seminar für Politikwissenschaft der Universität Müns-
ter an. Von 1975 bis 1979 ging er an die Universität München. 
1979 erhielt er einen Ruf auf eine Professur an der Ruhr-Universi-
tät Bochum. Dort lehrte er an der Arbeitsstelle „Deutsche Innen-
politik“ bis zu seiner Emeritierung Ende 2005. Seine Forschungs-
schwerpunkte sind das politische System der Bundesrepublik 
Deutschland, Wahlen und Föderalismus sowie politische Ökono-
mie im nationalen und internationalen Rahmen.
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Liebe Leserinnen und Leser, 
eine Ära geht zu Ende: Mit seiner Pensionierung zum 1. Juni 2021 verabschiedet sich unser hochgeschätzter Kollege 
und Herausgeber Prof. Siegfried Frech in den Ruhestand. 

Fast dreißig Jahre tatkräftige Mitarbeit in der Landeszent-
rale, davon knapp zwanzig Jahre als Redaktionsleiter der 
Zeitschrift „Bürger & Staat“ und der Didaktischen Reihe, 
die Veröffentlichung von Beiträgen in diversen fachwissen-
schaftlichen und didaktischen Zeitschriften sowie Heraus-
geberschaften zahlreicher fachdidaktischer Schriften, 
nicht zuletzt eine Lehrtätigkeit mit Honorarprofessur am In-
stitut für Politikwissenschaft an der Universität Tübingen – 
auf diese beeindruckende Bilanz kann unser Redaktions-
leiter Siegfried Frech zurückschauen. Über Jahrzehnte hat 
er so die politisch-didaktische Arbeit der Landeszentrale 
geprägt und entscheidend mitgestaltet. 

Siegfried Frech kam An-
fang der 1990er Jahre zur 
Landeszentrale. Nach 
dem Studium an der Päda-
gogischen Hochschule 
Ludwigsburg war er zwölf 
Jahre Lehrer an einer in-
nerstädtischen Haupt-
schule. Als er 2003 die 
Reihe „Der Bürger im 
Staat“ übernahm, war er 
bereits seit über zehn Jah-
ren Leiter des Fachreferats 
„Didaktik politischer Bil-
dung“. Die Vermittlung ak-

tueller Standards politischer Bildung zieht sich wie ein ro-
ter Faden durch seine Tätigkeitsfelder, Seminare, Veran-
staltungen und Publikationen. Besonders die Fortführung 
der „Beutelsbacher Gespräche“ zum gleichnamigen Kon-
sens, der als berufsethisches Fundament und Handlungs-
maxime für die politische Bildung gilt, lag ihm am Herzen, 
ebenso wie das Nachspüren aktueller Themen von Politik 
und Gesellschaft in „Bürger & Staat“ und der Didaktischen 
Reihe.
Mit viel Interesse, Aufgeschlossenheit und Engagement hat 
Siegfried Frech wichtige Namen für Beiträge in der Zeit-
schrift „Bürger & Staat“ gewinnen können. Unter ihm ist die 
Zeitschrift zu einem Aushängeschild der soliden und an 
qualitativ hohen Standards ausgerichteten Arbeit der Lan-
deszentrale geworden. Von seinem ersten Heft zum Thema 
Kriminalität über das Grundgesetz bis hin zu Rassismus, 
daneben Hefte zu den Ozeanen oder dem Thema Altern 
– Siegfried Frech hat der Zeitschrift Impulse geben und da-
mit neue Leserkreise gewinnen können, auch weil er in der 

Vermittlung komplexer Thematiken immer wieder mit dem 
Rotstift auf Lesbarkeit, Verständlichkeit und Zugänglichkeit 
der Texte achtete. Nicht zuletzt durch sein Organisations- 
und Kommunikationsgeschick hat Siegfried Frech stets ein 
pass- und fristgenaues Heft vorlegen können, selbst wenn 
sich Autorinnen und Autoren einmal um die Abgabefrist 
drückten.
Für seinen Ruhestand möchten wir Siegfried Frech alles 
Gute wünschen und uns für seine langjährige Unterstüt-
zung, sein Engagement und seine Hingabe an die poli-
tische Bildung bedanken. Es ist eine große Freude, dass wir 
Siegfried Frech nicht ganz ziehen lassen müssen: Hier und 
da können wir uns weiterhin auf Rezensionen oder ähn-
liche Beiträge von ihm freuen – in diesem Heft sind bereits 
wieder zwei seiner ausgewogenen und informativen Buch-
besprechungen aufgeführt. 

Als Nachfolgerin von Sieg-
fried Frech übernimmt ab 
1. Juni 2021 Maike Hausen 
die Redaktion der Zeit-
schrif t „Bürger & Staat“. 
Maike Hausen hat Ge-
schichte und Empirische 
Kulturwissenschaft in Tü-
bingen und Bologna stu-
diert. 2019 schloss sie ihre 
Promotion zu außen- und 
sicherheitspolitischen De-
batten in Australien, Ka-
nada und Neuseeland in 
den 1960er Jahren ab. 

Erste Einblicke in die Abläufe der Landeszentrale konnte sie 
schon 2014 während eines Praktikums sammeln. Während 
ihres Studiums hat sie immer wieder an Publikationen und 
bei Veranstaltungen der Landeszentrale als freie Mitarbei-
terin mitgewirkt. Nach ihrer Promotion hat Maike Hausen 
von März 2020 bis Mai 2021 als Wissenschaftliche Mitar-
beiterin bei der Stiftung Bundespräsident-Theodor-Heuss-
Haus gearbeitet. Hier war sie verantwortlich für die Kon-
zeption und den Aufbau des vom Bund geförderten Projekts 
„100 Köpfe der Demokratie“, einer digitalen wie analogen 
Platt form zu historischen Persönlichkeiten der deutschen 
Demokratiegeschichte. 

Lothar Frick und Sibylle Thelen
Direktion der Landeszentrale für politische Bildung
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Plädoyer für eine andere Schule

Michael Rudolph, Susanne Leinemann:
Wahnsinn Schule. Was sich dringend ändern muss

Rowohlt Verlag, Berlin 2021. 
256 Seiten, 22,00 Euro.

Gibt es nicht schon übermäßig viele Bücher über „Schule“? 
Ja, wenn es um Studien, Ideologie und Krisenerscheinun-
gen geht. Nein, wenn ein Rektor ehemaliger Brennpunkt-
schulen Einblicke gibt, praktische Verbesserungsvor-
schläge anführt – und vor allem tatsächliche, stolze Erfolge 
vorweisen kann. Gemeint ist Michael Rudolph, Schulleiter 
der Friedrich-Bergius-Schule in Berlin-Friedenau. Das Buch 
trägt zwar den reißerischen Titel „Wahnsinn Schule“. Der 
Untertitel „Was sich dringend ändern muss“ macht neugie-
rig. Noch besser wäre gewesen: „So haben wir unsere 
Schule verbessert“.
Durch TV-Reportagen haben inzwischen deutschlandweit 
viele von der altehrwürdigen Schule, an der schon Egon 
Bahr, Peter Lorenz und Karl-Eduard Schnitzler („Sudel-
Ede“) gelernt haben, gehört. Schlagzeilen machte sie ab 
2005, als Gewalt, Aggressivität, Angst und Schmierereien 
überhandnahmen, so dass sich niemand mehr freiwillig an 
dieser „Restschule“ anmeldete und Lehrkräfte sich nur noch 
versetzen lassen wollten. Fünfzehn Jahre später ist das 
radikal anders, denn die Anmeldungen übersteigen die 
Zahl der vorhandenen Plätze, und die Schülerinnen und 
Schüler schauen mit Stolz auf ihre Schule.
Klare Regeln und Grundsätze im täglichen Umgang sind 
entscheidend, so fasst Rudolph seine über 40-jährige Un-
terrichtserfahrung zusammen. Es geht um Disziplin und Er-
ziehung, denn die beste Vorbereitung hilft nicht, wenn 
Schüler über Tische und Bänke gehen. Nachdem die 
Stunde pünktlich beginnt, stören keine verspätet ankom-
menden Schülerinnen und Schüler mehr. Erst zur zweiten 
Stunde sind sie wieder zugelassen, nachdem sie gemein-
nützige Arbeit wie Müll einsammeln und Laub kehren hinter 
sich haben. Laut Rudolph (ein Boulevard-Magazin be-
zeichnet ihn als den „strengsten Schulleiter Deutschlands“) 
wirken diese erzieherischen und andere Maßnahmen 
enorm, die natürlich einen langen Atem brauchen und 
kraftraubend sind. 
Die Schulordnung passt auf ein Blatt: Pünktlich sein, Handy 
weg, kein Kaugummi (trotz Ratschläge von Psychologen, 
dieser sei förderlich für die Konzentration), kein Essen und 
Trinken während des Unterrichts. Ruhe und Konzentration 
sind wichtig. Zunehmend kommen Grundschülerinnen und 
Grundschüler, die nicht auf dem Platz sitzen bleiben kön-
nen. „Die stehen auf, wenn sie ein Bedürfnis danach ha-
ben, wandern durch das Klassenzimmer, rufen rein, wenn 
ihnen etwas einfällt. Fast als kämen sie aus der Wildnis 
oder geradewegs aus der Kita …“ In der Bergius-Schule 
gibt es keinen Klassensatz Schallschutzkopfhörer, die man 
vom Flugfeld her kennt, denn es gibt keinen konzentrations-
störenden Lärm im Klassenzimmer. An dieser Schule sucht 
man „Schulverträge“ vergebens, denn Toleranz und Ge-
waltfreiheit dürfen keine Vertragsgegenstände sein. „Das 
erwarten wir einfach.“ Schülerinnen und Schüler wollen 
diese Klarheit. Werden die Regeln erklärt und stehen ein-
mal fest, gibt es anschließend keine ermüdenden Dauer-

diskussionen mehr. Einfache Rituale wie zur Begrüßung 
aufstehen oder Arbeitsmaterialien bereitlegen sorgen für 
eine gute Arbeitsatmosphäre.
Man kann nicht alle Probleme auf einmal angehen, son-
dern es ist zu fragen: Was macht uns aktuell am meisten 
Probleme? Um z. B. Gewalt auf dem Schulgelände einzu-
dämmen, führen Lehrkräfte inzwischen Aufsicht, auch am 
Schultor, damit „Schulfremde“ keinen Zugang erhalten. Um 
auch Eltern rechtzeitig in die Erziehung einzubeziehen, 
holte der Schulleiter anfangs eine Sozialpädagogin ins 
Haus, die nur die Aufgabe hatte, allmorgendlich mit Eltern 
zu telefonieren oder zu Gesprächen einzuladen.
Genügend Wissen und gutes Sozialverhalten sollte das 
Hauptziel von Schule sein. Beides braucht man dringend 
für Chancen im Beruf und ein selbstbestimmtes Leben. „Eine 
Schule, in der nichts gelernt wird, ist nutzlos“ (S. 13). Ru-
dolph konstatiert bei Anmeldungen an seiner Schule oft 
fehlende Grundlagen. Einfache Kopfrechenaufgaben 
(„3x9“) können ein Drittel der Grundschüler nach der 6. (!) 
Klasse nicht lösen. Die Feinmotorik beim Schreiben ist unge-
nügend. Schreiben hieß bisher oft nur noch Lückentexte 
ausfüllen, fehlende Endungen ergänzen oder Lösungsbuch-
staben ankreuzen. Ein Komma stellte für manche nur noch 
ein „hübsches, aber völlig sinnloses Textornament“ dar.
In Folge wurden in den letzten Jahren landesweit die Lern-
standards aufgeweicht und das Niveau von Abschlussprü-
fungen gesenkt, damit es „die Schwächsten leichter ha-
ben“. Fazit des Autors: Besser ist Üben! Anstrengen! For-
dern! Die Basis muss sitzen! Viele Schülerinnen und Schüler 
sind nach Ansicht Rudolphs mit offenen, selbstorganisier-
ten Unterrichtsformen überfordert. Folglich tauchen viele 
ab. „Alle arbeiten, aber niemand tut etwas.“ Spielerische 
Ansätze lehnt der Autor nicht ab, aber niemand braucht 
„ein ganzes Schuljahr lang Karneval“ (S. 201).
Lehrerinnen und Lehrer treten, wenn es nach Rudolph geht, 
auch nicht als bloße Lernbegleiter oder gar als Service-
kräfte der Bildung auf. „Dürfte ich ein Häppchen Kompe-
tenz anbieten? Ist der Wissenshappen zu groß, schneiden 
wir ihn einfach noch kleiner. Wir senken unsere Ansprüche, 
schrauben die Forderungen herunter. Kein Problem, Haupt-
sache, unsere Schülerin und unser Schüler entfaltet sich – 
was immer genau das heißen mag“ (S. 170). Eltern scheinen 
seiner Meinung nach zwar manchmal in der Erziehung 
überfordert, sind oftmals aber auch zu sehr mit sich selbst 
beschäftigt. In den Familien verbreitet sich zunehmend 
Sprachlosigkeit, begünstigt durch TV und Smartphone. Und 
wenn die Strukturen zu Hause fehlen, so braucht man sie in 
der Schule umso mehr. Leider tragen die Schulschließungen 
während der Corona-Pandemie ebenso dazu bei, dass 
Schülerinnen und Schüler ihre Alltagsstruktur verlieren.
Rudolph sieht die „Heilserwartung“ an die Ganztages-
schule kritisch. Nach seiner Kenntnis und aktuellen Studien 
sind die Leistungen von Schülerinnen und Schülern weiter-
hin schlecht. Nachmittagsbetreuung verläuft viel zu häufig 
chaotisch und ist mit der Lehrerschaft zu wenig verzahnt. 
„Es gilt abgewandelt das Motto der Bremer Stadtmusikan-
ten: Etwas Besseres als das Elternhaus finden wir allemal“ 
(S. 235). Freiräume (Freundeskreis, Vereine) bilden einen 
Ausgleich für den anstrengenden und konzentrierten Vor-
mittagsunterricht an der Bergius-Schule, die selbstver-
ständlich auch freiwillige AGs anbietet.
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Das Buch wühlt und hellt auf, fordert bestimmt zu Wider-
spruch bei modernen Erziehungswissenschaftlern, Lehr-
kräften und Eltern heraus, findet aber gleichermaßen auch 
Zuspruch. Rudolph will erreichen, dass Schule wieder als 
Ort des Lernens verstanden wird. „Spaß steht dann nicht 
mehr am Anfang, sondern am Ende, als Belohnung“ (S. 239). 
Insofern kann, bezeugt durch die herauszuhörende Freude 
und den Stolz von Schülerinnen und Schülern sowie Lehre-
rinnen und Lehrer dieser Schule, das Buch sehr gut auch als 
Ratgeber gelesen werden.

Berthold Schäffner

Die Zukunft Europas

Geert Mak:
Große Erwartungen. Auf den Spuren des europäischen 
Traums (1999–2019).

Siedler Verlag, München 2020.
640 Seiten, 38,00 Euro.

Krisenrhetorik gilt als chic und ist in Bezug auf die Europä-
ische Union (EU) nichts Neues. Seit den Anfängen des eu-
ropäischen Einigungsprozesses gab es kleinere und grö-
ßere Krisen, in denen sich die Gemeinschaft oftmals an ei-
nem Scheideweg befand. Und die Liste der Krisen ist 
wahrlich lang: Kleineren Krisen in den 1970er- und 1980er-
Jahren folgten in jüngster Zeit die Eurokrise, die soge-
nannte Flüchtlingskrise, die Krise im Zusammenhang mit 
dem Austrit t Großbritanniens (Brexit), die Rechtsstaatskrise 
und schließlich die Corona-Krise, die die EU zunächst 
gänzlich unvorbereitet traf. Jede dieser Krisen wurde und 
wird von Unsicherheiten über Ziel und Richtung des euro-
päischen Integrationsprozesses begleitet. 
Knapp zwanzig Jahre nach seinem fulminanten Werk „In 
Europa“ spürt Geert Mak in seinem neuen Buch wiederum 
dem „europäischen Traum“ nach – dem Traum von Frieden, 
Demokratie und Wohlstand. Für das Buch „In Europa“ ist 
Mak ein Jahr lang kreuz und quer durch Europa gereist. 
Seine große Erzählung ist als Reisebericht angelegt und 
gleichzeitig als eine Bestandsaufnahme Europas am Ende 
eines katastrophenreichen Jahrhunderts zu lesen. Wie 
kein Zweiter versteht es Mak, der Geschichte Europas im 
20. Jahrhundert ein Gesicht zu geben, sie in zahllosen De-
tails sichtbar zu machen und analytisch zu durchdringen. 
Das Buch wurde zum Bestseller, denn Mak ist es gelungen, 
das komplexe Thema Europa verständlich (und zudem 
spannend) darzustellen. 
Der neue Reisebericht „Große Erwartungen“ ist gleichsam 
eine zweite Bilanz. Der renommierte niederländische 
Sachbuchautor und geniale Erzähler legt nach seiner er-
neuten Reise durch Europa eine kritische Bestandsauf-
nahme vor: Wo stehen wir heute, zwanzig Jahre nach der 
Euphorie zu Beginn des neuen Millenniums? Was ist aus all 
den großen Erwartungen geworden? Wie ist es um die Ide-
ale der Aufklärung, der Idee von Freiheit, Gleichheit und 
(internationaler) Brüderlichkeit bestellt? 
Reiseberichte sind die große Leidenschaft von Geert Mak. 
Nach „In Europa“ hat er 2013 ein weiteres brillantes und 
viel gelobtes Buch vorgelegt, in dem er auf den Spuren von 
John Steinbeck eine durchaus politisch motivierte Reise 

quer durch die USA unternahm. Anfang der 1960er-Jahre 
schilderte Steinbeck in dem Buch „Die Reise mit Charley“ 
seine Fahrt durch 34 Bundesstaaten „auf der Suche nach 
Amerika“ (Charley ist im Übrigen Steinbecks Pudel). Mak 
wählte 50 Jahre später dieselbe Reiseroute und ging der 
Frage nach, was seit Steinbecks Reise aus dem amerikani-
schen Traum geworden ist (vgl. die Rezension in „Der Bür-
ger im Staat“ 4/2014, S. 290 ff.). 
Und auch in seinem neuen Buch reist Mak wieder. Er durch-
streift Europa – von Finnland bis zu den Küsten Lampe-
dusas, von Putins Moskau zum störrischen und politisch 
selbstbewussten Katalonien bis hin zu den muslimisch ge-
prägten Vororten Kopenhagens. Er nimmt dabei die Bruch-
linien innerhalb Europas in den Blick. Von der Euphorie der 
Osterweiterung über die Finanz- und Eurokrise in den Jah-
ren 2008 und 2009 bis zu den Reaktionen der EU-Mitglied-
staaten angesichts wachsender Flüchtlingszahlen schil-
dert er innereuropäische Krisen und Herausforderungen. 
Das Buch wurde im April 2020 beendet und setzt sich noch 
mit dem Beginn der Corona-Pandemie und den Reaktionen 
der EU-Mitgliedstaaten auseinander. Der Rückfall in natio-
nalstaatliches Denken, Grenzschließungen, die Export-
stopps von Schutzmasken und das unerträgliche Zögern, 
auch jenseits der eigenen Grenzen Hilfe und Unterstüt-
zung zu leisten, werden wohl nachhaltige Eindrücke politi-
scher Unzulänglichkeiten bleiben. Als Pluspunkt hingegen 
kann im ganz Sinne einer gemeinsamen europäischen Poli-
tik das 750 Milliarden Euro schwere Corona-Rettungs-
paket gesehen werden. Immerhin ein Indikator, dass die 
EU-Länder schlussendlich doch noch Verantwortung über-
nommen haben. 
Die Inspektion des politischen und kulturellen Zustands Eu-
ropas nimmt Leserinnen und Leser auf einer Zeitreise zurück 
in die 1990er-Jahre. Beginnend mit dem Jahr 1999 be-
schreibt Mak die größte Handelsgemeinschaft der Welt 
mit dem größten Konsumentenmarkt zum Zeitpunkt der 
Jahrhundertwende. Die Kapitelüberschrift „Aus dem Vol-
len geschöpft“ bringt die neoliberalen Anstrengungen auf 
den Punkt, die europäischen Gesellschaften „marktge-
recht“ zu modellieren. Nur zwei Jahre später, am 11. Sep-
tember 2001, endete der friedliche Zeitabschnitt der Jahre 
von 1989 bis 2001. Machtdenken, neue Konfliktlinien und 
die Tendenz, Sicherheit über Menschenrechte zu stellen, 
prägten fortan die internationale und auch europäische 
Politik. Mak beschreibt u. a. auch den erneut aufflammen-
den Nationalismus in Kroatien und Ungarn, die fortdau-
ernde Korruption in Rumänien und Bulgarien sowie die 
auto kratischen Entwicklungen in einigen osteuropäischen 
Staaten. 
Mak hat bei seiner großen Schilderung, die sich immerhin 
über 640 Seiten erstreckt, einen dramaturgischen Kunst-
grif f gewählt, der weit über eine nüchterne Bilanz hinaus-
geht: Wie würde er einer jungen Historikerin aus der Zu-
kunft die Geschichte Europas erzählen? So schreibt er im 
Vorwort: „Wie gern würde ich der klugen Geschichtsstu-
dentin über die Schulter blicken, die im Jahr 2069, ein hal-
bes Jahrhundert später, über unsere Zeit schreiben darf“ 
(S. 14). Konsequenterweise endet das Buch mit einem Brief 
an die „Freundin in der Zukunft“ in einem optimistisch ver-
haltenen Ton. Ein weiterer „didaktischer“ Kniff sind die 
Schilderungen der persönlichen Begegnungen, mit denen 
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einzelne Kapitel des Buches eingeleitet werden. Die ver-
schiedenen Gesprächspartner beschreiben ihre lebens-
weltlichen Erfahrungen mit Europa auf eindrucksvolle 
Weise. Aydin, ein iranischer Flüchtling, schildert die schrit t-
weisen und schwierigen Integrationsprobleme seiner Fa-
milie und die Teilhabekonflikte, mit denen Flüchtlinge in Eu-
ropa konfrontiert werden. Steven vermittelt in einem Ge-
spräch Inneneinsichten in das Bankengeschäft vor und 
während der Banken- und Eurokrise 2008. Die Krise war 
ein merklicher Wendepunkt. Der Euro und mit ihm das eu-
ropäische Projekt gerieten in Bedrängnis. Familien vor al-
lem in Südeuropa rutschten in die Armut. In Griechenland, 
Spanien und Italien wurde die junge Generation praktisch 
abgeschrieben. Kostas und Efi, die ein Ladengeschäft in 
Athen betreiben, erzählen von der selbstgemachten grie-
chischen Krise und den Folgen des finanziellen Abwärts-
trends für Hunderttausende von Griechen. Und da ist 
Anna, die sich mit dem polnischen Antisemitismus und ei-
nem Massaker an Juden im Jahr 1941, begangen von Po-
len, auseinandersetzt. Im Zuge ihrer Recherchen und ange-
sichts zunehmender nationalistischer Tendenzen macht sie 
sich Gedanken, ob sie als Jüdin noch in Polen bleiben soll. 
Mak erzählt auch die Geschichte von Bart Somers, Bürger-
meister der belgischen Stadt Mechelen. Somers hat in den 
sozialen Brennpunkten der Stadt die Kriminalitätsrate 
merklich gesenkt und die Integration von über 120 ver-
schiedenen Nationalitäten vorangebracht.
Geert Mak gelingt es immer wieder, konkrete Lebenswirk-
lichkeiten zu schildern und erst in einem weiteren Schrit t 
die Abstraktion zu vollziehen und das spezifisch 
Europapolitische darzustellen. Plastische Reportagen 
wechseln mit klugen Analysen. Ausgehend vom Einzelfall 
gelangen Leserinnen und Leser zu größeren politischen, 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Zusammenhän-
gen. Indem er die Lebens- und Gefühlswelten seiner Ge-
sprächspartner beleuchtet, werden die Auswirkungen und 
Folgen politischer Entscheidungen auf den Alltag offen-
kundig und lassen uns Europa in seiner heutigen Form bes-
ser begreifen. 
Die eigentlich spannende Frage ist, welche Lehren die EU 
aus all diesen unterschiedlichen Krisen gezogen hat. Mit-
unter hat man den Eindruck, dass die EU gerade unter dem 
Druck der Krisen eine neue Dynamik entwickeln konnte und 
gestärkt aus ihnen hervorging. So hat die EU in der Co-
rona-Krise fundamentale Schritte gemacht und Durchbrü-
che erzielt. Obwohl zu Beginn der Pandemie zuallererst na-
tional gedacht wurde, konnten sich die EU-Mitgliedstaaten 
auf ein historisches Rettungspaket einigen. Gleichwohl ist 
das Fazit von Mak verhalten: Europa sei zu selbstbezogen 
geworden. Viele Europäerinnen und Europäer könnten sich 
keine anderen politischen Ziele vorstellen als den Fortbe-
stand der EU. Doch wie der Wertekonflikt zwischen Nord 
und Süd und Ost und West in der EU gelöst werden kann, 
welche Rolle Europa in der Welt spielen sollte – etwa im 
Verhältnis zu Russland, in der Klimakrise oder mit Blick auf 
die Migration: Auf all diese Fragen hat die EU aus Sicht 
Maks kaum eine Antwort. Denn er konstatiert das Fehlen 
einer gesamteuropäischen Strategie.
In seinem Brief an die fiktive Geschichtsstudentin spricht 
Mak auf den letzten Seiten des Buches von einem notwen-
digen Paradigmenwechsel. Vieles deute darauf hin, dass 

Europa nach der Pandemie mit weniger Wohlstand, weni-
ger Freiheit und weniger Offenheit leben müsse. Obgleich 
der Nationalstaat noch als sicherer Hafen erscheine, sei 
die EU – so Mak in einem Interview in der Wochenzeitung 
Die Zeit im September 2020 – eine notwendige politische 
Konstruktion, um das 21. Jahrhundert überleben zu kön-
nen. 

Siegfried Frech

Phrasen und Floskeln

Oliver Georgi:
Und täglich grüßt das Phrasenschwein.
Warum Politiker keinen Klartext reden – und wieso das auch 
an uns liegt.

Dudenverlag, Berlin 2019.
224 Seiten, 18,00 Euro.

Wenn wieder einmal „vollstes Vertrauen“ ausgesprochen 
wird und kurz darauf der Rauswurf droht, wenn Einigkeit 
beschworen wird, um eine Kontroverse zu verschleiern, und 
wenn man ein strategisches Konzept ankündigt, statt Irrita-
tion oder schlicht Ratlosigkeit zuzugeben – dann bewegen 
wir uns im großen Gefilde der politischen Phrasen. Der 
Journalist Oliver Georgi, politischer Redakteur bei der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung, hat die Eigenarten, Funktio-
nen und Mechanismen der politischen Floskeln und Phrasen 
in einem lesenswerten Buch klug analysiert und mit (zum 
Teil vergnüglichen) Beispielen aus jüngster Zeit belegt. 
Im politischen Sprachgebrauch lassen sich gemeinhin drei 
kommunikative Funktionen unterscheiden: die Ausdrucks-, 
die Darstellungs- und die Appellfunktion. Bei der Appell-
funktion geht es vor allem um Überzeugungshandlungen, 
d. h. politische Akteure werben um die Akzeptanz ihrer Per-
spektive. Gelegentlich wohnt dem politischen Sprachge-
brauch noch eine integrative Funktion inne, bei der es um 
die Stärkung der eigenen politischen Gruppierung geht, 
(meist) verbunden mit einer Abgrenzung zu anderen Grup-
pen. 
Gelegentlich artet der strategische Sprachgebrauch je-
doch zum Wischiwaschi aus, zur „lingua blablativa“ (Ni-
klas Luhmann). Sind an den vielen inhaltsleeren Formeln 
nur die Politikerinnen und Politiker schuld, die ihre wahren 
Beweggründe verbergen und den Anschein wahren wol-
len, dass Missgunst, Kontroverse und Konkurrenzkampf in 
der Politik nicht vorkommen? Welche Rolle spielen die Me-
dien? Provozieren sie es nicht geradezu, dass der Stamm-
tisch vom Hinterzimmer auf die große Bühne geholt wird? 
Welchen Anteil haben sie an der „Fieberkurve der erregten 
Gesellschaft“ (Bernhard Pörksen)? Ist die Formelhaftigkeit 
der politischen Sprache der Grund für die abnehmende 
Glaubwürdigkeit der Volksvertreter? Wie ist es um die 
Wählerinnen und Wähler bestellt, die sich „authentische“ 
Politikerinnen und Politiker wünschen, aber mitunter vor 
den Kopf gestoßen sind, wenn dieser Wunsch eingelöst 
wird? Und wie lässt sich die Verrohung der politischen De-
batte durch Rechtspopulisten, die Verschiebung der 
Grenze des Sagbaren erklären? 
Oliver Georgi entlarvt in neun Kapiteln – allesamt über-
schrieben mit „Hochwertwörtern“ des politischen Sprach-
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gebrauchs – die unterschiedlichen Konnotationen der „se-
mantischen Kämpfe“. Misstrauen und Vorsicht sind beim 
wiederholten Gebrauch des Wortes „Vertrauen“ geboten. 
Georgi belegt dies mit einer simplen Rechnung des be-
kannten Bloggers Sascha Lobo: In 73 Prozent der Fälle, in 
denen Angela Merkel während ihrer zweiten Amtszeit 
(2009–2013) einem Politiker ihr „volles Vertrauen“ ausge-
sprochen hatte, erfolgte im Schnitt nach 33,3 Tagen der 
Rücktrit t. Mit Blick auf das Vertrauen kann man im Übrigen 
eine merkliche Kluft konstatieren: In nahezu allen Mei-
nungsumfragen, die das Item „Vertrauen“ abfragen, ran-
gieren Politikerinnen und Politiker weit abgeschlagen auf 
den hinteren Rängen. 
Gerade in Zeiten von Großen Koalitionen wird der poli-
tische Diskurs eher eindimensional, echte Kontroversen 
und der „zwanglose Zwang des besseren Arguments“ (Jür-
gen Habermas) werden hintangestellt. Ähnlich verhält es 
sich mit dem ab 2009 auftauchenden Begriff „alternativ-
los“, der notwendige Diskussionen über effiziente und ef-
fektive Lösungen diskreditiert und als wenig zielführend 
abtut. „Ehrlichkeit“ und „schonungslose Analyse“ sollen Be-
harrlichkeit und Unbeirrbarkeit signalisieren, hinterlassen 
durch ihren inflationären Gebrauch bei Wählerinnen und 
Wählern jedoch einen verheerenden Eindruck, treiben sie 
gar in die Arme jener Partei, die vorgibt, es gänzlich anders 
als die „etablierten“ Parteien machen zu wollen. 
Angesicht der „Floskelwolken“ erinnert Georgi schon mit 
ein klein wenig Sehnsucht an die rhetorischen Grobheiten 
von Franz Josef Strauß, Helmut Schmidt oder an den Spott 
und die Häme des politisch nicht immer korrekten Herbert 
Wehner. Es liegt wohl ein Stück Wahrheit in der von Oliver 
Georgi formulierten These, dass die Wählerinnen und 
Wähler nach dem rotzigen und unwirschen Auftreten von 
Gerhard Schröder und Joschka Fischer – beide Vertreter 
der „Generation Basta“ – mit Angela Merkel ein Anti-
Basta-Modell favorisiert haben. Und wenn im Wahlkampf 
2013 „Klartext-Peer gegen Schwurbel-Angela“ (Die Welt) 
mit Worthülsen brach und die leidenschaftslose Kanzlerin 
attackierte, goutierte man diese „klare Kante“ zunächst. 
Steinbrücks gelegentliche Arroganz hingegen, seine pha-
risäerhaften Bemerkungen über billigen Wein, den er nie 
trinken würde, und letztlich die Geste des „Stinkefingers“ 
brachten ihm kurz vor der Wahl den Titel „Pannen-Peer“ 
(SZ-Magazin) ein. Der „Genosse der Bosse“ landete weit 
abgeschlagen hinter Angela Merkel. Auch Sigmar Gabriel 
hat für so manchen verbalen Radikalismus und die eine 
oder andere markige Zuspitzung Schelte bekommen. 
Nachdem Gabriel am 24. August 2015 den rassistischen 
und rechtsradikalen Mob in Heidenau „Pack“ genannt 
hatte, war die Entrüstung über diese „verbale Aufrüstung“ 
(Der Spiegel) groß. Bei genauerem Hinschauen offenbart 
sich jedoch eine gewisse Ambivalenz: Bürgerinnen und 
Bürger wollen klare Ansagen, aber bitte nur dann, wenn 
sie nicht wehtun! Georgi erinnert im Zusammenhang mit 
diesem Beispiel daran, dass zur politischen Auseinander-
setzung Rede und Gegenrede, Polemik und gezielte ver-
bale Eskalationen gehören. Anstatt Pauschalisierung sind 
Diskurs und Differenzierung gefragt. 
Nicht zuletzt die AfD hat dazu beigetragen, dass die poli-
tische Debattenkultur in den letzten Jahren erheblich gelit-
ten hat. Parlamente sind für die AfD eine Art Bühne, um sich 

demonstrativ und provokativ von den etablierten demo-
kratischen Parteien abzugrenzen. Mit Zwischenrufen und 
Zwischenreaktionen grenzt sich die AfD von ihnen ab und 
wird im Gegenzug von den anderen Fraktionen mit densel-
ben rhetorischen Mitteln in parlamentarischen Debatten 
isoliert. Die Frontenbildung zwischen der rechtspopulisti-
schen, zum Teil völkisch orientierten AfD und den demokra-
tischen Parteien hat zugenommen. Diese neue Konfliktlinie 
trägt zur Polarisierung in den Parlamenten und zu einer 
Emotionalisierung der Plenumsdebatten bei. Dies gipfelt 
auch in der Leerformel, die AfD nehme „die Interessen der 
kleinen Leute wahr“ und sei anscheinend eine „Kümmerer-
Partei“. Hinter dieser verquasten Floskel verbirgt sich im 
Grunde ein tief paternalistisches Politikverständnis, das 
zudem reichlich unterkomplex ist. Ludwig Wittgenstein 
brachte diesen Sachverhalt schon im Jahr 1921 auf den 
Punkt: „Die Grenzen meiner Sprache bedeuten die Gren-
zen meiner Welt.“ 
Das Framing macht bekanntlich die Musik! Framing bedeu-
tet, dass alles, was wir sagen, in einen „sprachlichen Deu-
tungsrahmen“ – so die Sprach- und Kognitionsexpertin Eli-
sabeth Wehling in ihrem 2016 erschienenen Buch „Politi-
sches Framing“ – eingebettet ist. Es macht eben einen 
Unterschied, ob der Einsatz der Bundeswehr in Afghanis-
tan „Kriegseinsatz“, „Friedenseinsatz“ oder „Stabilisie-
rungseinsatz“ genannt wird, oder ob wir in Zeiten von Co-
rona von einer „Ausgangsbeschränkung“ oder einer „Aus-
gangssperre“ sprechen. 
Das inflationär gebrauchte Wort „Empörung“ ist ebenfalls 
ein fester Bestandteil des politischen Phrasenkoffers. Dient 
es doch zumeist dazu, sich rhetorisch von anderen Parteien 
abzugrenzen. Diese Abgrenzung gehört „zum politischen 
Einmaleins wie das Bierzelt zur CSU“ – so Oliver Georgi. 
Durch die gnadenlose Konkurrenzsituation auf dem Me-
dienmarkt mischen die Medien bei diesem „Phrasen-Bingo“ 
(S. 118) kräftig mit. Die Relevanz von politischen Ereignis-
sen wird mit hastigen und schrillen Zuschreibungen erhöht, 
erzeugt jedoch, befördert u. a. durch die Sozialen Medien, 
einen „maximalen Reizzustand“ (Bernhard Pörksen). Und 
auch „Verantwortung“ ist ein beliebtes Hochwertwort. Als 
Beleg mag der Verweis genügen, dass „Verantwortung“ im 
Koalitionsvertrag der Großen Koalition 2013 auf 185 Sei-
ten 86 Mal erwähnt wird. Ein wenig bescheidener geht es 
im Koalitionsvertrag von 2018 zu: Dort taucht das Wort auf 
175 Seiten nur 47 Mal auf. Auch „Mut“ ist eine zentrale Ka-
tegorie der politischen Rhetorik. Der dazu gehörende 
frame, d. h. der kognitive Rahmen, lässt sich wie folgt be-
schreiben: „drohende Gefahr, höchster Einsatzwille, Risi-
kobereitschaft, Aufopferung“ (S. 131). Getoppt wurde das 
Wort von Christian Lindner, der sich im Wahlkampf 2017 zu 
dem Begriff „German Mut“ verstieg. Nachdem Lindner die 
Koalitionsverhandlungen platzen ließ, bescheinigte ihm 
die Huffington Post „German Übermut“. 
Oliver Georgi erklärt des Weiteren, warum „Stabilität“ für 
Politikerinnen und Politiker so ein grundlegender Begriff ist 
und warum sie sich so auf die „Zukunft“ freuen, die sie „ge-
stalten“ wollen – trotz einer gleichzeitig gegen Null ten-
dierenden Dynamik. 
Ein gutes und lesenswertes Buch kommt ohne ein vernünf-
tiges Fazit nicht aus. Georgi appelliert in seinen Schluss-
folgerungen zunächst an Politikerinnen und Politiker, ihre 

177

 BUCHBESPRECHUNGEN

bis2021_03_inhalt.indd   177bis2021_03_inhalt.indd   177 06.08.21   07:5406.08.21   07:54



Sprache reflektierter und disziplinierter zu gebrauchen. 
Gleichzeitig mahnt er mehr Präzision und Differenzierung 
an. Beide Forderungen müssen kein Widerspruch zu 
 Kontroversen und Konfrontationen, die elementare Be-
standteile der Politik sind, sein. Aber nicht nur die poli-
tischen Akteure sind gefordert. Gleiches gilt für die Me-
dien. Und zu guter Letzt adressiert Oliver Georgi die Bür-
gerinnen und Bürger. Es gibt – auch in der politischen Kaste 
– begabte Rhetoriker und solche, die kaum in der Lage 
sind, ihre Reden ohne Verhaspeln abzulesen. Politikerin-
nen und Politiker sind eben auch nur Menschen, die Stär-
ken und Schwächen haben. Georgis lesenswerte Analyse 
fordert auch von Leserinnen und Lesern ein Stück weit 
Selbstkritik.

Siegfried Frech

Kultur erfassen & ertasten

Jochen Hörisch:
Hände. Eine Kulturgeschichte

Carl Hanser Verlag, München 2021.
 304 Seiten, 28,00 Euro.

Was hat eine Buchbesprechung zum Thema „Hände“ in ei-
ner Zeitschrift, die politischer Bildung dienen soll, zu su-
chen? Eine erste Antwort gibt der Autor selbst. Sein Buch 
möchte den Leser ermuntern, sein „Leben auch und gerade 
im Zeitalter der Handvergessenheit in die eigenen Hände 
zu nehmen, dabei eine glückliche Hand zu haben und zu-
gleich zu begreifen, wie viele private und öffentliche, gött-
liche und satanische, sichtbare und unsichtbare Hände 
dieses liebenswürdige Projekt vereiteln – oder aber voran-
treiben“ (S. 56). In diesem Sinne unterstützen all diese Ge-
danken und Ideen auch die Bildung eines politisch mitden-
kenden und handelnden Staatsbürgers.
Oben genanntes Zitat soll anfangs genug Lesemotivation 
sein, denn das Hand-Motiv erläutert und verbindet der Au-
tor in den weiten Bereichen der Literatur, Philosophie, Juris-
prudenz, Geschichte, politischen Wissenschaft und der 
Ökonomie. All dies ist zum Teil amüsant und anekdotisch 
geschrieben, meist aber auch mit äußerst detailliert wis-
senschaftlichem Vokabular. Zum Autor: Jochen Hörisch ist 
emeritierter Professor für Neuere Germanistik und Me-
dienanalyse an der Universität Mannheim. Er legt hier eine 
„Kulturgeschichte“ (Untertitel) vor, ein Buch über Literatur 
und vor allem über Goethe.
Was hat es mit der sogenannten „Handvergessenheit“ des 
21. Jahrhunderts auf sich? Hörischs Einstieg und seine Ein-
leitung handeln zunächst vom Kultsport „Fußball“, bei dem 
die Hand ein tabuisiertes Organ ist. Handspiel ist verbo-
ten und nur beim Einwurf und vom Torwart erlaubt. Er ver-
weist auf „Die Angst des Tormanns beim Elfmeter“ – dessen 
Autor ausgerechnet Handke heißt –, dessen Erzähl-Ende 
lautet: „Der Elfmeterschütze schoss ihm den Ball in die 
Hände.“ Es folgt eine längere geschichtliche Betrachtung. 
Im alten Griechenland gehörte jemand, der sich bei seiner 
Arbeit die Hände schmutzig machte, zur drit trangigen 
Klasse. Adlige übten kein Handwerk aus. Hohe Geistliche 
hielten es eher mit dem Imperativ „ora“ als mit „labora“ 
(S. 12). Und betrachtet man die heutige Arbeitswelt, so 

wird derjenige, der studiert hat oder „etwas mit Medien 
macht“, höherwertig angesehen.
Nun zu Hörischs Lieblingsdichter Goethe, der in Frankfurt 
am Main (frz. „main“/Hand) geboren wurde und als Links-
händer mit der Hand schrieb, nicht mit dem PC. Die Hand 
zieht sich wie ein roter Faden durch sein Gesamtwerk und 
kann „als Abhandlung über göttliche, unsichtbare, öffent-
liche, private, kooperierende, zärtliche, kämpfende, schaf-
fende, abschaffende, gebende, nehmende, segnende, 
schwörende, schreibende, formende Hände gelesen wer-
den“ (S. 31). „Götz von Berlichingen mit der eisernen Hand“, 
„Faust“, der sich wiederholt seine Hände schmutzig ge-
macht hat, und „Die Wahlverwandtschaften“ werden in 
diesem Sinne analysiert. In den „Leiden des jungen 
Werther“ legt der junge Mann Hand an sich selbst, weil er 
die Hand seiner Geliebten, durch deren Hände die Pistole 
einst ging, nicht erhält. Wegen der begangenen Todsünde 
darf ihn kein Geistlicher zu Grabe tragen, Handwerker 
springen dafür ein.
In Schillers „Wilhelm Tell“ soll Walter durch die Hand des 
eigenen Vaters getötet werden. Der Meisterschuss gelingt, 
denn „die Gelassenheit des Sohnes verleiht dem Vater in 
angespanntester Situation eine ruhige Hand“ (S. 40). Tho-
mas Manns „Buddenbrooks“ fasst Hörisch als eine Konstel-
lation aus Händen (642 Mal tauchen sie auf), Geld und 
Schmutz zusammen. An den „Manieren“ kann man die Mit-
glieder der Familie Buddenbrook erkennen. In wessen 
Hände liegt unser Geschick? In der Hand Gottes? Rilkes 
„Herbst“-Gedicht endet mit den Versen „Und doch ist Einer, 
welcher dieses Fallen unendlich sanft in seinen Händen 
hält.“ Erinnert sei auch an die letzten Worte Jesu am Kreuz: 
„Vater, ich befehle meinen Geist in deine Hände.“
Wenn Hörisch einige bekannte Linkshänder wie Napo-
leon, Reagan, Bush, Clinton, Obama benennt, so führt ihn 
diese Beobachtung zu entsprechenden literarischen Wer-
ken, in denen Linkshänder im Mittelpunkt stehen: „Die 
Linkshänderin“ (Grass), „Die linkshändige Frau“ (Handke), 
„Franziska Linkerhand“ (Reimann). In der Geschichte wer-
den oft Politiker mit starker, stählerner und rücksichtslos 
durchgreifender Hand bewundert und erduldet (Wil-
helm II., Stalin). Wie umfasst und bemächtigt uns die Wirt-
schaft? Regiert und manipuliert uns die unsichtbare Hand 
des Marktes? Für Hörisch ist klar: Die invisible hand des 
Marktes ist „das neuzeitlich-moderne funktionale Äquiva-
lent der Hand Gottes. Beide Hände bewirtschaften 
Knappheit, Endlichkeit und Zeitlichkeit.“ Nimmt man Marx 
und Engels dazu, so soll eine befreite Arbeiterklasse die 
gesellschaftliche Produktion selbst in die Hand nehmen. 
Musikliebhaber, hergehört! Don Giovannis Verführungs-
verse „Reich mir die Hand, mein Leben“ und „Wie eiskalt ist 
dies Händchen“ aus La Bohème werden von Hörisch sei-
tenlang literaturwissenschaftlich analysiert. Kurz und 
knapp zusammengefasst geht es für ihn in Opern immer 
darum, wer wem warum die Hand reicht oder entzieht.
Fazit: Das Buch von Jochen Hörisch ist für Leserinnen und 
Leser mit den unterschiedlichsten Interessen geeignet und 
dient auch dazu, die allgemeine kulturelle, politische und 
geschichtliche Bildung zu erweitern und zu vertiefen. Man 
sollte es, weil es so vielseitig ist, immer wieder zur Hand 
nehmen. Meinen persönlichen Schluss widme ich Theodor 
Fontane, der den freigiebigen Herrn von Ribbeck, dessen 
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Grab man eine Birne beigab und aus der nun ein Bäum-
chen erwuchs, in seiner berühmten Ballade mit den Versen 
ehrt: „So spendet Segen noch immer die Hand des von 
 Ribbeck auf Ribbeck im Havelland.“

Berthold Schäffner

Polizeiarbeit in der Demokratie

Jörg Brimer, Stephan Klinkenberg:
Politische Zusammenhänge verstehen. 
Für Ausbildung und Praxis bei der Polizei.

Richard Boorberg Verlag, Stuttgart 2021. 
308 Seiten, 29,80 Euro.

Die Ausbildungsoffensive bei den Polizeien des Bundes 
und der Länder reagiert auf den demographischen Wan-
del, der die Behörden vollumfänglich erreicht hat. Da der-
zeit die Angehörigen der geburtenstarken Jahrgänge al-
tersbedingt aus dem Dienst ausscheiden, zielen innenpoli-
tische Maßnahmen auf die quantitative Kompensation der 
Abgänge und künftig sogar auf personellen Aufwuchs. Zu 
diesem Zweck ist die Attraktivität des Vorbereitungsdiens-
tes im mittleren Polizeivollzugsdienst durch Besoldungser-
höhungen gesteigert worden, außerdem sind die Einstel-
lungsvoraussetzungen verändert sowie die Ausbildungs-
pläne und Prüfungsordnungen angepasst worden. Des 
Weiteren scheinen sich längerfristige Entwicklungstrends 
mit je eigenen Rückwirkungen auf die Ausbildung zu ver-
stetigen: Unter anderem steigt der Anteil von Frauen und 
Nachwuchskräften aus migrantischen Familien im Vorbe-
reitungsdienst kontinuierlich, was die Institution Polizei zu 
einem realitätsgetreuen Abbild der Gesellschaft verän-
dern wird; nimmt durch die Anziehungskraft des mittleren 
Polizeivollzugsdienstes beim Bund und in verschiedenen 
Ländern die räumliche Mobilität der Auszubildenden zu; 
verbessert die polizeiliche Berufsausbildung für viele die 
Durchlässigkeit in höhere Bildungsabschlüsse und fördert 
durch die Option eines späteren Aufstiegs in den gehobe-
nen oder höheren Dienst die soziale Mobilität. Schon an-
hand dieser Beispiele wird deutlich, dass die überwiegend 
auf die Berufsvorbereitung hin orientierte polizeiliche Aus-
bildung mit alleiniger Fokussierung auf die politisch favori-
sierte quantitative Zunahme von Polizeivollzugsbeamten 
schlecht beraten ist. Stattdessen sollten sowohl für die The-
orie- als auch die Praxisanteile der Ausbildung vermehrt 
qualitative Standards normiert werden, um durch geeig-
nete Lehr- und Lernmaterialien einen systematischen Kom-
petenzaufbau anzustreben.
Für den gesellschaftswissenschaftlichen Unterricht legen 
Jörg Brimer und Stephan Klinkenberg – beide sind Dozen-
ten bei der Bayerischen Bereitschaftspolizei – mit Politische 
Zusammenhänge verstehen nun ein Lehrbuch vor, das inhalt-
liche Standards setzt und der vernachlässigten Qualitäts-
sicherung in der Ausbildung dient. Anders als der in diesem 
Bereich über Jahrzehnte zum Klassiker im Fachhochschul-
studium avancierte, in 21. Auflage vorliegende Grundriss 
des Staats- und Verfassungsrechts von Helmut Dohr wen-
den sich die Autoren zuerst an Auszubildende im mittleren 
Dienst, nachrangig auch an Studierende, Quereinsteiger 
und erfahrene Polizeibeamte. Daraus ergeben sich eine 

Reihe von Konsequenzen in Bezug auf die thematische 
Schwerpunktsetzung, die didaktisch-methodische Kon-
zeption und die formale Gestaltung des in vier Abschnitte 
mit 17 Kapiteln gegliederten Bandes.
Den staatsrechtlichen Teil ihres Lehrbuchs eröffnen Brimer 
und Klinkenberg mit einer Einführung in die Grundlagen 
der allgemeinen Staatslehre nach Jellinek, ehe sie das Or-
ganisationsrecht von Bund, Ländern, Kommunen und der 
EU beschreiben und den Aufbau des Grundgesetzes mit 
dem Wirkungsgefüge der Grundrechte darstellen. Vertieft 
werden unter den in der Staatsfundamentalnorm festge-
legten Verfassungsprinzipien insbesondere die Gewalten-
teilung, näher erläutert werden außerdem die Wahl, Zu-
sammensetzung und Aufgaben der Verfassungsorgane, 
die Mittel der wehrhaften Demokratie sowie die Arbeit der 
EU-Organe einschließlich entscheidender politischer Pro-
zesse wie das ordentliche Gesetzgebungsverfahren. Die 
Abschnitte zur politischen Bildung sind der Identitäts- und 
Meinungsbildung, der kritischen Mediennutzung, dem Plu-
ralismus und der demokratischen Partizipation gewidmet; 
teils ausführlich wird über Kriminalität, Strafe, Globalisie-
rung, Digitalisierung und Migration informiert. Im Vergleich 
mit anderen Lehrwerken ist das Bemühen der Autoren, ei-
nen Polizeibezug zu den Themenbereichen herzustellen, 
überaus positiv zu werten. Gerade der Bereich der poli-
tischen Bildung erfährt auf diese Weise eine Aktualisie-
rung und Relevanzsteigerung. Nicht immer gelingt dies mit 
gleicher Sorgfalt: Während die Frage, wie die Polizei in 
Europa kooperiert, in einem eigenen Kapitel entfaltet wird, 
fehlen zum Beispiel die Stichworte Wirtschafts- und Cy-
berkriminalität in den Kapiteln zur Globalisierung und Di-
gitalisierung. Inhaltlich zeichnet sich Politische Zusammen-
hänge verstehen durch die Reduktion auf Wesentliches aus, 
jedoch meist zu Lasten einer (historisch-)vergleichenden 
Perspektive und gelegentlich um den Preis der Detail-
genauigkeit. Dem gelungenen Abriss der Geschichte von 
der Wirtschaftsintegration bis zur politischen Gemein-
schaft in Europa stellen die Autoren die Aussage voran, 
dass man die EU besser verstehen könne, wenn man ihre 
Geschichte berücksichtige (S. 176), leider ohne dieses Prin-
zip auch auf die Geschichte der Menschenrechte, die 
deutsche Verfassungsgeschichte samt Einführung des 
Frauenwahlrechts oder die Geschichte der Todesstrafe 
und ihrer Abschaffung anzuwenden. Nicht zufällig bleiben 
daher etwa die Aussagen zum Staatsoberhaupt gemäß 
Grundgesetz ohne den wenigstens punktuellen Vergleich 
mit der Stellung des Reichspräsidenten in der Weimarer 
Reichsverfassung eindimensional; eine Verortung des Bun-
despräsidenten im Gewaltengefüge der BRD unterbleibt 
ebenso wie der vergleichende Blick auf die (semi-)präsi-
dentiellen Regierungssysteme heute. Formale Angaben 
und inhaltliche Aspekte sind gleichermaßen von Ungenau-
igkeit betroffen, was die Nutzerfreundlichkeit des Lehr-
buchs einschränkt und nicht zielgruppenadäquat ist: Ge-
legentlich fehlen die Verweise auf wichtige Artikel des 
Grundgesetzes, obwohl auf deren Inhalt referiert wird 
(z. B. Art. 31 GG, S. 78; Art. 38 Abs. 2 GG, S. 158; Art. 38 
Abs. 1 GG, S. 161; Art. 116 Abs. 1 GG, S. 287); ergänzt wer-
den sollte die Staatszielbestimmung der tatsächlichen 
Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und 
Männern gem. Art. 3 Abs. 2 S. 2 GG (S. 36), weil sie direkte 
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Auswirkungen auf die polizeiliche Ausbildung hat; Definiti-
onen wie jene zum Staatsvolk („Das Staatsvolk ergibt sich 
aus den Staatsangehörigen. Diese besitzen dessen Staats-
angehörigkeit.“, S. 19) sollten überarbeitet und um die Ab-
grenzung von Volk und Bevölkerung sowie die Differenzie-
rung von ius soli und ius sanguinis erweitert werden, da an-
sonsten die im Kapitel zur Migration verhandelten Fragen 
zur Staatsangehörigkeit von Spätaussiedlern (S. 293) und 
zum Selbstverständnis Deutschlands als Einwanderungs-
land (S. 291) nicht nachvollziehbar sind; schließlich sind 
dort Konkretisierungen erforderlich, wo die vereinfa-
chende Darstellung der komplexen Materie nicht gerecht 
wird, was beispielsweise das System der Grundrechtsge-
währleistungen und -beschränkungen (S. 40–48) oder die 
Bestimmungen des Ausländerrechts mit seinen verschiede-
nen Schutzvoraussetzungen und -formen (S. 296–298) be-
trif f t. Für Neuauflagen ist die Korrektur offensichtlicher 
Fehler wie der folgenden wünschenswert: Die Annahme, 
Ausfertigung und Verkündung des Grundgesetzes fanden 
am 23. Mai 1949 statt, in Kraft trat es gem. Art. 145 
Abs. 2 GG aber erst einen Tag später (S. 25 und 38); die 
Verfassungsprinzipien ergeben sich aus Art. 20 Abs. 1 bis 
3 GG, das Widerstandsrecht gem. Art. 20 Abs. 4 GG ist 
nicht von der Festlegung der sog. „Ewigkeitsklausel“ in Art. 
79 Abs. 3 GG erfasst (S. 26 und 27 f.; anders als angege-
ben sind auch die besonderen Abgeordnetenrechte der 
Indemnität und Immunität gem. Art. 46 Abs. 1 und 2 GG 
einschränkbar (S. 67); die Kompetenz zur Prüfung eines 
Bundesgesetzes auf seine Verfassungsmäßigkeit durch 
den Bundespräsidenten umfasst gem. Art. 20 Abs. 3 und 
Art. 82 Abs. 1 S. 1 GG bei offensichtlichen oder schwer-
wiegenden Verfassungsverstößen im Rahmen seiner Evi-
denzkontrolle auch eine materielle Überprüfung, die Amts-
träger beriefen sich z. B. 1991 bei der Änderung des Luft-
verkehrsgesetzes und 2006 beim Gesetz zur Flugsicherung 
darauf (S. 73). 
Brimer und Klinkenberg halten politische Bildung bei der 
Polizei für „unverzichtbar“, weil sie Polizeibeamte erstens 
zur Reflexion ihres Handelns befähige und resistent gegen 
„undemokratische Ideen und Verhaltensweisen“ mache, 
und weil sie zweitens kontextuelles Denken ermögliche 
und die Voraussetzung zu gesellschaftlicher Teilhabe 
biete: „Um nicht bloß zu vollziehen, sondern reflektiert zu 
handeln, […] [u]m über aktuelle Probleme und gesellschaft-
liche Debatten Bescheid zu wissen, braucht ein Polizeibe-
amter eine am Zeitgeschehen ausgerichtete politische Bil-
dung“ (S. 10). Damit sind die Leitideen benannt, die dem 
Lehrbuch seine Struktur geben. Jedem Abschnitt geht eine 
kurze Übersicht über die Themen der zugehörigen Kapitel 
voraus. Zu Beginn der einzelnen Kapitel werden „Äußerun-
gen aus der Lebens- und Berufswelt der Polizeischüler“ 
(S. 9) in einer Art Brainstorming gesammelt, die neben ei-
ner Perspektivübernahme die inhaltliche Auseinanderset-
zung initiieren und jene Fragen generieren, auf die dann 
Antworten gegeben werden. Aus der Beantwortung dieser 
Fragen resultiert das Arbeitswissen, das die Basis zur Ent-
wicklung politischer Kompetenzen bildet. Über den Um-
fang und Grad der erworbenen Sach- und Methodenkom-

petenz informiert eine Checkliste am Ende jedes Kapitels. 
Anschließende, zum Teil jedoch sehr anspruchsvolle und 
allein durch zusätzliche Recherchen beantwortbare Fra-
gen zur polizeifachlichen und persönlichen Reflexion för-
dern die Handlungs- und Urteilskompetenz, indem sie zur 
Vertiefung und Anwendung von Wissen sowie zur Ein-
übung demokratischer Fähigkeiten anregen. Hierin sehen 
die Autoren den eigentlichen Bildungsgehalt ihres Gegen-
stands und die Chance zur persönlichen Weiterentwick-
lung, die noch besser gelänge, wenn zur Selbstkontrolle 
Lösungsvorschläge z. B. über einen Webcode abrufbar 
wären. Aus der Überzeugung, dass politische Bildung le-
bendig sei und sich nicht nur auf das Lesen von Texten und 
das Arbeiten im Klassenzimmer beschränken sollte, folgen 
zuletzt Lernaufgaben zur Vertiefung im Selbststudium mit 
Empfehlungen für Literatur und Filme, Besuche von Museen 
und Ausstellungen, Exkursionen und Planspiele u. a. 
Mit dieser adressatengerechten Konzeption einer zeitge-
mäßen politischen Bildung korrespondiert die verständli-
che und prägnante Sprache der Autoren, sieht man ab von 
Formulierungen wie dem eigentlich mit der Französischen 
Revolution assoziierten Terminus „Schreckensherrschaft“ 
(S. 26, 41) für die nationalsozialistische Diktatur, dem um-
strit tenen und ohne Anführungszeichen unreflektiert ge-
brauchten Begriff „Drit tes Reich“ (z. B. S. 34), der unpräzi-
sen Bezeichnung „Verschwörungstheorien“ (S. 147, 150) für 
Verschwörungsmythen oder -ideologien. 
Als rezeptionsförderlich erweist sich darüber hinaus das 
optische Erscheinungsbild des Lehrbuchs: Der zweifarbige 
Druck erhöht die Lesbarkeit; das ansprechende Layout mit 
Kolumnentitel, zentralen Begriffen in der Marginalspalte 
und einem Stichwortverzeichnis sorgt für Übersichtlichkeit 
und Orientierung. Querverweise, welche die Kapitel stär-
ker untereinander vernetzen, fehlen hingegen an vielen 
Stellen und die zahlreichen Abbildungen sind nicht immer 
von derselben Qualität, weil sie ohne inhaltlichen Mehr-
wert (S. 33), unvollständig (S. 62) oder bis zur Unleserlich-
keit klein (S. 221) sind. 
Trotz der genannten Schwächen ist Politische Zusammen-
hänge verstehen als Lehrbuch, das eine ganz aus der Praxis 
entwickelte berufsgruppenspezifische Gesamtdarstellung 
wagt, für Einsteiger empfehlenswert, weil es direkt an ihre 
Erfahrungswelt anknüpft, Vorwissen aktiviert, zum Kompe-
tenzerwerb führendes Fachwissen bereitstellt und mit einer 
Vielzahl geeigneter Vertiefungsmöglichkeiten weit über 
den unterrichtlichen Einsatz hinausweist. Für Studierende 
mag es sich je nach persönlichen Voraussetzungen als ers-
ter Überblick eignen. Die gänzlich fehlenden, für das wis-
senschaftliche Lernen unabdingbaren Quellen- und Litera-
turangaben mindern den Gebrauchswert allerdings so er-
heblich, dass hier der Griff zu einschlägigen Einführungen 
ratsam ist. Gewinnbringende Lektüre und unterrichtsprak-
tische Verwendung ist auch für das Lehrpersonal in allge-
meinbildenden oder beruflichen Schulen denkbar, vor al-
lem wenn eine Konkretisierung des Unterrichtsstoffs mit 
Blick auf die Hintergründe polizeilicher Arbeit gewünscht 
ist. 

Marcus Schotte
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